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Am 7. Dezember 1985 sind es 150 Jahre her, 
daß zwischen Nürnberg und Fürth — übri- 
gens einige Wochen später als vorgesehen — 
die erste deutsche Eisenbahn fuhr. Von die- 
sem bescheidenen Anfang bis zu dem bedeu- 
tendsten Verkehrsmittel Eisenbahn unseres 
Landes war es ein langer Weg, bestimmt von 
gesellschaftlichen Verhältnissen unterschied- 
lichen Charakters. Die Eisenbahn half, die ka- 
pitalistische Wirtschaft herauszubilden, sie 
war zugleich „Krönung des Werkes der indu- 
striellen Revolution”. Sie wurde geprägt von 
der kapitalistischen Rationalisierung und 
während des Faschismus in dessen Ziele mit 
allen Mitteln einbezogen. Auf dem Boden 
der DDR leistet sie - nunmehr in Volkes 
Hand - ihren Beitrag zur erfolgreichen sozia- 
listischen Entwicklung. 

Das Phänomen Eisenbahn zieht viele in sei- 
nen Bann. Und obwohl das Streckennetz, un- 
zählige Brücken, Hochbauten u. ä. im we- 
sentlichen im vorigen Jahrhundert, dem 
„Jahrhundert der Eisenbahn”, entstanden 
sind, ist die Entwicklung nie stehengeblie- 
ben. Von der „guten alten” Dampflok zur lei- 
stungsfähigen Elektrolok, von der Equipage 
auf zweiachsigem Plattformwagen zum „lan- 
gen Halberstädter”, vom Ballonsignal zum 
Lichtsignalsystem — diese Reihe ließe sich 
beliebig fortsetzen. Beispielsweise um mo- 
derne technologische Lösungen und nicht 
zuletzt darum, daß die veränderten Eigen- 
tumsverhältnisse auch und vor allem die Be- 
ziehungen der Eisenbahner untereinander 
und zu ihrer Eisenbahn wandelten. Daß dabei 
kein Endpunkt erreicht worden ist, liegt 
ebenso in der Natur des Sozialismus wie die 
klaren Konturen der Deutschen Reichsbahn 
von morgen. 
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Die Autoren möchten mit diesem Buch zur 
Würdigung des ı5ojährigen deutschen Eisen- 
bahnwesens beitragen und dabei zeigen, welche 
dynamische Entwicklung dieser Verkehrszweig 
durchlief. Der Bogen der Betrachtung spannt 
sich von der industriellen Revolution und 
damit dem Beginn der kapitalistischen Fabrik- 
produktion biszur gegenwärtigen wissenschaft- 
lich-technischen Revolution, in deren Rahmen 
die Eisenbahnen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik erstmalig frei von Konkurrenz 
auf der Grundlage des verkehrspolitischen 
Konzepts von Partei und Regierung arbeiten 
können. 

Die komplexe Darstellung einer eineinhalb 
Jahrhunderte währenden Entwicklung war nicht 
problemlos. Die Fülle der bisher erschienenen 
Literatur zu diesen Fragen stellte den Autoren 
die dringliche Aufgabe nach der Auswahl sol- 
cher Schwerpunkte, die dem Anliegen am 
besten gerecht wurden. So war keinesfalls eine 
Beschränkung auf die Eisenbahntechnik beab- 
sichtigt, sondern die Grundfragen des Produkti- 
vitätsfortschritts waren in die allgemeine Eisen- 
bahngeschichte und die gesellschaftliche Ent- 
wicklung einzubetten. Der vorgegebene Manu- 
skriptumfang zog darüber hinaus bestimmte 
Grenzen für die Behandlung des Stoffes. Des- 
halb mußten einige Themen von vornherein 
vernachlässigt werden bzw. unberücksichtigt 
bleiben. Das war überall dort möglich, wo 
bereits Veröffentlichungen mit Detailangaben 
zur Verfügung stehen oder keine neuen For- 
schungsergebnisse vorliegen. In diesem Zusam- 
menhang sei beispielhaft auf die im Jahr ıg60 
erschienene Festschrift des Ministeriums für 
Verkehrswesens aus Anlaß des ı2Rjährigen 
Bestehens der deutschen Eisenbahnen mit dem 
Titel »Uns gehören die Schienenwege« ver- 
wiesen. 

Trotz dieser unumgänglichen Einschränkungen 
hoffen die Autoren, den Lesern einen nachhal- 
tigen Eindruck von der außerordentlich viel- 
schichtigen Wirkung der Eisenbahnen vermit- 
teln zu können. 
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Die Eisenbahn revolutioniert 


den Verkehr 
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1. KAPITEL 
1835-1871 


Die traditionellen Verkehrsmittel genügen nicht mehr 


Die Entwicklung der mit Dampflokomotiven be- 
triebenen Eisenbahnen begann Anfang des 
1g. Jahrhunderts; zögernd zunächst und begleitet 
von nicht wenigen Rückschlägen und Mißerfol- 
gen. Seit den goer Jahren jedoch erlangte dieses 
neue Verkehrsmittel, das wegen seiner umfassen- 
den Wirkungen auf den Güter-, Personen- und 
Nachrichtenverkehr, auf Wirtschaft, Politik und 
Militär keine Parallelen kennt, sehr rasch eine 
bedeutende Position. Nicht zu Unrecht wurde 
deshalb das 19. Jahrhundert sehr oft das »Jahr- 
hundert der Eisenbahnen« genannt, wenngleich 
betont werden muß, daß die Eisenbahn diese 
überragende Bedeutung nur in der Wechselwir- 
kung mit dem außergewöhnlichen wirtschaftli- 
chen Aufschwung infolge der industriellen Revo- 
lution und im Zusammenwirken besonders mit 
der gleichfalls die Dampfkraft nutzenden Schiff- 
fahrt, aber auch zusammen mit den beachtlichen 
Fortschritten des übrigen Verkehrswesens errin- 
gen konnte. 

Die Eisenbahn hatte bei der Transportrevolu- 
tion des 19. Jahrhunderts zweifellos eine heraus- 
ragende Bedeutung. KAırı Marx charakterisierte 
sie als »Krönung des Werks« der industriellen 
Revolution in jenen Ländern, wo die moderne 
Industrie am weitesten vorangeschritten war, wie 
in Großbritannien, den USA, Belgien und 
Frankreich. In Deutschland dagegen eröffnete 
sie diesen komplexen gesellschaftlichen Umwäl- 
zungsprozeß und spielte eine hervorragende 
Rolle beim Herausbilden nicht allein der kapita- 
listischen Wirtschaft, sondern auch aller ande- 
ren gesellschaftlichen Bereiche. Sie bot zahlrei- 
che direkte und indirekte Vorteile; denn mit ihr 
entstanden nicht allein »den modernen Produk- 
tionsmitteln adäquate« Verkehrsmittel, sie er- 
möglichte vor allem erstmalig einen schnellen, 
billigen Massenverkehr auf dem Land und damit 
eine regelmäßige, zuverlässige und preiswerte 
An- und Abfuhr der Rohstoffe, Halbfertigfabri- 
kate und Fertigwaren. Das wiederum versprach 
durch verminderte Transportkosten einen leb- 
hafteren Güteraustausch, durch die größere Ge- 
schwindigkeit ein schnelleres Tempo des Waren- 
umsatzes und damit des Kapitalumschlags. Mit 
der ständig möglichen Rohstoffzufuhr entfielen 
weiterhin die Notwendigkeit großer Vorratslager 
sowie die Bindung von Umlaufmitteln. Die 
Eisenbahnen ermöglichten zugleich das Beherr- 
schen des sich wesentlich mit ihrer Hilfe bilden- 
den nationalen Marktes sowie das Vordringen 
auf internationale Märkte und - zusammen be- 
sonders mit der Seeschiffahrt — das Ausweiten 
des Weltmarkts überhaupt. 

Im gleichen Maß, wie sie das Wachstum der 
kapitalistischen Industrie und des Handels för- 
derten, entstanden außerdem sich immer enger 
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gestaltende wechselseitige Beziehungen zwischen 
diesen Bereichen, weil die Eisenbahnen ein ent- 
scheidendes Gewicht als Abnehmer industrieller, 
vor allem schwerindustrieller Erzeugnisse hatten. 
Sie erleichterten das Entstehen von Großbetrie- 
ben und industriellen Ballungsgebieten, weil sie 
vor allem für den Transport des damals wichtig- 
sten Energieträgers jeder maschinellen Produk- 
tion, der Kohle, sorgten. 

Die Eisenbahnen wirkten auch auf weitere Be- 
reiche des gesellschaftlichen Lebens ein. Sie be- 
günstigten einerseits die Konzentration des Ka- 
pitals in den Händen der Bourgeoisie kapitali- 
stisch fortgeschrittener Länder und förderten 
andererseits die gesellschaftliche Entwicklung in 
Staaten mit noch gering ausgeprägter kapitalisti- 
scher Produktion, weil sie die Zersetzung der bis- 
herigen ökonomischen, sozialen und politischen 
Verhältnisse beschleunigten. Auch der umfang- 
reichere Bedarf nach Personenbeförderungslei- 
stungen, der im Gefolge dieser Prozesse ent- 
stand, konnte durch sie weit besser befriedigt 
werden. Nicht zuletzt waren die Eisenbahnen für 
die herrschende Klasse politisch und militärisch 
außerordentlich wichtig. 

Die Notwendigkeit dieses qualitativen 
Sprungs im Verkehrswesen hatte sich seit dem 
Beginn des ıg. Jahrhunderts auch in Deutschland 
immer deutlicher angekündigt. Über Jahrhun- 
derte hinweg hatten zuvor die traditionellen, we- 
nig leistungsfähigen Verkehrsmittel den gesell- 
schaftlichen Anforderungen entsprochen. Auch 
als kapitalistische Elemente im Bergbau und in 
der Textilproduktion den Produktionsumfang 
dieser Bereiche ausdehnten und der Handel zwi- 
schen den deutschen Staaten sowie zwischen 
ihnen und dem Ausland zunahm, waren für län- 
gere Zeit alle Gütertransporte ebenso wie die Be- 
förderung von Personen und Nachrichten auf 
Fuhrwerke, Kutschen, Segel- und Treidelschiffe 
angewiesen, für deren Fortbewegung die Muskel- 
kraft von Mensch und Tier sowie die Kraft des 
Windes und des Wassers genutzt wurden. Trotz 
einiger Verbesserungen an den Verkehrsmitteln 
hatte damit die Leistungsfähigkeit des Verkehrs- 
wesens sowohl im Umfang als auch in der Ge- 
schwindigkeit eine objektiv gegebene Grenze 
nicht überstiegen. Die unausbleibliche Folge war 
ein wachsender Widerspruch zwischen dem ein- 
geschränkten Verkehrsangebot und den Anfor- 
derungen der sich herausbildenden kapitalisti- 
schen Wirtschaft. 

Erhebliche Probleme bereitete vor allem die 
Rohstoffversorgung der Fabriken. Sofern kein 
Wasserstraßenanschluß zur Verfügung stand, 
mußte der Transport die Straße benutzen. So 
wurde beispielsweise der Eisen- und Stahlbedarf 
des Remscheider Gebiets mit einem jährlichen 


Umfang von mehr als 6000t Ende des ı18., An- 
fang des ıg. Jahrhunderts mit Pferdewagen aus 
dem etwa 200 km entfernten Siegerland gedeckt. 
Die mögliche höchste Tagesleistung dieser Fahr- 
zeuge lag bei 30 bis 40 km, die maximale Tragfä- 
higkeit jedes Wagens bei 0,5 t. Die zur Produk- 
tion erforderliche Steinkohle - um die Jahrhun- 
dertwende rd. 22000 t jährlich, 20 Jahre später 
annähernd 70000t — mußte mit Tragtieren her- 
angeschafft werden, von denen jedes höchstens 
1,5 dt transportieren konnte. Die sächsische Tex- 
tilindustrie bezog die aus Übersee importierte 
Baumwolle via Hamburg auf der Elbe bis Riesa, 
von dort aus mußte der Transport von Fuhrwer- 
ken übernommen werden. 

Vielerlei Schwierigkeiten bereitete unter die- 
sen Voraussetzungen auch die Versorgung der 
zahlreicher werdenden Stadtbevölkerung, beson- 
ders, wenn nicht die Binnenschiffahrt einbezo- 
gen werden konnte, die beispielsweise in Berlin 
Getreide und andere Nahrungsmittel heran- 
schaffte. Der Bevölkerungszuwachs anderer, 
nicht an Wasserstraßen liegender Städte wurde 
dagegen gehemmt, was unmittelbare Wirkungen 
auf deren mögliche Größe, aber auch auf die 
sich bildenden Fabriken und besonders deren 
Arbeitskräftepotential hatte. 

Einen Fortschritt im Landverkehr hatte der 
Chausseebau gebracht, der im Deutschen Bund 
etwa um 1815 in größerem Umfang begann und 
seinen Höhepunkt vor der ersten Eisenbahn er- 
reichte. Dieser »Kunststraßen«- und Wegebau 
hatte anfangs überwiegend militärische Motive. 
Die napoleonischen Kriege und insbesondere 
die Befreiungskriege ı813/14 hatten die Notwen- 
digkeit rascher Truppenverlegungen und der Be- 
wegung größerer Waffen- und Munitionsmen- 
gen sowie anderer Vorräte verdeutlicht. Es hatte 
sich herausgestellt, daß die Schlagkraft einer Ar- 
mee durch größere territoriale Mobilität um ein 
Vielfaches erhöht werden konnte. Darum entwik- 
kelte sich ein zunehmendes staatliches Interesse 
am Ausbau der Straßen. 

Besonders Preußen bemühte sich in seinem 
Kampf um die Vorherrschaft in Deutschland er- 
folgreich auf diesem Gebiet. Neben den strategi- 
schen Gründen war der preußischen Regierung 
außerdem an guten Verbindungen zwischen den 
östlichen und den westlichen Landesteilen gele- 
gen. Nicht zuletzt spielten bei diesem Straßen- 
bau in den folgenden Jahren ökonomische Über- 
legungen eine Rolle; denn es sollten auch 
Handelsstraßen — bevorzugt in West-Ost-Rich- 
tung — ausgebaut werden. Unter ihnen spielte 
die Straße von Halle (Saale) über Eisleben, San- 
gerhausen, Nordhausen, Heiligenstadt, Kassel in 
die westlichen Teile Preußens eine bedeutende 
Rolle. Von Wichtigkeit war außerdem eine 
Straße von Leipzig über Merseburg und Quer- 
furt nach Bad Langensalza, wo sie sich aufteilte 
in Richtung Mühlhausen — Heiligenstadt - dort 


mündete sie in die erstgenannte Chaussee und 
eine Richtung nach Gotha—Frankfurt (Main). 
Die Nord-Süd-Verbindungen waren zwar weni- 
ger gut ausgebaut, doch förderte beispielsweise 
die Straße von Magdeburg über Aschersleben, 
Artern nach Erfurt den Konkurrenzkampf gegen 
den Mitteldeutschen Handelsverein. (In ihm wa- 
ren von 1828 bis ı831 Hannover, Kurhessen, 
Sachsen, Braunschweig, Nassau, Frankfurt 
(Main), Bremen und die thüringischen Klein- 
staaten zusammengeschlossen.) Wie auch andere 
Chausseen beeinträchtigten sie durch die Ver- 
bindung zwischen den Gebieten des Preußisch- 
Hessischen und des Süddeutschen Zollvereins 
(1828 bis 1833: Bayern und Württemberg) den 
Mitteldeutschen Handelsverein in seiner Wir- 
kung. Auf diese Weise sollten sie dessen Mitglie- 
der veranlassen, sich der preußischen Führung 
unterzuordnen, wie es schließlich auch im 1834 
geschaffenen Deutsehen Zollverein geschah. 

Für den Straßenbau waren die Chausseen des- 
halb von Bedeutung, weil sie die Leistung des 
einzelnen Zugtiers erhöhten. Im Vergleich zu 
unbefestigten Landwegen stieg die Zugkraft 
eines Tieres auf befestigten Straßen etwa um das 
Dreifache. Besondere Vorteile zog daraus die 
Personenbeförderung durch die Schnellposten, 
die 1817 im Gebiet der Thurn-und-Taxis-Post 
und 1821 im Gebiet der Preußischen Post ent- 
standen. Betrug die durchschnittliche Tageslei- 
stung der gewöhnlichen Postkutschen etwa 
50km, so erreichten die schnellen Personenpo- 
sten in Preußen Geschwindigkeiten von 8 bis 
gkm/h und verminderten vor allem durch den 
Wegfall der allgemein üblichen gleichzeitigen 
Güterbeförderung sowie der damit verbundenen 
Aufenthalte die Gesamtreisezeit um etwa die 
Hälfte. Von Berlin nach Magdeburg fuhr man 
beispielsweise mit der Schnellpost nur noch 
15 Stunden statt der früheren 2%, Tage. 

Der weitere Ausbau des Straßennetzes er- 
laubte ein Ausdehnen der Schnellpostkurse. Da- 
von gab es 1837 in Preußen 182 (das war immer- 
hin mehr als ein Drittel aller deutschen 
Postkurse). Mit den Postkursen war eine, wenn 
auch sehr teure und nur wenigen Reisenden vor- 
behaltene Reisemöglichkeit entstanden, die den 
damaligen Ansprüchen zunächst genügte; denn 
immerhin existierten während der goer Jahre in 
den deutschen Staaten rd. 500 Postkurse mit 
einem Umfang von etwa 20000 bis 50 000 km 
Strecke. 

Auch der Güterverkehr konnte sich auf dem 
erweiterten Straßennetz ausdehnen. Mit den 
nach wie vor unzureichenden Pferdefuhrwerken 
wurde ein von Jahr zu Jahr zunehmender Wa- 
renverkehr bewältigt: mit wertvolleren Waren 
und im internationalen Handel teilweise über 
recht beträchtliche Entfernungen, aber auch zwi- 
schen wirtschaftlich eng verbundenen Gebieten 
des Deutschen Bundes. So wurden u.a. zwischen 
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GENÜGEN NICHT 
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Anläßlich der 

100- Jahrfeier der 
ersten Eisenbahn der 
Welt von Stockton 
nach Darlington fuhr 
ein originalgetreu nach- 
gebauter Zug auf die- 
ser Strecke, 

gezogen von der durch 
STEPHENSON erbauten 
»Locomotion«. 

Aus: RossBerc: 
Geschichte der Eisen- 
bahn 


1833 und 1836 in der Relation Magdeburg— 
Leipzig und umgekehrt jährlich zwischen 40000 
und 50000t Güter transportiert, der größere 
Teil in Nord-Süd-Richtung. Die Gütertrans- 
porte zwischen Leipzig und Dresden betrugen in 
der gleichen Zeit jährlich rd. 200001, zwischen 
Leipzig und Altenburg im Jahr 1837 rd. 21000 t. 
Auf die verstärkte Nachfrage konnte man zu- 
nächst nur quantitativ reagieren, d. h., je mehr 
Güter zu transportieren waren, desto mehr Zug- 
tiere und Wagen mußten zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die Grenzen dieser extensiven Erweiterung, 
die auch in anderen Bereichen des Verkehrswe- 
sens anzutreffen war, wurden zuerst im Landver- 
kehr sehr empfindlich spürbar; denn die aufwen- 
digen Transporte ließen die dafür erforderlichen 
Kosten in die Höhe schnellen. Teilweise verdop- 
pelte sich dadurch der ursprüngliche Preis für 
bestimmte Produkte bereits nach einer Entfer- 
nung von 30 km. Vor allem verteuerten jedoch 
die Transportkosten schwere Massengüter und 
industrielle Rohstoffe. Die Fabrikproduktion 
wurde dadurch erheblich gehemmt, und ein qua- 
litativer Sprung des Verkehrswesen stellte die 
unerläßliche Bedingung der kapitalistischen 
Wirtschaft dar. Er bot sich an durch die Nut- 


zung der Dampfmaschine, die sich als Kraftma- 
schine im stationären Betrieb bewährt hatte. 
Versuche mit Dampfantrieb wurden bei allen 
Transportmitteln unternommen. In Schiffe, 
Schienenfahrzeuge und schienenlose Landfahr- 
zeuge wurden Dampfmaschinen eingebaut. Für 
den sehr differenzierten Erfolg war vor allem die 
Tatsache ausschlaggebend, daß die Installation 
der Antriebsmaschine allein noch nicht genügte. 
Es waren außerdem wesentliche Nachfolgepro- 
bleme wie die Kraftübertragung und die Einsatz- 
bedingungen zu klären. Am überzeugendsten 
konnten sie bei der Eisenbahn gelöst werden. 
Nach den ersten mißglückten Versuchen mit 
gußeisernen Schienen, die unter der hohen Bela- 
stung durch Dampflokomotiven oft zerbrachen, 
stand seit der Verwendung gewalzter Schienen 
ein ausreichend stabiler Fahrweg zur Verfügung, 
auf dem auch größere Gütermengen bewegt wer- 
den konnten, und die Lokomotive hatte nach 
einem längeren Versuchsstadium vorwiegend in 
England etwa in den 20er Jahren ein Niveau er- 
reicht, das sie für die Praxis prädestinierte. Ihre 
Zugleistung war im Vergleich zu den Pferdefuhr- 
werken schon zu diesem Zeitpunkt beträcht- 
lich. 
Die Entwicklung der Eisenbahn zum dominie- 


renden Landverkehrsmittel wurde außerdem 
durch die Tatsache begünstigt, daß sowohl die 
Eigen- als auch die Nutzmasse der Transportmit- 
tel im Schienenverkehr vielfach höher sein durf- 
ten als im Straßenverkehr. Zusätzlich erlaubten 
der geringere Rollwiderstand und die Zwangs- 
führung der Fahrzeuge durch die Schienen Zug- 
längen, die im Straßenverkehr unmöglich waren 
und bis heute unmöglich sind. Schon beim Be- 
trieb der ersten Dampfeisenbahnen in England 
war außerdem der Nachweis erbracht worden, 
daß auch deren ökonomische Effektivität we- 
sentlich über der der traditionellen Verkehrsmit- 
tel lag; denn die spezifischen Transportkosten 
sanken spürbar. 

In England hatte der Betrieb von Dampfeisen- 
bahnen ein Jahrzehnt früher begonnen als in 
Deutschland. 1825 war der erste von einer 
Dampflokomotive gezogene Zug von Stockton 
nach Darlington gefahren. Fünf Jahre später, 
1890, wurde die wirtschaftlich bedeutendere 
Strecke zwischen dem Hafen Liverpool und dem 
Zentrum der englischen Textilindustrie, Man- 
chester, eröffnet. Als die erste bescheidene deut- 
sche Eisenbahnstrecke vollendet war, verfügte 
England bereits über einige hundert Kilometer 
Eisenbahnstrecke. 


Die Ursachen für diese frühere Entwicklung 
waren ökonomischer Natur: Die industrielle Re- 
volution hatte die Wirtschaft Großbritanniens 
zu diesem Zeitpunkt bereits umgewälzt, hatte 
stabile kapitalistische Produktionsverhältnisse 
geschaffen und durch bedeutsame technische 
Fortschritte die Ablösung der Handarbeit durch 
die Maschinenarbeit eingeleitet. Die mit Dampf- 
kraft betriebenen Maschinen mußten nicht nur 
ständig mit Kohle versorgt werden, sie verlang- 
ten auch eine umfangreichere und vor allem 
kontinuierliche Rohstoffversorgung. Auch die 
nunmehr in Massen erzeugten Produkte mußten 
schnell und unablässig abgefahren werden, um 
sie möglichst rasch und profitabel verkaufen zu 
können. Die herkömmlichen Transportmittel 
waren dieser Aufgabe nicht gewachsen. Deshalb 
sollten umfangreiche Kanal- und Straßenbauten 
die Transportschwierigkeiten beseitigen helfen. 
Auch sie genügten den wachsenden Ansprüchen 
nur bedingt und für einen kurzen Zeitraum. Die 
Nutzung der Dampfeisenbahn war deshalb für 
die britische Wirtschaft die zwangsläufige Vor- 
aussetzung ihrer weiteren Entfaltung, weil nur 
sie im Landverkehr den für die kapitalistische 
Massenproduktion unerläßlicken modernen 
Massenverkehr schaffen konnte. 


Erste Eisenbahnprojekte in Deutschland 


Im Deutschen Bund bestand in Übereinstim- 
mung mit der ökonomischen Entwicklung kein 
derartig ausgeprägter Engpaß zwischen den An- 
forderungen der Wirtschaft und den Leistungs- 
möglichkeiten des Verkehrs wie beispielsweise in 
Großbritannien, dessen kapitalistische Umwäl- 
zung entschieden früher einsetzte als die deut- 
sche. Dennoch mehrten sich in zunehmendem 
Umfang die Anzeichen dafür, daß das Trans- 
portwesen die steigende Nachfrage nach Beför- 
derungsleistungen nur ungenügend befriedigen 
konnte und deshalb in einigen Gebieten zum 
Hemmnis vor allem für das Entstehen von Fabri- 
ken bzw. für den Handel wurde. Allerdings ging 
in den deutschen Staaten der entscheidende An- 
stoß zu einer grundlegenden Umwälzung des 
Transportwesens nicht vorrangig von diesen 
zweifellos sehr wichtigen Faktoren aus, sondern 
ergab sich in erster Linie aus quantitativen und 
qualitativen Veränderungen in Produktion, Han- 
del und Verkehr im internationalen Maßstab. 
Insbesondere wirkten sich dabei die fortgeschrit- 
tenere ökonomische Entwicklung anderer Län- 
der und die Festigung ihres Kolonialsystems aus. 
Die Tatsache, daß auf dem deutschen Markt 
mehr und mehr billigere ausländische Erzeug- 
nisse auftauchten, zwang zum Ausgleich der hö- 
heren deutschen Produktionskosten durch nied- 
rigere Transportkosten, um eine bessere Verwer- 
tung des Kapitals für Produktion und Handel 


garantieren zu können. In diesem Problem zeigte 
sich übrigens schon frühzeitig die außerordentli- 
che Bedeutung des Transportpreises für die 
Wirtschaft. 

Unter den Bedingungen der Voreisenbahnzeit 
bot im binnenländischen Verkehr lediglich die 
Flußschiffahrt begrenzte Möglichkeiten eines 
billigeren Massentransports. Ihre räumliche Ver- 
teilung deckte sich jedoch nur in seltenen Fällen 
mit den sich bildenden Verdichtungsräumen der 
industriellen Produktion und der Lage der Han- 
delszentren. Teilweise behinderten auch andere 
Faktoren die intensive Nutzung der Binnen- 
schiffahrt. Für den Verkehr auf dem bedeutend- 
sten Strom in Deutschland, dem Rhein, bestan- 
den beispielsweise erhebliche Schwierigkeiten 
durch die Rheinzölle, darunter die niederländi- 
schen, die die direkte Verbindung zum Seever- 
kehr durch hohe Kosten beträchtlich erschwer- 
ten. Solche wichtigen traditionellen Handelszen- 
tren wie Leipzig und Nürnberg verfügten 
dagegen über keinerlei Binnenwasserstraßenan- 
schluß. Beide Städte hatten außerdem besondere 
Nachteile durch die deutsche Kleinstaaterei; 
denn Zoll- und Handelsabgaben erhöhten die 
Zirkulationskosten und hemmten die rationelle 
Ausnutzung der vorhandenen Verkehrsmittel, 
die aus Konkurrenzgründen möglichst kosten- 
günstig sein mußten. 

Es verwundert deshalb nicht, wenn Leipzig in 
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der Voreisenbahnzeit die Möglichkeiten eines 
Binnenwasserstraßenanschlusses erwog, war es 
doch außerdem durch die Teilung Sachsens im 
Jahre 1815 zur stark benachteiligten Grenzstadt 
geworden. Nur 10 bis ıs km trennten es von der 
preußischen Grenze, die die Stadt von Zwenkau 
über Markranstädt und Podelwitz bis in die 
Nähe von Taucha umschloß. Die wichtigen Han- 
delsstraßen, in deren Schnittpunkt Leipzig lag 
und die seine beherrschende Stellung im Handel 
begründet hatten, waren nun mit geringen Aus- 
nahmen durch preußische Schlagbäume ver- 
sperrt. Die preußischen Zollgesetze und der 
Straßenbau trugen das ihre dazu bei, den Ver- 
kehr von Leipzig abzuziehen und dessen wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten zu erhöhen. Man 
ging deshalb zunächst auf einen schon im 
17. Jahrhundert entstandenen Plan zur Verbin- 
dung Leipzigs mit der Elbe zurück und prüfte 
1824 den Entwurf eines Kanalbaus nach Strehla 
an der Elbe. Auch als Leipzig 1829 von dem be- 
nachbarten Halle (Saale) eine Eisenbahn zur 
Verbindung beider Städte vorgeschlagen wurde, 
spielte die Flußschiffahrt eine große Rolle: Leip- 
zig sollte von Halle aus die Saale und im An- 
schluß die Elbe als Schiffahrtsweg bis nach 
Hamburg nutzen können und dabei zugleich da- 
für sorgen, daß der Flußhafen Halle (Saale) in 
seiner Bedeutung stieg. 

Die 1817 begonnenen umfangreichen Regulie- 
rungsarbeiten am Rhein sollten übrigens gleich- 
falls die Bedingungen für die Binnenschiffahrt 
zugunsten der im Einzugsbereich des Stromes 
liegenden Städte und Fabriken verbessern. 

Im allgemeinen konnte jedoch wegen der un- 
günstigen Wasserstraßensituation in Deutsch- 
land auf diesem Weg kein entscheidender 
Durchbruch erreicht werden. Es war deshalb 
durchaus folgerichtig, wenn seit den 20er Jah- 
ren - nach dem Bekanntwerden der günstigen 
englischen Erfahrungen - immer neue Eisen- 
bahnprojekte entstanden, um Industrie und 
Handel zu unterstützen. In den meisten Fällen 
wurden anfangs Pferdebahnen vorgesehen, weil 
einerseits die Dampflokomotiven noch nicht 
überzeugen konnten, andererseits aber der gerin- 
gere Rollwiderstand des Schienenwegs seit lan- 
gem bekannt war. Schon im 16. Jahrhundert hat- 
ten sich deutsche Bergleute durch die Verwen- 
dung hölzerner Bohlenbahnen den Transport im 
Stollen erleichtert. In englischen Bergwerken 
verbesserte man diese Bahnen später bis zur Ver- 
wendung eiserner Schienen, die um die Wende 
vom 18. zum 19. Jahrhundert auch außerhalb der 
Gruben verlegt wurden, um Erze und Kohle 
zum nächsten Binnen- bzw. Sechafen zu trans- 
portieren. Die Wagen wurden von Pferden gezo- 
gen, die auf den Schienenwegen etwa das ıofache 
dessen bewegen konnten, was sie auf ebenen 
Landstraßen schafften. Auch im deutschen Berg- 
bau waren nach wie vor eiserne Schienenbahnen 
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anzutreffen, wie beispielsweise 1829/30 auf der 
Nordgrube bei Freiberg, wo die Wagen aller- 
dings im Handbetrieb bewegt wurden. 

Die Vorteile des Schienenverkehrs ließen Pro- 
jekte entstehen, »Eisenbahnen« auch für andere 
Aufgaben zu nutzen, also Schienenwege für den 
öffentlichen Güter- und Personenverkehr zu 
bauen. Sowohl in Großbritannien als auch in 
einigen anderen Ländern wurden Eisenbahnen 
gebaut, die nach ursprünglicher Vorstellung von 
allen Straßenfahrzeugen mit übereinstimmender 
Spurweite gegen eine entsprechende Gebühr ge- 
nutzt werden sollten. Die damals verwendeten 
Winkelschienen hätten ein solches Verfahren er- 
möglicht; denn sie erforderten beispielsweise 
keine Spurkranzräder. Im praktischen Betrieb 
zeigte sich aber sehr bald die Unmöglichkeit 
eines derartigen Verfahrens, und die Unterneh- 
men, die den Schienenweg gebaut hatten, über- 
nahmen außerdem den Betrieb mit geeigneten 
Fahrzeugen. Noch einige Jahre lang wurden 
diese von Pferden gezogen, oder — wie bei der 
englischen Stockton-Darlington-Eisenbahn, im 
Wechsel von Pferden und Dampflokomotiven. 
Interessanterweise wurden dabei in den An- 
fangsjahren des Betriebs dieser Bahn die Perso- 
nenzüge vorwiegend von Pferden gezogen, weil 
ihre Gesamtmasse geringer und im Vergleich zu 
den ersten Lokomotiven mit Pferden eine höhere 
Geschwindigkeit zu erreichen war. Ende der 20er 
Jahre setzte sich jedoch die nun leistungsstärkere 
Dampflokomotive endgültig durch. 

Die Eisenbahnprojekte in den Ländern des 
Deutschen Bundes zeigten den engen Zusam- 
menhang mit der kapitalistischen Entwicklung. 
Besonders in der Rheinprovinz und in Westfalen 
bestand deshalb ein lebhaftes Interesse an den 
neuen Verkehrswegen. Schon 1825 trat der Kauf- 
mann FRIEDRICH HARKORT für den Bau einer Li- 
nie vom Rhein zur Weser ein, um den zollfreien 
Weg an die Nordsee zu eröffnen. Die Städte EI- 
berfeld und Barmen beabsichtigten 1826, die 
Kohlenbezirke mit dem Wuppertal zu verbin- 
den. Wenngleich diese Strecken wegen allerlei 
bürokratischer Hindernisse nicht zustande ka- 
men, so entstanden doch vier kleinere: von 
Schlebusch bis zur Enneperstraße bei Harkor- 
ten; von Hardenstein an der Ruhr bis in die 
Nähe von Witten; im Ruhrtal und im Tal unter- 
halb Langenbergs. Jede dieser Bahnen hatte nur 
eine Länge von weniger als 2km, ihre Spurweite 
betrug nur zwei Fuß (0,628 m); die Konstruktion 
bestand aus hölzernen Balken, auf denen dünne 
eiserne Schienen verlegt waren. Die von Pferden 
gezogenen Wagen trugen je etwa 0,5t. Wenn 
auch diese Bahnen wegen ihrer geringen Länge 
und bescheidenen Ausstattung verständlicher- 
weise keinen erheblichen wirtschaftlichen Nut- 
zen bringen konnten, so deuteten sie doch die 
großen Möglichkeiten an, die die Eisenbahn er- 
öffnete. 


Anfang der goer Jahre wurde deshalb im Auf- 
trag der preußischen Regierung der Plan einer 
Eisenbahn von der Kemnader Schleuse an der 
Ruhr bis zum Schnorum hinter Elberfeld erar- 
beitet, mit drei Nebenbahnen, die den gesamten 
Kohlenbezirk »diesseits der Ruhr« für die Fabri- 
ken des Wuppertals erschließen sollten. Die 
Bahnen mit einer Gesamtlänge von etwa 10km 
sollten nach englischem Vorbild auf Steinqua- 
dern mit einer Spurweite von 1256 mm verlegt 
werden. Allerdings wurden sie ebenso wenig ge- 
baut, wie die 1828 vorgeschlagene Bahn von 
Rehme über Bielefeld nach Lippstadt, um Weser 
und Lippe zu verbinden, sowie eine Bahn von 


Minden nach Köln. Hatten diese Pläne die Auf- 
geschlossenheit einiger kapitalistischer Unter- 
nehmer für das neue Verkehrsmittel sehr wohl 
bewiesen (die Bahnen sollten übrigens für Pfer- 
dezug bestimmt sein, aber so gebaut werden, daß 
auch ein späterer Lokomotiveinsatz möglich 
war), so war der Zwang zur Lösung der Trans- 
portprobleme doch noch nicht stark genug, um 
als Stimulus eines raschen Eisenbahnbaus schon 
Ende der 2oer Jahre zu wirken. 

Auch in Sachsen hatten sich Vertreter der 
Bourgeoisie aufgrund der sich ausdehnenden Fa- 
brikarbeit, der ungünstigen Verkehrslage einiger 
Gebiete sowie der englischen Erfahrungen mit 
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Kohlenbahnen über Tage mit dem Bau von 
Eisenbahnen beschäftigt. Die industrielle Revo- 
lution hatte hier zuerst im Gebiet des Deutschen 
Bundes deutlich sichtbare Wirkungen hervorge- 
bracht. Schon um 1890 existierte im Zentrum der 
»Pilotindustrie« Sachsens, in der Chemnitzer 
Baumwollspinnerei, kein einziger Kleinbetrieb 
mehr, und auch die Zahl der Mittelbetriebe 
hatte stark abgenommen. Rund 75% der Be- 
triebe zählten zu den Großbetrieben mit sı bis 
300 Beschäftigten. Zum gleichen Zeitpunkt ar- 
beiteten knapp zwei Drittel der sächsischen 
Baumwollmaschinenspinnereien mit dem für da- 
malige Verhältnisse hohen Maschinenbesatz zwi- 
schen 2ı und 50 Maschinen, die zudem fast ohne 
Ausnahme nicht mehr manuell, sondern durch 
Wasserkraft angetrieben wurden. Außerdem wa- 
ren in Sachsen allein zwischen 1800 und 1890 fast 
200 Fabriken neu gegründet worden, für die das 
Transportproblem aufgrund der rasch wachsen- 
den Produktion immer akuter wurde, und jede 
neu hinzu kommende Fabrik verschärfte die Si- 
tuation. 

Noch früher als im Rheinland, nämlich schon 
1823, wurde deshalb in den »Elbe-Blättern« der 
Bau einer von Pferden gezogenen Kohlenbahn 
propagiert, die die Gruben im Plauenschen 
Grund in der Nähe Dresdens mit der Stadt und 
der Elbe verbinden sollte. 1826 schlug der Mate- 
rialverwalter der Saline Dürrenberg eine Eisen- 
bahnverbindung von Dürrenberg (in Preußen 
gelegen) zum einen zur Saale und zum anderen 
nach Leipzig vor, das damals der sächsische 
Hauptumschlagplatz für Salz war. Das Projekt 
hob besonders die dadurch mögliche Ermäßi- 
gung der Transportpreise für die umfangreichen 
Transporte hervor. Weiterhin schlugen 1828 
einige Mitglieder des Industrievereins für Sach- 
sen den Eisenbahnbau zu Steinkohlengebieten 
vor, um der Industrie das dringend benötigte 
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Brennmaterial zu beschaffen. Iın Gespräch wa- 
ren dabei Verbindungen zwischen Dresden und 
Chemnitz sowie Zwickau und Leipzig. 

Die zweifellos größte Bedeutung kam jedoch 
dem Projekt einer Eisenbahnverbindung zwi- 
schen Leipzig und Magdeburg zu, das 1829 fe- 
stere Gestalt annahm. Es resultierte letztlich aus 
der deutlich verschlechterten Position Leipzigs 
als traditionellem mitteldeutschem Handelszen- 
trum, die sich aus der scharfen Konkurrenz 
Preußens und den ungünstigen Transportmög- 
lichkeiten vor allem für transportintensive Wa- 
ren aus Übersee ergeben hatte. Sie wurden nun- 
mehr bevorzugt in Magdeburg über die Elb- 
schiffahrt umgeschlagen und räumten dieser 
Stadt Handelsvorteile ein. Leipzig drohte dage- 
gen der weitgehende Verlust der für den Handel 
der Stadt so wichtigen Waren aus den Kolonien, 
aber auch eine Reduzierung des Handels mit an- 
deren Waren, wenn es sich nicht solche Ver- 
kehrsmöglichkeiten erschloß, die den Vorteilen 
Magdeburgs durch die Binnenschiffahrt und 
den Elbhafen zumindest ebenbürtig, besser aber 
überlegen waren. Der 1829 übermittelte Vor- 
schlag eines der führenden Vertreter der Hallen- 
ser Bürgerschaft, des Kaufmanns und Stadtrats 
Lupwic WUCHERER, zum Bau einer Eisenbahn 
von Leipzig nach Halle (Saale) ließ deshalb bei 
den Leipziger Kaufleuten den Wunsch nach 
Verlängerung der Strecke bis Magdeburg auf- 
kommen, um beide Städte in eine »wohlfeile und 
schnelle Kommunikation zu bringen« und auf 
diese Weise den »Warenzug wieder über Leip- 
zig ... leiten und dem Handel unserer Stadt eine 
feste Basis geben« zu können. Diese sich andeu- 
tenden Vorteile lösten beim Magdeburger Han- 
delskapital Widerstand gegen den Bahnbau aus. 
Verständlicherweise wollten sie ihre Stellung so 
lange wie möglich halten und dabei noch festi- 
gen. Das Projekt wurde deshalb abgelehnt. 


Aus diesem Grund konnten Nürnberg und 
Fürth den Ruhm für sich in Anspruch nehmen, 
die erste deutsche Dampfeisenbahn gebaut zu 
haben, auch wenn sie mit nur 6,04km Länge 
mehr oder weniger den Charakter eines groß an- 
gelegten Experiments trug und ihre ökonomi- 
sche Wirkung begrenzt war. 

Es waren verschiedene Gründe, die den Bau 
dieser Strecke begünstigten und dem Unterneh- 
men von vornherein einen Erfolg in Aussicht 
stellten: ein ebenes Gelände, das für den Bau des 
Schienenwegs keine besonderen Probleme 
brachte; die kurze Ausdehnung, die den Kapital- 
aufwand begrenzte und die intensive Arbeit eini- 
ger interessierter Bürger, die über Kapital sowie 
teilweise technische Kenntnisse verfügten und 
gewillt waren, diese Eisenbahnverbindung zu 
einem gewinnbringenden Unternehmen zu ge- 
stalten. Grundlage dieses Eisenbahnbaus war 
außerdem der nach dem Aufheben der Konti- 
nentalsperre wieder aufblühende Nürnberger 
Handel, der, wie der seit 1817 von SCHARRER — 
einem der späteren Initiatoren des Eisenbahn- 
baus - begonnene Hopfengroßhandel, bis nach 
Frankfurt (Main), London und Gent führte. Der 
Süddeutsche Zollverein und die sich anbah- 
nende Zollvereinigung mit anderen deutschen 
Ländern begünstigten den Handel, aber auch 
die Ausdehnung des Gewerbes in der Stadt. Von 
den Eisenbahnen versprach man sich eine nach- 
haltige Förderung dieser Entwicklung. Darauf 
wurde u. a. bei der Aufforderung zur Aktien- 
zeichnung für die beabsichtigte Bahn am 14. Mai 
1833 verwiesen. In dem beigefügten »Prospec- 
tus«, der von SCHARRER entworfen und von den 
Bürgermeistern Nürnbergs und Fürths sowie 
weiteren Mitgliedern des Eisenbahnkomitees un- 
terschrieben war, hieß es: »Die Eisenbahnen in 
Verbindung mit Dampfmaschinen gehören un- 
streitig zu den wichtigsten und einflußreichsten 
Erfindungen unserer Zeit; sie sind das schnell- 
ste, wohlfeilste und sicherste Transportmittel für 
Personen und Waren.« 

Zugleich wurden die Vorteile und die wirt- 
schaftlichen Folgen einer Kapitalanlage im 
Eisenbahnbau anhand der englischen Eisenbahn 
von Manchester nach Liverpool nachgewiesen. 
Unter anderem wurde dargelegt, daß die 1890 er- 
öffnete Bahn schon 1831 eine »reine Rente« von 
8% gewährte, so daß die Aktien bereits auf 180% 
stiegen. Für das Jahr 1833 erwartete man eine 
Steigerung der »reinen Rente« auf 10%. Dieser 
bedeutende Gewinn für die Aktionäre werde 
durch Vorteile für »das Publikum« ergänzt. 
Hatte man vor dem Eisenbahnbau für den Eil- 
wagen zwischen den beiden englischen Städten 
10 Schilling bezahlen müssen und 4 Stunden ge- 
braucht, so verminderten sich die Kosten bei der 
Eisenbahn um die Hälfte, und die Fahrtdauer 
sank auf 1,5 bis 2 Stunden. Ähnliche Bedingun- 
gen waren beim Gütertransport zu beobachten: 


Auf dem Bridgewater-Kanal kostete der Trans- 
port von ıt Gut 15 Schilling und beanspruchte 
eine Transportzeit von 20 Stunden. Auf der 
Eisenbahn wurden die Waren für 10 Schilling je 
Tonne in 2 Stunden transportiert. Man rechnete 
bei dem regen Verkehr zwischen den beiden 
Städten mit jährlichen Einsparungen an Geld 
und Aufwendungen in Millionenhöhe. In diesem 
Zusammenhang wurde weiterhin darauf verwie- 
sen, daß die günstigen Betriebsergebnisse der 
englischen Eisenbahnen auch in anderen euro- 
päischen Ländern das Interesse an Eisenbahn- 
bauten hervorriefen. 

Für die Eisenbahn zwischen Nürnberg und 
Fürth erwartete man sowohl einen lebhaften Per- 
sonenverkehr und im Zusammenhang damit 
eine Erweiterung der kulturellen Möglichkeiten 
für die Einwohner (Theater- und Konzertbesu- 
che, Besuche von Bildungsanstalten usw.) als 
auch Vorteile in der »Erleichterung des indu- 
striellen Verkehrs«, weil Gewerbe und Handel 
beider Städte eng miteinander verknüpft waren. 
Trotzdem fehlte es nicht an Widerstand gegen 
den geplanten Bahnbau und an pessimistischen 
Voraussagen, weil auch in diesem Fall der objek- 
tive Zwang zum Bau der Eisenbahn noch nicht 
stark genug ausgeprägt war. 

Trotz der allgemein günstigen Voraussetzun- 
gen bereiteten der Bau der Bahn und die Be- 
schaffung der Fahrzeuge nicht wenige Schwierig- 
keiten. Nach verschiedenen vergeblichen Versu- 
chen, ein geeignetes Angebot aus deutschen 
Fabriken zu erhalten, bestellte das Direktorium 
der Bahn am 175. Mai 1835 bei der damals renom- 
miertesten Lokomotivfabrik, der englischen 
Firma STEPHENson, »eine Lokomotive auf 6 Rä- 
dern von 5 bis 6 Tonnen Schwere nebst Tender, 
ferner das Eisenwerk zu je einem Waren- und 
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Personentransportwagen«. Als weitere Bedingun- 
gen wurden übermittelt: »Wir wünschen alles 
anfangs August zu erhalten. Mit dem Dampfwa- 
gen senden Sie einen Mann, der mit Leitung, 
Beheizung und Behandlung völlig vertraut ist 
und der so lange hierbleibt, bis er einen anderen 
hierin unterrichtet hat«. 

In Erwartung einer prompten Lieferung hatte 
das Direktorium den Eröffnungstag der Eisen- 
bahn auf den 25. August 1835 — den Geburts- 
und Namenstag des bayrischen Königs - festge- 
legt. Allerdings konnte der Termin nicht einge- 
halten werden. Zunächst traten Differenzen we- 
gen der Spurweite auf. Das an STEPHENSON ge- 
sandte Holzmodell des geplanten Schienenwegs 
stimmte nicht mit der Spurweite der Lokomboti- 
ven STEPHENSONS (1435, mm) überein. Die 
zwangsläufige Folge waren Veränderungen am 
Schienenweg noch während des Baues. Auch 
über das Heizmaterial für die Lokomotive 
konnte man sich zunächst nicht einigen. Wegen 
des Mangels an Steinkohle in dem Gebiet um 
Nürnberg sollte Holzkohle verwendet werden, 
die STEPHENsoNn jedoch ablehnte. Statt dessen 
schlug er die Heizung mit Holz vor. Letztlich 
entschied man sich aber für eine andere Lösung, 
weil die Nürnberger eine Verteuerung dieses für 
das Gewerbe sehr wichtigen Brennmaterials be- 
fürchteten. Das Direktorium hatte zwar erklärt, 
daß nach Expertenberechnungen täglich nur 
10 Zentner (0,5t) Holzkohle für die Lokomotiv- 
heizung benötigt würden, aber man zog Stein- 
kohle und Koks vor. Um den Betrieb für die er- 
sten Wochen zu sichern, bestellte man im 
August 1835 in Eschweiler und Ruhrort 100 Zent- 
ner (5t) Kohlen und Koks. Sie wurden in Kisten 
nach Nürnberg geliefert. 

STEPHENSON konnte jedoch den gewünschten 
Liefertermin nicht halten. Die Lokomotive 
wurde erst Anfang September - zerlegt und in 
Kisten verpackt - nach Rotterdam verschifft, wo 
sie nach rd. 10 Tagen Seereise eintraf. Mit der 
beabsichtigten Verladung auf ein Rhein-Dampf- 
schiff begannen die Schwierigkeiten. Die in Aus- 
sicht genommene Dampfboot-Gesellschaft wei- 
gerte sich, die Fracht zu übernehmen, weil sie zu 
schwer und voluminös war. Erst nach längerem 
Bemühen und gegen Zahlung einer erkleckli- 
chen Geldsumme fand sich ein Schiffer bereit, 
die Kisten rheinauf zu transportieren. Neue Ver- 
zögerungen entstanden, als wegen des niedrigen 
Wasserstands das Frachtschiff vom Dampf- 
schlepper nur bis Emmerich geschleppt werden 
konnte, während man es von da an mit Pferden 
stromauf treideln mußte. Der Transport bean- 
spruchte deshalb bis Köln die Zeit vom 17. Sep- 
tember bis zum 7. Oktober. Das Ausladen dort 
wurde durch Niedrigwasser behindert. Das 
Schiff mußte erst leichtern, um unter dem Kran 
anlegen zu können, der die Kisten von je etwa gt 
herausheben sollte. Zusätzlich behinderten Re- 
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gen und Sturm diese recht aufwendige und für 
die Arbeiter schwere körperliche Arbeit. Von 
Köln aus ging der Transport mit Pferdefuhrwer- 
ken auf der Landstraße über Offenbach und 
Kitzingen weiter, vielfach durch Zollschikanen 
behindert. Am 26. Oktober endlich traf die 
Fracht in Nürnberg ein. 

Dieser schwierige, langsame und teure Trans- 
port bewies augenscheinlich die Notwendigkeit 
einer Veränderung der Verkehrsbedingungen im 
Deutschen Bund, aber auch die Notwendigkeit 
zum Aufheben der Binnenzölle, die die rasche 
Entfaltung des Kapitalismus in Deutschland be- 
hinderten. 

Nach ihrer Ankunft in Nürnberg wurde die 
Lokomotive unter Leitung des von STEPHENSON 
»mitgeschickten« Lokomotivführers WıLson zu- 
sammengebaut und am 16.November auf »einem 
starken Fuhrmannswagen« zur Bahnlinie trans- 
portiert. Noch am gleichen Tag begannen die 
Probefahrten. Die Nürnberger Stadtchronik be- 
richtete über die denkwürdige Fahrt der ersten 
Dampflokomotive in Deutschland folgenderma- 
ßen: »Montag den 16. November nachmittags 
wurde auf der Nürnberg-Fürther Eisenbahn mit 
dem Dampfwagen eine Probefahrt nach Fürth 
und zurück gemacht. Die dermalige Kälte der 
Atmosphäre machte bei dem Gebrauch dieser 
köstlichen Maschine die äußerste Vorsicht rat- 
sam, so daß bei dem Versuche von Schnelligkeit 
der Bewegung Umgang genommen werden 
mußte. Höchst imposant war aber schon der An- 
blick dieses durch eine unsichtbare Kraft sich 
bewegenden Kolosses, der unter Begleitung 
einer großen Zahl Zuschauer ruhig seine Bahn 
dahin wandelte.« 

Am 21: November hängte man erstmalig fünf 
Wagen an und beförderte rund go Personen in 
ı2min (also mit etwa 30km/h) von Nürnberg 
nach Fürth, Schließlich wurde am 7. Dezember 
1835 unter großer Anteilnahme der offizielle Be- 
trieb und damit zugleich die Zeit der Dampfei- 
senbahn für Deutschland eröffnet. STEPHENSONS 
Lokomotive »Adler«, eine ıAı-Maschine mit 
einer Leistung von 29kW (4oPS), bestand ihre 
Bewährungsprobe dabei sehr gut. Ein Jahr später 
folge ihr eine zweite Maschine auf dem gleichen 
Transportweg. 


Das Wirken FRıEDRICH LisTs für das deutsche Eisenbahnwesen 


Schon während des Baues der Nürnberg-Fürther 
Eisenbahn nahmen - durch dieses Beispiel an- 
geregt — Eisenbahnprojekte in anderen deut- 
schen Staaten konkretere Gestalt an, vorwiegend 
in den wirtschaftlich am weitesten entwickelten 
Staaten. Mit der damals sehr ausgedehnten Pro- 
paganda für das neue Verkehrsmittel ist der 
Name eines Mannes verbunden, der sich große 
Verdienste um die Gestaltung eines modernen, 
den Anforderungen der kapitalistischen Wirt- 
schaft entsprechenden deutschen Verkehrswe- 
sens erwarb: FRIEDRICH List (1789 bis 1846). Die- 
ser aktive Vorkämpfer eines einheitlichen demo- 
kratischen Deutschlands mit einem durch 
Zollschranken unbehinderten wirtschaftlichen 
Austausch hatte in den USA, wohin er mit seiner 
Familie vor der Verfolgung durch die württem- 
bergische Regierung geflüchtet war, Gelegen- 
heit, am Bau einer der ersten modernen Dampf- 
eisenbahnen mitzuwirken, die ein Steinkohlen- 
bergwerk mit dem Schuylkill-Kanal verband, auf 
dem die abgebaute Kohle bis Philadelphia trans- 
portiert wurde. Lists Engagement für dieses Vor- 
haben beruhte auf den Eindrücken, die er 1824 
bei einem Aufenthalt in England durch den Bau 
der Eisenbahn Stockton— Darlington gewann. 

Als glühender Patriot vergaß er auch in der 
Ferne nicht die ökonomischen und politischen 
Probleme seiner Heimat. In mehreren Briefen an 
den bayrischen Bergrat von BAADER aus dem 
Jahre 1827 beschäftigte er sich mit den Möglich- 
keiten, die deutschen Verkehrsverbindungen zu 
verbessern. Besonders wog er dabei Vor- und 
Nachteile der Eisenbahn- und Kanalbauten mit- 
einander ab. Diese Briefe, als »Mitteilungen aus 
Nordamerika« veröffentlicht, unterstützten di- 
rekt und indirekt das Entstehen und die weitere 
Bearbeitung verschiedener Eisenbahnprojekte, 
darunter auch das der Strecke Nürnberg— 
Fürth. 

Als sich List Anfang der goer Jahre in Frank- 
reich aufhielt, untersuchte er auch hier die Mög- 
lichkeiten zur Schaffung von Eisenbahnverbin- 
dungen, insbesondere auf der Strecke Le 
Havre— Paris— Straßburg, die für den Übersee- 
handel außerordentlich wichtig war. Dabei faßte 
er die Möglichkeit einer Weiterführung dieser 
Strecke ins Auge, um den süddeutschen und 
schweizerischen Raum dem Seeverkehr zu er- 
schließen. 

Bei seinen Plänen für den deutschen Eisen- 
bahnbau betonte List vor allem die Bedeutung 
derartiger Maßnahmen für das Entstehen des 
nationalen Marktes und die Förderung der ge- 
samten ökonomischen und politischen, aber 
auch kulturellen Entwicklung. Bei seinen Über- 
legungen für die künftige Gestalt des deutschen 
Eisenbahnnetzes ging Lıst davon aus, daß die 


Eisenbahnen den alten Handelsstraßen mit 


ihren entwickelten Städten folgen sollten. Diese 
Straßen kreuzten sich sowohl in der süd-nördli- 
chen wie auch in der ost-westlichen Richtung in 
Thüringen und Kurhessen. Deshalb unterstützte 
List die thüringischen Eisenbahnpläne sehr 
stark, auch wenn sie wegen der topographischen 
Gegebenheit nicht in der von ihm vorgesehenen 
Form verwirklicht werden konnten. Er war der 
Überzeugung, daß alle deutschen Eisenbahnen 
Stückwerk bleiben mußten, solange keine Ver- 
bindungen über diese beiden Länder zustande 
kamen. Im Sinne seines gesamten Schaffens for- 
derte er die Zusammenarbeit aller deutschen Re- 
gierungen beim Eisenbahnbau und so die Über- 
windung des unheilvollen Partikularismus. Da- 
mit machte er sich der Reaktion nur noch 
verdächtiger. 

Nachdem das Königreich Sachsen FRIEDRICH 
List — nach dessen vergeblichen Versuchen in 
Hamburg und im Großherzogtum Baden - die 
Genehmigung erteilt hatte, sich in Leipzig nie- 
derzulassen, begann er dort sofort nach seiner 
Ankunft im Juni 1833 mit der Arbeit an seinen 
Eisenbahnplänen. Schon im September des glei- 
chen Jahres erschien seine berühmte Schrift 
»Über ein sächsisches Eisenbahnsystem als 
Grundlage eines allgemeinen deutschen Eisen- 
bahnsystems und insbesondere über die Anle- 
gung einer Eisenbahn von Leipzig nach Dres- 
den«. 

Seine Darlegungen fanden in Leipzig eine 
günstige Aufnahme, hatten doch dort nach der 
Ablehnung des Eisenbahnprojekts Leipzig— 
Magdeburg vorübergehend alle Aktivitäten ge- 
ruht. Die Leipziger Kaufleute hatten sich in er- 
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ster Linie auf die für sie so wichtige Verbindung 
nach dem Norden orientiert, die jedoch von der 
Bourgeoisie Magdeburgs aus Konkurrenzgrün- 
den nach wie vor nicht gewünscht wurde. In an- 
derer Streckenführung wurde sie dadurch ver- 
hindert, daß infolge der Ausdehnung des 
preußischen Territoriums bis in die Nähe von 
Leipzig ein sächsischer Bahnbau auf diesem Ge- 
biet faktisch unmöglich wurde. List führte das 
Leipziger Handelskapital zu der Erkenntnis, daß 
die Strecke von Leipzig nach Dresden trotz ihrer 
damals noch geringen wirtschaftlichen Bedeu- 
tung zum Ausgangspunkt weiterer wichtiger 
Eisenbahnverbindungen werden könnte und 
letztlich auch das ökonomisch mächtigere Preu- 
ßen gezwungen sein würde, einen Zusam- 
menschluß mit den von Leipzig ausgehenden 
Strecken zu suchen, um seinen eigenen Verkehr 
ökonomisch wirkungsvoll gestalten zu können. 

List begründete seine Auffassung u. a. wie 
folgt: »Das von Leipzig aus nach allen Richtun- 
gen weit hin sich erstreckende ebene und feste 
Terrain, das seine Bewohner einzuladen scheint, 
ohne Vorbereitung die Schienen auf den Boden 
zu legen, (macht) diese Gegend als eine für die 
Anlegung von Eisenbahnen besonders geeig- 
nete ... 


Ein zweiter bei den hiesigen Local-Verhältnis- 
sen besonders in Betracht kommender Umstand 
ist die Eigenschaft des hiesigen Platzes als Herz- 
kammer des deutschen Binnen-Verkehrs, des 
Buchhandels und der deutschen Fabrik-Indu- 
strie ... Endlich kommt die Consumtion des 
Platzes selbst in Betracht. Alle Arten von Le- 
bensmitteln nebst Brennmaterialien sind hier 
theurer als in den Seestädten und dabei bedeu- 
tend schlechter ... An Fabriken, die Wasserkraft 
und Brennmaterial erfordern, ist nicht zu den- 
ken ... Überall gewahrt man, wie der Mangel an 
wohlfeilen Transportmitteln die Bevölkerung 
und die Gewerbe-Industrie nieder hält ... 

In der Anlage habe ich einen Plan zu einem 
sächsischen Eisenbahnsystem skizziert, so gut es 
mir ohne Lokalaugenschein möglich war. Nach 
demselben würde die Route von Leipzig nach 
Dresden sich nach Zwickau, Chemnitz und Frey- 
berg; die von Weimar und Gotha nach Frankfurt 
am Mayn und Bamberg verzweigen; durch die 
Route nach Halle käme das Königreich Sachsen 
mit den Salzwerken und mit der Saale in Verbin- 
dung; durch die nach Deßau, Wittenberg oder 
Torgau würde die Elbe an einem Punkt berührt, 
wo die Schiffahrt noch nicht erschwert ist. Die- 
ses im Ganzen nicht mehr als 50 Meilen betra- 
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gende Eisenbahnsystem würde alle Bedürfnisse 
des Königreichs Sachsen befriediger, und den 
Städten Nürnberg, Frankfurt am Mayn, Braun- 
schweig, Magdeburg, Berlin, Hamburg und Prag 
auf halbem Wege entgegen kommen.« 

Zur Bedeutung Sachsens für den beginnenden 
deutschen Eisenbahnbau sagte List: »Sachsen ist 
durch seine geographische Lage, wie durch seine 
natürlichen Reichtümer, und durch die Rich- 
tung, welche seine Industrie genommen hat, vor 
allen Ländern Deutschlands berufen, in dieser 
wichtigen Nationalangelegenheit die Initiative zu 
ergreifen, und allein ein nachahmenswürdiges 
Beispiel aufzustellen. Im Zentrum von Deutsch- 
land gelegen, gleich weit von der Seeküste wie 
von der südlichen Grenze, fast gleich weit vom 
Rhein wie von der Oder entfernt, nehmen wir 
teil an den Interessen des Nordens wie des Sü- 
dens, des Ostens wie des Westens.« 

An anderer Stelle versprach List den Aktionä- 
ren der Bahn eine Dividende von mindestens 7% 
und prophezeite: »Ganz Sachsen wird teilhaben 
an dem Aufschwung der Industrie. Es wird die 
Riesen wecken, die jetzt in seinen Bergen schla- 
fen, und sie zu seinem Dienst verwenden.« 

Er überzeugte mit dieser Argumentation die 
führenden Vertreter des Leipziger Handelskapi- 
tals, die sich unter der Voraussetzung »Wer 
zuerst anfängt, dem werden die anderen sich an- 
schließen« in außerordentlichem Maß für den 
Bau der ersten deutschen Fernbahn engagierten, 
von der sie sich nicht allein die Rückgewinnung 
ihrer früheren Stellung im internationalen Han- 
del, sondern zugleich deren künftige Verbesse- 
rung erhofften. Im Ergebnis der Listschen 
Schrift, der ein von ihm verfaßter »Aufruf an 
unsere Mitglieder in Sachsen, die Anlage einer 
Eisenbahn zwischen Dresden und Leipzig betref- 
fend« folgte, bildete sich ein Eisenbahnkomitee 
in Leipzig, dem auch List angehörte. An allen 
Vorarbeiten zur Leipzig-Dresdener Eisenbahn 
war er in großem Umfang beteiligt: Er verfaßte 
die sieben vom Komitee veröffentlichten Be- 
richte, die sich eingehend mit allen Grundsatz- 
und Detailfragen des beabsichtigten Eisenbahn- 
baus beschäftigten. Er entwarf weiterhin die kö- 
nigliche Verordnung über die Genehmigung des 
Baues, die Satzungen der zu gründenden Gesell- 
schaft sowie den Prospekt der Aktienzeich- 
nung. 

Obwohl er sich sehr engagierte und einen gro- 
ßen Teil der für diese Arbeiten und für die 
Drucklegung verschiedener Schriften anfallen- 
den Kosten aus eigenen Mitteln beglich, konnte 
List keine feste Anstellung bei der Eisenbahn- 
Gesellschaft finden. Einflußreiche Leipziger 
Bürger versuchten im Gegenteil später, sein Ver- 
dienst um das Zustandekommen dieser Bahn zu 
schmälern bzw. völlig zu verleugnen. Man diffa- 
mierte ihn als Querulanten, mit dem ein gedeih- 
liches Zusammenarbeiten unmöglich sei. Der 


eigentliche Grund dieses beschämenden Verhal- 
tens lag jedoch in Lists gesamter politischer und 
ökonomischer Konzeption. Es stimmte durchaus 
nicht mit der ausgeprägt partikularistischen Hal- 
tung des Leipziger Handelskapitals überein, 
wenn List immer wieder auf die Notwendigkeit 
eines nationalen Eisenbahnsystems verwies und 
die erste sächsische Fernbahn nur als Glied einer 
großen Kette betrachtete, die für alle anderen 
deutschen Staaten von gleichem Nutzen sein 
mußte. Deshalb verstand man auch sein gleich- 
zeitiges Engagement für das sich in ersten Kei- 
men andeutende preußische Eisenbahnnetz 
nicht. List dagegen betonte unbeirrt: »Wir ha- 
ben immer in Sachen des deutschen Eisenbahn- 
wesens die nationalen Interessen gegen Provin- 
zial- und Privatinteressen verteidigt.« 

Diese Überzeugung bestätigte List in den fol- 
genden Jahren durch sein praktisches Wirken. 
Er setzte sich für die verschiedensten Projekte 
ein, die damals unter dem Eindruck der ersten 
großen Erfolge der Dampfeisenbahn in England 
und anderen Ländern entstanden. Auf seine An- 
regung und teilweise unter seiner Mitwirkung 
bildeten sich Eisenbahnkomitees in Hamburg, 
Chemnitz, Dresden, Zittau, Altenburg, Berlin, 
Augsburg, Nürnberg und Stuttgart. 

Nach Abschluß der Vorarbeiten zur Leipzig- 
Dresdener Eisenbahn wandte sich List zunächst 
nach Preußen. Im Mai 1835 bewarb er sich in 
zwei Eingaben an den preußischen König um 
die Konzession für den Bau einer Strecke von 
Hamburg nach Berlin, Magdeburg und Leipzig. 
Er unterbreitete eine Reihe von Vorschlägen 
über Rechte und Pflichten der zu bildenden Ge- 
sellschaft, die u.a. alle 10% Profit übersteigenden 
Einnahmen für den weiteren Ausbau des Eisen- 
bahnnetzes verwenden sollte. Auch hier ging es 
ihm um das Entstehen eines Eisenbahnnetzes 
und nicht einer einzelnen Linie. Dabei betonte 
List zu Recht, daß die fortgeschrittene ökonomi- 
sche Entwicklung einiger preußischer Provinzen 
nicht nur ansehnliche Profite im Eisenbahnbe- 
trieb erbringen würde, sondern daß sich außer- 
dem der Güter- und Personenverkehr auf den 
von ihm vorgeschlagenen weiteren Strecken im 
Zeitraum eines Jahrzehnts zumindest verdop- 
peln würde. Schließlich hob er hervor, daß die 
preußische Regierung durch den Eisenbahnbau 
politische Vorteile für die Verwaltung des eige- 
nen Landes und für die Ausdehnung seines Ein- 
flusses auf die übrigen Staaten des Deutschen 
Bundes erringen würde. Auch für den Fall eines 
Krieges schätzte er den Nutzen der Eisenbahnen 
als sehr hoch ein. 

Nachdem Lists Pläne in Preußen anfänglich 
recht interessiert aufgenommen worden waren, 
bot man ihm später doch nicht die von ihm ge- 
wünschte feste Anstellung. Erkundigungen der 
preußischen Regierung in Leipzig hatten die 
Auskunft gebracht, daß List ein »exaltierter 
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Phantast mit hochfliegenden Plänen« sei, aber 
keine Fähigkeiten besitze, um sie zu verwirkli- 
chen! 

Auch dadurch ließ sich List in seiner uner- 
müdlichen Arbeit nicht entmutigen. In zahlrei- 
chen Veröffentlichungen befaßte er sich mit den 
Vorzügen des neuen Verkehrsmittels im allge- 
meinen und denen einzelner Strecken im beson- 
deren. Unter anderem beschäftigte er sich noch 
1835 mit einer Verbindung von Mannheim nach 
Basel, die nach seiner Auffassung Anschlüsse 
von Mannheim nach Frankfurt (Main), von 
Karlsruhe nach Stuttgart und schließlich im Sü- 
den nach der Schweiz erhalten sollte. Auf diese 
Weise hätte man begonnen, West- und Süd- 
deutschland durch Eisenbahnen zu erschließen, 
die ohne größere Schwierigkeiten im weiteren 
Verlauf mit denen Mittel-, Nord- und Ost- 
deutschlands sowie Frankreichs hätten verbun- 
den werden können. List betonte dabei den be- 
sonderen Wert derartiger Verbindungen für die 
süddeutschen Staaten - u.a. Baden -, die so mit 
den sich bildenden Industriegebieten anderer 
deutscher Länder verbunden worden wären. 

Für seine gründlichen und umfassenden Aus- 
führungen über den badischen Eisenbahnbau 
sprach der dortige Landtag List eine Anerken- 
nung aus. Der Beginn des Eisenbahnbaus auf 
Staatskosten wurde beschlossen und zunächst 
die Strecke Mannheim—Heidelberg in Angriff 
genommen. 

Trotz seiner viel Aufmerksamkeit erregenden 
Arbeiten gelang es List jedoch auch jetzt nicht, 
in einem der deutschen Staaten festen Fuß zu 
fassen. Er ging deshalb nach Belgien, wo er dem 
König seine Gedanken über ein belgisches 
Eisenbahnnetz vortrug und danach nach Frank- 
reich, wo er gleichfalls zum Vortrag über seine 
Ansichten zum französischen Eisenbahnwesen 
vom König empfangen wurde. Im Ergebnis dort 
folgender Arbeiten wurde ihm eine ehrenvolle 
und gut dotierte Tätigkeit angeboten. Aber 
obleich List jahrelang verzweifelt um eine feste 
Anstellung in Deutschland gekämpft hatte, ver- 
zichtete er auf diese Chance, weil sie nicht mit 
seinem Kampf um die Festigung der deutschen 
Nation zu vereinbaren war. 

Auf seiner Rückreise nach Leipzig im Früh- 
jahr 1840 hielt er sich in Thüringen auf. Dort 
hatte er erneut Gelegenheit, sich mit der Ent- 
wicklung der deutschen Eisenbahnen zu beschäf- 
tigen. Preußen beabsichtigte zu jener Zeit den 
Bau einer Strecke von Halle (Saale) nach Kassel, 
die nicht der alten thüringischen Handelsstraße 
über Weißenfels, Naumburg, Weimar, Erfurt, 
Gotha und Eisenach folgen, sondern nördlich 
davon nur auf preußischem Gebiet verlaufen 
sollte. Die thüringischen Staaten hätten von 
einer derartigen Linienführung beträchtlichen 
Nachteil gehabt; denn sie wären an das sich bil- 
dende deutsche Eisenbahnnetz nicht angeschlos- 
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sen worden, weil sie zu einem selbständigen 
Eisenbahnbau nicht imstande waren. 

List setzte sich in mehreren Artikeln in der in 
Gotha erscheinenden Zeitung »Allgemeiner An- 
zeiger und Nationalzeitung der Deutschen« mit 
der Notwendigkeit einer Linienführung über 
Thüringen auseinander. Er wies nach, daß bei 
Verlegung der Strecke in dieser Richtung durch 
die weit größere Bevölkerungszahl und das vor- 
handene umfangreiche Gewerbe der ökonomi- 
sche Nutzen und der Profit weit höher sein wür- 
den, als wenn die Bahn auf dem vorwiegend 
landwirtschaftlichen, dünn besiedelten preußi- 
schen Gebiet geführt würde. List schaltete sich 
auch praktisch in diese Angelegenheit ein. Vor- 
übergehend nahm er seinen Wohnsitz in Wei- 
mar und knüpfte Verbindung mit den Souverä- 
nen von Sachsen-Coburg-Gotha, Sachsen-Mei- 
ningen und Sachsen-Weimar. Dank _ seiner 
intensiven Arbeit wurde im August 1840 der 
Thüringische Eisenbahnverein gebildet, dem es 
gelang, durch einen Vertrag vom Dezember 1841 
die beabsichtigte Eisenbahnverbindung über die 
alte thüringische Handelsstraße zu leiten. Man 
sparte nicht mit anerkennenden Worten für 
List, bescheinigte ihm, daß er die drei Fürsten- 
tümer »aus einer tödlichen Gefahr gerettet« 
habe; jedoch die gewünschte Stellung gewährte 
man ihm auch nicht. 

Mit seinem Eintreten für das thüringische 
Eisenbahnprojekt endete Lists praktische Arbeit 
für die deutschen Eisenbahnen. In den folgen- 
den Jahren bis zu seinem Tod konzentrierte er 
sich auf schriftliche Meinungsäußerungen zu 
diesem Problem bzw. fungierte er als Ratgeber. 
In größerem Umfang widmete er sich außerdem 
Eisenbahnprojekten in Österreich und Ungarn. 
Sein Streben nach einem deutschen Eisenbahn- 
netz wie nach einem nationalen Transportsystem 
überhaupt, in dem alle Verkehrsmittel »Hand in 
Hand« arbeiten sollten, wies ihm einen würdigen 
Platz unter den progressiven Kämpfern für ein 
fortschrittliches, demokratisches Deutschland 
zu. 

Sein »interessiert-praktischer Verstand« hatte 
ihn zeit seines Lebens zu einer regen Teilnahme 
am wirtschaftlichen und politischen Geschehen 
veranlaßt. Dabei erkannte er die Hemmnisse der 
überlebten gesellschaftlichen Zustände und die 
Notwendigkeit, dem Neuen zum Durchbruch zu 
verhelfen, sehr klar. Wiederholt äußerte List 
seine Überzeugung, daß sich diese Veränderun- 
gen nurim Kampf vollziehen ließen. Sein ganzes 
Handeln entsprach dieser Überzeugung: Trotz 
zahlreicher Widerstände und Repressalien und 
ohne Rücksicht auf persönliche Belange kämpfte 
List für die Verwirklichung seiner Ideen. Die 
politische Inkonsequenz der deutschen 
Bourgeoisie seiner Zeit versagte ihm nicht allein 
die Anerkennung dafür, sie trieb ihn letztlich 
auch in den Tod. 


Die erste deutsche Fernbahn von Leipzig nach Dresden 


Nachdem im Herbst 1835 die Bauarbeiten an der 
Brücke über die Mulde bei Wurzen begonnen 
hatten, fingen die Erdarbeiten an der Leipzig- 
Dresdener Strecke 1836 von beiden Seiten aus 
an. Ein Jahr später wurde das erste Teilstück 
Leipzig—Althen eröffnet, dem weitere Ab- 
schnitte noch im gleichen bzw. im nächsten Jahr 
folgten, bis am 7. April 1839 die gesamte Strecke 
in Betrieb genommen wurde. Das zum Bau er- 
forderliche Kapital, das zunächst auf 1,5, Mill. 
Taler festgelegt worden war, wurde im Mai 1835 
innerhalb eines einzigen Tages in Aktien ge- 
zeichnet - ein Beweis für das große Interesse an 
diesem profitversprechenden Unternehmen. 
Schon zwei Wochen später hatten die Aktien 
einen Stand von 20% über dem Ausgabekurs er- 
reicht. Allerdings wurde der daran geknüpfte 
überschwengliche Optimismus bald gedämpft, 
als sich nämlich herausstellte, daß das erforderli- 
che Kapital viel zu gering berechnet worden war 
und letztlich die dreifache Summe, nämlich 
4,5 Mill. Taler, gebraucht wurden. Trotzdem ka- 
men die Aktionäre schließlich auf ihre Kosten. 
Zwischen 1839 und 1854 stieg die Divideide von 
4 auf 10,5%. 

Die Eröffnungsfahrt auf der Gesamtstrecke 
Leipzig—Dresden war ein bedeutsames gesell- 
schaftliches Ereignis. Nach mehreren Kanonen- 
schüssen begab sich auf ein Glockensignal nach 
9 Uhr der geschmückte Festzug von Dresden aus 
auf die Fahrt. Er beförderte den König und seine 
Familie, Vertreter der Regierung, hohe Beamte, 
die Oberbürgermeister der Städte Dresden und 
Leipzig sowie die Direktoren der Eisenbahnge- 
sellschaft. Die eigentlichen Erbauer der Strecke 
waren dagegen nicht eingeladen worden. Ihre 


Arbeit wurde auch in den Festreden und den Be- 
richten über diese Fahrt nicht gewürdigt. 

Dem Eröffnungszug folgten zwei weitere 
Züge. Die englische Lokomotive des zweiten Zu- 
ges hatte vor der Station Weintraube in der Löß- 
nitz eine Havarie. Es dauerte etwa ı Stunde, bis 
von Dresden eine Ersatzlokomotive herange- 
bracht war und die Fahrt fortgesetzt wurde. Sie 
währte bis Leipzig etwa 3 Stunden; damit hatte 
man eine Geschwindigkeit von etwa 40 km/h er- 
reicht. 

Nach einem Festessen in Leipzig fuhren die 
Züge zurück. Über diese Fahrt berichtete das 
»Leipziger Tageblatt« nach Schilderung der ein- 
drucksvollen Verabschiedung der drei Züge: 
»Unmittelbar hinter Riesa erreichten die Züge 
die herrliche Elbbrücke mit ihren elf Pfeilern. 
Der Eindruck, den dieses treffliche Bauwerk, so 
wie der bald folgende Viadukt bei Röderau mit 
seinen 64 Pfeilern machte, ging in laute Ausbrü- 
che der Freude über. Ihn vermochte der Aufent- 
halt nicht zu schwächen, den ein kleiner Unfall 
am Salamander, der den zweiten Wagenzug mit 
sich führte, veranlaßte. Von dem Anhaltepunkt 
Priestewitz wurde eine Reservemaschine herbei- 
gesandt ... Nach einem halben Stündchen stie- 
gen zu beiden Seiten Felsenmassen empor, und 
die Züge befanden sich vor dem mit Fichtenreis 
gezierten Eingange des Tunnels bei Oberau. 
Wer vermag hier genügend den Eindruck zu be- 
schreiben, den dieser großartige Bau mit seiner 
unterirdischen, 870 Ellen langen, durch eine un- 
zählbare Menge Lämpchen erleuchteten Galerie 
auf die Reisenden machte. Die hohen Gewölbe 
hallten von dem alten Gruße »Glück auf« wider, 
mit dem die auf beiden Seiten aufgestellten 
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Abfahrt des ersten 
Eisenbahnzuges bei Er- 
öffnung der Teilstrecke 
Leipzig-Althen der 
Leipzig-Dresdner 
Eisenbahn (1837) 
Aus: Der Eisenbahner 


1. KApıteL 
1895-1871 


Schon 1840 wurde der 
Dresdner Bahnhof ın 
Leipzig (im Bild 
rechts) in westlicher 
Richtung vom Magde- 
burger Bahnhof flan- 
kiert. 

Aus: Der Eisenbahner 


Im Fahr 1856 
folgte - wiederum 


westlich — der Thürin- 


ger Bahnhof (das Bild 
zeigt die Situation 
1862). Die drei Bahn- 
höfe wurden rund ein 
halbes Jahrhundert 
später zum Haupt- 
bahnhof vereinigt. 
Foto: Rbd Dresden 


Bergleute, welche Lichter trugen, begrüßt wur- 
den und grüßten. Gleich nachdem dieser Riesen- 
bau verlassen worden war, zeigten sich links auf 
den mit vielen Zuschauern besetzten Höhen, die 
durch die Anlegung des Tunnels hervorgerufe- 
nen Häuser mit der Restauration. Rasch eilte 
man nun hinab in das freundliche Elbtal, und 
bei der Weintraube wurde zum letzten Mal Halt 
gemacht, damit sich die Züge zur bevorstehen- 
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den Einfahrt in die Residenz sammeln konn- 
ten. 

Und welcher Empfang stand nun den Ankom- 
menden bevor. Reihen von Equipagen bedeck- 
ten fast eine Stunde vor der Stadt die Chaussee. 
Dicht gedrängte Reihen standen von nun an zu 
beiden Seiten der Bahn bis an den Bahnhof zu 
Dresden und in den Umgebungen desselben. 
Die Hüte wurden geschwenkt, die Frauen weh- 


ten mit den Tüchern und unter dem lauten Zu- 
ruf der Menge, der fast alles übertäubte, fuhren 
die Züge durch die Reihen der Kommunalgarde 
in den Bahnhof ein, wo unter dem allgemeinen 
Jubel ... wenig von dem feierlichen Gruße ver- 
nommen werden konnte, mit welchem, laut Pro- 
gramm, der Stadtrat und die Stadtverordneten 
Dresdens die Ankommenden empfangen soll- 
ten ...« 


wel 
LIU FLUR 


Die Leipzig-Dresdener Eisenbahn hatte auch 
für die Entwicklung einer eigenen deutschen 
Eisenbahntechnik große Bedeutung. Hatte man 
sich in den ersten Jahren des deutschen Eisen- 
bahnbaus ausschließlich am englischen Vorbild 
orientiert und neben Schienen vor allem Loko- 
motiven von den erfahrenen englischen Loko- 
motivbauern importiert, so fuhr - allerdings nur 
hinter den Eröffnungszügen - erstmalig am 


DiE ERSTE 
DEUTSCHE 
FERNBAHN VON 
LEipzıG NACH 
DRESDEN 


Der Leipziger Bahnhof 
in Dresden um 1845 
Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresen 


Holzbrücke über die 
Elbe in Riesa, gebaut 
1837 als erste große 
deutsche Eisenbahn- 
brücke. Ihre aus Sand- 
stein gemauerten Pfei- 
ler ruhten auf Pfahlro- 
sten. 


Foto: Rbd Dresden 


1. Kapıteu 
1835-1871 


ProrF. JOHANN 
ANDREAS SCHUBERT 
(1808 bis 1870), der 
Erbauer der »Saxonia«, 
im Jahre 1869 

Aus: WEICHoLD: Jo- 
hann Andreas Schubert 


Im Fahr 1836 lieferte 
die englische Firma 
RotnweLL & Co. die 
»Komet« für die Leip- 
zig-Dresdener Eisen- 
bahn. Sie hatte im 
Vergleich zu den Loko- 
motiven der 30er Jahre 
noch verhältnismäßig 
kleine Rost- und Heiz- 
flächen. J. A. ScHu- 
BERT vermaß diese 
Maschine als Vorbild 
‚für seine »Saxonia«. 


7. April 1839 eine in Sachsen von JOHANN An- 
DREAS SCHUBERT (Professor an der Königlich- 
Technischen Bildungsanstalt Dresden) gebaute 
Lokomotive, von ihm »Saxonia« benannt, auf 
der Strecke Leipzig— Dresden. Obgleich sie we- 
gen der fehlenden deutschen Erfahrung auf die- 
sem Gebiet unvollkommener war als die auf die- 
ser Strecke eingesetzten englischen Lokomoti- 
ven, erreichte sie bei ihrer ersten Fahrt, geführt 
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von ihrem Konstrukteur, die gleiche Geschwin- 
digkeit wie der Eröffnungszug und bewältigte die 
Strecke bis Leipzig ohne Schwierigkeiten. Bei 
der Rückfahrt wurde ihm das allerdings unmög- 
lich gemacht. Die englische Konkurrenz wollte 
in jedem Fall die technische Überlegenheit ihrer 
Maschine beweisen. Sie veranlaßte, daß ScHu- 
BERT vor der Rückfahrt in Leipzig stundenlang 
auf Koks warten mußte und das Signalsystem 
längs der Strecke nicht funktionierte. SCHUBERT 
mußte deshalb einige der hölzernen Schran- 
ken — die damals quer zur Fahrtrichtung ange- 
ordnet waren — durchfahren und wurde schließ- 
lich bei Priestewitz sogar auf ein Nebengleis 
geleitet, wo die »Saxonia« auf eine unter Dampf 
stehende englische Lokomotive prallte, ohne 
allerdings wesentlich beschädigt zu werden. Die 
Gefährdung von Menschenleben spielte ange- 
sichts der im Lokomotivbau zu erwartenden Pro- 
fite nur eine untergeordnete Rolle. 

Die Hoffnungen des Leipziger Handelskapi- 
tals auf die Initialwirkung seines Eisenbahnbaus 
sollten sich schon bald erfüllen. Als zweite große 
Fernbahnstrecke kam bis 1840 die fast aus- 
schließlich auf preußischem Territorium verlau- 
fende Verbindung Magdeburg — Köthen — Halle 
(Saale)—Leipzig zustande. Die Meinung der 
Magdeburger Handels- und Ratsherren zu die- 
sem Eisenbahnbau hatte sich schon seit einigen 
Jahren grundsätzlich geändert, seitdem durch 
das 1892 entstandene Projekt einer Eisenbahn 
von Hamburg nach Hannover auch ihrer Stadt 
die Umgehungsgefahr drohte. Magdeburgs 
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Oberbürgermeister FrAnckeE schrieb im August 
1834 an den preußischen Finanzminister BEUTH: 
»Der hiesige Handelsstand, der sich bisher sehr 
wenig vor Eisenbahnen fürchtete, fängt nun 
auch an bedenklich zu werden ...«. Rund ein 
Jahr später begannen die aktiven Vorbereitun- 
gen für die Strecke Magdeburg— Leipzig. 

Die Messestadt Leipzig stellte somit das erste 
Eisenbahnzentrum des Deutschen Bundes dar, 


von dem zwei fast gleich lange Fernbahnstrecken 
ausgingen. Seine Bedeutung wuchs schon ein 
Jahr später, als die Berlin-Anhalter Eisenbahn 
ihre Strecke Berlin— Jüterbog— Wittenberg— 
Dessau—Köthen vollendete und damit den An- 
schluß an die Magdeburg-Leipziger, aber auch 
an die Leipzig-Dresdener Eisenbahn herstellte. 
Im gleichen Jahr begann der Bau der sächsisch- 
bayrischen Eisenbahn, die über Plauen und Hof 
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DiE ERSTE 
DEUTSCHE 
FERNBAHN VON 
LEIPZIG NACH 
DRESDEN 


Eine der berühmtesten 
deutschen Eisenbahn- 
brücken der Anfangs- 
zeit, die Göltzschtal- 
brücke; hier im Bauzu- 


stand 1850 


Die ıB-Lokomotive 
»Donau«, die die 
Firma EGESTORFF in 
Hannover 1856 an die 
Magdeburger-Leipziger 
Eisenbahn lieferte, 
zeigt noch die typischen 
Überhänge der Long- 
boiler-Maschinen. 


Die »Beuth«-Lokomo- 
tiven wurden von 1843 
bis 1847 von Borsıc 
unter anderem für die 
Berlin- Anhalter Bahn 
in der für die damalige 
Zeit beachtlichen Zahl 
von 71 Stück gebaut. 
Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 


1. KAPITEL 


1835-1871 


das wichtige Handelszentrum Nürnberg mit 
Leipzig verbinden sollte. Erhebliche Terrain- 
schwierigkeiten im Vogtland, besonders der Bau 
der Elstertal- und der Göltzschtalbrücke, der da- 
mals höchsten Eisenbahnbrücken der Welt (an 
ihrem Bau war Prof. ScHhugerT ebenfalls maßgeb- 
lich beteiligt), erforderten jedoch eine rund 
ıojährige Bauzeit. Trotzdem gelang es, Leipzig 
als Vermittler in den immer umfangreicheren 
Warenaustausch nicht nur zwischen Nord- und 
Süddeutschland einzubeziehen, sondern es ge- 
wann auch in den außenwirtschaftlichen Bezie- 
hungen zwischen Nord- und Südeuropa in dem 
Maße an Bedeutung, wie sich die Eisenbahnver- 
bindungen in diese Gebiete ausdehnten. 

Auf der Basis der sich gleichzeitig vollziehen- 
den industriellen Revolution und im Zusam- 
menhang mit dem Ausdehnen der Fabrikarbeit 
sowie der wesentlich verbesserten Verkehrsbe- 
dingungen erlebte auch die Leipziger Messe 
einen erneuten deutlichen Aufschwung. Schon 
auf der Östermesse 1840 zählte man rd. 
23000 Messehändler, unter ihnen Amerikaner, 


Italiener, Franzosen, Engländer, Türken, Grie- 
chen, Russen und Polen. Die Einwohnerzahl der 
Stadt war zu dieser Zeit nur etwas mehr als dop- 
pelt so groß. Hatte man 1895 56000 Zentner 
(2800) Waren umgesetzt, so waren es 1843 be- 
reits 270900 Zentner (135451) und 186g 
768000 Zentner (38400), was einer Steigerung 
auf das 4,8fache bzw. das 19,7fache entsprach. 
Dabei drücken diese Zahlen nur einen Teil der 
Veränderungen aus: Um die Mitte des Jahrhun- 
derts hatte sich der Charakter der Messen inso- 
fern gewandelt, als die Warenmesse zu einer 
Mustermesse umgestaltet wurde; denn es hatte 
sich als unmöglich herausgestellt, die große 
Menge vor allem schwerer und voluminöser Wa- 
ren in vollem Umfang bis zur Messe und von da 
weiter zum Bestimmungsort zu transportieren. 

Der Eisenbahnbau stimulierte außerdem die 
Industrialisierung in Leipzig und seiner Umge- 
bung und hatte eine Zunahme der Bevölkerung 
zur Folge. Von 46294 im Jahr 1834 stieg die Ein- 
wohnerzahl Leipzigs bis 1849 auf 62374 und er- 
reichte 1871 106 925. 


Die Eisenbahnen fördern die Wirtschaft 


Ähnliche ökonomische Wirkungen rief der 
Eisenbahnbau in allen anderen deutschen Staa- 
ten hervor. Besonders wichtig war in diesem Zu- 
sammenhang die Tatsache, daß die Eisenbahnen 
nicht nur die Voraussetzungen für Produktion 
und Absatz der Fabriken wie auch für die Land- 
wirtschaft entscheidend verbesserten, sondern 
zugleich die wirtschaftliche Entwicklung da- 
durch stimulierten, daß sie zu einem der größten 
Abnehmer vor allem von Erzeugnissen der 
Schwerindustrie wurden. Eisenbahnbau und -be- 
trieb förderten darum besonders solche Schlüs- 
selindustrien wie den Kohlebergbau und die 
Eisen- und Stahlindustrie. 

In diesem Zusammenhang sind außerdem 
deutliche Auswirkungen auf die Entwicklung der 
Produktivkräfte dieser Bereiche zu beobachten. 
Die steigende Nachfrage der Eisenbahnen nach 
Bau- und Betriebsmaterial führte deshalb nicht 
allein zu quantitativen Fortschritten, sondern 
auch zu einer Verbesserung der Produktionsver- 
fahren. Die Erzeugung von Roheisen erhöhte 
sich beispielsweise im Gebiet des Deutschen 
Zollvereins zwischen 1837 und 1860 um mehr als 
das 3,4fache, wobei vor allem der Anteil des in 
Kokshochöfen produzierten Roheisens rasch 
wuchs, nämlich um knapp das g5fache. Das mit 
Steinkohle erzeugte Roheisen war unentbehrlich 
beispielsweise für die Herstellung von Schienen. 
Der Bedarf der Eisenbahnen förderte demnach 
das fortschrittlichere Produktionsverfahren; 
denn vorher hatte man Roheisen vorzugsweise in 
Frischfeuern mit Holzkohle und einer geringe- 
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ren Leistungsfähigkeit, aber auch einer geringe- 
ren Qualität gewonnen. 

Selbstverständlich kamen diese Verbesserun- 
gen auch der Gesamtwirtschaft zugute, doch ist 
bemerkenswert, daß der Anteil des Roheisenver- 
brauchs für den Eisenbahnbau und -betrieb am 
gesamten Roheisenverbrauch des Zollvereinsge- 
biets von 1,1% in den Jahren 1836 bis 1898 auf im- 
merhin 44,4,% in den Jahren 1851 bis 1853 an- 
stieg und 1859 bis 1863 bei 40,4% lag. Eine 
ähnliche Situation ergab sich bei der Roheisen- 
verarbeitung. Aufgrund der geringen Produk- 
tionskapazitäten im Gebiet des Deutschen Bun- 
des mußte in den Anfangsjahren des Eisenbahn- 
baus vor allem der Bedarf an Schienen und an- 
derem Eisenbahnmaterial weitgehend aus dem 
Ausland gedeckt werden, vorwiegend aus Eng- 
land und Belgien. Das war auch der Fall beim 
Bau der Leipzig-Dresdener Eisenbahn, die insge- 
samt 113000 Zentner (5650t) Schienen benö- 
tigte. Diese Menge entsprach rd. 91% des mit 
Steinkohle in Puddelöfen erzeugten Stabeisens, 
das 1837 in Preußen produziert wurde, und Preu- 
ßen verfügte damals über die bedeutendste 
Eisenindustrie des Zollvereins. 

1850 stammten deshalb immerhin reichlich 
64% der von den deutschen Eisenbahnen verleg- 
ten Schienen aus dem Ausland; von weiteren 
18%, die sich auf deutsche und ausländische Un- 
ternehmen verteilten, entfielen mit großer Wahr- 
scheinlichkeit nochmals 10% auf ausländische 
Lieferanten. Die deutsche Eisenindustrie begann 
seit den 4oer Jahren, besonders seit der Erhö- 


hung des Stabeisenzolls 1844, in größerem Um- 
fang selbst zu produzieren, wobei man anfangs 
gezwungen war, das erforderliche Koksroheisen 
vom Ausland zu beziehen. Der forcierte Bau von 
Puddelöfen und Walzwerken - allein in Preußen 
stieg die Zahl der Puddelöfen zwischen 1837 und 
1858 um fast das ıdfache — sicherte in wachsen- 
dem Maß der einheimischen Industrie das loh- 
nende Geschäft, wobei sich auf diesem Gebiet 
fast von Anfang an größere Betriebe mit für da- 
malige Verhältnisse modernen Anlagen - u.a. 
mit Dampfmaschinen - etablierten. 

Wichtige wirtschaftliche Beziehungen ergaben 
sich außerdem zwischen der Kohlenproduktion 
sowie dem Eisenbahnbau und -betrieb. Der stän- 
dig wachsende Bedarf an Kohle trug wesentlich 
dazu bei, die Förderung in den Kohlenbergwer- 
ken zu erhöhen. Trotzdem waren die meisten Ze- 
chen bis Mitte des 19. Jahrhunderts gezwungen, 
wegen der fehlenden Transportmöglichkeiten 
und der hohen Transportpreise (dadurch betru- 
gen teilweise die Transportkosten schon bei Ent- 
fernungen bis zu 1okm das Doppelte des ur- 
sprünglichen Preises der Kohle; die Eisenbahn- 
fracht lag anfangs bei etwa einem Drittel der 
Fuhrwerkskosten) ihren Absatz auf den lokalen 
Markt zu beschränken. Außerhalb der Kohlenre- 
viere dominierte in Nord- und Mitteldeutsch- 
land die englische Kohle, die infolge des über- 
wiegenden Wassertransports erheblich billiger 
war. Auch Berlin wurde damit auf dem Wasser- 
weg versorgt, obwohl seit 1847 Eisenbahnverbin- 
dungen zur Ruhr und nach Oberschlesien be- 
standen. Noch Anfang der soer Jahre gelangte 
englische Kohle bis nach Breslau (heute Wro- 
claw). Auch die Leipzig-Dresdener Eisenbahn, 
die für ihren Betrieb täglich 200 bis 250 t Stein- 
kohle benötigte, die bei Riesa auf eigene Rech- 
nung verkokt wurde, hatte noch 1840 englische 
Kohle bezogen. Seit den 4oer Jahren sicherten 
sich jedoch die einheimischen Gruben das profi- 
table Geschäft. 

Die Wirkungen des kostengünstigen, schnel- 
len und zuverlässigen Massentransports durch 
die Eisenbahnen zeigten sich auch in der Erwei- 
terung der Absatzmöglichkeiten. Konnte man 
früher vor allem transportintensive Güter wegen 
der hohen Transportkosten nur auf dem lokalen 
Markt absetzen, so wurde z.B. nach Eröffnung 
der Teilstrecke Leipzig—Zwickau (die gesamte 
Strecke führte bis Hof) im September 1845 der 
Transport der Zwickauer Steinkohle zu günsti- 
gen Bedingungen auch in das Gebiet von Leip- 
zig und Halle (Saale) möglich. Schon ein Jahr 
später wurde das Vogtland durch die Verbin- 
dung Zwickau—Reichenbach einbezogen. Deut- 
lich stieg dadurch der Eisenbahnversand der 
Zwickauer Steinkohle, allein in den Jahren von 
1846 bis 1850 um das 2,7fache, nämlich von rd. 
37000t auf rd. 100300 t. 

Um den Transport noch flüssiger zu gestalten, 


erhielten die wichtigsten Gruben eigene Gleisan- 
schlüsse. Dadurch konnte der Eisenbahnversand 
der Kohle generell rasch ansteigen. Hatte sein 
Anteil 1846 nur 8% der Gesamtförderung betra- 
gen, so erreichte er schon 1865 70%. 

Das gleiche Ergebnis zeigte sich auch in ande- 
ren Gebieten Deutschlands. Sowohl für den 
Saarbrücker als auch für den Ruhrbergbau sowie 
die Kohleförderung in Schlesien liegen überein- 
stimmende Berichte darüber vor, wie sich der 
Eisenbahnbau fördernd auf Produktion und Ab- 
satz auswirkte. Er beeinflußte auch hier direkt 
und indirekt die Entwicklung der Produktiv- 
kräfte, weil - freilich im Zusammenhang mit der 
umfangreicheren Verwendung von Dampfma- 
schinen in der Industrie und im Bergbau - jetzt 
der Übergang vom Stollenbau zu Tiefbauschäch- 
ten mit leistungsfähigen Wasserhaltungs- und 
Fördermaschinen ermöglicht wurde. Fast alle 
Gruben erhielten einen eigenen Eisenbahnan- 
schluß. Nachdem beispielsweise 1852 der Bau der 
Saarbrücker Eisenbahn abgeschlossen worden 
war, die von Forbach über Saarbrücken und 
Neumünster nach Bexbach führte, stieg die För- 
derleistung der anliegenden Gruben sprunghaft 
an, von 1850 bis 1865 auf fast das sfache (von rd. 
594000t auf rd. 2,9 Mill. t). Der Steinkohlen- 
transport, der bei den preußischen Eisenbahnen 
1850 nur 1% des Gesamttransportaufkommens 
ausgemacht hatte, betrug 1870 schon 27% und 
stieg in der Folgezeit noch mehr an. 

Wichtige Impulse erteilte die Eisenbahn 
außerdem dem Maschinenbau, vor allem dem 
Lokomotivbau. Auch hier hatten in den An- 
fangsjahren englische, später auch amerikani- 
sche Maschinen das Bild bestimmt; denn die er- 
sten Versuche der Jahre 1816 und 1817, in der 
Königlichen Eisengießerei Berlin nach engli- 
schen Vorbildern Lokomotiven für »Werkbah- 
nen« in Oberschlesien und dem Saargebiet zu 
bauen, führten - nicht allein wegen ihres Mißer- 
folgs — zu keinen weiterführenden Arbeiten. 
1843 umfaßten deshalb die ausländischen Loko- 
motiven 88,8% des Gesamtbestands (158 von 
178). Auf die Dauer wollte sich jedoch die deut- 
sche Industrie das lohnende Geschäft des Loko- 
motivbaus nicht entgehen lassen. Auf englischen 
und amerikanischen Erfahrungen aufbauend, 
entstanden deshalb besonders seit Anfang der 
40er Jahre deutsche Lokomotivfabriken. Ihre Er- 
zeugnisse waren sehr bald den ausländischen 
ebenbürtig und gaben auch dem internationalen 
Lokomotivbau wichtige Impulse. 

Nach den von SCHUBERT gebauten zwei Loko- 
motiven (»Saxonia« und »Phoenix«), die jedoch 
wegen ihres hohen spezifischen Dampfver- 
brauchs und des daraus resultierenden gleich- 
falls hohen Koksverbrauchs vorzugsweise im 
Bahnhofsdienst benutzt wurden, fuhr die erste 
Lokomotive der Firma Borsıc (Berlin) 1841 auf 
der Berlin-Anhalter Bahn. In den folgenden Jah- 
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Der Werkhof der 
Lokomotivfabrik 
Borsıc. Dessen 
einfache mechanische 
Hebegeräte und der in- 
nerbetriebliche Pferde- 
transport entsprachen 
dem Produktionsablauf 
in der Montagehalle. 
Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


ren nahmen die Maschinenfabriken Buckau in 
Magdeburg, Kesster in Esslingen, Marrzı in 
München, EcGEstTorFF in Hannover, SCHWARTZ- 
korprr in Berlin, HArTMAnn in Chemnitz und 
HenscHEL in Kassel neben anderen Unterneh- 
men die Produktion von Lokomotiven auf. 
Schon 1850 überwogen im Betrieb die deutschen 
Lokomotiven. Die Eisenbahnstatistik für dieses 
Jahr erfaßte von 26 Bahnverwaltungen — und da- 
mit von fast allen damals bestehenden -— einen 
Bestand von 692 Lokomotiven. Von ihnen ent- 
fielen 396 (57,2%) auf deutsche und 296 (42,8%) 
auf ausländische Firmen. Unter den Lieferanten 
nahm schon damals Borsıc den ersten Platz ein. 
Aus seiner Firma stammten 259 Lokomotiven 
(39,3%). An zweiter und dritter Position standen 
allerdings, wenn auch mit deutlichem Abstand, 
noch immer englische Firmen: STEPHENSON mit 
109 und SHarp & Comp. mit 76 Lokomotiven. 
In den soer Jahren änderte sich dieses Ver- 
hältnis noch mehr zugunsten der deutschen Un- 
ternehmen. Von den 1860 insgesamt auf den 
deutschen Eisenbahnen verkehrenden Lokomo- 
tiven kamen allein 1573 (58,3%) aus den drei 
größten deutschen Fabriken Borsıc (mit 1124 
Lokomotiven und 41,8% des Gesamtbestands), 
Marreı und EGEsTorrr. Die Konjunktur im deut- 
schen Lokomotivbau setzte sich in den folgen- 
den Jahren fort; denn nicht allein der ausge- 
dehnte Streckenneubau in Deutschland steigerte 
die Nachfrage nach neuen Lokomotiven, einige 
dieser Firmen, unter ihnen Borsıc, erfüllten 
außerdem umfangreiche Exportaufträge für eu- 
ropäische und außereuropäische Länder. 
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Bei den deutschen Eisenbahnen hielten die 
Borsıc-Lokomotiven die führende Position. 1870 
kamen von insgesamt 5455 normalspurigen Lo- 
komotiven ıgıg (35,2%) aus diesem Werk. In den 
nächsten zwei Jahrzehnten wurden sie auf dem 
deutschen Markt von der Firma HENnscHEL UND 
Sonn in Kassel verdrängt. Sie lieferte 1890 von 
den ıgo6g ausgewiesenen Lokomotiven 2199 
(11,2%). 

In diesem Zusammenhang ist es interessant, 
daß der deutsche Lokomotivbestand trotz seines 
raschen Wachstums Ende der 6oer Jahre noch 
unter dem Großbritanniens und Frankreichs lag. 
Zu diesem Zeitpunkt entfiel in Deutschland eine 
Lokomotive auf 3,4 km Bahnlänge, in Großbri- 
tannien dagegen auf 2,5km und in Frankreich 
auf 2,3 km. Allerdings waren zu dieser Zeit auch 
die Verkehrsleistungen der britischen und fran- 
zösischen Eisenbahnen höher als die der deut- 
schen. 

Die Impulse des Lokomotivbaus für die Wirt- 
schaft waren vielfältiger Natur, vor allem aber 
förderten sie Präzision und Leistungsfähigkeit 
beim Bau nicht allein der Dampfmaschine, son- 
dern der Lokomotive überhaupt. Davon war eine 
Vielzahl industrieller Produktionsprozesse be- 
troffen. Wenn auch nicht im gleichen Maß, so 
gingen doch ähnliche Anregungen vom Waggon- 
bau aus. Nicht zu vergessen sei — neben vielem 
Unerwähnten — der Auf- und Ausbau des Si- 
gnalwesens und der elektrischen Telegrafie bei 
den Eisenbahnen, die wesentlichen Anteil am 
Entstehen und Ausdehnen der Schwachstromin- 
dustrie hatten. 


Militärischer Nutzen der Eisenbahnen 


Mit der Entwicklung der Eisenbahn zum Mas- 
senverkehrsmittel eröffnete sich in zunehmen- 
dem Maß die Möglichkeit, deren wachsende Lei- 
stungsfähigkeit für militärische Zwecke zu 
nutzen. Erstmalig fanden 1849/50 größere 
Truppentransporte auf den deutschen Eisenbah- 
nen statt. 

Pioniere und Förderer des Eisenbahngedan- 
kens hatten zwar auf die militärisch-strategi- 
schen Potenzen des neuen Verkehrsmittels hin- 
gewiesen, noch bevor in Deutschland überhaupt 
eine Eisenbahnlinie vollendet worden war, ihre 
Argumente spielten aber beim Bau der ersten 
bedeutenden Linien in den späten goer und frü- 
hen 4oer Jahren eine untergeordnete Rolle. Für 
die Aktiengesellschaften, die die Eisenbahnen 
bauten, standen ausschließlich ökonomische Ge- 
sichtspunkte im Vordergrund. Bemühungen des 
Staates, militärische Gesichtspunkte zu berück- 
sichtigen, führten bestenfalls zu sekundären Ef- 
fekten. 

Dessenungeachtet stand die militärische Nut- 
zung der Eisenbahnen weiter zur Diskussion. 
Führende Militärs, unter ihnen der preußische 
Generalfeldmarschall von MowrtkeE, äußerten 
sich positiv dazu und unterbreiteten entspre- 
chende Vorschläge. Ende der 4oer Jahre erarbei- 
tete außerdem die Militärkommission des Deut- 
schen Bundes Richtlinien für den Bau von 
Eisenbahnen, die besonders der Sicherung der 
Westgrenze galten, weil Frankreich zu dieser 
Zeit in den Grenzgebieten seine Bahnen aus- 
baute. Zwar wurden zur gleichen Zeit noch 
Zweifel am strategischen Wert der Eisenbahnen 
geäußert, weil sich angeblich große Massen von 
Truppen, Material usw. auf gewöhnlichen We- 
gen viel rascher befördern ließen als mit dem 
neuen Verkehrsmittel, aber nach 1850 setzte sich 
ein deutlicher Wandel in der allgemeinen Mei- 
nung durch. Die Militärkommission des Deut- 
schen Bundes befaßte sich erneut mit der militä- 
rischen Nutzung der Eisenbahnen und stellte die 
wesentlichen Mängel der Eisenbahnen in den 
Bundesländern hinsichtlich ihrer strategischen 
Wirksamkeit fest. Zugleich war sie bemüht, die 
Verkehrsbedingungen generell den militärischen 
Anforderungen besser anzupassen. Sie verlangte 
die Vervollkommnung der Lokomotiven und 
Wagen, die Ausstattung der strategisch wichti- 
gen Verbindungen mit einem zweiten Gleis, 
mindestens aber ausreichende Kreuzungs- und 
Ausweichstellen bei eingleisigen Strecken. Im 
weiteren Verlauf wurden spezielle Laderampen 
gebaut, die einen raschen Umschlag von Trup- 
pen, Pferden, Geschützen, Munitions- und Pro- 
viantwagen sowie sonstigem Kriegsgerät und 
Material erlaubten. Ebenso entstanden im mili- 
tärischen Interesse Verbindungs- und Ergän- 


zungslinien, wobei der sich herausbildende 
Netzcharakter der Eisenbahnen neben ökonomi- 
schen auch strategische Auswirkungen hatte. 

Auf Vorschlag des preußischen Generalstabs 
wurden weiterhin exakte Anordnungen über Mi- 
litärtransporte für alle deutschen Bahnen erlas- 
sen und damit erste »Kriegsfahrpläne« geschaf- 
fen. Mit ihrer Hilfe sollte die Streckenbelegung 
durch Militärzüge so reguliert werden, daß der 
zivile Verkehr möglichst wenig eingeschränkt 
werden mußte. 

Die Zunahme der staatlichen Eisenbahnen in 
Deutschland förderte diese Entwicklung, weil 
bei ihnen das Anwenden derartiger Richtlinien 
verständlicherweise weit einfacher war als bei 
den Privatbahnen. Vor allem in den Kriegen der 
60er Jahre konnte überprüft werden, inwieweit 
sich diese Anordnungen in der Praxis bewähr- 
ten. So wurden im Preußisch-Österreichischen 
Krieg des Jahres 1866 die nach dem Kriegsschau- 
platz führenden Strecken etwa zwei Monate 
lang durch Truppentransporte belegt. Täglich 
verkehrten auf ihnen etwa 40 Militärzüge, und 
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entgegen den ursprünglichen Vorstellungen 
mußte der zivile Verkehr erheblich einge- 
schränkt werden. 

Die Vorteile der Eisenbahnen für die Kriegs- 
führung waren dabei so offensichtlich geworden, 
daß der 1867 im Gefolge des Krieges gebildete, 
unter politischer und militärischer Hegemonie 
Preußens stehende Norddeutsche Bund die ver- 
fassungsrechtliche Pflicht aller Eisenbahnverwal- 
tungen seiner Mitgliedsländer fixierte, im Fall 
eines Krieges den gesamten Eisenbahnbetrieb 
einer Zentralverwaltung zu unterstellen, die ihn 
entsprechend den militärischen Erfordernissen 
leiten sollte. Die Verfassung räumte außerdem 
die Möglichkeit zum Bau strategisch wichtiger 
Eisenbahnlinien in den Ländern des Norddeut- 
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Die Eisenbahnen wur- 
den frühzeitig für milı- 
tärische Zwecke ge- 
nutzt: Truppentrans- 
‚port auf der Hamburg- 
Kieler Eisenbahn Ende 
Dezember 1863 in Vor- 
bereitung des Deutsch- 
Dänischen Krieges. 
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schen Bundes ein - auch gegen einen eventuel- 
len Einspruch der betroffenen Länder. 

Die preußische Regierung war teilweise noch 
weiter gegangen. Unter maßgeblicher Beteili- 
gung von MoLTkes nahm beispielsweise die Mili- 
tärverwaltung seit den 60er Jahren Einfluß auf 
die Linienführung neuer Eisenbahnen, sie beein- 
flußte die Konzessionsbedingungen der Privat- 
bahnen unter militärischem Aspekt und stellte 
Forderungen an die Ausrüstung und den Betrieb 
der einzelnen Strecken. 

Von Moırtke, der als Bewegungstaktiker den 
Grundsatz vertrat, den Festungsbau zugunsten 
der Eisenbahnen zu vernachlässigen, forderte 
nach dem Preußisch-Österreichischen Krieg 
außerdem spezielle Eisenbahntruppen. Sie ent- 
standen allerdings erst im Ergebnis des Krieges 
1870/71. Er brachte zugleich eine umfangreiche 
Belastung der Eisenbahnen: Mit ihrer Hilfe 
konnte die Mobilmachung innerhalb von zehn 


Tagen vollzogen werden, und in den folgenden 
acht Tagen wurde eine Armee von fast 
500 000 Mann zusammen mit der umfangreichen 
Ausrüstung teilweise über eine Entfernung bis 
zu Irookm an die französische Grenze transpor- 
tiert. Bei der geschätzten Durchschnittsentfer- 
nung von 500km für jeden Soldaten ergab sich 
im Vergleich mit der Personenverkehrsleistung 
des Jahres 1870 während der Tage des Auf- 
marschs eine fast dreimal höhere Belastung. Für 
den Güterverkehr liegen keine Vergleichswerte 
vor, doch kann man davon ausgehen, daß - die 
Aufgaben im Zivilverkehr eingeschlossen - un- 
ter Berücksichtigung der Bedingungen beim 
Aufmarsch sowie der Gewährleistung des gesam- 
ten Nachschubs die erste harte Belastungsprobe 
der Eisenbahnen über einen längeren Zeitraum, 
nämlich rd. 18 Monate, zu bestehen war. Das 
neue Verkehrsmittel hatte damit seine Eignung 
für diese Aufgaben bewiesen. 


Privatbahnen oder Staatsbahnen? 


Der Bau und Betrieb der Eisenbahnen hatte 
nicht allein die Lösung einer Vielzahl techni- 
scher und technologischer Probleme notwendig 
gemacht, er erforderte außerdem die Klärung fi- 
nanzieller und rechtlicher Beziehungen. Unab- 
hängig davon, wer den Bau von Eisenbahnen fi- 
nanzierte, war u.a. der Ankauf des für die Trasse 
erforderlichen Grund und Bodens zu regeln. In 
den meisten Fällen mußte der Staat durch ent- 
sprechende Enteignungsgesetze wirksam werden. 
Privaten Eisenbahnunternehmen erteilte er 
außerdem die Konzession zum Bau und Betrieb 
von Eisenbahnen und sicherte sich im Zusam- 
menhang damit teilweise erhebliche Vorrechte. 
Schließlich war grundsätzlich die Frage zu ent- 
scheiden, ob die Eisenbahnen durch Aktienge- 
sellschaften oder durch den Staat gebaut werden 
sollten. 

Noch Anfang der goer Jahre, als sich in Groß- 
britannien und den USA die ersten Dampfeisen- 
bahnen bereits glänzend bewährt hatten, war 
man sich in Deutschland über die Nützlichkeit 
eines derartigen Verkehrsmittels nicht recht 
schlüssig gewesen. Die preußischen Junker lehn- 
ten es rundheraus ab. Ihre landwirtschaftlichen 
Exporte gingen fast ausschließlich über den 
Wasserweg, und sie erblickten in den Eisenbah- 
nen vor allem die potentielle Gefahr einer öko- 
nomischen Stärkung der Bourgeoisie. 

Auch in den deutschen Kleinstaaten mit einer 
wenig kapitalkräftigen Bourgeoisie, wo die Re- 
gierung die Initiative hätte ergreifen müssen, 
stieß der mögliche Bau von Eisenbahnen vorwie- 
gend auf Abneigung. Die dafür erforderlichen 
umfangreichen Mittel fehlten in den meisten 
Fällen, und so lange man noch keinen konkreten 
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Nutzen für den betreffenden Staat erkannte, för- 
derte man den Eisenbahnbau nicht. 

In der zweiten Hälfte der goer Jahre bahnte 
sich ein Umschwung an. Besonders die ökono- 
misch fortgeschritteneren Staaten des Norddeut- 
schen Bundes - allen voran Preußen - mußten 
einsehen, daß die wirtschaftliche Stärke ihres 
Landes und damit dessen politische und militäri- 
sche Bedeutung künftig wesentlich durch die 
Eisenbahn beeinflußt werden würde. Die Konse- 
quenzen aus dieser Einsicht wurden in verschie- 
dener Weise gezogen: Teilweise wurde der Eisen- 
bahnbau dem Privatkapital überlassen, teilweise 
unterstützte ihn der Staat bzw. übernahm er ihn 
vollständig in seine Regie. 

In Preußen, wo man sich davon überzeugte, 
daß die Eisenbahnen geeignet waren, die räumli- 
che Trennung des Staatsgebiets zu überwinden 
und die angestrebte preußische Vormachtstel- 
lung innerhalb Deutschlands zu unterstützen, 
war der Bau von Staatseisenbahnen mit der Ver- 
fassungsfrage verknüpft. Die Verordnung über 
das Staatsschuldenwesen von 1820 hatte festge- 
legt, daß umfangreichere Staatsanleihen nur 
»mit Zustimmung und unter Mitgarantie der 
künftigen reichsständischen Versammlung« auf- 
genommen werden durften. Da man in Preußen 
jedoch alles vermied, was die halbabsolutistische 
Regierungsform hätte beeinträchtigen können, 
wurde gezwungenermaßen der Bourgeoisie die 
Möglichkeit eingeräumt, Eisenbahnen mit pri- 
vatem Kapital zu bauen. Um aber in jedem Fall 
den ökonomischen Machtzuwachs der Bourgeoi- 
sie kontrollieren zu können, regulierte die preu- 
ßische Regierung 1838 den privaten Eisenbahn- 
bau mit einem speziellen Gesetz. Es klärte neben 


der Konzessionierung, dem Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auch deren Verhältnis zur Post so- 
wie die Aufsichtsrechte des Staates. Außerdem 
wurden die Eisenbahnen verpflichtet, dem Staat 
als Entschädigung für ihm entgangene Einnah- 
men aus Chaussee- und Postgeldern eine Ab- 
gabe zu leisten. Schließlich wurde dem Staat die 
Möglichkeit eingeräumt, nach Ablauf von 
90 Jahren (gerechnet vom Tag der Betriebseröff- 
nung an) das »Eigentum der Bahn mit allem Zu- 
behör« gegen Entschädigung zu kaufen. Diese 
einengenden Bestimmungen, gegen die die 
Bourgeoisie erfolglos protestierte, resultierten 
nicht allein aus dem anfänglichen Bedenken, 
daß sich durch die Eisenbahnen die staatlichen 
Einnahmen aus dem Postbetrieb und den 
Chausseegeldern vermindern würden. Der Staat 
versuchte vielmehr zugleich, sich durch dieses 
Gesetz die Möglichkeit zu schaffen, ggf. in die 
weitere Gestaltung des Eisenbahnbetriebs einzu- 
greifen. 

Auf der Basis des Gesetzes von 1838 lag der 
preußische Eisenbahnbau zunächst ausschließ- 
lich in den Händen privater Aktiengesellschaf- 
ten. Deren ökonomische Stärke ermöglichte den 
zügigen Ausbau vor allem solcher Strecken, die 
den Verkehr in schon weiter entwickelte Gebiete 
vermitteln sollten und deshalb durch einen aus- 
geprägten Bedarf an Personen- und Güterbeför- 
derung einen ansehnlichen Profit verspra- 
chen. 

Politisch und strategisch wichtige Linien, an 
denen die Regierung ein vorrangiges Interesse 
hatte, kamen dagegen nicht zustande. Eine be- 
sondere Rolle spielte in diesem Zusammenhang 
die sog. Ostbahn, die Berlin mit Ostpreußen bis 
zur russischen Grenze verbinden sollte. Die Tat- 
sache, daß sie durch ein dünn besiedeltes, vor- 
wiegend agrarisch genutztes Gebiet führte, 
machte sie für das private Kapital wenig attrak- 
tiv. Erst nach der Lösung der Verfassungsfrage 


im Ergebnis der bürgerlich-demokratischen Re- 
volution 1848/49 konnte ihr Bau aus Staatsmit- 
teln beginnen. 

Die nunmehr gegebene Möglichkeit, sich Gel- 
der für den Eisenbahnbau bewilligen zu lassen, 
veranlaßte die Regierung außerdem, den Bau 
weiterer staatlicher Eisenbahnen in Angriff zu 
nehmen und solche privaten Eisenbahnen zu un- 
terstützen, die wegen Kapitalmangel Schwierig- 
keiten beim Weiterführen ihrer Projekte hatten. 
Auch einige bereits in Betrieb befindliche Strek- 
ken wurden in die Verwaltung des Staates über- 
nommen. Da gleichzeitig mit ganz geringen Aus- 
nahmen keine neuen Konzessionen zum Bau 
privater Eisenbahnen vergeben wurden, deutete 
sich in den zoer Jahren die Absicht der preußi- 
schen Regierung an, die Eisenbahnen schritt- 
weise dem Staat zu unterstellen, der im Interesse 
seines »deutschen Berufes« ein ohne Einschrän- 
kungen nutzbares Eisenbahnnetz zur Verfügung 
haben wollte. 

Die ökonomische Stärkung der Bourgeoisie 
im Ergebnis der Revolution sowie außen- und 
innenpolitische Gründe verursachten jedoch seit 
Ende der soer Jahre erneut stärkere Aktivitäten 
privater Eisenbahngesellschaften, an denen sich 
auch englisches Kapital beteiligte. Allein in den 
Jahren zwischen 1858 und 1866 wurden beispiels- 
weise 32 Konzessionen an Privatgesellschaften 
erteilt, so daß sich das Netz der Privatbahnen er- 
neut ausdehnte. Die Erweiterung des Staats- 
bahnnetzes hielt sich demgegenüber zur gleichen 
Zeit in bescheidenen Grenzen. 

Der preußische Sieg über Österreich im Jahre 
1866 vergrößerte das Netz der preußischen Eisen- 
bahnen erheblich. Neben anderen Strecken wur- 
den als zusammenhängendes Staastsbahnnetz 
die hannoverschen Eisenbahnen übernommen, 
die von besonderem Wert waren, weil sie die bis- 
herige Lücke im preußischen Eisenbahnnetz 
nördlich des Harzes bis zur Nordseeküste schlos- 
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sen. Demgegenüber vervollkoınmneten die 
Eisenbahnen Kurhessens, Oberhessens, Nassaus 
und Frankfurts (Main) das preußische Netz süd- 
lich des Harzes und verlängerten es in südwestli- 
cher Richtung bis an den Rhein und den Main. 
Schleswig-Holstein und Lauenburg rundeten 
das Eisenbahnnetz im Norden ab, u.a. durch die 
Verbindungen Lübeck—Hamburg, Berlin— 
Hamburg, Altona—Kiel. Auf diese Weise ent- 
stand erstmalig ein geschlossenes Staatsbahnnetz 
in Preußen, das bis dahin über drei voneinander 
getrennte Staatsbahngebiete im Osten und We- 
sten seines Territoriums verfügt hatte. 

Der umfangreichste staatliche Streckenbesitz 
bestand in den östlichen, vorwiegend agrari- 
schen Gebieten. Deshalb nutzte die preußische 
Regierung in den folgenden Jahren die gestärkte 
eigene Position, um die in den westlichen Teilen 
des Staates noch gering vertretenen Staatsbah- 
nen auszubauen. Sie gewährte jedoch im Inter- 
esse von Wirtschaft und Staat außerdem in groß- 
zügigem Umfang den privaten Eisenbahnbau. 
Allein in den Jahren von 1867 bis 1869 wurden 23 
neue Konzessionen an private Eisenbahngesell- 
schaften vergeben. Im Ergebnis dieser Entwick- 
lung dominierte in Preußen bis in die 70er Jahre 
eindeutig der private Eisenbahnbesitz. Das war 
insofern von Bedeutung, als sich die preußischen 
Privateisenbahnen vorrangig auf die profitabel- 
sten Strecken orientierten und erst in zweiter Li- 
nie auf eine systematische Erschließung des Lan- 
des durch das neue Verkehrsmittel. Das zeigt 
u.a. ein Vergleich der Eisenbahndichte Preußens 
mit der der anderen deutschen Staaten. 

Seit Beginn der Eisenbahnzeit war Preußen 
der territorial größte deutsche Staat, und es 
dehnte sich durch Gebietseroberungen immer 
mehr aus. Im Ergebnis der Kriege der 6oer Jahre 
(1864 zwischen Preußen/Österreich und Däne- 
mark und 1866 zwischen Preußen und Österreich 
sowie deren Verbündeten) und des Deutsch- 
Französischen Krieges 1870/71 umfaßte sein 
Staatsgebiet fast zwei Drittel des damaligen 
Deutschen Reiches. Sein Anteil am deutschen 
Eisenbahnnetz lag dagegen seit Anfang der soer 
Jahre im Durchschnitt bei knapp 60%, seine 
Eisenbahndichte - bezogen auf 00km? - An- 
fang der 8oer Jahre bei 6,0okm. Damit stand es 
unter dem Reichsdurchschnitt, der zur gleichen 
Zeit 6,6km/ıookm? betrug. Das weit kleinere 
Sachsen —- es umfaßte in den 70er Jahren nur 
2,8% des Reichsgebiets — hatte dagegen einen 
Anteil von reichlich 6% am deutschen Eisen- 
bahnnetz und stand mit einer Eisenbahndichte 
von 14,2 km/100 km? mit weitem Abstand vor al- 
len anderen deutschen Staaten. 

Darüber hinaus ließ in nicht wenigen Fällen 
die technische und betriebliche Situation der 
privaten preußischen Eisenbahnen Wünsche of- 
fen. Die ständige Gefahr, auf der Basis des 
Eisenbahngesetzes von 1838 zum zwangsweisen 
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Verkauf der Eisenbahnen an den Staat veranlaßt 
zu werden, dämpfte die Bereitschaft der privaten 
Gesellschaften zur Kapitalanlage über den unbe- 
dingt notwendigen Bedarf hinaus. 

Die beachtlichen Erfolge im Eisenbahnwesen 
Sachsens, des neben Preußen wirtschaftlich füh- 
renden deutschen Staates, beruhten auf einer 
von anderen Voraussetzungen ausgehenden 
staatlichen Eisenbahnpolitik. Nachdem die säch- 
sische Regierung anfangs die Eisenbahnen 
gleichfalls allein den privaten Unternehmern 
überlassen wollte, erkannte sie sehr schnell die 
außergewöhnlichen Möglichkeiten, die das neue 
Verkehrsmittel besonders auf wirtschaftlichem, 
aber auch auf politischem und militärischem 
Gebiet bot. Sie erklärte deshalb ihre grundsätzli- 
che Bereitschaft, die Oberaufsicht über die 
Eisenbahnen zu übernehmen und bei Linien, die 
über das sächsische Territorium hinausführten, 
die notwendigen Verhandlungen mit den jeweili- 
gen Staaten zu leiten; denn angesichts der gerin- 
gen territorialen Ausdehnung Sachsens und sei- 
ner sich rasch entwickelnden Industrie stellte die 
Verbindung zu den geplanten bzw. im Bau be- 
findlichen Eisenbahnen der Nachbarstaaten eine 
unerläßliche Voraussetzung für die Wirtschaft 
dar. Auf dem Landtag von 1839/40 wurden - 
später von der Regierung gebilligt -— folgende 
Gundsätze der sächischen Eisenbahnpolitik auf- 
gestellt: 

- Verbindung Sachsens mit Bayern, Schlesien 
und Böhmen, um möglichst viele Eisenbahnli- 
nien auf das Territorium des eigenen Landes zu 
ziehen und an Sachsen vorbeiführende Verbin- 
dungen zwischen Süd- und Norddeutschland zu 
vermeiden. 

- Erschließung des Erzgebirges durch die ge- 
plante Verbindung nach Bayern, eventuell durch 
eine Zweigbahn. 

-— Bau der Eisenbahnen durch private Gesell- 
schaften, aber ggf. finanzielle Beteiligung des 
Staates am Aktienkapital unter Verzicht auf 
Zinszahlung. 

— Bau solcher Strecken auf Staatskosten, bei de- 
nen die Möglichkeiten des privaten Kapitals 
nicht ausreichten. 

Schon 1843 - nur vier Jahre nach der Eröff- 
nung der Leipzig-Dresdener Eisenbahn - billig- 
ten die Stände einen Plan der Regierung, der die 
Stammlinien des sächsischen Eisenbahnnetzes 
umfaßte. Finanzieren wollte man den Plan in der 
eben skizzierten Weise. Allerdings zeigte sich 
sehr bald, daß die Kapitalkraft der sächsischen 
Bourgeoisie nicht ausreichte, um das Eisenbahn- 
netz in der geplanten Form entstehen zu lassen, 
auch wenn sich der Staat daran beteiligte. Noch 
vor Eröffnung der Gesamtstrecke mußte die 
Sächsisch-bayerische Eisenbahn-Compagnie 
1847 vom Staat gekauft werden; ihr folgte 1850 
die Chemnitz-Riesaer und 1851 die Sächsisch- 
schlesische Eisenbahn. Der damit entstandene 


Staatsbahnbesitz wurde in den folgenden Jahren 
durch solche Linien ergänzt, deren Bau für das 
Privatkapital zu wenig Aussicht auf Profit ver- 
sprach bzw. sich wegen der Klärung verschiede- 
ner Fragen verzögerte, ‚wie beispielsweise die 
sächsisch-böhmische Bahn von Dresden nach 
Bodenbach (heute D£&£in). Die Beteiligung des 
Staates schloß allerdings das weitere Entstehen 
von Privatbahnen nicht aus. 

Die sächsische Eisenbahnpolitik wurde dem- 
zufolge durch die Position dieses Staates im 
Deutschen Bund nachhaltig beeinflußt. Die ge- 
ringe Größe Sachsens und seine frühzeitig ent- 
wickelte kapitalistische Produktion drängten 
dazu, mit der Eisenbahn die ökonomische und 
politische Macht des Landes zu stärken. Daraus 
erwuchs das frühzeitige und ausgeprägte Enga- 
gement der Regierung für die Eisenbahn, und 
daraus erklärt sich auch, daß schon relativ zeitig 
ein regelrechter »Plan« zur Erschließung des 
Landes mit Hilfe der Eisenbahn und zu seiner 
gleichzeitigen Verknüpfung mit den Nachbar- 
staaten entstand. Nicht zuletzt resultierte daraus 


ein im allgemeinen guter Ausbau- und Ausstat- 
tungsgrad der sächsischen Eisenbahnen. 

In den meisten anderen deutschen Staaten 
überwogen am Anfang die vom Staat finanzier- 
ten Eisenbahnen, so z. B. in Braunschweig, Ba- 
den, Hannover, Oldenburg; mit einigen Ein- 
schränkungen auch in Bayern und Württem- 
berg. Die ökonomische Entwicklung dieser 
Länder war noch zu wenig ausgeprägt, um genü- 
gend Kapital für den Eisenbahnbau aufzubrin- 
gen. Das änderte sich in Übereinstimmung mit 
den wirtschaftlichen Fortschritten etwa seit Ende 
der 4oer Jahre. Trotzdem hatte der Privatbahn- 
bau dort generell keine solche Bedeutung wie 
beispielsweise in Preußen oder auch - abge- 
schwächt - in Sachsen. Um in der ökonomi- 
schen Entwicklung nicht zurückzubleiben, muß- 
ten sich deshalb die Regierungen dieser Staaten 
zwangsläufig entschließen, Eisenbahnen auf 
Staatskosten zu bauen. Allerdings war ihr Ge- 
samtanteil — ausgenommen Bayern als dem ter- 
ritorial zweitgrößten deutschen Staat - an den 
deutschen Eisenbahnen vergleichsweise gering. 


Der Eisenbahnverkehr dehnt sich aus 


Die belebende Wirkung der Eisenbahnen auf 
die Wirtschaft, aber auch die Profitmöglichkei- 
ten durch ihren Betrieb ließen in den bedeu- 
tendsten deutschen Staaten das Interesse an die- 
sem Verkehrsmittel schon nach dem Bau der 
ersten Linien sprunghaft ansteigen. Schon 1850 
stand Deutschland hinsichtlich der Länge seiner 
Eisenbahnstrecken hinter Großbritannien an 
zweiter Stelle in Europa; bis 1875 hatte es den er- 
sten Platz eingenommen. Seit 1835 waren damit 
jährlich im Durchschnitt 687 km Eisenbahnstrek- 
ken gebaut worden. Im einzelnen ergab sich fol- 
gendes Bild: 


Länge des deutschen Eisenbahnnetzes 


Jahr Streckenlänge Jahr Streckenlänge 
1840 469 km 1870 18480 km 
1850 5856 km 1875 27 474 km 
1860 11088 km 


Nach den Anfangsstrecken, die mit wenigen 
Ausnahmen in den wirtschaftlich fortgeschrit- 
tensten Ländern entstanden, in der Regel von 
einem schon vorhandenen Verkehrsbedarf aus- 
gingen und früheren bzw. noch bestehen- 
den Straßenverkehrsverbindungen entsprachen, 
dehnten sich die Eisenbahnen rasch aus. 
Zunächst wurden die einzelnen Strecken iso- 
liert voneinander betrieben. Allerdings bildeten 
sich schon in der ersten Hälfte der 4oer Jahre 
einige Knotenpunkte heraus, von denen wie- 
derum einzelne, miteinander nicht verbundene 
Strecken ausgingen. Das war der Fall in Leipzig, 
Berlin und Köln. Zuerst entstand im mitteldeut- 


schen Raum ein zusammenhängendes Strecken- 
netz, wesentlich stimuliert durch die erwähnten 
ausgeprägten Verkehrsbedürfnisse der Wirt- 
schaft. 

Diese Tendenz setzte sich in der zweiten 
Hälfte der 40er Jahre fort, wobei 1847 die erste 
große Fernverbindung zwischen Berlin und Köln 
über Potsdam — Magdeburg— Hannover— Min- 
den— Hamm — Dortmund— Duisburg— Düssel- 
dorf zustande kam. Das allmähliche Zusammen- 
wachsen der Eisenbahnlinien zu einem Netz, das 
sich von Mitteldeutschland aus auf Nord- 
deutschland ausdehnte, war jedoch längere Zeit 
nur für diese Gebiete typisch. 

Bayern, Baden und Württemberg entwickel- 
ten dagegen ihre Eisenbahnen vorwiegend in 
Süd-Nord-Richtung, offensichtlich in dem Be- 
mühen, Anschluß an die wirtschaftlich schon 
weiter entwickelten Staaten Mitteldeutschlands 
zu erhalten. Als ersten Schritt auf diesem Weg 
kann man die Verbindung München — Augs- 
burg — Nürnberg — Bamberg — Hof — Plauen — 
Leipzig betrachten, die ı851 nach Vollendung 
der Strecke Reichenbach— Herlasgrün— Plauen 
zustande kam und Bayern über Leipzig mit 
Nord-, West- und Ostdeutschland verband. Die 
Streckenführung zeigte das deutliche Interesse 
Bayerns, einerseits eine der größten Städte an 
das sächsische Steinkohlenrevier Zwickau—Lu- 
gau—Oelsnitz anzuschließen und andererseits 
den Absatz seiner landwirtschaftlichen Produkte 
auf dem außerbayrischen Markt zu fördern. 
Aber auch Sachsen war aus Konkurrenzgründen 
vor allem gegenüber Preußen daran interessiert, 
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PRIVATBAHNEN ODER 
STAATSBAHNEN? 


1. KArıTEL 


1835-1871 


Bahnhofsgebäude in 
Köln um 1860 


Der Eilenburger Bahn- 
hof Anfang der 6oer 
Jahre 

Aus: Vom Adler zum 
Komet 


eine derartige Verbindung zu bauen. Schon 1852 
wurden Baden und Hessen an den mitteldeut- 
schen Raum und Berlin angeschlossen, wobei 
man dem Verlauf der alten Handelsstraßen zwi- 
schen Nord- und Südeuropa folgte. Etwa zur 
gleichen Zeit erhielten auch die wichtigsten 
Nord- und Ostseehäfen Eisenbahnanschlüsse, 
die in der Folgezeit mit den Linien aus dem Bin- 
nenland vereint wurden. Am spätesten wurden 
die rein agrarischen Gebiete Oldenburg und 
Mecklenburg-Strelitz erschlossen. Die ersten 
Eisenbahnlinien entstanden hier erst 1859 bzw. 
1864. 

In der ersten Hälfte der 5oer Jahre waren die 
wichtigsten Eisenbahnstrecken miteinander ver- 
bunden. Der sich damit herausbildende Netz- 
charakter erhöhte den Wert der Eisenbahnen be- 
trächtlich, konnten doch nun nicht nur die 
bisher notwendigen Straßentransporte zwischen 
zwei Eisenbahnlinien entfallen. Es verminderten 
sich außerdem Transportkosten und -zeit, und 
schließlich gingen viele Transporte, die bisher 
wegen der Möglichkeit des »Haus-Haus-Ver- 
kehrs« und annähernd gleicher Transportkosten 
der Straße geblieben waren, endgültig auf die 
Eisenbahn über. 

Für den Reiseverkehr brachte die Netzbildung 
der Eisenbahnen gleichfalls augenfällige Erleich- 
terungen. Bei längeren Reisen hatte man bisher 
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das Gebiet zwischen zwei Bahnlinien nach wie 
vor mit der Post- oder Privatkutsche überwinden 
müssen. Dadurch entstanden viele Unbequem- 
lichkeiten für die Reisenden. Klammert man die 
anfangs relativ wenigen Fernverbindungen aus, 
so ergibt sich, daß erst die längeren durchgehen- 
den Strecken einen qualitativen Sprung zur Er- 
leichterung und Verbilligung der Reisen, aber 
auch steigende Geschwindigkeiten brachten. 
Hatte man beispielsweise für die Strecke von 
Berlin über Elsterwerda nach Dresden (rd. 
204 km) mit der Eilpost einschließlich der Auf- 
enthalte 24 Stunden benötigt, so erforderte in 
den soer Jahren die Eisenbahnreise von Berlin 
nach Dresden (in etwas anderer Linienführung) 
bei 8 Unterwegsaufenthalten 5 Stunden und 
30 min; 1870 durchfuhr der Personenzug die glei- 
che Strecke in 4 Stunden und 50 min einschließ- 
lich der Zeiten für 20 Unterwegsaufenthalte. 
Wenn auch im Güterverkehr nicht so hohe Ge- 
schwindigkeiten gefahren wurden, so erreichte 
man doch auf den Fernstrecken etwa ır bis 
20 km/h und lag auch damit weit über den Vor- 
eisenbahnwerten. 

Von erheblicher Bedeutung war weiterhin die 
Verminderung der Fahrpreise bzw. Transportko- 
sten im Vergleich zum Straßenverkehr, aber 
auch im Verlauf der Eisenbahnentwicklung. Sie 
stimulierten die Nutzung der Eisenbahnen 
durch eine immer größere Zahl von Reisenden 
und ermöglichten für viele Menschen überhaupt 
erstmals eine längere Reise, wie sie auch immer 
mehr Güter transportfähig werden ließen. Dazu 
gehörten nicht allein schwere Massengüter, son- 
dern u.a. auch landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
die bis zur Mitte des ıg. Jahrhunderts fast aus- 
schließlich auf dem lokalen Markt abgesetzt 
wurden, weil sie wegen der hohen Transportko- 
sten und der geringen Transportgeschwindigkei- 
ten nur einen geringen Transportradius erlaub- 
ten. Die folgenden Zahlen belegen beispielhaft 
die Ermäßigung der Tarife schon im Jahrzehnt 
zwischen 1840 und 1850: 


Tarifveränderungen im Eisenbahnverkehr 


Personenverkehr Güterverkehr 
1.Kl. 2.Kl. 3.Kl. Eilgut Wagen- 
ladung 

Pfennig/Pkm Pfennig/tkm 

Transport 

auf Straßen 

vor der Eröff- 

nung von 

Eisenbahnen 

1840 - 13 - 30 18 

Eisenbahn- 

transport 

1850 7,1 5,1 3,4 21 4,5 


In der Folgezeit gingen besonders die Tarife für 
Massengüter weiter zurück. Die Eisenbahnen 


unterstützten damit eindeutig die kapitalistische 
Industrie, aber auch die junkerliche Landwirt- 
schaft. 1868 betrug die durchschnittliche Fracht- 
einnahme (Eilgut und Wagenladung) der deut- 
schen Eisenbahnen je tkm noch 6,2 Pfennig und 
damit nur rd. ein Viertel des früheren Transport- 
preises, wobei die Tarife für Massengüter um 
mehr als go % gesenkt worden waren. 

Der Eisenbahnverkehr wurde weiterhin we- 
sentlich durch die zunehmende Transporthäufig- 
keit beeinflußt, hervorgerufen durch die rasche 
kapitalistische Entwicklung. Dabei verursachten 
nicht nur die größere Dichte und eine Verzwei- 
gung des Netzes ein Ansteigen der Zahl der 
Transporte, sondern auch die Frequenz der ein- 
zelnen Linien erhöhte sich, anfangs vorwiegend 
für den Personenverkehr, nach einigen Jahren 
aber auch für den Güterverkehr. Verkehrten bei- 
spielsweise auf der Leipzig-Dresdener Strecke im 
Eröffnungsjahr täglich in jeder Richtung zwei 


Personenzüge und ein sog. Packzug, so folgten 
1840 ein weiterer Packzug und 1844 ein dritter 
Personenzug. 1853 verkehrten zwischen beiden 
Städten täglich in jeder Richtung vier Personen- 
züge und ein Schnellzug, später ergänzt durch 
einen sog. Courierzug. Der Güterverkehr wurde 
zu dieser Zeit bereits unabhängig vom Reisezug- 
fahrplan mit eigenen Zügen entsprechend dem 
steigenden Bedarf bedient. In ähnlicher Weise 
nahm der Reise- und Güterverkehr auf anderen 
Strecken zu. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang 
außerdem die wachsende Zuverlässigkeit des 
Verkehrs. Wenn auch besonders im Postkut- 
schenreiseverkehr die Pünktlichkeit zugenom- 
men hatte, so mußte doch, um alle möglichen 
äußeren Einflüsse zu berücksichtigen, noch um 
die Jahrhundertmitte die Ankunft von Postkut- 
schen in der Regel mit einem Spielraum von 
einer Stunde angegeben werden, also z.B. 
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Die deutschen Eisen- 
bahnen im Jahr 1850 


1. KapıteL 


1835-1871 


9 ...IO Uhr. Der Eisenbahnverkehr mit seiner 
Präzision aller betrieblichen Vorgänge ermög- 
lichte dagegen eine größere Pünktlichkeit, so 
daß Minutenfahrpläne eingeführt werden konn- 
ten, die allerdings anfangs auch noch gewisse 
Toleranzen (bis zu / Stunde) einschließen muß- 
ten. Von Jahr zu Jahr wurden sie entbehrlicher, 
und schon bald bestimmte die Eisenbahn den 
Standard für pünktliche Beförderung. Untersu- 
chungen aus den 70er Jahren weisen aus, daß bei 
jährlich etwa ı1,, Mill. abgefertigten Zügen die 
Verspätung noch nicht einmal 0,9% der fahr- 
planmäßigen Fahrzeit ausmachte. 

Der Ausbau der Strecken folgte eindeutig ka- 
pitalistischen Interessen. Sie verbanden u.a. das 
sich bildende Zentrum der Schwerindustrie an 
Rhein und Ruhr mit Süd- und Südwestdeutsch- 
land und vervollständigten die schon bestehen- 
den Netze in anderen deutschen Gebieten. Das 
galt beispielsweise für Sachsen, wo der Steinkoh- 
lenbergbau im Erzgebirge besser erschlossen 
werden mußte, wo aber auch die aufblühende 
Textilindustrie nach neuen Verbindungen ver- 
langte. In der Pfalz, im nördlichen Harzvorland 
und im Saargebiet forderten gleichfalls die Inter- 
essen des Bergbaus die Erweiterung der Eisen- 
bahnen. Weiterhin spielten beim Eisenbahnbau 
dieser Jahre bessere Verbindungen zwischen 
dem Osten und dem Westen Deutschlands eine 
Rolle, weil sich mit der kapitalistischen Entwick- 
lung die West-Ost-Richtung als Hauptrichtung 
aller wirtschaftlichen Beziehungen herauskristal- 
lisierte. 

Die unterschiedlichen fördernden Faktoren 
bewirkten in der Endkonsequenz ein stetiges ra- 
sches Wachstum der deutschen Eisenbahnen. 
Bis zur Reichseinigung im Jahr 1871 war das 
Grundnetz ausgebaut, wenn auch die Strecken- 
dichte und damit die Erschließung des Landes 
differenziert waren. Das Grundnetz zeigte schon 
damals deutlich die spätere Struktur des deut- 
schen Eisenbahnnetzes, das nördlich der Linie 
Osnabrück—Hannover—Berlin—Posen (heute 
Poznan) aufgrund des überwiegenden Agrarcha- 
rakters dieser Gebiete sehr weitmaschig war, sich 
aber in Mittel-, Süd- und Westdeutschland be- 
reits um industrielle Ballungsgebiete konzen- 
trierte, wie z.B. in Sachsen, an Rhein und Ruhr 
sowie — etwas abgeschwächt -— im Raum von 
Nürnberg, Stuttgart und München. Es spiegelte 
deutlich den unterschiedlichen Stand der kapita- 
listischen Industrialisierung in den deutschen 
Ländern wider. Deshalb entfiel auch der Haupt- 
teil der deutschen Eisenbahnen auf Preußen, 
Bayern und Sachsen: 1852 immerhin 84,5 % und 
1873 noch immer 76,4% des Gesamtnetzes.! Ent- 
sprechend der Größe des Staates dominierte da- 
bei Preußen mit 62,2% und 57,2% in den ange- 
führten Jahren. 

Im Verlauf dieser zwei Jahrzehnte ließ sich da- 
mit bei der Konzentration eine leichte Abnahme 
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zugunsten der anderen deutschen Staaten fest- 
stellen, ein deutliches Anzeichen der sich auch 
dort verstärkt vollziehenden kapitalistischen 
Entwicklung. Sie wurde außerdem in der konti- 
nuierlichen Zunahme des Personen- und Güter- 
verkehrs sichtbar, wenngleich verständlicher- 
weise die Strecken unterschiedlich intensiv 
genutzt wurden. Am höchsten war die Nutzung 
in industriell schon weit entwickelten Gebieten, 
am niedrigsten vorwiegend in reinen Agrargebie- 
ten. 

Generell zeichnete sich dagegen auf praktisch 
allen Strecken ein rasches Überwiegen des Gü- 
terverkehrs ab und innerhalb dessen eine Verän- 
derung der Gutartenstruktur. Überwogen 1852 
nach den statistischen Unterlagen in der »Bahn- 
ein- und -ausfuhr« die sog. Kaufmannsgüter, so 
bildeten seit den 60er Jahren - in Übereinstim- 
mung mit der wirtschaftlichen Situation - die 
industriellen Massengüter den Hauptverkehr der 
Eisenbahnen. Etwa seit Mitte der soer Jahre 
hatte der Güterverkehr generell sowohl in seinen 
Leistungen als auch in den Einnahmen der 
Eisenbahnen den Personenverkehr mehr und 
mehr hinter sich gelassen. Betrug 1850 der Anteil 
des Güterverkehrs an der Gesamtverkehrslei- 
stung nur 29%, so stieg er bis 1870 auf 55 %, wo- 
bei er im gleichen Zeitraum eine Steigerung sei- 
ner Leistungen um das 23fache erfuhr, während 
die Personenverkehrsleistungen um das knapp 
8fache wuchsen. An den Einnahmen der Eisen- 
bahnen war der Güterverkehr 1850 mit 29,4 % 
beteiligt, 1870 dagegen mit 61 %. 

Im Zusammenhang mit dem stärkeren Ver- 
kehr stieg außerdem die Auslastung der Strecken 
an, einerseits verursacht durch den größeren 
Verkehrsbedarf der Wirtschaft, insbesondere der 
Industrie, andererseits ermöglicht durch die aus- 
gedehntere Infrastruktur der Eisenbahnen, aber 
auch durch die größere Zahl der Verkehrsmittel 
sowie deren gestiegene Leistung. Es ist sicherlich 
schwierig, diese verschiedenen Faktoren zu wich- 
ten, weil sie sich wechselseitig bedingten, den- 
noch kam den Eisenbahnstrecken eine beson- 
dere Bedeutung zu. Der Bau einer immer 
größeren Zahl von Linien, deren Verbindung 
untereinander und damit das allmähliche Her- 
ausbilden des Netzcharakters der Eisenbahn sti- 
mulierten einen stärkeren Bedarf und zogen 
weitaus mehr Verkehr an als bis dahin. Deutlich 
ist diese Tendenz an der Art der Züge zu erken- 
nen. Fuhr man anfänglich überwiegend Perso- 
nenzüge und gemischte Züge, also Personenzüge 
mit Güterbeförderung bzw. umgekehrt, so wur- 
den schon in den 4oer Jahren reine Güterzüge 
erforderlich, wenngleich nach wie vor gemischte 
Züge fuhren. Anhand der Kursbücher läßt sich 


ı. Die ausführlichsten statistischen Erhebungen fanden in 
den ersten Jahrzehnten des Eisenbahnbetriebs - beginnend 
1852 - im 5-Jahres-Rhythmus statt. 


außerdem — wie schon erwähnt — die steigende 
Anzahl der täglich eingesetzten Züge erkennen. 
Freilich geben sie nur unvollkommen Aufschluß 
über das tatsächliche Anwachsen des Güter- und 
Personenverkehrs, weil gleichzeitig die Zuglei- 
stungen der Lokomotiven und die Tragfähigkeit 
der Güterwagen bzw. die Anzahl der Sitzplätze 
der Personenwagen zunahmen, so daß 1870 mit 
einem Zug weitaus mehr Personen und Güter 
befördert werden konnten als in den Anfangsjah- 
ren. 

Im Personenverkehr wurde außerdem schon 
bald nach einigen Zugarten unterschieden. 1851 
verkehrte in Preußen der erste Schnellzug, wenig 


Streckenbelastung 

der deutschen Eisenbahnen 

Jahr Auf 1 Meile Bahnlänge entfielen 
Personenmeilen Tonnenmeilen 

1852 188 896 33826 

1863 197411 184 061 

1873 247 082 421 624 


später folgten Eil- und Courierzüge, die nicht an 
allen Stationen hielten. 

Zusätzlichen Aufschluß über die Belastung 
der Strecken geben statistische Erhebungen. Die 
Frequenz wurde bei den deutschen Eisenbahnen 
nach der Belastung für ı Meile! bzw. ıkm Bahn- 
länge errechnet. Diese Methode gewährt einen 
recht instruktiven Überblick über die Dichte des 
Verkehrs. Aufschlußreich sowohl für die wirt- 
schaftlichen Beziehungen als auch für die Ent- 
wicklung der Infrastruktur waren außerdem die 
durchschnittlichen Beförderungs- bzw. Trans- 
portweiten, die im Ig. Jahrhundert allerdings be- 
trächtlich unter den späteren Werten lagen. 


Beförderungs- und Transportweite 
der deutschen Eisenbahnen 


Jahr Durchschnittliche Entfernung in km 
Personenverkehr Güterverkehr 

1852 37,3 67,2 

1863 34,5 64,6 

1873 32,1 82,5 


Der Eisenbahnbau der ersten Jahrzehnte 


Die Wichtigkeit des Schienenwegs für den ge- 
samten Eisenbahnverkehr läßt die Frage nach 
der Art und Weise des deutschen Eisenbahnbaus 
aufkommen. Die ersten dampfgetriebenen 
Eisenbahnen wurden ausschließlich in verhält- 
nismäßig einfachem Gelände gebaut. Die ge- 
ringe Erfahrung und die bescheidenen Leistun- 
gen der Lokomotiven zwangen dazu, mit den 
Schienenwegen möglichst in der Ebene zu blei- 
ben und wenige Krümmungen mit großem Ra- 
dius zu durchfahren, um Leistungsverluste zu 
vermeiden. Das Streben nach möglichst »einfa- 
chen Strecken« wurde außerdem durch ökono- 
mische Überlegungen diktiert: Die neugegründe- 
ten Aktiengesellschaften wollten die Kosten für 
den Streckenbau so niedrig wie möglich halten. 
Sie gerieten damit bald in Widerspruch zur 
steigenden Beanspruchung der Eisenbahnen. 

Nicht zufällig häuften sich deshalb in den An- 
fangsjahren die Strecken im Flachland, selbst- 
verständlich auch in Übereinstimmung mit der 
wirtschaftlichen Erschließung des Landes. Un- 
umgängliche Steigungen wurden durch eine Ver- 
längerung des Schienenwegs in Gestalt von 
Schleifen und Kehren, verbunden durch Tunnel 
und Brücken, überwunden; in einigen Fällen 
auch durch Spitzkehren, bei denen auf zeitrau- 
bende und umständliche Art die Lokomotive an 
das andere Zugende gesetzt wurde. 

Bei der ehemaligen bayrischen Süd-Nord- 
Bahn schuf man auf dem Streckenteil Bam- 
berg—Hof die sog. schiefe Ebene bei Neuen- 
markt. Mit einer für damalige Verhältnisse 
gewaltigen Stützmauer sowie I5 Überbrückungen 


und Durchlässen wurden auf einer Gesamtlänge 
von rd. 5,5km Steigungen bis 1:37 überwunden. 
Ende 1848 wurde das großartige Bauwerk dem 
Betrieb übergeben. Zehn Jahre später führte 
man erstmalig eine Strecke in größerer Höhe 
über ein Gebirge, und zwar von Eisenach über 
Bad Salzungen—Grimmenthal—Eisfeld nach 
Coburg, übrigens nicht ohneerhebliche Probleme. 

Auf der freien Strecke beherrschte man je- 
doch schon bald auch größere Steigungen und 
Gefälle. Die stärksten Steigungen wiesen nach 
Angaben von 1852 die Zweigbahn der Aachen- 
Mastrichter Eisenbahn von Simpelveld nach 
Kerkrade mit 1:20 und die Düsseldorf-Elberfel- 
der Eisenbahn mit 1:30 auf, jedoch nur auf rela- 
tiv kurzen Strecken; bei der ersten Bahn auf 
knapp 0,5 km, bei der zweiten auf knapp 2,5 km. 
Insgesamt hatten von den 1852 von der Statistik 
erfaßten 45 deutschen Bahnen nur 6 Bahnver- 
waltungen meist kurze Streckenabschnitte mit 
Steigungen von 1:50 und mehr, die Strecken von 
ı2 Bahnverwaltungen entfielen auf die Gruppe 
1:50 bis 1:100, alle übrigen verteilten sich auf Stei- 
gungen bis zu 11200. Die Krümmungsradien la- 
gen zur gleichen Zeit zwischen 3800 und 380 m. 
In den folgenden Jahrzehnten änderte sich daran 
nichts Grundsätzliches. 

Allgemein wurde anfangs beim deutschen 
Eisenbahnbau auf bewährte ausländische, vor al- 
lem englische Methoden zurückgegriffen, die 
ausschließlich auf empirischem Wege entstan- 
den waren. Sie wurden jedoch sehr bald variiert, 


1. Preußisches Maß: ı Meile & 7592,48 m. 


37 


Der 
EISENBAHNVERKEHR 
DEHNT SICH AUS 


1.KAPıTEL 


1835-1871 


Rekonstruktion des 

Oberbaus der ersten 
deutschen Eisenbahn 
von Nürnberg nach 

Fürth 


Schienenbettung 
der ersten Eisenbahn 
Aus: Umschau 


Anfängliche Oberbau- 
formen: Fischbauch- 
schienen auf Stein- 
würfeln 

Aus: Der Eisenbahner 


verbessert, teilweise auch nach völlig neuen Ge- 
sichtspunkten weiterentwickelt, wobei seit der 
zweiten Hälfte des ıg. Jahrhunderts erste wissen- 
schaftliche Erkenntnisse genutzt wurden. 

Schon die anfänglichen praktischen Erfahrun- 
gen hatten gezeigt, daß der Fahrweg der Eisen- 
bahn - der Oberbau - aus Bettung, Schwelle 
und Gleis bestehen mußte. Bei der Nürnberg- 
Fürther Eisenbahn hatte man noch auf Bettung 
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und Schwellen verzichtet und die 4,38 m langen 
Schienen mit gußeisernen Schienenstühlen und 
Keilen auf Steinwürfel unmittelbar auf dem Bo- 
den verlegt. Durch das Fehlen jeder Querverbin- 
dung und das unterschiedliche Setzen der Stein- 
würfel mußte der Fahrweg unter hohem 
Kostenaufwand ständig unterhalten werden, um 
die Spurhaltung zu sichern. Beim Bau der Leip- 
zig-Dresdener Eisenbahn erprobte man deshalb 
drei verschiedene Oberbauformen mit Lang- 
schwellen und Flachschienen, Querschwellen, 
Pilzschienen und Schienenstühlen sowie schließ- 
lich Querschwellen auf Kiesbettung mit Breit- 
fußschienen., Damit waren die drei Grundele- 
mente des Eisenbahnoberbaus gegeben, die bis 
heute üblich sind, wenn auch in ihren Einzelhei- 
ten vervollkommnet. 

Die Form der Schienen veränderte sich im 
Zusammenhang mit den steigenden Verkehrsla- 
sten und den verbesserten Produktionsverfahren. 
Waren bei den früheren englischen Eisenbahnen 
Winkel- und Flachschienen üblich, so setzte sich 
schon in den goer Jahren des 19. Jahrhunderts die 
sog. Pilzschiene mit gewölbtem Kopf, Steg und 
Schienenfuß durch, jedoch von Eisenbahnver- 
waltung zu Eisenbahnverwaltung mit vielen un- 
terschiedlichen Details, die vor allem mit dem 
Herausbilden des Netzcharakters der Eisenbahn 
zu wirtschaftlichen Nachteilen führten. Eine be- 
achtliche Qualitätssteigerung gelang mit der Ab- 
lösung der schweißeisernen bzw. schmiedeeiser- 
nen Schienen durch gewalzte Flußstahlschienen. 
Diese erlaubten einen höher belastbaren Schie- 
nenquerschnitt und größere Schienenlängen. 
Verwendete man bis zur Jahrhundertmitte Schie- 
nen mit einer Länge zwischen 4,38 m und 7,50m, 
so wurden danach g-m-Schienen üblich, die sich 
etwa bis 1890 hielten. 

Trotz der höheren Tragfähigkeit der Schienen 
erhöhte sich durch verbesserte Produktionsver- 
fahren ihre Masse kaum. Die Deutsche Eisen- 
bahn-Statistik gab für 1852 Eigenmassen zwi- 
schen 35,2 und 20,8kg/m an; lediglich die 
Nürnberg-Fürther Eisenbahn lag mit 12 kg/m 
weit unter der Norm. 1873 ergaben sich Massen 


© ._ zwischen 38,08 und 20,0kg/m. Die stärkere 
“ Streckenbeanspruchung zeigte sich u. a. darin, 


daß der größere Teil der verlegten Schienen 
Werte über go kg/m aufwies. 

Die relativ geringen Schienenlängen brachten 
das Problem ihrer effektivsten Verbindung un- 
tereinander. Nachdem anfänglich zwei Schienen- 
enden ohne Verbindung miteinander auf einer 
gemeinsamen Unterlage befestigt wurden, ver- 
suchte die Bergisch-Märkische Eisenbahn 1847, 
sie durch Laschen miteinander zu verbinden. 
Dieses Vorgehen wurde nach und nach verbes- 
sert, allerdings ging man in Deutschland erst 
nach 1870 zu dem in England schon zwei Jahr- 
zehnte üblichen »schwebenden Stoß« mit nicht- 
aufliegenden Schienenenden über. Nachdem 


sich das Verlegen der Schienen auf Steinschwel- 
len nicht bewährt hatte, wählte man Holzschwel- 
len, allerdings zunächst nur an den Schienenstö- 
ßen. Holzschwellen wiesen sehr viele Vorzüge 
auf, zugleich aber auch den Nachteil einer gerin- 
gen Nutzungsdauer von maximal 6 Jahren. Do- 
minierten anfangs Eichenholzschwellen, so muß- 
ten später zwangsläufig auch solche aus Föhren-, 
Fichten-, Kiefern- und Tannenholz, ja sogar aus 
Buchen- und Weidenholz genommen werden. 
Zur Erhöhung der Lebensdauer tränkte man sie 
mit Kupfer- und Eisenvitriol, Zinkchlorid, 
Eisenoxydal, Kreosot, Schwefelbarium, Chlor- 
zink und Chlormangan, später auch mit Teer 
und Quecksilber-Sublimat. Dadurch erhöhten 
sich die Liegezeiten immerhin auf 25 bis 
90 Jahre. Zur Bettung benutzte man allgemein 
Kies und den heute noch üblichen Steinschlag, 
seltener Schlacke und Sand. 

Der sehr aufwendige Eisenbahnoberbau ent- 
stand bis zum Ende des ıg. Jahrhunderts aus- 
schließlich in körperlich schwerster Arbeit. 
Schaufel, Spitz- und Stopfhacke, Steinschlagga- 
bel und Schraubenschlüssel waren die haupt- 
sächlichen Arbeitsgeräte der Eisenbahnbauar- 
beiter, die — sofern es sich um einen 
Streckenneubau handelte - im Auftrag eines 
Bauunternehmers arbeiteten, bei der laufenden 
Unterhaltung der Strecke dagegen von den 
Eisenbahnverwaltungen angestellt wurden. Die 
allgemeinen Arbeitsbedingungen der Eisenbahn- 
bauarbeiter entsprachen der extensiven Ausbeu- 
tung jener Jahrzehnte: Es wurde 14 bis 16 Stun- 
den am Tag gearbeitet (einschließlich einer 
einstündigen Mittagspause), und der Lohn war 
sehr gering. Da die meisten Arbeiter weit ent- 
fernt von ihren Wohnorten beschäftigt waren, 
mußten sie sich längs der zu erbauenden Eisen- 
bahnlinie eine Unterkunft suchen und sich 
selbst verpflegen. Häufig wurde ihre Zwangslage 
ausgenutzt, und sie bezahlten überhöhte Preise 
für eine Schlafstelle und ein warmes Essen. 

Die körperlichen Anstrengungen waren bei al- 
len Streckenarbeiten außerordentlich hoch. 
Beim Bau der Köln-Mindener Bahn mußten die 
Arbeiter teilweise über Entfernungen bis zu 
300m Schubkarren mit über 250 kg schieben, so- 
gar auf ansteigenden Strecken. Bis zu 75 kg 
schwere Lasten waren auf den Schultern zu tra- 
gen. Hin und wieder mußten die Arbeiter des- 
halb auf ihren Tageslohn verzichten und eine 
Ruhepause einschalten, um den Anstrengungen 
gewachsen zu sein. Jedes Anzeichen von Krank- 
heit galt als Entlassungsgrund. 

Diese unmenschlichen Arbeitsbedingungen 
waren der Anlaß für wiederholte Streiks der 
Eisenbahnbauarbeiter Anfang der 4oer Jahre. 
Ihre zahlenmäßige Stärke und Konzentration 
auf bestimmte Gebiete verlieh ihren Forderun- 
gen so viel Nachdruck, daß in einigen Fällen Mi- 
litär aufgeboten wurde, um den Widerstand der 


Arbeiter zu brechen. Wenn auch der Erfolg die- 
ser Kämpfe noch sehr gering war, weil die Arbei- 
ter isoliert und scharf bestraft wurden, so deck- 
ten sie dennoch die sozialen Probleme des 
technischen Fortschritts im Verkehrswesen deut- 
lich auf. 

Besondere Schwierigkeiten bereiteten beim 
Eisenbahnbau die umfangreichen Kunstbauten 
in Gestalt von Tunneln, Brücken und Viaduk- 
ten. Im Bestreben, eine möglichst geradlinige 
Streckenführung und damit eine maximale Aus- 
nutzung der Zugkraft der Lokomotiven zu errei- 
chen, errichtete man auf jeder Strecke entspre- 
chend den topographischen Gegebenheiten eine 
mehr oder weniger große Anzahl derartiger Bau- 
werke, häufig allerdings in geringen bzw. gering- 
sten Abmessungen. So wurden z.B. 1852 für die 
Köln-Mindener Eisenbahn bei einer Gesamt- 
länge von rd. 280km 845 Brücken angegeben, 
von denen »in der Bahn« 505 kleinere Brücken 
und Durchlässe lagen und »neben der Bahn« 
(unter Rampen und Parallelwegen) 328 kleinere 
Brücken und Durchlässe. 


m. 77 
H 
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Beim Tunnelbau wurde mit Methoden des 
Bergbaus gearbeitet. Für den ersten deutschen 
Eisenbahntunnel bei Oberau auf der Strecke 
Leipzig— Dresden wurden vier Schächte bis auf 
die Tunnelsohle vorgetrieben, und von da arbei- 
tete man sich in beiden Richtungen vor, so daß 
gleichzeitig an acht Stellen gearbeitet wurde. 
Trotzdem erforderte der nur 512 m lange Tunnel 
eine Bauzeit von drei Jahren, obgleich im 
Schnitt 380 Arbeiter, zeitweilig bis zu 700, be- 
schäftigt waren. Wie im Bergbau, waren Meißel 
und Fäustel die Arbeitsgeräte der Tunnelbauer, 
bei geeignetem Gestein konnte die Arbeit durch 
Feuersetzen (Erhitzen und mit kaltem Wasser 
abschrecken) erleichtert werden. Der Tagesvor- 
trieb betrug nur wenige Zentimeter. Die Arbeits- 
bedingungen waren so hart wie im Bergbau, die 
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DER EisEnBAHNBAU 
DER ERSTEN 
JAHRZEHNTE 


Die körperlich außeror- 
dentlich schwere Arbeit 
beim Eisenbahnbau 
zeigt das Aufschütten 
eines Erddammes bei 
Apolda im fahr 1846. 
Foto: Archiv Beyer 


1. KAPITEL 


1835-1871 


Im Fahr 1859 wurde 
die Kölner »Lasten- 
brücke« für den Eisen- 
bahnverkehr eröffnet. 
Aus: Vom Adler zum 
Komet 


Arbeitshetze war fast noch ausgeprägter, weil 
erst der Betrieb auf der fertigen Strecke den er- 
warteten Profit abwarf. 

Der Eisenbahnbrückenbau stützte sich an- 
fangs vorzugsweise auf die Zimmermannserfah- 
rung; denn zunächst dominierten hölzerne Brük- 
ken. Ihre Tragfähigkeit entsprach jedoch schon 
bald nicht mehr den schnell wachsenden Ver- 
kehrslasten und -geschwindigkeiten, so daß man 
zum Bau massiver Steinbrücken und gußeiserner 
bzw. — wegen der höheren Festigkeit — schweiß- 
eiserner Brücken überging. Die außerordentli- 
chen Probleme dabei ergaben meist jahrelange 
Bauzeiten, die den Streckenbau weit übertrafen 
und nicht selten die Eröffnung einer Strecke er- 
heblich verzögerten. 

Nach den ersten empirischen Bauwerken 
setzte der Eisenbahnbrückenbau allgemein neue 
Maßstäbe. Erstmalig gingen dem Bau der bis 
heute imponierenden steinernen Göltzschtal- 
brücke (Länge 579m, Höhe 80 m über dem Tal- 
grund) statische Berechnungen voraus, die künf- 
tig für den Brückenbau unerläßlich waren. 
Zugleich begann die Suche nach dem geeignet- 
sten Material für die Beanspruchung durch 
die Eisenbahn. Die Erfolge dabei kamen später 
auch dem Straßenbrückenbau zugute. 

Mit dem dichteren Eisenbahnverkehr ent- 
stand weiterhin erstmalig in der Geschichte des 
Verkehrswesens die Notwendigkeit einer Siche- 
rung des Fahrwegs. Die Unmöglichkeit des Aus- 
weichens bei den anfangs nur eingleisigen Strek- 
ken, zugleich aber auch der Zwang zum 
stärkeren Ausnutzen der Strecke sowie die da- 
mals ungewöhnlichen Geschwindigkeiten bei 
technisch unvollkommenen und wenig leistungs- 
fähigen Bremsen erforderten Maßnahmen für 
eine maximale Sicherheit der Züge. In der An- 
fangszeit der Eisenbahnen fuhr man im Zeitab- 
stand, später im Raumabstand, d. h, während 
sich die Züge anfangs in bestimmten zeitlichen 
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Intervallen folgten, teilte man später die Strecke 
in bestimmte räumliche Abschnitte ein, die sog. 
Blockstrecken. Genügte dabei zunächst der Ab- 
stand von Bahnhof zu Bahnhof, so wurden mit 
der dichteren Zugfolge auch diese Strecken noch 
in einzelne Abschnitte aufgeteilt. Die Nachricht 
an den Lokführer, ob eine Strecke frei war, über- 
mittelte man anfänglich tagsüber mit Fahnen 
und nachts mit Laternen. Dazu hatte man nach 
dem Vorbild der Schiffahrt eine Wink- und Zei- 
chensprache vereinbart. Eine ähnliche Symbol- 
sprache übermittelten auch die später hinzuge- 
kommenen Korb- und Ballonsignale sowie die 
Flügelsignale. Zusätzliche Möglichkeiten boten 
etwas später elektrische Läutewerke, aber auch 
mit ihnen war man an die Symbolsprache ge- 
bunden, die nicht beliebig verändert werden 
konnte. Diese Einschränkung überwand erst der 
elektrische Telegraf, der 1843 erstmalig verwen- 
det wurde, und zwar auf einer Strecke der Rhei- 
nischen Eisenbahnen. Er war von FArnELY ent- 
wickelt worden, der wie SIEMENS einen Zeigerte- 
legrafen benutzte, Derartige Apparate waren auf 
Strecken mit geringer Verkehrsdichte bis nach 
dem zweiten Weltkrieg im Gebrauch. Ihren ent- 
scheidenden Nachteil, daß sie keine Nachricht 
aufzeichneten, überwand der Morsetelegraf, der 
1849 bei den Hannoverschen Staatseisenbahnen 
und bald darauf auch bei anderen Eisenbahnver- 
waltungen eingeführt wurde. 

Die elektrischen Telegrafen wurden mit zu- 
nehmender Verkehrsdichte immer unentbehrli- 
cher. 1852 hatten von 45 in der Eisenbahn-Stati- 
stik angeführten Bahnen nur 6 noch keine 
derartigen Nachrichtengeräte; 7 Bahnen verwen- 
deten bereits einen Morseschreiber. 1873 verwen- 
deten von 53 Bahnverwaltungen lediglich noch 3 
kleinere keine Morseschreiber. Deutlich zeigte 
sich darin nicht allein die Notwendigkeit einer 
raschen Nachrichtenübermittlung, sondern auch 
die einer Aufzeichnung, um Übermittlungsfehler 


auszuschließen und den schriftlichen Nachweis 
für die Ausführung der Befehle im Betriebs- 
dienst zu erbringen. Der ausgeprägte Bedarf der 
Eisenbahnen an elektrischen Telegrafen und an 
Sicherungstechnik überhaupt war ein wirkungs- 
voller Anreiz für die Schwachstromindustrie. Zu- 
sammen mit der Post prägten sie bis zum Ende 
des ıg. Jahrhunderts die raschen Fortschritte die- 
ses Wirtschaftszweigs. 

Von Wichtigkeit für die Leistungsfähigkeit 
des Eisenbahnverkehrs erwiesen sich weiterhin 
die Zugangsstellen und Umschlagseinrichtun- 
gen. Die ersten Eisenbahnen verfügten nur über 
relativ bescheidene Abfertigungsanlagen für Gü- 
ter und Personen, die in der Regel zusammenge- 
faßt waren. Ihre Zahl war gering. »Hauptstatio- 
nen« befanden sich an den Ausgangs- und End- 
punkten der Linien sowie an Orten mit einem 
bedeutenden Verkehrsaufkommen. Diese Statio- 
nen verfügten über Abfertigungsmöglichkeiten 
für Personen und Güter, Pack- und Lagerhäuser, 
Werkstätten und Ersatzteillager für das rollende 
Material, Wasser- und Kohlenversorgungsanla- 
gen sowie Kohlenlager. »Stationen zweiten Ran- 
ges« waren im Prinzip ähnlich, aber weniger um- 
fangreich ausgestattet. Sie lagen an der Strecke 
in oder bei Orten mit geringerem Verkehrsauf- 
kommen. »Aufsitzstationen« — der Begriff wurde 
von den Postkutschen übernommen - dienten 
nur dem Zu- oder Aussteigen von Reisenden 
und der Abgabe bzw. Übernahme von Post. 
Schließlich waren — etwa in einem Abstand von 
15km - an der Strecke »Wasser- und Kohlensta- 
tionen« eingerichtet, die ausschließlich betriebli- 
chen Zwecken dienten; denn sie hatten die Auf- 
gabe, die Lokomotiven mit Kohle und Wasser zu 
versorgen. Mit dem größeren Fassungsvermögen 
der Tender und dem Sinken des spezifischen 
Kohlenverbrauchs der Lokomotiven konnten 
diese Stationen entfallen. Dagegen blieben die 
anderen Bahnhofskategorien erhalten, wobei die 


Aufsitzstationen schon bald als Haltepunkte be- 
zeichnet wurden. 

Schon frühzeitig unterschied man zwischen 
Personen- und Güterbahnhöfen, bedingt durch 
das größere Verkehrsaufkommen und die typi- 
schen, damit im Zusammenhang stehenden be- 
trieblichen Anlagen. Das Bilden von reinen Gü- 
ter- und Personenzügen forderte getrennte 
Anlagen zum Ab- und Bereitstellen der Wagen, 
für deren Reinigung, Wartung, Reparatur und 
ähnliche Aufgaben. Dabei mußten wegen des 
stark anwachsenden Verkehrs immer mehr der- 
artige betriebliche Arbeitsgänge verselbständigt 
werden. Es entstanden deshalb im Verlauf der 
Zeit besondere Einrichtungen für die betriebli- 
chen Arbeiten an den Lokomotiven sowie Ab- 
stellmöglichkeiten für diese (im Zusammenhang 
damit wurde u. a. die Drehscheibe entwickelt), 
Abstellbahnhöfe für die Personenwagen und Gü- 
terbahnhöfe. Diese Aufteilung der einzelnen Ar- 
beitsbereiche war bis Anfang der 70er Jahre ab- 
geschlossen. 

Die Entfernungen zwischen den einzelnen 
Bahnhöfen, gleich welchen Ranges, waren an- 
fänglich viel größer als in späteren Jahren. Die 
Hauptursache lag in dem zunächst geringen Ver- 
kehrsaufkommen längs der gesamten Strecke. 
Das Ausdehnen der kapitalistischen Wirtschaft 
bewirkte jedoch im Verein mit der stimulieren- 
den Wirkung der Eisenbahnen bald einen stei- 
genden Bedarf an Zugangsmöglichkeiten zum 
Netz. Nach dem Eisenbahn-, Post- und Dampf- 
schiff-Cours-Buch von 1853 läßt sich errechnen, 
daß die Bahnhofsentfernungen zwischen rd. 27 
und knapp 7km lagen. 1870 dagegen wies das 
Cours-Buch Bahnhofsentfernungen nur noch 
zwischen 13,6 und 4,9 km aus. Territoriale Unter- 
schiede lassen sich deutlicher erst in den späte- 
ren Jahren ablesen. Um 1870 war beispielsweise 
die Zahl der Zugangsstellen auf Strecken, die in- 
dustrielle Ballungsgebiete durchquerten, höher 


41 


Der EisENBAHNBAU 
DER ERSTEN 


JAHRZEHNTE 


Viadukt über das 
Geul-Tal (.Nebenfluß 
der Maas) im Zuge der 
Rheinisch-Bergischen 
Bahn (1843) 

Aus: Vom Adler zum 
Komet 


Die deutschen Eisen- 
bahnen im Jahr 1870 


als in ausgesprochen landwirtschaftlichen bzw. 
schlechthin in verkehrsärmeren Gebieten. 

Die Qualität der Stationen war sehr unter- 
schiedlich. Für den Reiseverkehr standen an- 
fangs »Perronhallen« zur Verfügung, eine Art 
überdachter Bahnsteige, schon bald von Emp- 
fangsgebäuden abgelöst, die im Aufbau einander 
ähnelten. An eine Eingangshalle mit dem Fahr- 
kartenverkauf und der Gepäckabfertigung 
schloß sich auf beiden Seiten je ein Wartesaal 
an, über den die Reisenden den Bahnsteig er- 
reichten. Einige kleine Dienstzimmer vervoll- 
ständigten den Bahnhof. 1850 empfahl der Ver- 
ein Deutscher Eisenbahnverwaltungen einheitli- 
che Grundsätze für den Bahnhofsbau. Darin 
wurden neben einer Vorhalle mit Fahrkartenver- 
kauf, Gepäckabfertigung und Postraum minde- 
stens zwei Wartesäle mit Bewirtschaftung ver- 
langt, ein Büro für den Bahnhofsvorsteher, ein 
Telegrafenzimmer und eine Schaffnerstube. 
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Unabhängig von ihrer Größe und Ausstattung 
bildeten sich zwei Arten von Bahnhöfen heraus: 
Durchgangsbahnhöfe und Kopfbahnhöfe, letz- 
tere zumeist an den Ausgangs- oder Endpunkten 
der Linien, mitunter aber auch in Tallagen, wo 
man den Bahnhof möglichst nahe an die Stadi 
heranführen wollte. 

Eine Umschlagtechnik im heutigen Sinn exi- 
stierte auf den Bahnhöfen anfangs gar nicht. 
Alle betrieblichen Vorgänge wurden manuell er- 
ledigt, unter erheblichen körperlichen Anstren- 
gungen und -— besonders im Rangierbetrieb - 
unter ständiger Gefährdung von Gesundheit 
und Leben. 

Eine erste Erleichterung im Güterverkehr 
stellten die »steigenden Ausziehgleise« dar, auf 
die man die Wagen hinaufzog, um sie danach 
mit eigener Schwerkraft in ebene Sammelgleise 
rollen zu lassen. 1846 wurde diese Methode 
auf dem Bahnhof Dresden-Neustadt eingeführt. 


Vom »eisernen Pferd« zur leistungsstarken Dampflokomotive 


Die erste dampfgetriebene Lokomotive war 1804 
in England gefahren; ihr Erbauer hieß RıcHAarp 
TrevitHick. Seine »Invicta« zog annähernd ıot 
mit einer Geschwindigkeit von 6 bis 8km/h. Sie 
war in der Praxis jedoch ebenso wenig nutzbar 
wie zwei weitere von TRrEvITHIcK und die in der 
Folgezeit von anderen Konstrukteuren gebauten 
Lokomotiven. Trotzdem vermittelten sie wert- 
volle Erkenntnisse: Sie bewiesen die zunächst 
stark angezweifelte Haftreibung zwischen Rad 
und Schiene sowie die Notwendigkeit eines ge- 
eigneten, den höheren Belastungen gewachsenen 
Fahrwegs. 

Der wirkliche Durchbruch gelang erst dem 
Engländer GEORGE STEPHENSON, der 1814 — wie 
seine Vorgänger auf empirischer Basis — seine 
erste Lokomotive »Blücher« für die Kohlenbahn 
des Bergwerks Killingworth bei Newcastle ge- 
baut hatte und nach 15 weiteren Grubenlokomo- 
tiven 1825 für die Eisenbahn von Stockton nach 
Darlington Dampflokomotiven lieferte. Einen 
qualitativen Sprung erreichte er mit seiner »Rok- 
ket«, die 1829 in dem berühmten Lokomotivren- 
nen bei Rainhill den Sieg errang. Sie durchfuhr 
die vorgeschriebene Strecke von 48km einige 
Male: Mit zwei beladenen Wagen, die eine 
Masse von über gt hatten, erreichte sie 33 km/h, 
mit einem mit 30 Reisenden besetzten Wagen 
über 40 km/h und in Alleinfahrt 56 km/h. 

Die »Rocket« wies alle wichtigen Grundele- 
mente einer Lokomotive auf. Sie gab zunächst 
vor allem dem englischen Lokomotivbau wich- 
tige Impulse. Auch andere Länder folgten diesen 
Vorbildern, zumal der englische Maschinenbau 
zu diesem Zeitpunkt bereits auf jahrzehntelange 
Erfahrungen zurückblicken konnte, die naturge- 
mäß auch den Lokomotiven zugute kamen. Die 
ersten deutschen Eisenbahngesellschaften im- 
portierten ihre »eisernen Pferde«, wie man die 
Dampflokomotiven in den Anfangsjahren oft 
nannte, gleichfalls vorwiegend aus England. Das 
änderte sich — wie schon durch Zahlen belegt - 
erst mit dem Erstarken der eigenen Industrie auf 
diesem Gebiet. 

Die Eisenbahnverwaltungen verbanden ihre 
Bestellung von Lokomotiven an die Firmen bis 
in die Mitte der 40er Jahre meist mit Wünschen 
in Form von Leistungsverzeichnissen. Darin 
wurde in der Regel neben einem bestimmten 
Kesseldruck die gewünschte Fahrgeschwindig- 
keit mit einer festgelegten Nutzmasse in der 
Ebene bzw. einer angegebenen Steigung gefor- 
dert. Die Achslast wurde: entsprechend dem 
Oberbau begrenzt. Die Ausführung in den De- 
tails blieb zumeist den Lokomotivfirmen über- 
lassen, so daß eine außerordentliche Vielfalt von 
Bauausführungen entstand, die allerdings von 
den konstruktiven Grundsätzen der jeweiligen 


Firmen oder auch durch Einflüsse der jeweiligen 
Eisenbahnverwaltung geprägt war. Erst seit den 
70er Jahren legten letztere den Aufträgen ihre ei- 
genen Entwürfe zugrunde. Für die Abnahme der 
Lokomotiven galten bestimmte Bedingungen; sie 
mußten eine vorgegebene Anzahl von Meilen 
ohne Beanstandung zurücklegen, und alle dabei 
eventuell auftretenden Mängel waren von der 
Firma — ohne zusätzliche Zahlung - abzustel- 
len. Der Preis für die Lokomotiven wurde übri- 
gens in den ersten Jahrzehnten nach der Masse 
berechnet. Für die »Adler« hatte man an STE- 
PHENSON 2,00 Mark je kg zahlen müssen. In den 
soer und 6oer Jahren sank dieser Satz auf 1,60 
bis 1,20 Mark je kg Lokomotivmasse. 

Zur Feuerung der Lokomotiven wurde in den 
ersten Jahren ausschließlich Koks verwendet. Er 
erwies sich deshalb als besonders geeignet, weil 
er keinen Rauch und keinen Funkenflug be- 
wirkte und außerdem in einer hohen Schicht 
verfeuert werden konnte. Das war für die kleinen 
und tiefliegenden Feuerbüchsen besonders gün- 
stig. Allerdings war die Koksfeuerung sehr teuer, 
weil das Heizmaterial aus England importiert 
werden mußte. Einen Ausweg suchten die Bahn- 
verwaltungen durch den Bau eigener Kokereien, 
aber auch durch die Verwendung von Holz und 
Kohle als Brennstoff. In torfreichen Gebieten, 
wie in Bayern, Württemberg und Oldenburg, 
wurde auch Torf für die Lokomotivfeuerung ge- 
nutzt. Sein geringerer Heizwert erforderte je- 
doch zusätzliche Vorratswagen hinter dem Ten- 
der. Außerdem mußte der Torf, um ihn trocken 
verheizen/zu können, auf dem Vorratswagen un- 
ter einem Dach aufbewahrt werden — wie übri- 
gens auch Koks, Holz und Braunkohle - und er- 
forderte neben dem Heizer eine zusätzliche 
Arbeitskraft, um den Torf vom Vorratswagen 
zum Tender zu bringen. 

Seit den zoer Jahren bevorzugten die deut- 
schen Eisenbahnen eindeutig die Steinkohlen- 
feuerung, die inzwischen so verbessert worden 
war, daß damit günstige Ergebnisse erreicht wer- 
den konnten. Die Trennung zwischen Personen- 
und Güterverkehr unterstützte diese Entwick- 
lung; denn beim Güterverkehr störten Rauch 
und Funkenflug weniger. Im Personenverkehr 
setzte sich die Kohlenfeuerung dagegen erst spä- 
ter durch. In Preußen war sie beispielsweise bis 
Anfang der 6oer Jahre verboten. 

Der Brennstoffvorrat der Lokomotive war im 
Tender untergebracht. Das war zunächst ein 
kleiner, zweiachsiger Plattformwagen aus Holz, 
auf dem neben einem Wasserfaß die Kohlen la- 
gen. Zusammen mit den Lokomotiven mußten 
sie vergrößert werden, um die größeren Vorräte 
an Brennstoffen und Wasser mitführen zu kön- 
nen. Das Wasser befand sich vorwiegend in huf- 
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1. KAPITEL 


1835-1871 


Von 1860 bis 1864 lie- 
ferte die Firma Kess- 
LER (ESSLINGEN) 18 
Personenzuglokomoti- 
ven an die hessische 
Ludwigsbahn, unter 
ihnen die »Kopernicus« 
mit einem Achsstand 
von 3,924 m. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


eisenförmigen eisernen Kästen, weil der Heizer 
auf diese Weise den Brennstoff besser erreichen 
konnte. Seit Mitte der 4oer Jahre gab es auch 
kesselförmige Wasserkästen. Das Fassungsver- 
mögen der Wasserbehälter betrug anfangs nur 
3,5 bis 4 m? und erhöhte sich später bis auf 8 m?, 
Die auf dem Tender mitgeführte Kohlenmenge 
stieg bis zu den 6oer Jahren auf 3 bis 5t an, teil- 
weise auch noch darüber. 

Die ersten Lokomotiven hatten bescheidene 
Leistungen. Als die Nürnberg-Fürther Bahn ihre 
Bestellung bei STEPHENson aufgab, kam es ihr 
vor allem auf niedrige Kosten an. Eine höhere 
Leistung, wie sie damals die Lokomotiven von 
STEPHENSONS »Patentee«-Klasse bereits erreich- 
ten, erschienen für die kurze, vorwiegend eben 
verlaufende Strecke unnötig. So waren die engli- 
schen Lokomotiven zu diesem Zeitpunkt bereits 
imstande, leichte Personenzüge mit 6okm/h zu 
befördern, während die »Adler« nur 30 km/h er- 
reichte. Dennoch hatte die englische Firma eine 
»Patentee«-Lokomotive als Vorbild für die 
Nürnberg-Fürther Lokomotive zugrunde gelegt. 
Äußerlich zeigte sich das z. B. deutlich in der 
Achsanordnung.' Anstelle der anfangs üblichen 
ungekuppelten zwei Achsen hatte die »Adler« 
eine 1Ar-Achsfolge.? Diese dreiachsigen unge- 
kuppelten Maschinen setzten sich in der Folge- 
zeit besonders für den Reiseverkehr mit seinen 
geringeren Zugmassen durch. Auf den Flach- 
landstrecken Nord- und Mitteldeutschlands ver- 
sahen sie noch bis in die 60er Jahre den Perso- 
nen- und Schnellzugdienst; in England zogen sie 
leichte Schnellzüge sogar noch bis 1901. 

Die Lokomotiven wurden in den ersten drei 
Jahrzehnten ihrer Entwicklung so verbessert, daß 
die Leistungsfähigkeit von Kessel und Triebwerk 
anstieg sowie die Dampfsteuerung und das Ge- 
stell der Lokomotiven (dazu zählen Rahmen, 
Achsen und Federn) sich vervollkommneten. 


Zum überwiegenden Teil beruhten alle diese 
Veränderungen auf der praktischen Erfahrung. 
Erst in den letzten Jahrzehnten des ıg. Jahrhun- 
derts wurden über den Dampfmaschinenbau 
wissenschaftliche Erkenntnisse verarbeitet. 

Unter den vielen technischen Details seien 
hier beispielhaft die Veränderungen am Kessel 
und am Radstand erwähnt. Man kann verallge- 
meinernd feststellen, daß die ıAı-Lokomotiven 
etwa bis Mitte der 40er Jahre mit Kurzrohrkessel 
und einem kurzen Radstand gebaut wurden, von 
da an dominierten die zuerst von STEPHENSON 
eingeführten Langrohrkessel mit gleichfalls kur- 
zem Radstand; letzteres als Zugeständnis an die 
meist kleinen Drehscheiben. Die schweren über- 
hängenden Massen verursachten jedoch bei die- 
sen Bauarten einen sehr unruhigen Lauf der Lo- 
komotiven, der wiederholt zu Havarien und zu 
Unfällen führte. Nachdem 1851 der preußische 
Hofzug bei Gütersloh mit einer derartigen Loko- 
motive einen aufsehenerregenden Unfall hatte, 
beauftragte die preußische Regierung eine Kom- 
mission, die Sicherheit der 1Ar-Lokomotiven mit 
Langrohrkessel und kurzem Radstand zu über- 
prüfen. Im Ergebnis dessen wurden in Preußen 
ab 1853 überhängende Feuerbüchsen an Perso- 
nenzuglokomotiven verboten. Die Folge waren 
zahlreiche Umbauten, wobei die hintere Lauf- 
achse einfach aus ihrer bisherigen Stellung her- 
ausgenommen und in einer neuen Achsgabel 
hinter der Feuerbüchse gelagert wurde, so daß 
die Maschinen etwas unproportioniert wirkten. 
Bei Neubauten setzte sich dagegen der längere 
Achsstand durch, wobei die kurzen Drehschei- 
ben noch geraume Zeit ein ernsthaftes Hinder- 
nis für technische Veränderungen darstellten. 
Trotzdem überwogen im dritten Jahrzehnt des 
Baus von IA1-Lokomotiven solche mit Langrohr- 
kessel und langem Radstand. 

Mit der Entwicklung des Kessels, des Herz- 
stücks jeder Dampflokomotive, beschäftigten 
sich zahlreiche Ingenieure. Er untergliedert sich 
in drei Teile: den Hinterkessel, den Langkessel 
und die Rauchkammer. Im Hinterkessel befin- 
den sich der Stehkessel und die nach unten 
durch den Rost abgeschlossene Feuerbüchse. 
Abhängig von der Rostgröße kann hier eine be- 
stimmte Menge Brennstoff verheizt und damit 
die Dampferzeugung beeinflußt werden. Die er- 
sten Lokomotiven hatten sehr kleine Rostflä- 
chen; die »Adler« z.B. 0,48 m? und die »Saxonia« 
0,56m?. Bis Ende der 6oer, Anfang der 70er 


ı. In der neueren Fachliteratur wird anstelle des Begriffs 
Achse meist der des Radsatzes verwendet und demzufolge 
auch von Laufrad- und Treibradsätzen gesprochen. 

2. Zur Kennzeichnung der Lokomotiven wird u. a. ihre 
Achsfolge mit Buchstaben und Ziffern angegeben, wobei die 
Ziffern die vorderen und hinteren Laufachsen und die Buch- 
staben die angetriebenen Achsen kennzeichnen. Die Achsan- 
ordnung ıAr bedeutet deshalb ı vordere Laufachse, ı ange- 
triebene Achse, ı hintere Laufachse. Der Buchstabe B steht 
dementsprechend für 2 angetriebene Achsen, C für 3 usw. 
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VoM »EISERNEN 
PrERD« ZUR 
LEISTUNGSSTARKEN 
DAMPFLOKOMOTIVE 


Die Maschinenfabrik 
Esslingen baute 
Bı-Lokomotiven, wie 
die »Muemling« 
(1868). Sie nahmen 
5m3 Wasser und 2t 
Kohle auf. 


B-Lokomotiven, wie 
„August der Starke« 
(gebaut von HART- 
MANN, 1869), wurden 
auf den krümmungsrei- 
chen sächsischen Ge- 
birgsstrecken eingesetzt. 


C-Lokomotiven, wie 
die 1859 von HarT- 
MANN gebaute (sächsı- 
sche Gattung V), wa- 
ren seit den 50er Jah- 
ren im Güterverkehr 
der deutschen Eisen- 
bahnen weit verbreitet. 
Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 


1. KApıtEL 
1835-1871 


Die »Otzberg«, von 
der Maschinenfabrik 
Esslingen in 8 Exem- 
plaren zwischen 1869 
und 1872 an die hessi- 
sche Ludwigsbahn ge- 
liefert, war der erste 


deutsche Vierkuppler. 


Die »Heidelberg« 
wurde von 1854 bis 
1858 von den Würt- 
tembergischen Staats- 
bahnen in ı0 Exem- 
‚plaren für den Schnell- 
zugdienst beschafft. 
Der Treibraddurchmes- 
ser von 1830mm be- 
währte sich wegen 
mangelnder Zylinder- 
kraft und Kessellei- 
stung nicht. 


Die zwischen 1871 und 
1875 von Borsıc für 
die Köln-Mindener 
Eisenbahn gebauten 
IB-Lokomotiven be- 
währten sich im Strek- 
kendienst. 

Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 
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Jahre stieg die Rostgröße bei den deutschen Lo- 
komotiven - im Zusammenhang ınit der Anzahl 
der gekuppelten Achsen — auf Werte zwischen ı 
und maximal 2 m? an. 

Die in der Feuerbüchse entstehenden Heiz- 
gase werden in eine Vielzahl von Rohren in den 
wassergefüllten Langkessel geleitet, in dem der 
für die Arbeit der Lokomotive notwendige 
Dampf erzeugt wird. Die ältesten Lokomotiven 
wiesen nur ein gerades bzw. ein U-förmiges 
Flammrohr auf. Ihre Heizrohrlänge überstieg 
selten 2m, die Heizfläche lag unter 10 m?. Dem- 
gegenüber erreichten die »Adler« schon 18,2 m? 
und die »Saxonia« 24,2m?. In diesen kurzen 
Kesseln waren die Temperatur in der Rauch- 
kammer und damit die Wärmeverluste durch die 
Abgase sehr hoch. Eine spürbare Verbesserung 
brachte erst der Röhrenkessel, den schon STE- 
PHENSONS »Rocket« hatte. Bis Anfang der 70er 
Jahre konnte dadurch bei den leistungsstärksten 
Lokomotiven die Heizfläche bis fast auf das 1ofa- 
che, nämlich auf rd. 100 m? ausgedehnt werden. 
Die Heizrohrlänge stieg bis auf etwa 3,5m an. 

Der im Kessel erzeugte Dampf wird an die 
Dampfzylinder abgegeben, die die erzeugte 
Energie in Zugleistung umsetzen. Dabei waren 
die ersten Lokomotiven als sog. Volldruckma- 
schinen gebaut worden, bei denen die Zylinder 
bis zum Ende des Kolbenhubs mit Frischdampf 
gefüllt wurden, der danach mit hohem Druck 
und hohem Wärmeinhalt ins Freie abgeblasen 
wurde. Daraus ergab sich der extrem niedrige 
Gesamtwirkungsgrad von nur 2%. Entsprechend 
hoch waren der Brennstoff- und Dampfver- 
brauch. Die Volldruckmaschinen waren deshalb 
im höchsten Maß unwirtschaftlich; ihre Leistun- 
gen genügten jedoch den anfangs relativ gerin- 
gen Zugmassen auf den Flachlandbahnen. Eine 
Verbesserung brachte das Expansionsverfahren. 
Feste Exzenter unterbrachen bei diesen Maschi- 
nen die Dampffüllung der Zylinder zunächst bei 
etwa 70%, später bei 50% des Kolbenhubs, da- 
mit anschließend der Dampf im Zylinder expan- 
dieren konnte. Mit der Expansion wurde der 
Kolbenhub beendet. 

Verständlicherweise erforderte die Expansion 
eine exaktere Steuerung der Dampfzufuhr. Die 
Steuerung hat generell die Dampfzu- und 
Dampfabführung auf beiden Kolbenseiten unter 
möglichst optimaler Ausnutzung der Dampf- 
spannkraft zu regulieren. Je nach Belastung der 
Lokomotive beim Anfahren bzw. in Fahrt muß 
sie die auf einen Kolbenhub entfallende Arbeits- 
leistung durch unterschiedliche Dampfzufuhr 
verändern und eine Umsteuerung für die Vor- 
und Rückwärtsfahrt ermöglichen. Die ersten 
englischen Lokomotiven für die Nürnberg-Für- 
ther und die Leipzig-Dresdener Eisenbahn hat- 
ten (bis 1838) eine Handhebel-Steuerung mit je 
einem Exzenter für jede Fahrtrichtung, die fest 
miteinander verschraubt waren. Der Lokführer 


schob sie durch einen Trethebel auf der Treib- 
stange zwischen den Kurbelarmen hin und her. 
Zusätzliche Handhebel erlaubten die sehr 
schwierige und auch nicht ungefährliche Steue- 
rung beim Anfahren. An die Stelle der Handhe- 
bel-Steuerung trat ab 1838 die aus England kom- 
mende Gabelsteuerung, deren vier Exzenter die 
Handhebel überflüssig machten. Noch immer 
aber war die Bedienung sehr umständlich und 
erforderte viel Erfahrung des Lokomotivführers. 

Eine wesentliche Vereinfachung der Steue- 
rung und zugleich eine bessere Ausnutzung des 
Dampfes brachte erst die 1842 in den STEPHEN- 
son-Werken entwickelte Kulissen- oder Schwin- 
gensteuerung, die die Enden der beiden Exzen- 
terstangen für die Vorwärts- und Rückwärtsfahrt 
durch Bogenstücke verband. Das Umsteuern 
wurde durch Heben und Senken der Schwinge 
bewerkstelligt. Allerdings setzte sich die Kulis- 
sensteuerung bei den deutschen Eisenbahnen 
nur zögernd durch, da man ihre erheblichen 
Vorteile erst nach späteren theoretischen Unter- 
suchungen erkannte. Bis dahin nahmen deutsche 
Firmen einige Verbesserungen an der Steuerung 
vor, die direkt oder indirekt durch internationale 
Vorbilder beeinflußt wurden. Die später in aller 
Welt verbreitete, vom Maschinenmeister der 
Taunusbahn HEUSINGER von WALDEGG 1849 ent- 
wickelte Steuerung (nach dem gleichen Prinzip 
hatte — unabhängig von HEusinger — ein Jahr 
früher der belgische Ingenieur WALSCHAERT eine 
Steuerung geschaffen) wurde allerdings von den 
deutschen Lokomotivfirmen gleichfalls erst seit 
Mitte der 70er Jahre eingebaut. Die Verbesserun- 
gen an der Steuerung brachten insgesamt einen 
deutlich spürbaren Effekt. Schon zwischen 1835 
und 1855 sank der Verbrauch an Brennstoffen 
auf etwa ein Drittel des früheren Umfangs. 

Unter den ungekuppelten Lokomotiven der 
ersten Jahrzehnte der Eisenbahn nahmen die 
von dem Engländer CrAampTon gebauten eine be- 
sondere Stellung ein. Diese Bauart entstand 1846 
mit dem Ziel, trotz der damals in Großbritan- 
nien und in anderen Staaten bestehenden unter- 
schiedlichen Auffassungen über die Spurweiten 
der Eisenbahn die Leistungsfähigkeit und 
Schnelligkeit von Lokomotiven auf der von 
Großbritannien angeregten und zusammen mit 
den Lokomotiven von vielen anderen Eisenbah- 
nen übernommenen Spur von 1435 mm zu be- 
weisen; denn nicht wenige Ingenieure forderten 
eine breitere Spur. CrAMmPToN verlegte die Treib- 
achse hinter die Feuerbüchse und wählte für die 
Treibräder einen ungewöhnlich großen Durch- 
messer. War man bisher über 1500mm kaum 
hinausgegangen, so hatten Cramptons Lokomo- 
tiven einen Raddurchmesser von 2100 bis 
2400 mm. Bei Probefahrten über knapp 3700 km 
schaffte die erste Crampron-Lokomotive leer 
120 km/h, mit einem Kokszug von 50 t Masse im- 
merhin noch 80 km/h. 
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LEISTUNGSSTARKEN 
DAMPFLOKOMOTIVE 


1. KAPITEL 


1835-1871 


Bis Anfang der 60er Jahre wurden etwa 325 
derartige Lokomotiven gebaut, davon 135 in 
Deutschland und 35 in Großbritannien. Der 
Rest verteilte sich auf andere Länder, darunter 
in größerer Anzahl auf Frankreich. 

In Deutschland setzten sich Crampron-Loko- 
motiven seit Mitte der soer Jahre durch. Sie be- 
währten sich besonders im schnellen Personen- 
verkehr, weil die Lokomotiven auch bei höheren 
Geschwindigkeiten eine beeindruckende Lauf- 
ruhe aufwiesen. Allerdings hatte die hinter der 
Feuerbüchse angeordnete Treibachse auch einen 
entscheidenden Nachteil: Durch diese Achsan- 
ordnung entfiel auf sie nur etwas mehr als ein 
Drittel bis dfe knappe Hälfte der Gesamtmasse. 

Die Zugkraft einer Lokomotive wird jedoch 
nicht nur durch die Verdampfungsfähigkeit 
ihres Kessels sowie die Leistung ihrer Dampfma- 
schine bestimmt, sondern auch durch ihre Rei- 
bungslast, die in Verbindung mit dem Haftrei- 
bungsbeiwert die Größe der auf die Schiene 
übertragbaren Zugkraft beeinflußt. Da auch der 
Zustand der Schienen von Bedeutung ist und 
sich Vereisung, nasses Laub und ähnliches nega- 
tiv auswirken können, erhielten die Lokomotiven 
schon frühzeitig Einrichtungen zum Sand- 
streuen, um vor allem beim Anfahren die Rei- 
bung zu erhöhen. 

Zwischen 25 und 5% der Kraft, mit der die 
Treibräder auf die Schienen wirken, werden in 
Zugkraft umgesetzt. Daraus resultierte die Not- 
wendigkeit, möglichst viel Lokomotivmasse auf 
die Treibachsen zu legen, wenn die Zugkraft er- 
höht werden sollte. Deshalb wurden CRrAamPTon- 
Lokomotiven für die deutschen Eisenbahnen 
nur etwa ein Jahrzehnt lang gebaut, obgleich sie 
auf Nebenbahnen und für leichte Züge noch bis 
zum Ende des Jahrhunderts verwendet wurden. 

Im allgemeinen bewirkte jedoch die Zunahme 
des Personen- und Güterverkehrs seit Anfang 
der soer Jahre nicht nur eine Trennung beider 
Verkehrsarten, sondern forderte auch bei den 
Flachlandbahnen zunächst zweifach gekuppelte 
Lokomotiven. Sie entsprachen im Personenver- 
kehr den Anforderungen bis Anfang der 80er 
Jahre. Im Güterverkehr bürgerte sich seit Mitte 
der 60er Jahre die Dreifach-Kupplung ein. Da- 
gegen setzten sich für Strecken mit schwierige- 
ren Geländebedingungen gekuppelte Treibach- 
sen schon früher durch. Diese Veränderungen 
waren vor allem den steigenden Zugmassen und 
nicht höheren Geschwindigkeiten geschuldet; 
denn bei den deutschen Eisenbahnen wurden 
bereits Ende der 4oer Jahre des ıg. Jahrhunderts 
auf den Flachlandbahnen Personenzüge mit 
60 km/h, Schnellzüge mit 70 km/h und schneller 
gefahren. Eine Steigerung war hier aus Sicher- 
heitsgründen und wegen des Oberbauzustands 
zunächst gar nicht möglich. 

In Großbritannien und den USA hatte der 
schneller wachsende Güterverkehr schon viel 
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zeitiger die Kupplung der Treibachsen zur Erhö- 
hung der Zugkraft verlangt. Nachdem man an- 
fangs bei der Kupplung mit Zahnrädern, Ketten, 
Riemen usw. experimentiert hatte, erwies sich 
sehr bald das Kurbeltriebwerk als günstigste Lö- 
sung. Unter den deutschen Eisenbahnen be- 
stellte zuerst die Leipzig-Dresdener Eisenbahn 
in den Jahren 1837/38 ı0o B-Lokomotiven aus 
Großbritannien und den USA. Auch die »Saxo- 
nia« hatte zwei gekuppelte Achsen und - im Un- 
terschied zu den anderen Lokomotiven - eine 
hintere Laufachse. Die B-Lokomotiven wurden 
vorwiegend im Winter benutzt, später allerdings 
für den Reiseverkehr zum größten Teil mit einer 
Laufachse (Anordnung ıB) versehen, weil auch 
die gekuppelten zweiachsigen Lokomotiven nach 
einigen Unfällen als nicht sicher galten. 

Im Güterverkehr verwendeten die sächsischen 
Eisenbahnen gleichfalls sehr oft B-Lokomotiven, 
speziell auf den Gebirgsstrecken mit ihren zahl- 
reichen Krümmungen und einem meist geringe- 
ren Verkehrsaufkommen. Aber auch andere 
deutsche Eisenbahnen, unter ihnen die württem- 
bergische und die niederschlesisch-märkische, 
stellten auf ihren Gebirgsstrecken schon früh 
B-Lokombotiven in Dienst. 

Auch die ersten C-Lokomotiven waren in 
Großbritannien von der Firma STEPHENSON ge- 
baut worden. In den Jahren 1843 bis 1846 bezog 
die Braunschweigische Eisenbahn von dort drei 
Lokomotiven für die Bergstrecke von Vienen- 
burg nach Harzburg, deren Steigung von 1:30 zu- 
nächst den Pferdezug verlangt hatte, weil die un- 
gekuppelten Lokomotiven versagten. Die erste 
deutsche C-Lokomotive baute die Firma Kess- 
LER in Karlsruhe 1845 für die Badische Staats- 
bahn. In größerem Umfang setzten sich die Lo- 
komotiven mit drei gekuppelten Treibachsen bei 
den deutschen Eisenbahnen jedoch erst gegen 
Mitte der 6oer Jahre durch. 

Zuverlässigkeit und Sicherheit des Zugver- 
kehrs hingen nicht nur von der Leistungsstärke 
der Lokomotiven ab, sondern wurden auch - 
verständlicherweise außer von der Streckenfüh- 
rung und dem Zustand des Oberbaus - von 
zahlreichen anderen Faktoren beeinflußt. Große 
Bedeutung kam dabei den Bremsen zu. Anfangs 
standen dem Lokführer nur solche Reibungs- 
bremsen zur Verfügung, bei denen durch Hebel 
oder Schrauben Bremsklötze (anfangs aus Holz, 
später aus Gußeisen) an die Radreifen gepreßt 
wurden. Die Wirkung der Bremse trat erst nach 
einer größeren Zahl von Umdrehungen der 
Bremsspindel ein. Sie konnte deshalb auf plötzli- 
che Gefahren schwer reagieren. Schon STEPHEN- 
son hatte sich deshalb Dampfbremsen patentie- 
ren lassen, die bei deutschen Lokomotiven zuerst 
von der Firma Hartmann in Chemnitz (heute 
Karl-Marx-Stadt) seit den 6oer Jahren einge- 
führt wurden. Allerdings bewährte sich die 
Dampfbremse wegen der raschen Konden- 


Im Fahr 1857 bezog 
die Magdeburg-Leipzi- 
ger Eisenbahn 4 Loko- 
motiven der Crampton- 
Bauart von der Ma- 
schinenbaugesellschaft 
Karlsruhe, die in den 
50er und 6oer Jahren 
gute Dienste leisteten. 


Die 2A-Lokomotive 
»Badenia« (Maschi- 
nenbaugesellschaft 
Karlsruhe, 1863) der 
Badischen Staatsbahn 
war ein typischer Ver- 
treter der Crampton- 
Bauart, 


Der starke Überhung 
von Feuerbüchse und 
Führerstand war für 
die auf krümmungsrei- 
chen Werkbahnsstrek- 
ken eingesetzte Tender- 
lokomotive »Mulden- 
thal« (HARTMANN, 
1861) charakteristisch. 
Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 
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sationsverluste nicht. Sie wurde deshalb später 
durch wirkungsvollere Bremsen - in erster Linie 
die Druck- oder Saugluftbremse — ersetzt. Die 
dringliche Forderung nach derartigen Verbesse- 
rungen ergab sich aus den steigenden Zugmas- 
sen und dem Vordringen der Eisenbahn aus dem 
Flachland in das Gebirge. 

Zur Sicherung der Fahrt nutzten die Lokführer 
außer Glocken und Dampfpfeifen während der 
Nacht Laternen. Die Dampfpfeife war bereits zu 
Beginn der Eisenbahn bekannt. Teilweise ließ 
die Tonhöhe zwischen Güterzug- und Personen- 
zuglokomotiven unterscheiden, wobei die letzte- 
ren einen höheren Ton abgaben. Güterzugloko- 
motiven waren teilweise in dicht besiedelten 
Gebieten mit einer zweiten, leiseren Dampf- 
pfeife ausgestattet, die zum Rangieren benutzt 
wurde. Die mit den amerikanischen Lokomboti- 
ven eingeführten Glocken wurden mit einem 
Seilzug bedient. Auf Nebenbahnen, wo vor un- 
gesicherten Wegübergängen länger dauernde Si- 
gnale abgegeben werden mußten, betrieb man 
sie später durch Dampf. Auf Hauptstrecken 
setzten sich die Glocken nicht durch. 


Laternen waren schon seit 1850 bindend vor- 
geschrieben; jede Lokomotive sollte mindestens 
zwei haben. Für die Nachtfahrt waren die Farben 
weiß, rot und grün erlaubt. Sie hatten bis An- 
fang der 70er Jahre keine feste Bedeutung, so daß 
die unterschiedlichsten Regelungen galten. 

Zum äußeren Bild der Lokomotiven gehörte 
auch der Führerstand. Er war in den ersten zehn 
Jahren der Eisenbahn völlig offen und vor Wit- 
terungseinflüssen ungeschützt. Das mildere 
Klima in Großbritannien hatte eine solche Lö- 
sung gestattet. Außerdem fürchtete man, daß 
jede Art von Verkleidung die Übersicht des Lok- 
personals einschränken würde. Auf dem Konti- 
nent herrschten dagegen, besonders im Winter, 
andere Bedingungen. Außerdem stiegen die 
Dienstzeiten mit den längeren Strecken; die 
Nachtfahrt stellte besondere Anforderungen. 
Man entschloß sich deshalb zögernd zum An- 
bringen eines stehenden Schutzschirms, der in 
Augenhöhe mit zwei runden Löchern versehen 
war. Später kam ein längeres Dach hinzu und 
schließlich eine Seitenverkleidung, so daß sich 
die Arbeitsbedingungen verbesserten. 


Reisen und Transportieren mit der Eisenbahn 


Der Eisenbahnverkehr erforderte neben lei- 
stungsfähigen Lokomotiven auch geeignete Wa- 
gen zur Beförderung von Reisenden sowie zum 
Transport von Gütern. Aus naheliegenden 
Gründen wurden derartige Fahrzeuge anfangs 
nach dem Vorbild des Straßenverkehrs gebaut; 
denn im Wagen- und Kutschenbau verfügte 
man über jahrhundertelange Erfahrungen. Die 
ersten Personenwagen erinnerten deshalb in 
ihrem Äußeren wie auch in ihrer Innenausstat- 
tung an die Postkutschen der damaligen Zeit. 
Sie erhielten allerdings ein für den Eisenbahnbe- 
trieb geeignetes Untergestell aus hölzernen 
Lang- und Querträgern, an dem das Laufwerk 
sowie die Zug- und Stoßeinrichtungen befestigt 
waren. Zumeist hatten die Wagen bei einer Ge- 
samtlänge von etwa 4,5m zwei Achsen in dem 
kurzen Abstand von etwa 1,5 m. Unterschiede er- 
gaben sich entsprechend der Anzahl der Abteile: 
meist wurden drei, mitunter aber auch nur zwei 
auf einem gemeinsamen Untergestell angeord- 
net. In ihnen fanden (nach der Zahl der Abiteile) 
zwischen 12 und 24 Personen Platz. 

Von Anfang an wurde bei den Wagen nach 
meist drei Klassen unterschieden, weil die Klas- 
seneinteilung auch schon bei den Postkutschen 
üblich gewesen war. Die Abteile der 1.Klasse, die 
geschlossen und verglast waren, boten zumeist 
6 Personen Platz, die der 2. Klasse 8 Personen. 
Letztere Wagen waren bis Anfang der 4oer Jahre 
überdacht, hatten aber statt der Fenster nur Lei- 
nen- oder Ledervorhänge. Die Wagen der 
9. Klasse waren dagegen bis zur gleichen Zeit 
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völlig offen, bei einigen Eisenbahnen enthielten 
sie sogar nur Stehplätze. Die Abteile der ı. und 
2. Klasse wurden in der Regel in einem Wagen 
zusammengefaßt, weil die Erfahrung schon bald 
lehrte, daß die Zahl der Reisenden ı. Klasse rela- 
tiv klein war. Der Aufbau der Wagen war dabei 
so, daß ein Abteil ı. Klasse in der Mitte des Wa- 
gens oder zwei Halbabteile mit je 3 Plätzen an 
den beiden Enden angeordnet waren. 

Anfang der 4oer Jahre zwangen der wach- 
sende Verkehrsumfang, die längeren Strecken 
sowie die höheren Geschwindigkeiten dazu, alle 
Wagen mit Dach und Fenstern, aber auch mit 
Sitzplätzen zu versehen, natürlich mit deutlichen 
Unterschieden entsprechend der jeweiligen 
Klasse. 

Das Vorbild für die deutschen Eisenbahnwa- 
gen waren die englischen. Für die ersten Bahnen 
wurden aus England sogar die Untergestelle, Rä- 
der und Achsen sowie bestimmte Kleinteile be- 
zogen, weil vor allem die gußeisernen Räder mit 
Walzeisenreifen in Deutschland bis Ende der 
90er Jahre noch nicht produziert werden konn- 
ten. Die Aufbauten wurden dagegen von den ei- 
genen Handwerkern hergestellt, vorwiegend von 
Wagner- und Sattlermeistern. Bei den g Wagen, 
die für die Nürnberg-Fürther Bahn gebaut wur- 
den - 3 für die ı, 4 für die 2. und 2 für die 
9. Klasse — sammelten die Handwerker der bei- 
den Städte wertvolle Erfahrungen; auch — nach 
dem englischen Muster — beim Bau von Wagen- 
gestellen, Achsen und Rädern. Die Leipzig-Dres- 
dener Eisenbahn bezog deshalb für den Betrieb 


auf den ersten Teilstrecken neben englischen 
und belgischen Personenwagen auch einen aus 
Nürnberg. Die solide Arbeit der Nürnberger und 
Fürther Handwerker hatte zur Folge, daß auch 
für weitere deutsche Eisenbahnstrecken Aufträge 
eingingen und in Nürnberg eine eigene Industrie 
entstand. Ihre Ausmaße werden daraus ersicht- 
lich, daß sie in der Zeit des größten Bedarfs 
mehrere tausend Arbeiter beschäftigte. 

Der Bau von Eisenbahnwagen förderte die In- 
dustrialisierung auch in anderen deutschen Län- 
dern. Die Leipzig-Dresdener Eisenbahn begann 
beispielsweise schon 1837 unter der Leitung eines 
englischen Fachmanns mit dem Wagenbau auf 
dem Gelände des Leipziger Bahnhofs, wobei die 
Untergestelle, Räder und Achsen aus den ge- 
nannten Gründen in den ersten Jahren noch aus 
England importiert werden mußten. Nach- 
dem anfangs für den eigenen Bedarf gebaut wor- 
den war, erhielt die Leipzig-Dresdener Eisen- 
bahn 1840 außerdem die Genehmigung, auch für 
andere Eisenbahnen Wagen zu bauen, beispiels- 
weise für die sächsisch-bayrische und die säch- 
sisch-schlesische. Die gleichen Bahnen - und 
außerdem die Chemnitz-Riesaer sowie die Lö- 
bau-Zittauer Eisenbahn - wurden übrigens auch 
mit Güterwagen aus der Leipziger Wagenbauan- 
stalt beliefert. Für den großen Bedarf spricht, 
daß schon 1846 der 1000. Wagen ausgeliefert wer- 
den konnte. 

Da die Wagen in den deutschen Ländern ent- 
sprechend den Vorstellungen der Eisenbahnver- 
waltungen gebaut wurden, ergab sich eine große 
Vielfalt der Personenwagen in den technischen 
Details. Besonders die unterschiedliche Höhe 
der Zug- und Stoßeinrichtungen sowie der un- 
terschiedliche Pufferabstand bildeten ein ernst- 
haftes Hindernis beim allmählich beginnenden 
durchgehenden Verkehr von einer Linie auf die 
andere. Als Übergangslösung wurden an man- 
chen Wagen verstellbare Puffer bzw. zwei Puffer- 
paare an jeder Stirnseite angebracht, bis der 1847 
gegründete Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen eine immer stärkere Vereinheitlichung 
der Wagen durchsetzte, die sich allerdings nicht 
auf die Aufbauten sowie auf die Innenausstat- 
tung erstreckte. Letztere wiesen auch in der Fol- 
gezeit teilweise noch recht erhebliche Unter- 
schiede auf. 

Der englische Einfluß zeigte sich beim deut- 
schen Wagenbau weiterhin darin, daß vorwie- 
gend zweiachsige Personenwagen produziert 
wurden. Einige Bahnverwaltungen folgten aller- 
dings auch dem amerikanischen Vorbild und be- 
schafften vierachsige Wagen, unter ihnen die 
württembergischen Bahnen, die Berlin-Frankfur- 
ter Bahn und die Hannoverschen Staatsbahnen. 
In Württemberg übernahm man außerdem die 
in den USA üblichen Großraumabteile, die un- 
tereinander durch einen Mittelgang verbunden 
waren, wenn auch in kleineren Dimensionen. 


Auf den Flachlandbahnen Norddeutschlands 
verkehrten außerdein dreiachsige Wagen mit 
6 Abteilen. Sie wurden u.a. in der Leipziger Wa- 
genbauanstalt hergestellt. 

Generell entstanden die Personenwagen — mit 
Ausnahme der Räder und Achsen - aus Holz. 
Der Unterhaltungsaufwand war deshalb recht 
groß und die Lebensdauer begrenzt, aber erst 
von 1860 an setzten sich für die Untergestelle all- 
mählich eiserne Langträger durch. 

Schon früher begann die schrittweise Erhö- 
hung des Reisekomforts. Sie wurde mit der län- 
geren Dauer der einzelnen Reisen unerläßlich 
und zugleich möglich, weil die anfangs üblichen 
engen und niedrigen Abteilwagen durch größere 
und höhere mit mehr Platz für den einzelnen 
Passagier abgelöst wurden. Vor allem die Reisen- 
den der ı. und der 2. Klasse konnten nunmehr 
die Fahrt auf gut gepolsterten Sitzen genießen, 
während die Reisenden der 93. Klasse mit einfa- 
cheren Holzbänken zufrieden sein mußten. 

Die Heizung der Wagen begann gleichfalls in 
den beiden oberen Klassen in der Weise, daß 
beispielsweise große Wärmflaschen mit ı5 bis 
201 heißem Wasser unter die Sitze der Abteile 
geschoben wurden. Alle 3 bis 4 Stunden wurde 
das abgekühlte Wasser durch heißes ersetzt. 
Auch große Kupfer- oder Eisenblechkästen wa- 
ren üblich, die mit glühender Preßkohle gefüllt 
wurden. Ihre Wärme reichte für eine Fahrt von 7 
bis 8 Stunden. In den Wagen der 9. und der spä- 
ter eingeführten 4. Klasse, im weiteren Verlauf 
auch in denen der Neben- und Schmalspurbah- 
nen, heizte man dagegen sehr lange mit gußei- 
sernen Füllöfen, deren Füllung eine Brenndauer 
zwischen 8 und 10 Stunden ergab. 

Neben der Heizung der Wagen wurde aus Si- 
cherheitsgründen seit dem Beginn von Fahrten 
in der Nacht (in Sachsen ab 1843, in Preußen ab 
1844) auch die Innenbeleuchtung erforderlich. 
Wiederum wurden zunächst die ı. und die 
2. Klasse mit Kerzenlicht versorgt, während bei- 
spielsweise in Sachsen noch 1850 die Wagen der 
3. Klasse unbeleuchtet waren. Das recht leucht- 
schwache Kerzenlicht wurde bald durch meist 
mit Rüböl gespeiste Öllampen ersetzt, die unter 
der Decke befestigt wurden, um sie über das 
Wagendach belüften zu können. In den Wagen 
der 9. und 4. Klasse fand man sie auch in der 
Zwischenwand zwischen zwei Abteilen, weil 
diese Lösung billiger war. 

Noch viel wichtiger als die Beleuchtung war 
für die Sicherheit der Reisenden das Bremsen 
der Personenwagen. Da man lange Zeit nur von 
Hand bediente Bremsen kannte, wie sie schon 
die Pferdekutschen hatten, brauchte man relativ 
viel Personal für die Bremsbedienung. Besonders 
auf Strecken mit Steigungen und Gefällen 
mußte jeder Wagen mit einer Hebel- oder Spin- 
delbremse ausgerüstet sein, die in jedem Fall 
einen Mann zur Bedienung brauchte. Der saß 
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auf einem erhöhten Sitz am Ende des Wagens 
und zog die Bremse an bzw. löste sie auf ein Si- 
gnal des Lokführers mit der Dampfpfeife. Bei 
mehreren Wagen konnte es dabei vorkommen, 
daß sich der Arbeitsrhythmus der Bremser ge- 
ringfügig unterschied und dadurch Wagen aus 
der Kupplung gerissen wurden bzw. aus dem 
Gleis sprangen. 

Den nächsten Schritt auf diesem Gebiet bil- 
dete deshalb die Gruppenbremse, die auf zwei 
bzw. später mehrere Wagen wirkte. Eine wirklich 
zuverlässige Lösung, vor allem für Fahrten im 
Gebirge, brachte jedoch erst die durchgehende 
Druck- oder Saugluftbremse. 

Da sich die ersten deutschen Eisenbahnen 
vorrangig auf den Personenverkehr orientierten, 
verwendeten sie auf den Bau der Güterwagen zu- 
nächst relativ wenig Mühe. Dem englischen Vor- 
bild folgend hatten diese Wagen zwei Achsen 
und verfügten in der Regel über keine elasti- 
schen Zug- oder Stoßeinrichtungen. Um jedoch 
die heftigen Erschütterungen beim Anfahren der 
Lokomotive zu mindern, verband man schon 
bald die Kuppelhaken federnd mit dem Gestell. 
Die Güterwagen hatten außerdem nur niedrige 
Seitenwände und waren offen. Diese Bauart eig- 
nete sich aufgrund der englischen Besonderhei- 
ten - vorwiegend Massenguttransporte über 
kürzere Entfernungen; höhere Geschwindigkei- 
ten; mildes Klima - und hat sich dort jahrzehn- 
telang für die Mehrzahl der Wagen behauptet. 
Bei den deutschen und auch anderen Eisenbah- 
nen mußten die Güterwagen dagegen schon bald 
verändert werden. Zunächst wurde die Ladung 
auf den offenen Wagen in vielen Fällen durch 
Planen vor Witterungseinflüssen und Funken- 
flug geschützt. Daneben gab es geschlossene 
Wagen mit seitlichen Schiebetüren für empfind- 
lichere Güter. Schon Anfang der soer Jahre um- 
faßten sie fast ein Drittel des Bestands. 1870 wa- 
ren es rd. 41%. Erst um die Jahrhundertwende 
nahm ihr Anteil wieder ab, weil der Transport 
von Schüttgütern sprunghaft stieg. 


Die offenen und geschlossenen Wagen wur- 
den durch solche für spezielle Transporte er- 
gänzt. Plattformwagen (sog. Equipagenwagen) 
nahmen Kutschen auf, besonders in der Zeit, als 
die einzelnen Linien noch nicht zum Netz ver- 
bunden waren, so daß die Kutschen gebraucht 
wurden, um die Verbindung zwischen den Eisen- 
bahnlinien herzustellen. Die begüterten Passa- 
giere, die sich einen solchen Aufwand erlauben 
konnten, blieben während der Fahrt in ihren 
Kutschen sitzen und zahlten dafür den Fahrpreis 
der 1. Wagenklasse. Die Kutschpferde wurden in 
speziellen Wagen mitgenommen. Andere Vieh- 
wagen beförderten vor allem Schlachtvieh in die 
größeren Städte; eine Besonderheit stellten unter 
ihnen mehrgeschossige Verschlagwagen für Ge- 
flügel dar. Aber auch für Massenguttransporte 
wurden die Wagen besonders hergerichtet, um 
Kohle, Koks, Kalk, Stroh, Heu und andere Wa- 
ren laden zu können. 

Die Drehschemel wurden aus eisenbeschlage- 
nem Holz oder aus Eisen hergestellt; sie drehten 
sich um einen Zapfen im Untergestell, so daß sie 
in den Gleisbögen beweglich waren. In der Regel 
verband man zwei Drehschemel durch eine Kup- 
pelstange oder durch die Ladung miteinander. 

Neben Trockengut übernahmen die Eisenbah- 
nen auch flüssige Ladungen zum Transport, dar- 
unter Chemikalien. Solche Wagen wurden mit 
einem gewölbten Boden ausgestattet, der in der 
Mitte Ablaufrohre hatte, während sich im Dach 
Löcher zum Einfüllen der Flüssigkeit befanden. 

Die offenen Wagen hatten feste und abnehm- 
bare Wände. Das gestattete eine größere Varia- 
tionsbreite beim Be- und Entladen unterschiedli- 
cher Güter. Bei festen Wagenwänden erleichter- 
ten zweiteilige Türen diese Arbeiten. Übrigens 
wurden sowohl die offenen wie die gedeckten 
Wagen im Interesse militärischer Zwecke schon 
bald für das schnelle Umrüsten eingerichtet. 

Die Tragfähigkeit der Güterwagen hielt sich 
zunächst in bescheidenen Grenzen. Die Platt- 
formwagen, auf denen »Kaufmannsgüter« beför- 
dert wurden, hatten eine Grundfläche von etwa 
7m?, die zulässige Tragfähigkeit lag bei 4t. Letz- 
tere erhöhte sich bis 1870 auf durchschnittlich 
knapp gt. Die Bauweise der Güterwagen mit 
ihrem großen Anteil an Holz führte dazu, daß 
die Eigenmasse relativ hoch war. Erst die sich 
seit Ende der 50er, Anfang der 6oer Jahre durch- 
setzende Eisenbauweise verbesserte das Verhält- 
nis. Die sächsischen Eisenbahnen gaben jedoch 
noch für die 8oer Jahre ein Verhältnis der Eigen- 
zur Nutzmasse von 1,3:1 an. 

Noch zu dieser Zeit — wie auch später — do- 
minierten außerdem die zweiachsigen Wagen, 
während drei- und vierachsige nur sehr selten 
fuhren, da Verladeeinrichtungen, Drehscheiben, 
Schiebetüren und andere betriebliche Einrich- 
tungen in ihrer Mehrzahl nur für zweiachsige 
Wagen eingerichtet waren. 


Zweiachsiger Personen- 
wagen ı. Klasse mit 


zwei Abteilen (1835) 


Zweiachsiger Personen- 
wagen 3. Klasse mit 


3 Abteilen (1835) 
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DM MPN] B rn Personenwagen mit 
hölzernem Untergestell 
(1851) 


Anordnung unter- 
schiedlicher Pufferpaare 
an einem Personenwa- 
gen 

Aus: REHBEIN: 
Oldtimer auf Schienen 


Dreiachsige Personen- 
wagen wurden in der 
Anfangszeit selten ge- 
baut. Der Wagen der 
Strecke Altona - Kiel 
laßt in der Abteilglie- 
derung das Vorbild der 
Postkutsche deutlich 
erkennen. 

Aus: Sraıscn: Haupt- 
bahnhof Hamburg 
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Durchgangswagen der 
Württembergischen 
Staatsbahn (1846) 
Aus: REHBEIN: 
Oldtimer auf Schienen 


Brünn 2, KAPITEL 1871— IQId 


Die Eisenbahnen 


ım Dienst der wirtschaftlichen 
und militärischen Expansion 


Deutschlands 


Die Lokomotivbau- 
‚firma Borsıc in Ber- 
lin lieferte 1841 ihre 
erste Lokomotive. 
Schon nach wenigen 
‚fahren hatte sich aus 
bescheidenen Anfängen 
ein beachtlicher Fabrik- 
komplex gebildet. 


54 


Das Eisenbahnnetz wird vollendet 


Am Ende der industriellen Revolution verfügte 
die deutsche Wirtschaft mit den Eisenbahnen - 
aber auch durch die etwa gleichzeitig aufgekom- 
mene Dampfschiffahrt auf Flüssen, Kanälen und 
Meeren - über leistungsfähige Massentransport- 
mittel. Sie sicherten der rasch wachsenden Indu- 
strie und der Landwirtschaft der Junker eine 
kontinuierliche Rohstoffzufuhr sowie die stän- 
dige Abfuhr der Halbfertig- und Fertigfabrikate 
auf lokale und entfernte Märkte. Von großer 
Wichtigkeit waren sie zugleich für das Erschlie- 
ßen neuer Rohstoffquellen bzw. für die intensi- 
vere Ausbeutung bereits erschlossener Gewin- 
nungsgebiete und im Zusammenhang damit für 
das Beherrschen des nationalen Marktes sowie 
das Ausdehnen der Weltmarktbeziehungen. 
Schließlich war nach wie vor — und mit der ra- 
schen Industrialisierung seit den letzten Jahr- 
zehnten des ıg. Jahrhunderts in verstärktem Um- 
fang - ein deutlich fördernder Einfluß des 
Verkehrswesens auf das Industriewachstum zu 
beobachten, weil besonders die Eisenbahnen, 
aber auch die Schiffahrt, einen erheblichen Be- 
darf an industriellen Erzeugnissen hatten, vor al- 
lem an denen der Schwerindustrie. 

Das Wachstum der Industrie und das der 
Eisenbahnen beeinflußten sich dabei wechselsei- 
tig. Von großer Bedeutung waren in diesem Zu- 
sammenhang der Sieg im Deutsch-Französi- 
schen Krieg von 1870/71 und die darauf folgende 
Gründung des Deutschen Reiches 1871. Endlich 
war damit die nationale Einheit Deutschlands 
hergestellt, wenn auch durch eine »Revolution 
von oben« und im festen Bündnis zwischen Jun- 
kertum und Bourgeoisie. Dennoch schuf sie die 
Basis für einen wirtschaftlichen Aufschwung, in 
dessen Gefolge sich Deutschland zu einer »Indu- 
striemacht ersten Ranges« entwickelte. Wesentli- 
che Stimuli auf diesem Wege waren u.a. die 
Kriegskontributionen Frankreichs in Höhe von 
5Mrd. Goldfrancs sowie der Anschluß Elsaß-Lo- 
thringens mit seinen reichen Rohstoffvorkom- 
men und einer entwickelten Industrie an das 
Deutsche Reich. Aber auch die dringend not- 
wendige Vereinheitlichung der deutschen Wäh- 
rung, der Maße und Gewichte, die einheitliche 
bürgerliche Gesetzgebung sowie die Vertretung 
kapitalistischer Interessen im Ausland durch 
eine starke Zentralgewalt förderten die wirt- 
schaftliche und politische Expansion Deutsch- 
lands. Sie waren zugleich eine unerläßliche Vor- 
aussetzung der immer umfangreicheren interna- 
tionalen Aufgaben des Verkehrswesens. 

In fast allen Industriezweigen, besonders aber 
in der Schwerindustrie, erreichte das Deutsche 
Reich in der Folgezeit die Produktionskapazität 
der bis dahin industriell führenden Staaten 
Großbritannien und Frankreich und überholte 


sie sogar in einigen Bereichen. Vor allem solche 
neuen Industriezweige wie die Chemie und die 
Elektrotechnik entwickelten sich zu typisch deut- 
schen Industrien, die fast von Anfang an auf 
dem Weltmarkt eine führende Position einnah- 
men. 

Für die Eisenbahnen standen deshalb seit dem 
Ende der industriellen Revolution Anfang der 
7oer Jahre des ıg. Jahrhunderts bis zum Aus- 
bruch des ersten Weltkriegs zum einen die Lei- 
stungssteigerung der Verkehrsmittel und zum 
anderen das Verdichten der Verkehrsverbindun- 
gen im Vordergrund; denn obgleich das deut- 
sche Eisenbahnnetz in Europa die größte Aus- 
dehnung hatte, war die noch mangelhafte 
Erschließung des deutschen Reichsgebiets nicht 
zu übersehen. In den Jahrzehnten nach 1870 
wurde deshalb das Eisenbahngrundnetz durch 
weitere Haupt- und Nebenbahnen ergänzt, wo- 
bei die Einteilung in diese beiden Kategorien, 
die aus der betrieblichen Belastung und damit 
letztlich aus der ökonomischen bzw. militäri- 
schen Bedeutung resultierte, Einfluß auf ihre 
technische Ausstattung hatte. 

Die Eisenbahn war und ist aufgrund ihrer 
technischen und betrieblichen Eigenarten ein 
ausgesprochenes Linienverkehrsmittel. Da je- 
doch bis zum ersten Weltkrieg ein ihr technisch 
adäquates Flächenverkehrsmittel fehlte, mußte 
sie im Interesse der Industrie und des Groß- 
grundbesitzes mit Klein- und Schmalspurbah- 
nen zusätzlich die Fläche erschließen, um Zu- 
bringer- und Verteilertransporte zu und von 
abseits gelegenen Gebieten zu gewährleisten. 

Darüber hinaus bewältigte die Eisenbahn in 
den großen Ballungsgebieten immer umfangrei- 
chere Aufgaben. Die räumliche Ausdehnung der 
Großstädte sowie die zunehmende Trennung 
zwischen Wohn- und Arbeitsort erforderten ihre 
Beteiligung am städtischen Nah- und Vorortver- 
kehr, besonders beim Berufsverkehr. Erleichtert 
wurde diese Entwicklung durch die steigende 
Anzahl der Abfertigungs- und Umschlagsanla- 
gen, besonders der Bahnhöfe und Haltepunkte 
für den Personenverkehr. Letztere vermehrten 
sich zwischen 1880/81 und ıgı3 im Reichsgebiet 
immerhin um mehr als das 2,5fache, nämlich 
von 5257 auf 13747. Gleichzeitig ging die durch- 
schnittliche Entfernung zwischen ihnen von 6,3 
auf 4,4 km zurück, obwohl während dieser Jahre 
kleinere Bahnhöfe der früheren Privatbahnen 
entweder zu größeren Einheiten zusammenge- 
faßt oder geschlossen wurden. Auf diese Weise 
konnten die Eisenbahnen vor allem im Nahver- 
kehr attraktiver werden, weshalb sie — gefördert 
durch die relativ niedrigen Tarife für die 9. und 
4. Klasse - im Berufs- und Schülerverkehr zu- 
nehmende Bedeutung gewannen. Sie erleichter- 
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Schienenprofile der An- 


fangsjahre 


ı Hölzer oder Stein- 
quader in ausgefahre- 
nen Wagenrillen, 

2 Querhölzer sorgten 
für gleichmäßige Spur- 
weite, 3 eiserne Win- 
kelschienen, 4 gußei- 
serne Fischbauch- 
schiene, 5 symmetrische 
Doppelkopfschiene 
Aus: Rossgerc: Ge- 
schichte der Eisenbahn 


2. Kapıten 
1871-1918 


ten damit vor allem die Konzentration von Ar- 
beitskräften in den Industriegebieten der Städte. 

Bis zur Reichsgründung war für die deutschen 
Eisenbahnen das sog. Grundnetz mit einer 
Länge von rd. 18800km ausgebaut worden. Es 
erweiterte sich durch den im Friedensvertrag 
zwischen Frankreich und Deutschland erzwun- 
genen Anschluß Elsaß-Lothringens an das 
Reichsgebiet um 765 km, weil die Reichsregie- 
rung die in diesen Gebieten gelegenen Eisenbah- 
nen und die Strecke von Kolmar nach Münster 
von der französischen Ostbahn-Gesellschaft 
kaufte. Obgleich diese Bahnen dem Reichshaus- 
halt zugeordnet und von einer »Kaiserlichen Ge- 
neraldirektion« mit Sitz in Straßburg verwaltet 
wurden, rundeten sie doch vor allem das Eisen- 
bahnnetz Preußens ab, das damit den gesamten 
Verkehr des linken Rheinufers bis nach Basel 
beherrschte. 

Weit bedeutender als diese Netzerweiterung 
war der Neubau von Strecken. Die Gründerjahre 
mit ihrer ausgeprägten Konjunktur ließen - 
häufig aus spekulativen Gründen - zahlreiche 
neue Eisenbahnprojekte entstehen. Beispiels- 
weise gingen allein in den Jahren 1871/72 in Preu- 
ßen 248 Anträge auf Eisenbahnkonzessionen 
bzw. den Beginn von Vorarbeiten für Strecken 
ein, die allerdings nur zu einem Teil genehmigt 
wurden, weil sie in den wenigsten Fällen die 
zweifellos notwendige Netzerweiterung berück- 
sichtigten, sondern vielmehr als ausgesprochene 
Konkurrenzunternehmen zu bereits bestehenden 
profitablen Hauptbahnstrecken konzipiert wa- 
ren. Selbst von den genehmigten Bahnen wur- 
den nur einige tatsächlich gebaut; denn die 
Gründerkrise der Jahre 1873/74, die den steilen 
konjunkturellen Aufschwung seit 1871 unter- 
brach, ließ zahlreiche dieser Spekulationsobjekte 
wie Seifenblasen zerplatzen, die das Börsendi- 
lemma einiger Banken erheblich komplizierten. 

Trotzdem dehnte sich das deutsche Eisen- 
bahnnetz bis 1873 immerhin auf knapp 
24000 km aus und wuchs insgesamt seit 1870 bis 
zum ersten Weltkrieg um das 3,3fache, wobei das 
Bautempo beachtlich höher war als in den ersten 
Jahrzehnten. Entstanden im Zeitraum von 1835 
bis 1870 im Durchschnitt jährlich rd. 527 km 
neue Eisenbahnstrecken, so waren es in den Jah- 
ren von 1871 bis 1913 im Durchschnitt rd. ggrkm. 
Die stärkste Bautätigkeit entfiel dabei auf das 
Jahrzehnt von 1870 bis 1880 mit einem Jahres- 
durchschnitt von rd. 1490 km; zweifellos vor al- 
lem durch die Gründerjahre und die erhöhten 
Anforderungen an die Schwerindustrie hervorge- 
rufen. 

Die erhebliche Netzerweiterung bis zum er- 
sten Weltkrieg hatte vorwiegend ökonomische 
Gründe, sie entsprach jedoch zugleich militäri- 
schen Zielen, wobei beide Ursachenkomplexe 
häufig deckungsgleich waren. Das zeigte sich 
beispielsweise im Zusammenhang mit der Ver- 
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besserung des Durchgangsverkehrs einiger deut- 
scher Staaten, aber auch bei den Streckenneu- 
bauten vorwiegend in den westlichen Teilen des 
Reiches. Der Streckenausbau in Richtung Osten 
und an den östlichen Grenzen war dagegen vor- 
zugsweise militärischen Forderungen geschuldet. 
Die geringe Bevölkerungsdichte und die über- 
wiegend agrarische Produktion dieser Gebiete 
hatten hier bislang zu einer relativen Vernachläs- 
sigung des Eisenbahnbaus geführt. 

Bis zum Jahr ıg13 war die Erweiterung des 
deutschen Eisenbahnnetzes faktisch abgeschlos- 
sen. Zwar wurden im Krieg noch rd. 660km 
Strecke neu gebaut, doch handelte es sich dabei 
fast ausnahmslos um bereits früher begonnene 
Objekte, die im Interesse der Kriegswirtschaft zu 
Ende geführt wurden. Deshalb entstanden zu- 
meist nur kleine und kleinste Streckenabschnitte 
(min. 0,85km, max. 38,15 km), die den Güter- 
und Personenverkehr flüssiger gestalten sollten. 
Nach dem Krieg ruhte aus verschiedenen Grün- 
den auch dieser geringe Neubau von Strecken, 
vor allem, weil sich deutlich der erreichte Sätti- 
gungsgrad mit Eisenbahnen zeigte. Das Netz 
entsprach den ökonomischen und militärischen 
Anforderungen; es wurde teilweise sogar redu- 
ziert, weil die immer mehr zu spürende Konkur- 
renz des Kraftverkehrs zu neuen Überlegungen 
über die Aufgabenverteilung im Binnenverkehr 
zwang. Diese Entwicklung war nicht allein für 
Deutschland typisch, sie ist in allen entwickelten 
Industriestaaten der damaligen Zeit festzustel- 
len. Deshalb dehnte sich seit dieser Zeit das 
Eisenbahnnetz nur noch in solchen Ländern aus, 
die bislang durch dieses Verkehrsmittel nur un- 
genügend oder gar nicht erschlossen waren. 


Länge des deutschen Eisenbahnnetzes in km 


Jahr Hauptbahnen Nebenbahnen Summe 


1870 18450 


1880 30 460 3247 33 707 
1890 31542 10 337 41879 
1900 32278 17 652 49930 
1910 34 376 24 883 59259 
1913 34 928 26476 61404 


1918 33 750 26 870 60 620 


Der Ausbau des deutschen Eisenbahnnetzes 
konzentrierte sich seit der Reichsgründung nicht 
nur auf neue Linien; die Eisenbahnverwaltungen 
waren vielmehr auch bemüht, vorhandene Strek- 
ken durch den Bau zweiter und weiterer Gleise 
leistungsfähiger zu gestalten. Dadurch konnte 
die Durchlaßfähigkeit der Strecken erheblich 
verbessert werden, und gerade darauf kam es bei 
dem stark wachsenden Verkehrsaufkommen an. 
Für den Eisenbahnbetrieb und seine Effektivität 
war es deshalb sehr wichtig, daß sich der Anteil 
zweiter und weiterer Gleise an den deutschen 
Strecken von 31% im Jahr 1870 auf 40 % im Jahr 
1913 erhöhte. 


Direkt im Interesse der Wirtschaft, besonders 
der großen Betriebe, lag in den Jahrzehnten vor 
und nach der Jahrhundertwende der Bau von 
nichtöffentlichen Anschlußbahnen für Trans- 
portkunden mit umfangreichem Gutaufkom- 
men. Sie erhielten auf diese Weise einen wesent- 
lich günstigeren Zugang zum öffentlichen 
Eisenbahnnetz und sparten erhebliche Trans- 
port- und Umschlagkosten ein, weil sie direkt am 
Produktionsort bahneigene oder eigene Güter- 
wagen be- und entladen konnten. Die Anzahl 
dieser nichtöffentlichen Anschlußbahnen stieg 
bei den normalspurigen Bahnen von rd. 2200 im 
Jahr 1880/81 auf mehr als 10800 im Jahr 1913 und 
damit um mehr als das sfache, bei den schmal- 
spurigen Bahnen im gleichen Zeitraum von 5 
auf 6933 und damit auf das 127fache! In beiden 
Fällen wurden die meisten derartigen Anschlüsse 
übrigens durch die staatlichen Bahnen geschaf- 
fen, so daß der kapitalistische Staat unmittel- 


bar zur Erhöhung der Wirtschaftsprofite beitrug. 

Die Differenzierung dieser Anschlüsse nach 
ihrem Verwendungszweck in den damaligen offi- 
ziellen Eisenbahnstatistiken zeigt, daß etwa drei 
Viertel auf Industrieanschlüsse entfielen; an dem 
verbleibenden Viertel hatten Montanunterneh- 
men einen erheblichen Anteil, der Rest verteilte 
sich auf die Land- und Forstwirtschaft sowie auf 
sonstige Betriebe. 

Der Ausbau des Eisenbahnnetzes wies, wie 
schon in den Anfangsjahrzehnten, zwischen den 
deutschen Ländern deutliche Unterschiede auf, 
die ihrer ökonomischen Bedeutung und territo- 
rialen Ausdehnung entsprachen. An der Spitze 
standen nach wie vor Preußen, Bayern und Sach- 
sen, die bei Ausbruch des ersten Weltkriegs zu- 
sammen über mehr als 79% der normalspurigen 
deutschen Eisenbahnen verfügten. Von ihnen 
entfielen auf Preußen 61,3%, auf Bayern 13,7% 
und auf Sachsen 4,4 %. Diese Zahlen belegen die 


57 


Die deutschen Eisen- 
bahnen im Jahr ıg14 


2. Karıraı. 
1871-1918 


Die 1903 von Borsıc 
gebaute Kleinbahn- 
Lokomotive »Cüstrin« 
war mit einer Heber- 
lein- Bremse ausgestat- 
tet. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


beträchtlichen Unterschiede zwischen diesen 
drei Staaten; und wenn sie auch alle drei in je- 
nen Jahren einen spürbaren Einfluß auf die 
deutsche Eisenbahnpolitik ausübten, fiel die ent- 
scheidende Rolle dennoch eindeutig Preußen zu, 
das, gestützt auf seine starke ökonomische Posi- 
tion sowie auf sein territorial sehr weit ausge- 
dehntes Eisenbahnnetz, praktisch das deutsche 
Eisenbahnwesen beherrschte. 

Allerdings gibt die Eisenbahndichte in den 
einzelnen deutschen Staaten noch andere Hin- 
weise, die vor allem Rückschlüsse auf den Grad 
der wirtschaftlichen Erschließung des Landes ge- 
statten. Im einzelnen bot sich dabei das in der 
Tabelle dargestellte Bild: 


Schmalspurbahnen erschließen 


Der intensive Eisenbahnbau hatte schon bis zum 
Ende des 19. Jahrhunderts günstige Bedingungen 
für die Entwicklung der industriellen Ballungs- 
gebiete und der großen Städte geschaffen. Im 
Vergleich dazu wies der Flächenverkehr einen 
deutlichen Nachholebedarf auf. Eine der Haupt- 
ursachen lag in den vergleichsweise außerordent- 
lich hohen Kapitalaufwendungen für Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen, die sich nur dort ren- 
tierten, wo ein ausreichendes Verkehrsaufkom- 
men zu erwarten war. In verkehrsärmeren Gebie- 
ten mußte deshalb nach anderen Lösungen 
gesucht werden, weil die dort ansässige Klein- 
und Hausindustrie, aber auch der landwirt- 
schaftliche Großgrundbesitz günstigere Ver- 


kehrsbedingungen als die traditionellen Fuhr- 
werke forderten, um ihre Profitmöglichkeiten zu 
erweitern. 

Als mögliche und aussichtsreiche Variante bot 
sich der Bau von Schmalspurbahnen an, die aus 
den verschiedensten Gründen schon seit den 


Länge des Eisenbahnnetzes 1914 


Land Streckenlänge Streckenlänge 
je Fläche 
km km/100 km? 
Elsaß-Lothringen 1838 12,66 
Preußen 37 943 10,88 
Bayern 8461 11515 
Sachsen 2679 17,87 
Baden 2114 14,03 
Württemberg 1998 10,24 
Hessen 1506 19,58 
Mecklenburg-Schwerin 1166 8,88 
Mecklenburg-Strelitz 281 9,60 
Oldenburg 685 10,65 
Deutsches Reich 11,42 


die Fläche 


90er Jahren in Europa entstanden waren. Die Er- 
fahrungen mit diesen Bahnen zeigten, daß ihr 
Bau und Betrieb erheblich weniger Kosten ver- 
ursachten (durchschnittlich etwa ein Drittel bis 
ein Viertel der normalspurigen Bahnen), wenn 
man mit der geringeren Spurweite größere Stei- 
gungen und engere Gleisbögen, leichtere Schie- 
nen, hölzerne Brücken, einfachere Abfertigungs- 
und Bahnhofsgebäude, aber auch eine vermin- 
derte Streckenbewachung und -sicherung in 
Kauf nahm. Die Geschwindigkeit der Züge lag 
deshalb nur zwischen g und 90 km/h, wobei die 
Personenzüge die »schnelleren« waren. 

Nicht allein der Streckenbau stellte bei diesen 
Bahnen andere Anforderungen; entsprechend 
der geringeren Belastbarkeit des Oberbaus, den 
geringen Krümmungsradien wie überhaupt der 
kleineren Spurweite mußten auch Lokomotiven 
und Wagen gebaut werden, die nicht einfach im 
Maßstab verkleinert, sondern völlig neu entwik- 
kelt werden mußten. 


Unter diesen Voraussetzungen dauerte es eine 
geraume Zeit, bis die ersten Schmalspurbahnen 
in Deutschland in Betrieb genommen wurden. 
Zwar entstanden im Bereich der oberschlesi- 
schen Eisenbahn schon 1854/55 erste kurze Ab- 
zweigungen von Haupt- und Nebenbahnen in 
kleiner Spurweite (785 mm), die ausschließlich 
zum Gütertransport genutzt wurden, und ab 
1860 die Bröltaler Eisenbahn (gleichfalls 
785 mm), die in Hennef Anschluß an die Haupt- 
bahn Deutz— Gießen hatte, doch wurden diese 
Versuche nicht ausgedehnt. Sowohl die Verwal- 
tung der Privatbahnen als auch die der Staats- 
bahnen entschieden sich aus wirtschaftlichen 
und technischen Erwägungen heraus zunächst 
gegen den Schmalspurbahnbau. Erst als sich 
auch in Deutschland die Vorzüge schmalspuri- 
ger Bahnen für bestimmte Bereiche gezeigt hat- 
ten, wurden seit dem Ende der 70er und dem 
Anfang der 80er Jahre in größerem Umfang 
Schmalspurbahnen gebaut; vorwiegend in den 
Spurweiten 750 und 1000 mm. Sie wurden so- 
wohl vom Staat - unter kommunaler Beteili- 
gung - als auch vom privaten Kapital finanziert. 
In Analogie zu den normalspurigen Bahnen kon- 
zentrierten sich dabei die privaten Schmalspur- 
bahnen auf die ertragreichen Linien, während 
der Staat die weniger profitablen Strecken über- 
nehmen mußte, die aber im Interesse der Wirt- 
schaft der entsprechenden Gebiete lagen. 

Besonders umfangreich waren die Schmal- 
spurbahnen in Preußen und Sachsen. Hier ent- 
standen in einigen Gebieten regelrechte Schmal- 
spurnetze, die, vielfach verästelt, Industriege- 
biete in verkehrsärmeren bzw. geographisch 
ungünstigen Gebieten erschlossen. Ein typisches 
Beispiel dafür boten die schlesischen Schmal- 


spurbahnen, die mit einer Länge von 164km 
wichtige Gruben und Hüttenwerke untereinan- 
der und in Beuthen (heute Bytom) sowie in Tar- 
nowitz (heute Tarnöw) mit den normalspurigen 
Eisenbahnen verbanden. 

Generell hatten fast alle deutschen Schmal- 
spur- und Kleinbahnen Anschluß an das nor- 
malspurige Haupt- und Nebenbahnnetz, so daß 
ihr Wert durch die Möglichkeit des Wechselver- 
kehrs beträchtlich stieg. Ihre ökonomische Be- 
deutung war für die von ihnen erschlossenen Ge- 
biete außerordentlich groß. Sie erweiterten nicht 
nur die Produktions- und Absatzmöglichkeiten 
der bereits ansässigen Industrie, sondern wirkten 
außerdem standortbildend, indem sie das Entste- 
hen neuer Industriebetriebe und ein teilweise 
sprunghaftes Bevölkerungswachstum in den je- 
weiligen Landgemeinden förderten. 

Im Unterschied zu den normalspurigen Eisen- 
bahnen überwog bei den meisten Klein- und 
Schmalspurbahnen jedoch der Personenverkehr. 
Besonders im Nahverkehr spielten sie eine zu- 
nehmend wichtige Rolle, weil sie halfen, die Ab- 
geschiedenheit vieler ländlicher Gemeinden zu 
überwinden. Der relativ geringe Stationsab- 
stand - er lag im Durchschnitt bei rd. 2km - 
förderte diese Tendenz. 

Die Schmalspurbahnen (in Preußen fiel unter 
diesen Begriff ein erheblicher Teil der sog. 
Kleinbahnen) vervollständigten das Netz der 
deutschen Eisenbahnen. Ihre Länge lag ıg14 bei 
etwa 8600okm. Sie trugen dazu bei, daß das 
Deutsche Reich bis zum Ausbruch des ersten 
Weltkriegs zu den verkehrsmäßig besterschlosse- 
nen europäischen Ländern gehörte; eine Tatsa- 
che, die sich nachhaltig positiv auf das Wirt- 
schaftsleben auswirkte. 


Die deutschen Eisenbahnen werden verstaatlicht 


Schon seit dem Ende der 6oer Jahre, vor allem 
aber seit den wilden Spekulationen mit Eisen- 
bahnaktien während der Gründerjahre, zu denen 
auch ein Teil der Kriegskontributionen Frank- 
reichs herangezogen wurde, zeigten sich Miß- 
stände bei den privaten Eisenbahngesellschaften. 
Sie traten besonders kraß in Preußen in Erschei- 
nung, das nicht nur das ausgedehnteste Eisen- 
bahnnetz überhaupt, sondern zugleich auch das 
größte Netz privater Eisenbahnen aufwies. Die 
Mißstände äußerten sich dergestalt, daß die pri- 
vaten Eisenbahnen den rasch wachsenden An- 
forderungen der Wirtschaft nicht mehr voll ge- 
recht werden konnten. Immer wieder fehlten 
Fahrzeuge und Personal; außerdem war ein Teil 
der Wagen infolge der erhöhten Beanspruchung 
während des Krieges 1870/71 nicht mehr im be- 
sten Zustand. 

Außerordentlich störend waren aber auch 
die unterschiedlichen Beförderungsbedingungen 


und Tarife der privaten Eisenbahngesellschaf- 
ten. Anfang der 70er Jahre waren bei den 
63 Eisenbahnverwaltungen Deutschlands etwa 
1300 verschiedene Tarifbestimmungen in Kraft, 
die aufgrund von Vereinbarungen zudem auslän- 
dische Transportkunden begünstigten und somit 
die deutsche Wirtschaft direkt und indirekt 
schädigten. Diese Situation hatte sich durch die 
Eisenbahnspekulationen Anfang der 70er Jahre 
verschärft, weil dadurch eine ausgeprägte Li- 
nienkonkurrenz gefördert wurde, die auf die Er- 
schließung des Gebiets keine Rücksicht nahm, 
sondern die Nutzung des sich ausdehnenden 
Netzes im Interesse günstiger Transportbedin- 
gungen für die Wirtschaft behinderte. Diese 
brauchte beim gegebenen Entwicklungsstand ein 
einheitliches Eisenbahnnetz, das sich gemäß ihren 
Vorstellungen erweiterte und durch eine entspre- 
chende Tarifgestaltung die Profitchancen ver- 
größerte. Solche Forderungen wurden besonders 
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von den Teilen der Bourgeoisie erhoben, die 
nicht mit dem Eisenbahnkapital verflochten wa- 
ren. Diese verlangten die Übernahme der Eisen- 
bahnen durch den Staat, weil nur auf diesem 
Weg die notwendige Einheitlichkeit im Eisen- 
bahnwesen zu erreichen war. Schon im Mai 1869 
war deshalb im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes der Antrag gestellt worden, daß der Bun- 
deskanzler sich baldigst mit den Fragen einer 
weiteren Vereinheitlichung der Eisenbahnen be- 
fassen und entsprechende Anordnungen dazu er- 
gehen lassen solle. 

Das Verlangen der Bourgeoisie nach einheitli- 
chen Verwaltungsgrundsätzen und nach Über- 
windung der Zersplitterung im Eisenbahnwesen 
wurde durch die beginnende Konzentration der 
Produktion und Zentralisation des Kapitals ge- 
fördert. Mit diesem Prozeß war das Weiterbeste- 
hen der freien Konkurrenz im Eisenbahnwesen 
unvereinbar, zumal dieses eine Schlüsselstellung 
im gesellschaftlichen Leben einnahm und mehr 
denn je die allgemeinen Produktionsbedingun- 
gen schaffen mußte. Die Eisenbahnen in der 
Hand privater Aktiengesellschaften hatten sich 
unter den speziellen Bedingungen des damaligen 
Deutschen Reiches überlebt. Der Griff des deut- 
schen Kapitals und des mit ihm verbündeten 
Junkertums nach der Weltmacht setzte die volle 
Kommandogewalt über das wichtigste Landver- 
kehrsmittel voraus, die allein der Staat gewähr- 
leisten und wahrnehmen konnte. 

Offiziell wurde die Debatte um das Für und 
Wider der Privatbahnen durch einen Gesetzent- 
wurf der preußischen Regierung ausgelöst, die 
im Dezember 1872 die Bewilligung eines umfang- 
reichen Kredits vom preußischen Landtag bean- 
tragte, der teils aus den Kriegskontributionen 
Frankreichs, teils über Anleihen finanziert wer- 
den sollte, um verschiedene staatliche Eisen- 
bahnlinien zu bauen, unter denen die wichtigste 
die von Berlin nach Wetzlar war. Die Notwen- 
digkeit einer Ausweitung der Staatseisenbahnen 
bestand für die preußische Regierung aus ökono- 
mischen und politischen Gründen. Sie wollte 
zum einen nicht auf eine so reichlich fließende 
Einnahmequelle, wie sie der Eisenbahnbesitz mit 
sich brachte, verzichten und zum anderen die 
schon bestehenden Staatsbahnen in ihrer Ren- 
tabilität erhöhen. Außerdem beabsichtigten die 
preußischen Junker, die Eisenbahnen als Mittel 
zur Stärkung ihrer Macht im Deutschen Reich 
einzusetzen. Ein starkes preußisches Staatsbahn- 
netz mußte nach ihrer Auffassung zum Dreh- 
und Angelpunkt eines künftigen einheitlichen 
Eisenbahnsystems werden und damit zugleich 
die preußische Vorherrschaft im Reich sichern. 

Im Zusammenhang mit den Erörterungen um 
diesen Kredit, die auch erhebliche Mißstände 
bei der Konzessionierung privater Eisenbahnge- 
sellschaften aufdeckten - Korruption bis in den 
Hochadel hinein war bewiesen -, wurde die ge- 
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sellschaftlich notwendige Verstaatlichung der 
Eisenbahnen immer offensichtlicher. Die Grün- 
derkrise bekräftigte dieses Verlangen, ausgelöst 
durch die Finanzschwierigkeiten zweier führen- 
der Berliner Banken, die von Bismarck sehr nahe 
standen. Das Bankhaus BLEicHRönDEr und die 
Disconto-Gesellschaft besaßen jetzt eine große 
Anzahl wertloser Eisenbahnaktien. Die in ihnen 
investierten Gelder schienen faktisch verloren. 
Der Versuch dieser zwei Banken, sich die priva- 
ten Eisenbahnen zu unterwerfen, war geschei- 
tert. Sie wechselten deshalb ihre Stellung und 
waren bemüht, ihre Aktien an den Staat zu ver- 
kaufen, um wenigstens einen Teil des angelegten 
Kapitals zurückzugewinnen. Um ihrem Plan den 
nötigen Nachdruck zu verleihen, unterstützten 
sie generell die Forderung nach der Übernahme 
der Eisenbahnen durch den Staat. Sie wußten 
dabei alle die Parlamentsmitglieder auf ihrer 
Seite, denen sie durch geschickte Börsenspekula- 
tionen in den zurückliegenden Jahren Vorteile 
verschafft hatten. Auch ihre direkte Verbindung 
zum Reichskanzler Bismarck war ihnen dabei 
von großem Nutzen. 

Auf dessen Initiative wurde im September 
1873 zunächst ein Reichseisenbahnamt mit der 
offiziellen Aufgabe gebildet, das Tarifwesen zu 
ordnen und ein Reichseisenbahngesetz zu erar- 
beiten. Beide Aufgaben wurden in der Folgezeit 
nicht erfüllt. Der Entwurf eines deutschen Eisen- 
bahntarifgesetzes wurde vom Bundesrat abge- 
lehnt und daraufhin dem Reichstag gar nicht 
vorgelegt. Auf Drängen der Industrie wurde des- 
halb durch Initiative der privaten Eisenbahnge- 
sellschaften der Tarifverband gebildet, der 1876 
zu einer Generalkonferenz in Dresden einlud. 
Im Ergebnis seiner Beratungen entstand 1877 ein 
erster einheitlicher deutscher Gütertarif, der sog. 
Reformtarif. Für das Reichseisenbahngesetz 
wurden mehrere Entwürfe vorgelegt. Sie schei- 
terten gleichfalls am Widerstand der nichtpreu- 
ßischen Staaten, die den weiteren Ausbau der 
preußischen Vorherrschaft auf dem Weg über 
die Eisenbahnen verhindern wollten. 

Einen Erfolg konnte das Reichseisenbahnamt 
deshalb lediglich auf finanzpolitischem Gebiet 
verbuchen. Es gelang ihm, den Kurswert der pri- 
vaten Eisenbahnaktien, der durch die Gründer- 
krise erheblich gesunken war, so anzuheben, daß 
der Staat diese Aktien aufkaufen konnte, ohne 
dabei »sein Gesicht zu verlieren« und die Ban- 
ken zugleich ein gutes Geschäft machten. 

Die geringen Erfolge des Reichseisenbahnam- 
tes zeigten deutlich, daß Bismarck auf diesem 
Weg die Vereinheitlichung des Eisenbahnwesens 
und dessen Unterstellung unter das Reich nicht 
erreichen konnte. Er sah sich deshalb veranlaßt, 
andere Wege zu wählen. Geschickt wurde zu- 
nächst die preußische Presse eingespannt. Neben 
anderen Publikationsorganen äußerten sich die 
»Preußischen Jahrbücher« in folgendem Sinn: 


»Es gibt in der Welt kein großes Land, dessen 
Eisenbahnwesen so durcheinander gewirrt ist, als 
es infolge der Kleinstaaterei und der Fehler der 
preußischen Verwaltung leider bei uns der Fall 
ist ... Der Knoten ist nur in der Weise lösbar, 
daß das Reich selbst gegen angemessene Ent- 
schädigung das gesamte Eisenbahneigentum 
übernimmit.« 

Wiederum erhoben die nichtpreußischen Län- 
der entschieden Einspruch; der Bundesrat 
sprach sich gegen den Plan aus. Deshalb be- 
schloß die preußische Regierung auf Bısmarcks 
Veranlassung, zunächst die im eigenen Territo- 
rium gelegenen Privatbahnen - die den größten 
Teil aller deutschen Privatbahnen ausmachten - 
aufzukaufen, um sie unter Umständen später 
dem Reich zum Kauf anzubieten. 

Das Bismarcksche Reichseisenbahnprojekt 


scheiterte also letztlich am Widerstand der Län- 


derregierungen. Sie fürchteten zu Recht Souve- 
ränitätsverluste zugunsten Preußens, hatten aber 
auch finanzielle Bedenken. Bisher stellten die 
Einnahmen aus dem Eisenbahnbetrieb einen 
nicht unbeträchtlichen Teil ihres Staatshaushalts 
dar. Bei einem Verkauf der Bahnen an das Reich 
hätten die Länder erhebliche Einbußen hinneh- 
men müssen; denn die einmalige Kaufsumme 
konnte die ständig fließenden Einnahmen nicht 
aufwiegen. Zudem waren die Eisenbahnen der 
mittel- und süddeutschen Staaten in einem we- 
sentlich besseren Zustand als die preußischen, so 
daß die begründete Befürchtung bestand, Preu- 
ßen wolle die Übertragung der Eisenbahnen auf 
das Reich u.a. dazu benutzen, sein Eisenbahnwe- 
sen auf Kosten der übrigen deutschen Staaten zu 
sanieren und den Ausbau seiner Linien fortzu- 
setzen. 

Darauthin betrieb Bismarck die Verstaatli- 
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chung der preußischen Eisenbahnen mit Konse- 
quenz. Sie begann nach ersten Maßnahmen im 
Jahr 1876 drei Jahre später in vollem Umfang, 
nachdem gleichfalls 1879 in Preußen ein Ministe- 
rium für öffentliche Arbeiten geschaffen worden 
war, das sich besonders mit Verkehrsangelegen- 
heiten befassen sollte. Schon bis 1885 hatte die 
preußische Regierung alle wichtigen Privatbah- 
nen aufgekauft. Ein Jahrzehnt später waren 95 % 
aller Eisenbahnen im Eigentum des Staates; die 
wenigen noch vorhandenen Privatbahngesell- 
schaften konzentrierten sich auf Nebenbahnen. 
Die Banken betrieben mit dem Aufkauf der Pri- 
vatbahnen durch den Staat umfangreiche und 
sehr profitable Geschäfte; betrug doch das Anla- 
gevermögen der preußischen Privatbahnen 1874 
2,6 Mrd. Mark. Sie repräsentierten fast drei 
Viertel aller im preußischen Eisenbahnwesen an- 
gelegten Gelder. 

Bei den einzelnen Verstaatlichungsakten war 
die preußische Regierung besonders bemüht, 
alle wichtigen Durchgangsverbindungen Nord-, 
Mittel- und auch Süddeutschlands in ihre 
Hände zu bekommen, um die Verkehrsverbin- 
dung der getrennten preußischen Territorien 
herzustellen. Zu diesem Zweck erwarb die preu- 
Bische Staatsbahnverwaltung auch Privatbahnli- 
nien, die in anderen deutschen Ländern lagen. 
Damit bekam sie einen tatsächlich beherrschen- 
den Einfluß im deutschen Eisenbahnwesen. 
Preußens Übergewicht wurde mit diesen Metho- 
den bald so groß, daß sich die übrigen deutschen 
Staaten, denen zusammen weniger als die Hälfte 
der deutschen Eisenbahnen gehörte, in allen 
Eisenbahnfragen den preußischen Wünschen 
unterordnen mußten. 

In diesen Staaten war jedoch seit der Mitte 
der 70er Jahre eine ähnliche Entwicklung wie in 
Preußen zu beobachten. Die Länderregierungen 
ließen sich von ihren Parlamenten ermächtigen, 
die in ihren Gebieten vorhandenen Privateisen- 
bahnen in Staatsverwaltung und -betrieb zu 
übernehmen. Neben wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten waren dabei vor allem politische Erwä- 
gungen ausschlaggebend. Die Länder versuch- 
ten, mit der Eisenbahnverstaatlichung das 
Bismarcksche Reichseisenbahnprojekt endgültig 
zu Fall zu bringen, indem sie Verhandlungen des 
Reiches mit einzelnen Privatbahngesellschaften 
unmöglich machten und zugleich in ihrem Terri- 
torium die von der Wirtschaft geforderte Einheit 
des Eisenbahnwesens herbeiführten. 

Auf diese Weise dehnte sich der Staatsbesitz 
an Eisenbahnen in Deutschland rasch aus. So- 
wohl Bayern wie auch Sachsen als die wirtschaft- 
lich und politisch bedeutendsten Länder neben 
Preußen verstaatlichten ihre Eisenbahnen, und 
auch die kleineren Staaten folgten ihnen auf die- 
sem Weg, sofern sie nicht schon von Anfang an 
nur Staatsbahnen besessen hatten. Beispielsweise 
hatte Bayern seine Ostbahn bereits 1875 verstaat- 
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licht. Die Ludwigsbahn, die Maximiliansbahn 
und die Nordbahn folgten dagegen erst wesent- 
lich später, weil sie auf Wunsch der Regierung 
ı869 zu den pfälzischen Eisenbahnen fusioniert 
hatten und ihnen damals zugestanden worden 
war, daß der Staat ihr Eigentum erst nach 1905 
übernehmen konnte. Die entsprechenden Ver- 
handlungen zogen sich dann bis ıgog hin. 

In Sachsen waren seit 1876 Privatbahnen ver- 
staatlicht worden; zuerst überwiegend solche, die 
durch die Gründerkrise in finanzielle Schwierig- 
keiten geraten waren. Später jedoch wurden 
auch wirtschaftlich starke Bahnen, wie die Leip- 
zig-Dresdener Eisenbahn-Gesellschaft, vom 
Staat übernommen. Im Jahr ıgı5 existierte in 
Sachsen nur noch eine einzige Privatbahn: die 
rd. 1okm lange Strecke von Mittweida nach 
Dreiwerden mit einer Zweigbahn, die vorwie- 
gend für den Güterverkehr bestimmt war. 

Zu Beginn der goer Jahre hatten sich in 
Deutschland die Staatsbahnen durchgesetzt. 
Deutschland trat mit einem ausgedehnten 
Staatsbahnnetz in die Periode des Imperialismus 
ein. Damit hatte es von vornherein beachtliche 
Vorteile gegenüber den meisten anderen europä- 
ischen Ländern, in denen sich die Privatbahnen 
mit allen ihren Nachteilen noch immer behaup- 
teten. Allerdings hatte auch das deutsche Eisen- 
bahnwesen nach wie vor einen erheblichen Man- 
gel: Es war noch immer nicht einheitlich im 
Reichsmaßstab, sondern nunmehr auf einzelne 
Länderbahnen aufgeteilt, die - mit Ausnahme 
Preußens — aufgrund ihrer geringen Ausdeh- 
nung immer noch Probleme mit dem durchge- 
henden Betrieb hatten und damit die Wirtschaft 
behinderten. 

Dennoch stellten die verstaatlichten Eisenbah- 
nen einen wichtigen Schritt auf dem Weg zum 
Monopolkapitalismus dar; denn sie bildeten den 
umfangreichsten Teil des sich entwickelnden 
staatskapitalistischen Sektors in der Wirtschaft. 
Zugleich förderte die Verstaatlichung der Eisen- 
bahnen die Monopolisierung in den Teilen der 
Schwerindustrie, die zu den traditionellen Lie- 
ferbetrieben der Eisenbahnen gehörten. Die fol- 
genden Zahlen verdeutlichen den Umfang der 
Verstaatlichung bzw. den Neubau von Staatsei- 
senbahnen und vermitteln damit einen Eindruck 
von deren wirtschaftlichen Wirkungen. 


Gesamtlänge des staatlichen und privaten normalspu- 
rigen Eisenbahnbesitzes in km 


Jahr Privatbahnen Privatbahnen Staats- 
unter Staats- bahnen 
verwaltung 

1870 8210 1969 8627 
1880/81 7645 3737 22325 
1890/91 3831 104 37944 

1900 4044 - 45886 

1910 3538 = 55722 

1913 3546 - 57 858 


Generell stellte das wachsende Eisenbahnnetz 
eine erhebliche Anlagesphäre des Kapitals dar. 
Schon seit ihrem Entstehen hatten die Eisenbah- 
nen den kapitalintensivsten Bereich der Wirt- 
schaft überhaupt gebildet. Die Ursachen dafür 
lagen in der außergewöhnlich umfangreichen 
technischen Ausrüstung, über die vergleichs- 
weise kein anderer Produktionsbetrieb, aber 
auch kein anderer Verkehrsbetrieb verfügte, so- 
wie in der ausgedehnten Bautätigkeit der Eisen- 
bahnen. Nicht unerhebliche Gelder, schätzungs- 
weise 10% der aufgewendeten Summen, entfielen 
außerdem auf den Erwerb von Grund und Bo- 
den. 

Analog zum Wachstum des Eisenbahnnetzes 
nahm nach der Reichsgründung auch das Anla- 
gekapital zu. Im Rahmen der fortschreitenden 
Verstaatlichung wurde es in zunehmendem Maß 
durch Staatsanleihen bzw. aus sog. extraordinä- 
ren (außerordentlichen) Fonds aufgebracht. Da- 
bei wuchs das Anlagekapital der deutschen 
Eisenbahnen von rd. 8,9 Mrd. Mark im Rech- 
nungsjahr 1880/81 auf rd. 19,2 Mrd. Mark im 
Jahr 1913. 

Die höheren betrieblichen Anforderungen 
zeigten sich deutlich in den steigenden Anlage- 
kosten je Streckenkilometer; denn die Eisenbah- 
nen mußten technisch immer besser ausgestattet 
werden, um den Verkehrsbedarf decken zu kön- 
nen. Zugleich galt es, auch höheren qualitativen 
Ansprüchen des Eisenbahnbetriebs gerecht zu 
werden. Bei den normalspurigen Eisenbahnen 
stiegen deshalb zwischen 1870 und ıgı3 die Anla- 
gekosten je Kilometer um rd. 64 %, nämlich von 
durchschnittlich 199400 auf etwa 313400 Mark/ 
km. 

Die steigende betriebliche Nutzung der Strek- 
ken sicherte eine günstige Verzinsung dieser er- 
heblichen Summen, gefördert auch durch die 


damalige Monopolstellung der Eisenbahnen im 
Landverkehr. Die erwirtschafteten Überschüsse 
ermöglichten es den meisten deutschen Staaten, 
einen nicht unerheblichen Teil ihres Staatshaus- 
halts aus den Eisenbahneinnahmen zu decken; 
denn diese stiegen immerhin von 255 Mill. Mark 
im Jahr 1870 auf knapp ı,1 Mrd. Mark im Jahr 
1913. Die deutschen Länder waren deshalb auch 
ausnahmslos bemüht, ihre Eisenbahneinnahmen 
möglichst zu steigern. 

Diese Verkehrspolitik stand wiederholt im 
Mittelpunkt der Kritik vor allem sozialdemokra- 
tischer, aber auch liberaler Abgeordneter im 
Reichstag. Der Abgeordnete ScHRADER von der 
Freisinnigen Vereinigung äußerte sich dazu bei- 
spielsweise kurz nach der Jahrhundertwende wie 
folgt: »Unsere Eisenbahnen sind nicht Verkehrs- 
anstalten, sie sind, um im alten staatsrechtlichen 
Sinne zu reden, nutzbare Regale geworden, d.h. 
sie sind Einnahmequellen des Staates geworden, 
die er benutzt im Finanzinteresse ... Sie werden 
immer wieder hören, vor allem von den preußi- 
schen Ministern, daß die Eisenbahnen es sind, 
die das Geld einbringen müssen, und daß keine 
Eisenbahnreform möglich ist, wenn sie auch nur 
zeitweilig einen Ausfall bringen könnte.« 

Die Verstaatlichung der Eisenbahnen erwies 
sich damit insgesamt als ein günstiges Geschäft 
sowohl für den Staat, der mit ihrer Hilfe einen 
nicht unerheblichen Teil seines Etats aufbrachte, 
als auch für das Monopolkapital, das über ein 
auf Staatskosten ausgebautes, leistungsfähiges 
Eisenbahnwesen verfügen konnte und dabei 
seine eigenen Mittel in profitträchtigeren Wirt- 
schaftszweigen anlegte; denn die durchschnittli- 
chen 6% Gewinn, die die Eisenbahnen nach 
dem Ausbau des Netzes und trotz des Betreibens 
unrentabler Strecken erwirtschafteten, überbo- 
ten andere Bereiche bei weitem. 


Bestrebungen um den einheitlichen Eisenbahnverkehr 


Im Ergebnis der Verstaatlichung der Eisenbah- 
nen waren in Deutschland getrennte Länderei- 
senbahnnetze entstanden, die zwar die größten 
betrieblichen Probleme der früheren privaten 
Eisenbahngesellschaften überwunden hatten, 
aber dennoch keinen völlig einheitlichen Eisen- 
bahnverkehr ermöglichten. Das Bemühen um 
ständige Einnahmesteigerungen führte vielmehr 
zu einem ausgeprägten Konkurrenzkampf zwi- 
schen den Ländereisenbahnen mit dem Ziel, den 
Güter- und Personenverkehr nach Möglichkeit 
auf die eigenen Linien zu ziehen. 

Der historisch entstandene Partikularismus 
der deutschen Länder behauptete sich demnach 
auch noch unter monopolistischen Bedingun- 
gen. Seine deformierenden Wirkungen nutzte 
besonders Preußen zu seinen Gunsten aus. Da- 
bei wurde von allen Ländereisenbahnen auch 


eine unökonomische Betriebsführung in Kauf 
genommen. Bei den Debatten zu Eisenbahnfra- 
gen im Reichstag wurde beispielsweise darauf 
verwiesen, daß Güter von Görlitz (der Görlitzer 
Bahnhof mußte 1866 aufgrund des Friedensver- 
trags nach dem Preußisch-Österreichischen 
Krieg einschließlich der sächsisch-schlesischen 
Bahn von Sachsen an Preußen übergeben wer- 
den) nach Plauen mit einem kolossalen Umweg 
transportiert wurden, um die sächsischen Linien 
zu umgehen. Das gleiche traf auf andere Verbin- 
dungen zu, so daß ganze Güterzüge mitunter 
60km und mehr »in der Welt umher spazieren 
gefahren« wurden. Allerdings kam es dadurch zu 
keiner Verteuerung der Fracht, weil diese nur für 
die kürzere Strecke berechnet wurde, wohl aber 
zu einer empfindlichen zeitlichen Verzögerung. 
Zum Personenverkehr führte neben anderen der 
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sozialdemokratische Abgeordnete StoLLE an: 
»Desgleichen hat die preußische Bahnverwal- 
tung einen Schnellzug eingesetzt über Oderberg 
nach Wien, der 14, Stunden schneller fährt als 
der Zug über Dresden. Wenn schneller gefahren 
wird, so liegt das ja im Interesse der Passagiere. 
Wie verträgt es sich aber, wenn man zu demsel- 
ben Preise 100 oder ıro Kilometer mehr fährt? 
Da kann doch die andere Bahnverwaltung nicht 
mitkommen, das ist doch sozusagen unlauterer 
Wettbewerb.« 

Die Folgen dieses »unlauteren Wettbewerbs« 
spürten besonders die nichtpreußischen Eisen- 
bahnverwaltungen. Deren Eisenbahnüber- 
schüsse waren wesentlich geringer als die Preu- 
ßens, das z.B. allein in den Jahren 1909, 1904 und 
1905 einen jährlichen Nettogewinn von durch- 
schnittlich 40 Mill. Mark erzielte. Diese günstige 
Finanzlage der verstaatlichten preußischen 
Eisenbahnen hatte verschiedene Gründe: In er- 
ster Linie war dafür das weit größere Netz ur- 
sächlich, das einen ökonomisch effektiveren Be- 
trieb gestattete. Zudem trug das für Preußen 
typische Flachland dazu bei, die Kosten für Bau 
und Betrieb der Eisenbahnen niedrig zu halten. 
Sehr wesentlich war auch, daß die hauptsäch- 
lichsten Kohlevorkommen Deutschlands auf 
preußischem Gebiet lagen. Ein großer Teil der 
deutschen Kohlentransporte ging deshalb durch 
preußisches Gebiet; sie machten vor dem ersten 
Weltkrieg immerhin etwa 40 % aller preußischen 
Gütertransporte aus. Das bedeutete für die 
Eisenbahnen eine stabile und vor allem konti- 
nuierliche Einnahme. Außerdem befanden sich 
fast alle wichtigen deutschen Verkehrsknoten- 
punkte auf preußischem Territorium, so daß sich 
viele Möglichkeiten ergaben, den Durchgangs- 
verkehr auf die eigenen Linien zu ziehen. 

Die preußische Eisenbahnverwaltung hatte 
sich darüber hinaus durch Vereinbarungen mit 
kleineren deutschen Ländern betriebliche Vor- 
teile verschafft. So entstand schon 1880 mit den 
oldenburgischen Bahnen, den Reichseisenbah- 
nen in Elsaß-Lothringen und einigen in der Fol- 
gezeit verstaatlichten Privatbahnen der Preußi- 
sche Staatsbahnwagenverband, nach dessen 
Bestimmungen die Wagen der Verbandsmitglie- 
der innerhalb des Verbandsgebiets in allen Rich- 
tungen frei und ohne jede gegenseitige Verrech- 
nung verkehrten. Die Methoden, die Preußen 
beim Abschluß derartiger Verträge anwendete, 
entsprachen seiner verkehrspolitischen Grundli- 
nie. Durch Tarifdruck, Linienkonkurrenz u.ä. 
Methoden wurden die kleineren Staaten 
»mürbe« gemacht, wie Abgeordnete der sozial- 
demokratischen Fraktion im Reichstag darleg- 
ten, die die Eisenbahnpolitik Preußens wieder- 
holt wegen ihres antinationalen Trends auf das 
schärfste kritisierten. Sie äußerten sich im glei- 
chen Sinn auch zur Preußisch-Hessischen Be- 
triebs- und Finanzgemeinschaft von 1897. 
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Den Anstoß zu dieser Vereinigung hatte die 
beabsichtigte Verstaatlichung der hessischen 
Ludwigsbahn (ihre Hauptbahnstrecken umfaß- 
ten rd. 690 km) gegeben, die mit ihrem größten 
Teil durch Hessen, ınit einein kleineren durch 
Preußen (und mit jeweils wenigen Kilometern 
durch Bayern und Baden) führte. Diese Bahn 
war in den doer Jahren die wichtigste unter den 
noch existierenden Privatbahnen; denn ihre 
Strecken, die auf beiden Seiten des Rheins von 
Nord nach Süd und entlang des Mains von West 
nach Ost verliefen, stellten einerseits die Verbin- 
dung zu den bedeutendsten internationalen 
Eisenbahnlinien her, z.B. nach Belgien, den Nie- 
derlanden, Frankreich, der Schweiz, Italien und 
Tirol; andererseits schlossen sie die Lücke zwi- 
schen den preußischen Staatsbahnen, den 
Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen sowie 
den pfälzischen Bahnen und den Staatseisenbah- 
nen in Bayern, Baden und Württemberg. Die 
Verstaatlichung dieser Bahn durch die beiden 
Staaten im Zusammenhang mit der Bildung der 
Betriebsgemeinschaft war verständlicherweise 
für Preußen sehr wichtig. Es hatte deshalb auch 
nicht versäumt, die hessische Bereitschaft auf 
dem üblichen Wege zu »fördern«. In den Jahren 
vor Vertragsabschluß hatte es seine Konkurrenz 
gegen das wesentlich kleinere hessische Eisen- 
bahnnetz so verschärft, daß Hessen faktisch be- 
dingungslos die preußischen Vorschläge akzep- 
tieren mußte. Außerdem begünstigten diese 
Manipulationen die preußische Eisenbahnver- 
waltung auch auf finanziellem Gebiet: Da für 
die Berechnung der Gewinnaufteilung die Jah- 
resverträge von 1894/95 zugrunde gelegt wurden, 
erhielt Hessen etwa ein Drittel weniger, als ihm 
eigentlich zugestanden hätte. 

Verständlicherweise begünstigten derartige 
Übereinkommen die Bereitschaft der anderen 
deutschen Ländereisenbahnen zu einer stärkeren 
Vereinheitlichung des Eisenbahnwesens nicht, 
obgleich sie von der Wirtschaft im Interesse ma- 
ximaler Profite immer dringlicher gefordert 
wurde. Im Gegenteil, die Kritik an der preußi- 
schen Eisenbahnpolitik wurde immer schärfer, 
wobei sich, wie im Reichstag ausgeführt wurde, 
zwei Gruppen bildeten. »Die eine Gruppe der 
Klagenden ist die, welche sich gegen die Um- 
klammerung ... seitens der preußischen Eisen- 
bahnpolitik wehrt. Das sind vor allen Dingen 
Sachsen und die süddeutschen Staaten ... Die 
andere Gruppe der Klagen stammt von denen, 
die bereits von Preußen verschluckt sind.« Dazu 
gehörten neben Hessen auch die Thüringer 
Kleinstaaten, deren Eisenbahnen Preußen zum 
größten Teil bereits in den 8oer Jahren aufge- 
kauft hatte und die nun unter seiner Verwaltung 
standen. Das hatte u.a. zur Folge, daß die thürin- 
gischen Kleinstaaten beim Neubau von Eisen- 
bahnlinien durch ihr Gebiet finanziell in erheb- 
lichem Maß herangezogen wurden, obgleich sie 


nur wenige Vorteile davon hatten; denn die mei- 
sten dieser Teilstrecken wurden von den Zügen 
der preußischen Eisenbahnverwaltung ohne Halt 
durchfahren. 

Sehr heftig war der Konkurrenzkampf der 
Eisenbahnen auch zwischen Preußen und Sach- 
sen, und obwohl der sächsische Abgeordnete im 
Reichstag, von HoHENTAL UnD BERGEN, erklärte, 
daß das Verhältnis zwischen den königlich-preu- 
ßischen und der königlich-sächsischen Eisen- 
bahn »das denkbar beste, kollegialischste, 
freundschaftlichste« wäre, charakterisierten Zeit- 
genossen den auch von HoHENTAL zugegebenen 
»Wettbewerb« sehr treffend als »preußisch-säch- 
sischen Eisenbahnkrieg«. 

Seine Anfänge lagen im Berliner Friedensver- 
trag von 1866, der nach dem Preußisch-Österrei- 
chischen Krieg abgeschlossen worden war. In 
diesem Vertrag mußte das als Bundesgenosse 
Österreichs besiegte Sachsen Preußen auch im 
Eisenbahnwesen einige wesentliche Zugeständ- 
nisse machen. So wurde neben den bereits er- 
wähnten Festlegungen bestimmt, daß die sächsi- 
sche Regierung einer preußischen und zum 
kleineren Teil sächsischen Eisenbahngesellschaft 
das Recht einräumen mußte, »die Herstellung 
einer unmittelbar von Leipzig ausgehenden und 
dort in direktem Schienenanschluß mit der Thü- 
ringischen und der Berlin-Anhaltischen Bahn 
stehenden Eisenbahn ...« zu betreiben. Preußen 
erhielt außerdem mit wenigen Einschränkungen 
das Recht zum Aufkauf dieser Linie. 

1894 richtete die preußische Eisenbahnverwal- 
tung in Halle (Saale) eine eigene Eisenbahndi- 
rektion ein, die hauptsächlich die Aufgabe hatte, 
den Verkehr von dem bedeutenden Handelszen- 
trum Leipzig auf preußische Linien abzuziehen. 
Die Handelskammer in Leipzig protestierte da- 
gegen lebhaft und veröffentlichte u.a. am 19. Ja- 
nuar 1900 einen Aufruf, durch den festgestellt 
werden sollte, in welchem Maß die einzelnen 
Handels- und Industriezweige unter den verän- 
derten Verkehrsbedingungen zu leiden hatten. 
Aufgrund seines dortigen Eisenbahnbesitzes 
schaltete sich Preußen trotz allem wenig später 
auch in den Verkehr in Leipzig direkt ein: Nach 
Bauabschluß mußte der Leipziger Hauptbahn- 
hof betrieblich in einen sächsischen und einen 
preußischen Teil aufgegliedert werden. 

Daneben sei in diesem Zusammenhang noch- 
mals auf die vielen Umleitungen aus Konkur- 
renzgründen, aber auch darauf verwiesen, daß 
Sachsen und Preußen um den Aufkauf der Thü- 
ringer Bahnen bemüht waren, wobei sich Preu- 
Ben die größten Vorteile sichern konnte. 

Die Konkurrenz zwischen den nichtpreußi- 
schen Eisenbahnländern war weniger stark aus- 
geprägt, aber dennoch auch deutlich spürbar. 
Unter den süddeutschen Bahnen hatten die 
Württembergs die größten Nachteile davon. 
Dort spöttelte man deshalb sehr treffend: »Mein 


Württemberg, die Eisenbahn, die bringt Dir vie- 
len Schaden; denn der Verkehr geht nebenan 
durch Bayern und durch Baden!« Da außerdem 
in Württemberg aufgrund seines gebirgigen 
Charakters die Kosten für den Bau und Betrieb 
der Eisenbahnen höher lagen als in den meisten 
anderen Ländern, kamen nur sehr unbefriedi- 
gende finanzielle Ergebnisse zustande. Beispiels- 
weise deckte von 1881 bis 1895 der Betriebsüber- 
schuß nur zweimal den Zinsbedarf. Als Ausweg 
suchte man deshalb in Württemberg den An- 
schluß an ein stärkeres Eisenbahnnetz. Disku- 
tiert wurde Ende des ıg. Jahrhunderts die Fusion 
mit der preußisch-hessischen Betriebsgemein- 
schaft, die aber wegen der ungünstigen Erfah- 
rungen Hessens nicht weiter betrieben wurde. 

In den ersten Jahren nach der Jahrhundert- 
wende nahmen die württembergischen Vorstel- 
lungen jedoch konkretere Gestalt an, wobei sie 
nunmehr insofern aus dem spezifischen Inter- 
esse eines deutschen Staates in gesamtnationale 
Dimensionen eintraten, als die weitgehend mo- 
nopolisierte deutsche Wirtschaft auf eine Verän- 
derung im Eisenbahnverkehr drängte. Sie nahm 
nicht nur an den zeitlichen Verzögerungen des 
Gütertransports wegen des Konkurrenzkampfs 
zwischen den Staatsbahnverwaltungen und an 
den trotz des Reformtarifs noch zahlreichen Un- 
terschieden in der Tarifpolitik Anstoß, sondern 
auch daran, daß das rollende Material der Eisen- 
bahnen zu stark eigentumsorientiert verwendet 
wurde. Die Lokomotiven wurden fast ausnahms- 
los an den Ländergrenzen gewechselt. Die Perso- 
nen- und Güterwagen konnten zwar durchfah- 
ren, allerdings nicht ohne umständliche Abrech- 
nungen zwischen den Eigentumsverwaltungen. 
Besonders bei den Güterwagen wirkte sich dieses 
Verfahren außerordentlich störend aus. Die ein- 
zelnen Wagen wurden samt ihrer Fracht an den 
Bestimmungsort geleitet, mußten jedoch nach 
der Entladung innerhalb einer bestimmten Frist 
ihrer Heimatbahn wieder zugeführt werden. Für 
die Zeit, in denen Güterwagen auf den Strecken 
fremder Bahnverwaltungen liefen, mußte an die 
Eigentümer eine Lauf- und Zeitmiete bezahlt 
werden. Bei Überschreiten der Rücklauffristen 
und bei vertragswidriger Nutzung wurden beson- 
dere Gebühren berechnet. Die Folge davon war, 
daß die meisten Wagen, sofern nicht sofort eine 
Rückladung zur Verfügung stand, leer zurückge- 
schickt wurden. Mitunter waren das mehr als 
90% der Wagen. 

Für die Übernahme der Wagen existierten im 
deutschen Eisenbahnnetz 200 Übergangsstatio- 
nen, die — wie im Verkehr mit dem Ausland - 
nicht nur die Abrechnung, sondern auch eine 
technische Überprüfung wegen möglicher Repa- 
raturansprüche vornahmen. Allein beim Haupt- 
wagenamt in Magdeburg waren über 100 Beamte 
lediglich mit der Verrechnung der Leistungen 
befaßt. Welche großen Summen dabei bewegt 
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wurden, geht daraus hervor, daß beispielsweise 
ıgor im innerdeutschen Güterverkehr fast 
1,3 Mrd. Mark und im Personenverkehr mehr als 
570 Mill. Mark verrechnet wurden. 

Diese unerfreulichen Zustände bewiesen ganz 
klar, daß das deutsche Eisenbahnwesen trotz der 
Ausdehnung seines Netzes und trotz der zahlrei- 
chen technischen Verbesserungen den Ansprü- 
chen besonders der Wirtschaft nicht voll gerecht 
werden konnte. Die Uneinheitlichkeit der Ver- 
waltung und die scharfe Konkurrenz zwischen 
den Eisenbahnverwaltungen behinderten seine 
ökonomisch effektivste und vor allem für die 
Wirtschaft profitabelste Nutzung. Es verwundert 
deshalb nicht, wenn immer stärker auf entschei- 
dende Maßnahmen gedrängt wurde. Wenngleich 
die meisten dieser Forderungen mit deutlichem 
Hinweis auf die nachteiligen Wirkungen der 
preußischen Eisenbahnpolitik für die anderen 
deutschen Staaten erhoben wurden, ist doch das 
ausgeprägte ökonomische, aber in der weiteren 
Entwicklung auch das politisch-militärische In- 
teresse an einer Neuregelung der Eisenbahnver- 
hältnisse nicht zu übersehen. 

Das Verlangen nach größerer Einheit im deut- 
schen Eisenbahnwesen wurde zumeist mit der 
Reichsverfassung begründet. Dort hieß es u. a. 
im Artikel 42: »Die Bundesregierung verpflichtet 
sich, die deutschen Eisenbahnen im Interesse 
des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches 
Netz zu verwalten und zu diesem Behuf auch die 
neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen.« 

Im Reichstag unterbreiteten Mitglieder der li- 
beralen bürgerlichen Parteien die meisten derar- 
tigen Vorschläge, wobei sie — sofern keine volle 
Einigung zustande kam - auch mit einer Be- 
triebs- und Finanzgemeinschaft der deutschen 
Eisenbahnen einverstanden waren. Am weitesten 
reichten jedoch die Forderungen der Sozialde- 
mokraten, die die Schaffung von Reichseisen- 
bahnen und eine Vereinheitlichung der Ver- 
kehrspolitik verlangten, die für den gesellschaft- 
lichen Fortschritt des Landes unerläßlich waren. 
Die sozialdemokratische Fraktion stand aller- 
dings nicht geschlossen hinter dieser Forderung, 
weil ein Teil ihrer Mitglieder hiervon eine Ver- 
stärkung des preußischen Einflusses auf das 
deutsche Eisenbahnwesen befürchtete. Obwohl 
diese Auffassungen eine Berechtigung hatten, la- 
gen die Vorschläge der Sozialdemokratie doch 
im gesellschaftlichen Interesse. Nur auf diesem 
Weg konnten die negativen Folgen der deut- 
schen Kleinstaaterei überwunden und ein quali- 
tativer Fortschritt im Eisenbahnwesen Deutsch- 
lands erreicht werden. 

Eines der wichtigsten Argumente für die So- 
zialdemokratie bestand in der Verbesserung der 
Lage der preußischen Eisenbahner. In ihrer 
Überschußpolitik hatte die preußische Eisen- 
bahnverwaltung von Anfang an nicht nur bei al- 
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len betrieblichen Ausgaben gespart, sondern 
außerdem die bei den Eisenbahnen generell be- 
trächtlichen Personalkosten (sie lagen im 
1g. Jahrhundert bei etwa 75% der Betriebsausga- 
ben) zu kürzen versucht, vor allem bei den 
Eisenbahnarbeitern. Die preußischen Rottenar- 
beiter und Eisenbahnarbeiter erhielten in den 
meisten Fällen niedrigere Löhne als die sehr ge- 
ring entlohnten Landarbeiter. Außerdem wur- 
den die Stellen so knapp bewilligt, daß Probleme 
im Betrieb entstanden; so durch die mangelhafte 
Unterhaltung der Strecken. Die tägliche Arbeits- 
zeit war für die preußischen Eisenbahner länger 
als in den anderen Ländern. Der Arbeitstag für 
Lokführer, Heizer, Weichenwärter und andere 
im operativen Dienst Beschäftigte dauerte oft - 
mit geringfügigen Pausen - bis zu 17 Stunden. 
Überstunden, Sonn- und Feiertagsarbeit ohne 
zusätzliche Bezahlung waren die Regel. Bezahl- 
ten Urlaub erhielten bis 1906 nur Beamte. Strek- 
kenarbeitern wurde mit der Begründung, daß sie 
immer an der frischen Luft arbeiteten, bis ıg10 
gar kein Urlaub gewährt. 

Die maßlose Überbeanspruchung des Perso- 
nals führte häufig zu schweren Unfällen. Nach 
den Vorstellungen der Sozialdemokratie sollten 
diese unbefriedigenden Zustände mit der Bil- 
dung von Reichseisenbahnen überwunden wer- 
den, wobei man sich am günstigsten Vorbild 
orientieren wollte, 

Verständlicherweise fanden gerade diese Ziele 
wenig Sympathie in Regierungskreisen. Von 
ZEDLITZ-NEUKIRCH, konservative Fraktion des 
preußischen Abgeordnetenhauses, lehnte am 
90. April ıgı2 im »Tag« Reichseisenbahnen rund- 
heraus ab, weil die Aufhebung der Länderbah- 
nen unweigerlich schlimme »demokratische« 
Folgen haben müsse. Nach seiner Auffassung 
bildete Preußen den »Schutzdamm gegen die de- 
mokratische Hochflut«, und der Übergang sei- 
ner Eisenbahnen auf das Reich würde es dieser 
Rolle berauben. Vor allem aber fürchtete er, daß 
sich die Sozialdemokratie im »Heer der Eisen- 
bahnbediensteten einnisten« und allmählich den 
entscheidenden Einfluß gewinnen könne. Des- 
halb machte er es jedem »Preußen von ent- 
schlossener monarchistischer Gesinnung zur un- 
abweislichen Pflicht, den Reichseisenbahnge- 
danken mit der größten Entschiedenheit abzu- 
weisen.« 

Die Angst vor der Sozialdemokratie und den 
freien gewerkschaftlichen Organisationen der 
Eisenbahner, deren erste 1897 entstanden war, 
und die wesentlich zur bewußten politischen Ak- 
tivierung der Eisenbahner beitrug, war übrigens 
nicht allein für Preußen typisch. Sie charakteri- 
sierte auch alle anderen deutschen Länderbahn- 
verwaltungen. 

Hinsichtlich der Vereinheitlichung erwiesen 
sich die gesellschaftlichen Realitäten gesetzmä- 
Big als stärker. Das deutsche Eisenbahnwesen 


mußte die ausgeprägten partikularistischen Ten- 
denzen überwinden, wenn es auf die Dauer dem 
Expansionsdrang des deutschen Monopolkapi- 
tals entsprechen wollte; und es konnte sich auf- 
grund seiner überragenden Rolle im damaligen 
Verkehrswesen dieser Aufgabe nicht entziehen. 

Es waren deshalb die verschiedenartigsten In- 
teressen, die erste Schritte für eine weiterge- 
hende Einheit im deutschen Eisenbahnwesen 
veranlaßten. Ausgelöst wurden sie durch erneute 
Vorschläge Württembergs, die die gemeinsame 
Nutzung des Lokomotiv- und Wagenparks der 
Reichs- und Staatseisenbahnen oder den ge- 
meinsamen Betrieb dieser Bahnen vorsahen. Die 
Reaktion der anderen Staaten darauf war sehr 
unterschiedlich. Zwar hätten einige der kleine- 
ren Staaten den Gedanken einer Betriebsge- 
meinschaft sehr gern gefördert, sie fürchteten 
aber nach wie vor eine Einschränkung ihrer Sou- 
veränität zugunsten Preußens. Außerdem woll- 
ten sie Preußen nicht einzeln gegenübertreten, 
konnten sich jedoch auch nicht auf ein gemein- 
sames Vorgehen einigen, weil die größeren 
Staatsbahnverwaltungen noch nicht unbedingt 
auf Veränderungen angewiesen waren. Bayern 
verfügte beispielsweise über ein gut ausgebautes 
Netz, das unter einer straffen zentralen Führung 
stand; auch Sachsen hatte trotz seines kleineren 
Netzes noch immer die Möglichkeit, seine Wirt- 
schafts- und Verkehrspolitik bis zu einem be- 
stimmten Maß selbst zu bestimmen. Deshalb 
hatten diese beiden Staaten von vornherein 
keine Absicht, ihren Eisenbahnbesitz an das 
Reich abzutreten bzw. in eine Gemeinschaft ein- 
zubringen. 

Der stärkste Gegner jedes weiteren Zusam- 
menschlusses war zu diesem Zeitpunkt Preußen. 
Der konservative Abgeordnete Preußens im 
Reichstag, von Kanıtz, begründete neben ande- 
ren diesen Standpunkt damit, daß die preußi- 
schen Staatsbahnen bisher sparsam gebaut und 
sparsam gewirtschaftet hätten. Preußen könne 
seine Finanzlage nicht gefährden und deshalb 
dem Gedanken einer völligen Eisenbahngemein- 
schaft nicht nähertreten. Tatsächlich hatten die 
preußischen Eisenbahnen dank ihrer beherr- 
schenden Position im deutschen Eisenbahnwe- 
sen keine unmittelbare Veranlassung, sich mit 
den anderen Ländern zusammenzuschließen. Im 
Interesse eines flüssigeren Binnenverkehrs, der 
selbstverständlich auch die preußische Wirt- 
schaft begünstigen mußte, waren sie jedoch zu 
solchen Zugeständnissen bereit, die ihren Ein- 
fluß nicht gefährdeten, sondern eher noch stär- 
ken halfen. 

Im Vordergrund der Diskussionen um eine 
Eisenbahnreform standen die Verkehrskonkur- 
renz sowie eine Neuregelung der Güter- und 
Personentarife. Dabei wurde ıgos eine Vereinba- 
rung zwischen den Staatsbahnverwaltungen ge- 
troffen, nach der zukünftig »die zugunsten einer 


oder mehrerer Bahnen gefahrenen Umwege 
nicht mehr als 20 % des jeweils der Frachtberech- 
nung zugrunde gelegten kürzesten Weges betra- 
gen« sollten. Diese Vereinbarung wurde jedoch 
weder exakt eingehalten noch war sie dazu geeig- 
net, die Verkehrskonkurrenz wirklich zu beseiti- 
gen. Bei der Tarifregelung für den Güterverkehr 
kam man gleichfalls keinen Schritt weiter. Hier 
standen die zahlreichen Sonderinteressen der 
monopolisierten Industrie und des Großgrund- 
besitzes als Hinderungsgrund im Wege. Bei den 
Personentarifen wurde dagegen 1907 eine Eini- 
gung erreicht. Danach wurden für das ganze 
Reichsgebiet einheitlich vier Wagenklassen ein- 
geführt (in Süddeutschland waren bis dahin nur 
drei Klassen üblich), wobei die Tarife für die ı. 
bis 9. Klasse ermäßigt wurden, während die für 
die meistbenutzte 4. Klasse unverändert blieben. 

Wegen der Forderungen der Wirtschaft nach 
einem reibungslosen, schnellen und billigen Gü- 
tertransport folgte der Tarifreform im Personen- 
verkehr zwei Jahre später, also 190g, eine »Ver- 
einbarung über die Bildung eines deutschen 
Staatsbahnwagenverbands«, dem der Preußische 
Staatsbahnwagenverband und die bayrischen, 
sächsischen, württembergischen und badischen 
Eisenbahnen beitraten. Diese Vereinbarung ver- 
einfachte die umständlichen Verrechnungen 
über die gegenseitige Benutzung der Güterwa- 
gen. Jede Eisenbahnverwaltung hatte nunmehr 
das Recht, jeden deutschen Staatsbahnwagen in 
jeder beliebigen Richtung zu benutzen. Außer- 
dem organisierte der Verband die regelmäßige 
Zufuhr von Leerwagen nach bestimmten Wirt- 
schaftszentren, insbesondere den Kohlerevieren, 
um den ständig wachsenden Bedarf der Indu- 
strie zu befriedigen. Beispielsweise stieg die tägli- 
che Wagengestellung im Ruhrgebiet zwischen 
1888 und ıgrı um 185%, und auch in Oberschle- 
sien wurden ähnliche Werte erreicht. 

Diese Zahlen zeigen eindringlich, welche Be- 
deutung dem Staatsbahnwagenverband von An- 
fang an zukam, trotz noch immer zahlreicher 
Probleme. Die Leitung dieses wichtigen Ver- 
bands hatte Preußen für sich beansprucht. Die 
anderen Staatseisenbahnen waren lediglich be- 
rechtigt, eine Beobachterfunktion wahrzuneh- 
men. 
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Die Eisenbahnen Im Dienst von Monopolindustrie und Groß- 


grundbesitz 


Die Bereitschaft der staatlichen Eisenbahnver- 
waltungen zur Unterstützung der deutschen 
Wirtschaft zeigte sich nicht allein in unbedingt 
notwendigen betrieblichen Maßnahmen sowie 
im Ausbau des Eisenbahnnetzes entsprechend 
den wirtschaftlichen Erfordernissen. Eine ganz 
erhebliche Rolle spielte in diesem Zusammen- 
hang die Tarifpolitik. Die wichtige Funktion der 
Transportpreise für die Absatzchancen der Wirt- 
schaft auf dem inneren und äußeren Markt hatte 
man freilich schon früher erkannt. Bereits in den 
soer Jahren des 19. Jahrhunderts hatten einige 
preußische Eisenbahnen u.a. den sog. Einpfen- 
nigtarif für Kohle eingeführt. Nach ihm kostete 
der Transport von ı Zentner je Meile nur ı Pfen- 
nig. Diesen Tarif, mit dem die englische Kohle 
auf dem deutschen Markt zurückgedrängt wer- 
den sollte, hatten in der Folgezeit zahlreiche 
deutsche Eisenbahnverwaltungen anerkannt. 
Ihm folgten weitere tarifliche Vergünstigungen, 
besonders seit dem beginnenden Übergang vom 
Kapitalismus der freien Konkurrenz zum Mono- 
polkapitalismus. Die staatlichen Eisenbahnver- 
waltungen räumten ihren wichtigsten Kunden 
dabei weitgehende Rechte ein. Nachdem 1877 der 
Reformtarif entstanden war, bildeten die deut- 
schen Staatsbahnverwaltungen sowie eine Privat- 
bahn die »Ständige Tarifkommission«, der ein 
»Ausschuß der Verkehrsinteressenten«, kurz 
Verkehrsausschuß genannt, angegliedert war. Er 
setzte sich aus Vertretern der Industrie, des Han- 
dels, der Landwirtschaft und der Binnenschiff- 
fahrt zusammen. Seine Mitglieder wurden vom 
Deutschen Handelstag bzw. vom Deutschen 
Landwirtschaftsrat gewählt. Die Tarifkommis- 
sion und der Verkehrsausschuß standen - ob- 
wohl es sich um gesamtnationale Institutionen 
handelte - unter Leitung der preußischen Eisen- 
bahndirektion Berlin. 

Dem Verkehrsausschuß waren alle Tariffragen 
zu unterbreiten, alle Tarifänderungen mußten 
seine Zustimmung finden. Wünsche auf Tarifän- 
derungen bzw. für die Einführung neuer Tarife, 
die die Mitglieder des Verkehrsausschusses vor- 
brachten, wurden weitestgehend berücksichtigt. 
Ausnahmen von dieser Regel waren relativ sel- 
ten. 

Neben dem Verkehrsausschuß beschäftigten 
sich noch sog. Eisenbahnbeiräte mit wichtigen 
Fragen des Eisenbahnverkehrs. Sie setzten sich 
gleichfalls aus Vertretern der Industrie, des Han- 
dels und der Land- und Forstwirtschaft zusam- 
men. Sie entstanden — mit teilweise etwas unter- 
schiedlicher Bezeichnung - zuerst 1878 in 
Preußen und Anfang der 8oer Jahre in Bayern, 
Sachsen, Württemberg und Baden, 1890 in 
Mecklenburg-Schwerin und 1903 in Oldenburg. 
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Die Eisenbahnbeiräte hatten teilweise recht weit- 
gehende Befugnisse bei der gesamten Tarifge- 
staltung, aber auch (so in Preußen) bei den Be- 
triebs- und Bahnpolizeireglements, soweit sie 
keine technischen Bestimmungen betrafen. 
Trotz der Unterschiede in der Bildung und der 
Geschäftsordnung dieser Beiräte verfolgten sie 
prinzipiell das gleiche Ziel: die Wahrung der In- 
teressen der Industriellen und der Großgrundbe- 
sitzer sowie die Gewährung von Verkehrserleich- 
terungen für diese Kreise. Im Mittelpunkt 
standen dabei die Tarife, vor allem die immer 
zahlreicheren Ausnahmetarife, die neben dem 
Regeltarif zur Förderung der monopolisierten 
Industrie, besonders der Schwerindustrie und 
des Großgrundbesitzes eingeführt wurden. Bei- 
spielsweise bestanden für das gesamte Reichsge- 
biet Ausnahmetarife zur Beförderung von Roh- 
stoffen, Brennstoffen, Erzen, Koks, Düngemittel 
usw., die Ländereisenbahnen gewährten zusätz- 
lich weitere. 

In Preußen gab es 1899 nicht weniger als 22 
wichtige Ausnahmetarife. 

Ausnahmetarife wurden außerdem zur Unter- 
stützung bestimmter wirtschaftspolitischer Maß- 
nahmen gewährt, wie in Gestalt der Seehafen- 
ausnahmetarife zur Exportförderung nach wich- 
tigen Handelsplätzen innerhalb und außerhalb 
Deutschlands oder auch zur Überwindung kon- 
junktureller Schwankungen. Wiederholt wurden 
Ausnahmetarife für den Transport von Kohle 
aus dem Ruhrgebiet, dem Aachener und dem 
linksrheinischen Gebiet nach den Ems-, Elbe- 
und Weserhäfen und den anschließenden Kü- 
stengebieten eingeräumt, um besonders die eng- 
lischen Kohleimporte verringern zu können. 

In die gleiche Richtung zielte ein Antrag des 
»Vereins zur Wahrung der gemeinsamen wirt- 
schaftlichen Interessen für Rheinland und West- 
falen« im Jahr 1899, der Tarifermäßigungen für 
solche Massengüter wie Erze, Roheisen, Kohle 
und Koks verlangte, weil die Entwicklung des 
wirtschaftlichen Lebens in Deutschland vorzugs- 
weise von einem billigen Austausch der Massen- 
güter abhängig sei. Billige Kohlen, Erze, Steine, 
Düngemittel und ähnliche Artikel, so wurde be- 
tont, ermöglichten auch eine billige Produktion, 
wie sie Deutschland dringend für den Innen- 
und besonders für den Außenmarkt brauche. In 
diesem Punkt sei Deutschland gegenüber ande- 
ren Ländern, besonders Großbritannien, inso- 
fern benachteiligt, weil seine Lagerstätten meist 
weit vom Meer entfernt seien und eine größere 
Entfernung zu den Industriezentren zu überwin- 
den wäre. Man wies nach, daß damals in Groß- 
britannien die Bahnfrachten nur g bis 10% der 
Gewinnungskosten ausmachten, während sie in 


Preußen 28 bis 30 % betrugen. Um ihren eigenen 
Profit nicht schmälern zu müssen, sollten hier — 
wie auch in anderen Fällen — die staatlichen 
Eisenbahnen auf einen Teil ihrer Einnahmen 
verzichten. In der Regel ging es dabei vorzugs- 
weise um die Interessen einer bestimmten Re- 
gion bzw. eines bestimmten Wirtschaftszweiges. 

Als weiteres Beispiel sei dafür der Antrag des 
»Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustriel- 
ler, östliche Gruppe zu Kattowitz« (heute Kato- 
wice) von 190g angeführt, der durch Tarifermäßi- 
gung einen Ausgleich zwischen der unbefriedi- 
genden Gewinnlage der Mitglieder dieses Ver- 
eins und der damaligen Hochkonjunktur der 
Eisenindustrie im Ruhrgebiet, in Lothringen 
und Luxemburg herbeiführen sollte. 

Bei einer Tarifpolitik, die derart eng an die In- 
teressen der herrschenden Klasse gebunden war, 
konnte es nicht ausbleiben, daß auch solche 
Maßnahmen beschlossen wurden, die nur im In- 
teresse bestimmter Gruppen der Bourgeoisie la- 
gen bzw. der Verkehrskonkurrenz zwischen den 
deutschen Länderbahnen entsprachen. Die »We- 
ser-Zeitung« vom 22. Juli 1890 zitierte beispiels- 
weise den Jahresbericht der Handelskammer zu 
Duisburg, in dem einige Seehafenausnahmeta- 
rife nach den deutschen Nordseehäfen kritisiert 
wurden, die den Verkehr von belgisch-niederlän- 
dischen Häfen vor allem nach Hamburg und 
Bremen ziehen sollten. Das wirkte sich äußerst 
negativ auf den Handel am Mittelrhein und in 
solchen Gebieten aus, die bisher von den Städ- 
ten an Rhein und Main sowie anderen dieses 
Raumes versorgt worden waren. Die dort ansäs- 
sigen Kaufleute forderten deshalb, auch für die 
Ein- und Ausfuhr über die Rheinhäfen entspre- 
chende Ausnahmetarife zu gewähren. 

In der gleichen Richtung lag die Einführung 
skandinavischer Durchgangstarife von Preußen, 
die der deutschen Industrie den skandinavischen 
Markt erschließen sollten. So günstig diese 
durchgehenden Tarife einerseits für den Eisen- 
bahntransport waren, so sehr schädigten sie an- 
dererseits die Dampfschiffahrt Lübecks, die bis- 
her den gesamten Güterverkehr mit den 
nördlichen europäischen Ländern bewältigt 
hatte. Ihr ging durch die günstigeren Eisenbahn- 
tarife ein großer Teil der Frachten verloren, weil 
seit Einführen dieser Tarife Anfang der goer 
Jahre die meisten Güter im Transitverkehr über 
Dänemark, besonders über die ostjütländische 
Eisenbahnlinie bis zu dem im Norden von Däne- 
mark am Kattegat liegenden Frederikshavn und 
von da aus bis Schweden mit Dampfschiffen, be- 
fördert wurden. Die Proteste der Freien und 
Hansestadt Lübeck hatten jedoch wenig Erfolg; 
denn da in die Eisenbahntarifermäßigungen 
außer Schweden auch Finnland und Norwegen 
einbezogen werden sollten, standen »größere« 
Interessen auf dem Spiel. 

Für die Entwicklung des Eisenbahnverkehrs 


nach den skandinavischen Ländern sprach übri- 
gens auch die Aufnahme des Eisenbahnfährver- 
kehrs, mit dem Dänemark schon in den letzten 
Jahrzehnten des ıg. Jahrhunderts erfolgreich ex- 
perimentiert hatte. Am 1. Oktober 1903 wurde die 
42km lange Eisenbahnfährstrecke Warne- 
münde— Gedser als erstes deutsches Unterneh- 
men dieser Art eröffnet. Sie bot große Vorteile 
im Personenverkehr, vor allem aber im Güter- 
verkehr, der schon im ersten Betriebshalbjahr 
um fast 530 % stieg. Diese günstigen Erfahrun- 
gen waren mit ausschlaggebend für die Inbe- 
triebnahme der zweiten großen Eisenbahnfähr- 
verbindung, und zwar auf der 107km langen 
Route zwischen Saßnitz und Trelleborg am 
g. Juli 1909. Auch sie entsprach mit ihren ökono- 
mischen und betrieblichen Ergebnissen voll den 
Erwartungen. 

Eine besondere Bedeutung kam bei den preu- 
ßischen Eisenbahnen dem Getreidestaffeltarif 
zu. Er sollte den Absatz des ostelbischen Getrei- 
des auf dem westdeutschen Markt erleichtern 
und damit die Absatzchancen der Junker vergrö- 
ßern. Bis zu diesem Zeitpunkt - der Tarif wurde 
1891 für Getreide aller Art und für Mühlenpro- 
dukte eingeführt sowie 1893 auf Malz ausge- 
dehnt - hatte das westdeutsche Gebiet seinen 
Getreidebedarf vorwiegend durch Importe ge- 
deckt; denn das ausländische Getreide war 
durch niedrige Zölle, geringere Frachtkosten 
usw. weit billiger als das deutsche. Der Getreide- 
staffeltarif, der sinkende Transportkosten bei 
steigender Entfernung festlegte, sollte die 
Frachtkosten für das ostelbische Getreide so weit 
ermäßigen, daß es im Verkaufspreis unter dem 
ausländischen lag. Durch diesen Tarif wollte die 
preußische Regierung mit dazu beitragen, die 
schon seit längerem deutlich spürbare Absatz- 
krise der preußischen Landwirtschaft zu über- 
winden. Der Protest der nichtpreußischen Län- 
der gegen diesen Tarif war übereinstimmend 
scharf; denn aufgrund dessen, daß Preußen in 
fast allen Ländern eigene Eisenbahnlinien be- 
trieb, spürten sie die Auswirkungen dieses Tarifs 
für die eigene Landwirtschaft, für die Mühlen- 
und Malzindustrie. Bayern erklärte beispiels- 
weise, Preußen genieße aus diesem Tarif »auf 
Kosten Bayerns in zu auffallender Weise Vor- 
teil«, und der bayrische Eisenbahnbeirat legte 
offiziell Protest gegen den Getreidestaffeltarif 
ein. Auch zahlreiche andere Vereinigungen der 
betroffenen Wirtschaftszweige forderten die Ab- 
schaffung des Tarifs, zu der sich Preußen 1894 
schließlich gezwungen sah. 

Mit den Tarifvergünstigungen erschöpften 
sich die Vorteile nicht, die die Eisenbahnen den 
herrschenden Wirtschaftskreisen gewährten. In 
Preußen wurden außerdem Kornlagerhäuser an 
Eisenbahnknotenpunkten und Binnenhäfen ein- 
gerichtet. Diese Lagerhäuser erleichterten nicht 
allein den Absatz des Getreides, sie waren dar- 
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über hinaus von militärischer Bedeutung, weil 
sie zur Versorgung der Armee in Friedens- und 
Kriegszeiten genutzt werden konnten. Außerdem 
sollte durch den Bau dieser Läger die Bildung 
von Getreideverkaufsgenossenschaften gefördert 
werden, von denen man sich eine wirksame Hilfe 
für die ostelbische Landwirtschaft erhoffte. 

Die Gewährung der Ausnahmetarife brachte 
für die staatlichen Eisenbahnen anfangs emp- 
findliche Einnahmeausfälle mit sich. Einer frü- 
heren Berechnung zufolge betrugen sie bei der 
Einführung des Rohstofftarifs 1890 1,5 Mill. 
Mark, bei seiner Ausdehnung auf Brennstoffe 
1897 ı2 Mill. Mark, bei Einführung der 20%igen 
Ermäßigung für Düngemittel fast 2,4 Mill. 
Mark, beim Notstandstarif für Erze und Koks 
von und nach dem Sieg-, Lahn- und Dillgebiet 
1886 fast 1,6 Mill. Mark, bei der Regelung der 
Erz- und Kokstarife zwischen Lothringen, Lu- 
xemburg und der Ruhr 1893 fast 2,6 Mill. Mark, 
bei der erneuten Regelung dieser Tarife 1903 
9,2 Mill. Mark, bei Einführung der Ausfuhrtarife 
für Zucker ıgor 1,1 Mill. Mark usw. 

Allerdings wurden diese Einnahmeausfälle in 
der Regel schon bald durch einen vermehrten 
Transportanfall ausgeglichen; denn die günstige- 
ren Tarife eröffneten für manche Industrieer- 
zeugnisse und auch für landwirtschaftliche Pro- 
dukte vollkommen neue Absatzgebiete, auf 
denen die Waren bisher infolge der hohen 
Frachtkosten nicht konkurrenzfähig gewesen wa- 
ren und deshalb auch gar nicht verschickt wur- 
den. Deshalb wandelten sich die anfänglichen 
Einnahmeausfälle nicht selten später in Über- 
schüsse. Die Eisenbahnverwaltungen waren des- 
halb auch bereit, weitere Ausnahmetarife zu ge- 
währen, so daß deren Zahl schon bis zum 
Beginn des ersten Weltkriegs stark zunahm. 

Mit Hilfe der Eisenbahnen erzielte das Fi- 
nanzkapital jedoch auch auf anderen Gebieten 
beträchtliche Profite, nämlich beim ausländi- 
schen Eisenbahnbau. Bei ihren kontinuierlich 
wachsenden Auslandsgeschäften beteiligten sich 
die Banken - teilweise auch Industrieunterneh- 
men - in zahlreichen Fällen am Bau der ver- 
schiedensten Eisenbahnlinien; denn die Erfah- 
rung hatte gelehrt, daß die Eisenbahnen sowohl 
durch ihre Ausrüstungen als auch durch ihren 
Betrieb hohe Profite abwarfen. Außerdem er- 
schienen die Eisenbahnen als ein geeignetes Mit- 
tel, fremde Staaten in wirtschaftliche und damit 
auch in politische Abhängigkeit zu bringen. 

Beim Bau von Eisenbahnen im Ausland lei- 
stete die deutsche Reichsregierung dem Finanz- 
kapital häufig direkte Hilfe, indem ihr diploma- 
tischer Apparat Teilaufgaben löste bzw. die 
erforderlichen Verhandlungen vorbereitete. Ge- 
nerell konzentrierte sich um die Wende vom 19. 
zum 20. Jahrhundert der Eisenbahnbau in frem- 
den Staaten auf solche Länder, deren wirtschaft- 
liche Entwicklung rückständig war bzw. auf sol- 
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che, die von den imperialistischen Hauptländern 
abhingen. 

Ein bevorzugtes Gebiet deutschen Außenhan- 
dels und deutscher Kapitalanlage waren die 
amerikanischen, besonders die südamerikani- 
schen Staaten. In den Handelsbeziehungen zum 
Deutschen Reich stand an erster Stelle Argenti- 
nien, gefolgt von Brasilien, Chile und Bolivien. 
Es waren demnach eindeutig Agrarländer, die 
für den Export deutscher Industrieerzeugnisse 
und die Anlage deutschen Kapitals als besonders 
geeignet erschienen. In einigen Fällen einigte 
man sich mit dem Finanzkapital anderer Staaten 
über ein gemeinsames Vorgehen. So war die 
Deutsche Bank Anfang des 20. Jahrhunderts zu- 
sammen mit britischem, US-amerikanischem 
und französischem Kapital am Farqunar-Trust 
beteiligt, der das Ziel verfolgte, ganz Südamerika 
durch den Aufkauf von Bergwerken, Eisenbah- 
nen und ganzen Industriezweigen wirtschaftlich 
zu beherrschen. 

Beim Neubau der südamerikanischen Eisen- 
bahnen gingen in der Regel Kapital- und Wa- 
renexport Hand in Hand. Umfangreiche Liefe- 
rungen von Eisenbahnmaterial - selbst für den 
Oberbau und den Brückenbau - gingen über 
den Atlantik, damit zugleich die deutsche See- 
schiffahrt begünstigend. Die Hauptlieferanten 
von Lokomotiven waren die Firmen ORENSTEIN 
& KorpeL, HEnsScHEL und EGesTorrr. An der be- 
ginnenden Eisenbahnelektrifizierung beteiligten 
sich u.a. SIEMENS-SCHUCKERT und die AEG; eine 
Drahtseilbahn zur Personenbeförderung in Rio 
de Janeiro sowie weitere im Inneren Brasiliens 
baute die PonLins AG Köln. 

Ein erheblicher Teil des deutschen Kapitalex- 
ports floß außerdem nach dem Balkan und in 
die Türkei. Hier gelang es dem deutschen Fi- 
nanzkapital im Unterschied zu Südamerika, sich 
sehr bald den Haupteinfluß zu sichern und 
Großbritannien, Frankreich sowie das zaristische 
Rußland zurückzudrängen. Die Beziehungen auf 
dem Gebiet des Eisenbahnbaus begannen schon 
in den 80er Jahren. Seit 1882 unterstützte die 
Deutsche Bank den Ausbau des bulgarischen 
Eisenbahnnetzes. Zur gleichen Zeit erwarb sie 
Anteile an den orientalischen Eisenbahnen, die 
in den Händen des österreichischen Kapitals la- 
gen. 1890 erhielt die Deutsche Bank die erste 
Konzession zum Eisenbahnbau in der Türkei. 
Dieses Land verfügte damals über wenige Eisen- 
bahnlinien, die fast durchweg unter britischem 
bzw. französischem Einfluß standen. Die türki- 
sche Regierung wollte besonders Anatolien 
durch Eisenbahnen erschließen, weil es über rei- 
che Naturschätze wie Eisenerze, Kupfer, Stein- 
kohle und Erdöl verfügte und außerdem land- 
wirtschaftlich sehr fruchtbar war. Großbritan- 
nien und Frankreich zeigten an diesen Projekten 
gleichfalls starkes Interesse, jedoch konnte sich 
das deutsche Kapital dank der engen politischen 


Bindung der türkischen Regierung an das Deut- 
sche Reich das Geschäft sichern. Nach dem Bau 
weiterer Teilstrecken erteilte die türkische Regie- 
rung nach einem Besuch WirHeLm II. 1898 den 
‚Auftrag zum Bau der rund 5000 km langen Bag- 
dadbahn, die im Persischen Golf enden sollte. 
Die zugleich vorgesehene Lieferung des Eisen- 
bahnbaumaterials und des gesamten rollenden 
Materials, aber auch die damit im Zusammen- 
hang stehenden Bergwerkskonzessionen längs 
der Bahnlinie versprachen dem deutschen Kapi- 
tal ungeheure Profite. Die Bagdadbahn war zu- 
gleich ein strategisches Objekt ersten Ranges. 
Das kaiserliche Deutschland rechnete schon seit 
längerem mit einem Krieg gegen das zaristische 
Rußland, das in Kleinasien, seiner unmittelba- 
ren »Nachbarschaft«, gleichfalls stark engagiert 
war. Die Bahn bot deshalb günstige Aussichten 
für militärische Operationen in diesem Raum. 
Das galt u.a. auch für die Abgrenzung der Inter- 
essen mit Großbritannien am Persischen Golf. 

Der Bau der Bagdadbahn trug deshalb nicht 
wenig zur Verschärfung der Interessengegen- 
sätze des internationalen Kapitals bei. Dennoch 
wurde über dieses Projekt das Hauptziel der 
deutschen Regierung erreicht, die Türkei an das 
Deutsche Reich zu binden und sie ökonomisch, 
politisch und militärisch den deutschen Interes- 
sen unterzuordnen. Der Bahnbau selbst machte 
recht gute Fortschritte. Selbst während des Krie- 
ges wurden noch kleinere Teilabschnitte dem 
Verkehr übergeben. Beim Beginn des Waffen- 
stillstands war die Bahn zu etwa zwei Drittel 
vollendet. 

Weitere Aktivitäten entfaltete das deutsche Fi- 
nanzkapital beim Eisenbahnbau in den von 
Deutschland unterjochten Kolonien. In diesen 
Gebieten fand nicht allein privates Kapital Anla- 
gemöglichkeiten im Eisenbahnbau, sondern 
auch in hohem Maß der Staat. Diese Bahnen 
versprachen nicht von vornherein einen entspre- 
chenden Profit, sie stellten eher ein finanzielles 
Risiko dar. Für die ökonomische Erschließung 
des Landes und die Ausbeutung der verschiede- 
nen Rohstoffquellen in den Kolonien waren sie 
jedoch unentbehrlich. Deshalb begann in den 
vom Deutschen Reich besetzten afrikanischen 
Gebieten 1894 - rd. 10 Jahre nach ihrer Erobe- 
rung — der Eisenbahnbau recht zögernd. Bis 
1899 waren erst etwa 100 km Strecke dem Betrieb 


Fortschritte im Eisenbahnbau 


Die Prinzipien für den Bau von Schienenwegen 
hatten sich bereits in den ersten Jahrzehnten der 
Eisenbahn herausgebildet; sie veränderten sich 
bis zum ersten Weltkrieg kaum. Das bedeutete, 
daß man u.a. bei der Erweiterung des Strecken- 
netzes auf möglichst geringe Neigung und große 
Bogenhalbmesser achtete, um die Vorteile des 


übergeben. Seit Beginn des 20. Jahrhundert wur- 
den raschere Baufortschritte erzielt, weil die in 
den Kolonien gegründeten Unternehmen zu die- 
sem Zeitpunkt relativ günstige wirtschaftliche 
Ergebnisse aufzuweisen hatten, die durch die 
Eisenbahnen noch verbessert werden sollten. Bis 
1906 erreichten deshalb die kolonialen Eisenbah- 
nen schon eine Länge von 1000 km. Die zweiten 
ıoookm wurden innerhalb von drei Jahren bis 
190g vollendet, und bei Kriegsausbruch verfüg- 
ten die deutschen Kolonien in Afrika über 
4476 km Eisenbahnen in verschiedenen Spur- 
weiten. Gegen die Stimmen der sozialdemokrati- 
schen Fraktion wurden die dafür erforderlichen 
Mittel teils direkt aus dem Staatshaushalt, teils 
über Staatsanleihen aufgebracht. 

Die Kolonialbahnen dienten nicht allein der 
ökonomischen Ausbeutung des Landes, sie wa- 
ren auch militärisch von Bedeutung. So wurde 
die private Otavi-Bahn in Südwestafrika 1904 
den deutschen Kolonialtruppen zur Niederschla- 
gung des Aufstandes der Hereros zur Verfügung 
gestellt, und die Regierung bewilligte umfangrei- 
che Mittel, um den Bau der Bahn abzuschließen. 
Beim Aufstand der Hottentotten wenig später 
wurde aus Staatsmitteln der Bau der 365 km lan- 
gen Eisenbahnlinie zwischen der damaligen Lü- 
deritzbucht und Keetmanshoop innerhalb eines 
Jahres begonnen und abgeschlossen. Die Bahn 
wurde zur blutigen Niederschlagung der afrika- 
nischen Bevölkerung benutzt, wobei die Kolo- 
nialtruppen von den Schiffen direkt auf die 
Bahn übergingen. 

Die kolonialen Eisenbahnen konzentrierten 
sich wegen der Größe des Territoriums vorwie- 
gend auf Afrika. Auf den Südsee-Inseln, die sich 
das Deutsche Reich als Kolonien unterworfen 
hatte, existierten bis 1914 keine Eisenbahnen. Le- 
diglich schmalspurige Pflanzungsbahnen dien- 
ten der Erleichterung des Absatzes und auf den 
Samoa-Inseln Drahtseilbahnen der Ausbeutung 
der reichhaltigen Phosphatlager. Zur Erschlie- 
ßung der deutschen Kolonie Kiautschou (Jia- 
ozhou) in China wurde die Shantungbahn von 
1901 bis 1904 mit einer Gesamtlänge von knapp 
400 km gebaut. Zwar befanden sich davon nur 
26 km in der deutschen Kolonie, doch war diese 
Bahn, die durch eine private Aktiengesellschaft 
finanziert und betrieben wurde, ökonomisch von 
großer Bedeutung. 


geringen Rollwiderstands der Schienenfahrzeuge 
voll ausnutzen zu können. Schon die für den 
Straßenbau geringfügige Steigung von 3% er- 
höht bei der Eisenbahn die Mindestzugkraft auf 
das ıffache, und engere Gleisbogen erfordern 
durch den Bogenwiderstand höhere Zugleistun- 
gen. Die Gefällestrecken wurden nach Möglich- 
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DıE EisENBAHNEN 
IM DIENST von 
MOoNnOPOLINDUSTRIE 
UND 
GROSSGRUNDBESITZ 


2. KAPITEL 
1871-1918 


Im Fahr 1872 wurde 
in Hamburg diese 
Brücke über die Elbe 


‚für den Eisenbahnver- 


kehr freigegeben. 
Aus: Vom Adler zum 
Komet 


keit gering gehalten, zum einen, um den Zug 
beim Bremsen beherrschen zu können, zum an- 
deren, um den Verlust an Zugkraft beim Brem- 
sen in solchen Grenzen zu halten, daß er bei den 
anschließenden waagerechten Strecken oder 
Steigungen keine erhöhten Förderkosten verur- 
sachte. 

Als Richtwerte für Neigungen und Bogen- 
halbmesser bei den normalspurigen Bahnen gal- 
ten: 


Neigung Bogenhalb- 

%o messer m 
Flachland DETO 1000 
Hügeliges Gelände 10...15 600 
Gebirge 30...35 300 


Generell wurde bei den deutschen Eisenbahnen 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen und Ver- 
einbarungen die größte zulässige Neigung für 
Hauptbahnen auf 25%o festgelegt und für Ne- 
benbahnen auf 40 %o. Bei den Schmalspurbah- 
nen konnte man größere Neigungen und klei- 
nere Bogenhalbmesser zulassen, ohne die Lei- 
stungsfähigkeit der Bahn zu mindern. Beispiels- 
weise wurden bei den sächsischen Schmalspur- 
bahnen Neigungen bis zu 50 % und Bogenhalb- 
messer von nur som bei einer Spurweite von 
750mm erlaubt. Bei Spurweiten von 600 mm, 
wie sie in Mecklenburg üblich waren, konnten 
diese Werte noch unterschritten werden. 

Nach der Reichsgründung wurde der Ober- 
bau bei den deutschen Eisenbahnen im Interesse 
eines ungehinderten durchgehenden Betriebs zu- 
nehmend vereinheitlicht. Einen wichtigen Fort- 
schritt brachte dabei die ab ı. April 1887 gültige 
Vereinbarung über die »Technische Einheit im 
Eisenbahnwesen«. Im Prinzip gab es seit dieser 
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Zeit nur noch zwei Querschnittsformen an 
Schienen, die Breitfuß- und die Doppelkopf- 
schiene. Die Durchschnittslänge der Schienen, 
die bis Ende der 70er Jahre 7m kaum überschrit- 
ten hatte, stieg bis in die Zeit vor dem Krieg auf 
ı5 m an. In überdachten Bahnhofshallen und in 
Tunneln, wo geringere Wärmeunterschiede vor- 
handen sind, arbeitete man sogar mit Schienen- 
längen bis zu 18m. Die Masse der Schienen va- 
riierte dabei entsprechend den verschiedenen 
Oberbauformen und der Belastung der Strecke 
zwischen rd. 33 und 45 kg/m. 

Die Schwellen waren nach wie vor aus Holz. 
Im Ergebnis eines um die Jahrhundertwende 
eingeführten Spartränkverfahrens mit Steinkoh- 
lenteeröl ließen sich auch weichere Holzsorten 
verwenden, ohne die übliche Lebensdauer der 
Schwellen von etwa 25 Jahren zu vermindern. 
Auch eiserne Schwellen wurden von einigen 
Bahnverwaltungen genutzt; so z.B. in Baden. Sie 
konnten jedoch die billigere Holzschwelle nicht 
verdrängen. Auf die Versuche der deutschen 
Eisen- und Stahlindustrie, den Einbau von 
Eisenschwellen in größerem Umfang zu propa- 
gieren, reagierte der Holzhandel mit der Bildung 
eines »Vereins zur Förderung der Verwendung 
des Holzschwellenoberbaus«. Er hatte deshalb 
Erfolg, weil die relativ lange Nutzungsdauer be- 
reits betriebener Strecken keine Veranlassung zu 
einer umfangreichen und teuren Umrüstung 
gab, zumal sich die Holzschwellen im Betrieb 
gut bewährten. Die Eisenschwelle wurde nach 
der Jahrhundertwende deshalb zunächst bevor- 
zugt beim Neubau von Strecken verwendet. Die 
Rohstoffknappheit während des Krieges führte 
dagegen wieder zu einer stärkeren Orientierung 
auf Holzschwellen. 

Für die Bettung des Oberbaus benutzte man in 


den Jahrzehnten bis zum ersten Weltkrieg allge- 


die Trassierung dieser Bahnen erforderte kom- 


FORTSCHRITTE IM 


mein Steinschlag in den noch heute üblichen plizierte Ingenieurbauten zum Schutz vor Stein- EIsENBAHNBAU 
Korngrößen. stürzen und Lawinen sowie zum Abfangen von 
Der Gleisbau und die Unterhaltungsarbeiten Gesteinsmassen, wozu Galerien, Mauern und 
mußten bis in das letzte Jahrzehnt des ıg. Jahr- andere Schutzbauten dienten. 
hunderts unter prinzipiell gleich schweren Ar- Die Fortschritte beim Tunnelbau erweiterten 
beitsbedingungen ausschließlich manuell ausge- die Möglichkeiten für die Streckenführung im 
führt werden. Erst danach kamen einfache, schwierigen Gelände. Die Zahl der Tunnel 
handbediente Schwellen- und Schienenbohrma- nahm deshalb auch bei den deutschen Eisenbah- 
schinen, Schwellenstopfapparate, Schienensägen nen sehr rasch zu. Aufgrund des Kostenvorteils 
u.ä. auf. Mit ihrer Hilfe sollte die Arbeitspro- und im Interesse der Durchlaßfähigkeit der 
duktivität erhöht werden, um das beachtliche Strecken wurden die Tunnel in der Mehrzahl 
Tempo des Eisenbahnbaus einhalten zu können. von Anfang an mit zwei Gleisen ausgestattet. In 
Ziel war aber auch eine größere Genauigkeit be- den 671 Tunneln, die bei den deutschen Eisen- 
sonders beim Verlegen und Befestigen der Schie- bahnen bis 1913 gebaut wurden, waren 71,5% der 
nen. Die höheren Zuggeschwindigkeiten und die Strecken zweigleisig. 
steigenden Belastungen des Oberbaus (um die Der Brückenbau forderte von den Eisenbah- 
Jahrhundertwende und danach waren für nen gleichfalls Pionierarbeit; denn an keine Stra- 
Hauptbahnen 80 bis gokN Radlast, im Still- ßenbrücke wurden damals derart hohe Ansprü- 
stand gemessen, zugelassen) zwangen zu einer che gestellt wie an die Eisenbahnbrücken. 
noch exakteren Arbeitsweise, damit Unfälle ver- Wesentliche Ursachen dafür waren die wach- 
mieden wurden. Die mechanischen Geräte soll- sende Belastung der Brücken durch die zuneh- 
ten dazu beitragen, daß die Qualität des Eisen- menden Zugmassen, aber auch die höheren Ge- 
bahnoberbaus nicht allein von der Geschicklich- schwindigkeiten der Züge. So stieg zwischen 
keit der Arbeitskräfte abhing. 1880 und 1913 die Masse der Lokomotiven ein- 
Noch beachtlichere Fortschritte verzeichnete schließlich Tender von 40 auf 56t, bei elektri- 
der Brücken- und Tunnelbau. Die Notwendig- schen Lokomotiven bis auf 71t, und auch die er- 
keit, auch in topographisch ungünstigem Ge- höhte Tragfähigkeit der Güterwagen führte zu 
lände Strecken anzulegen und im Rahmen inter- steigenden Achslasten. 
nationaler Verbindungen Hochgebirge zu über- Nach der Reichsgründung bauten die Eisen- 
queren, förderte die technische Entwicklung auf bahnen sowohl eiserne Brücken als auch Massiv- 
diesem Gebiet ganz erheblich. brücken. Bei letzteren ermöglichten seit 1880 Ge- 
Beispielsweise entstanden im Zusammenhang lenke im Gewölbebau weitgespannte Bogenbrük- 
mit den für Wirtschaft und Fremdenverkehr ken. Als Material dienten neben Natursteinen 
wichtigen Nord-Südverbindungen in der und Ziegeln auch Beton und Stahlbeton. Die er- 
Schweiz, in Österreich und Frankreich schon bis sten Betonbrücken wurden 1880 im Auftrag der 
Anfang des 20. Jahrhunderts vier Alpentunnel sächsischen Staatseisenbahnen errichtet. Sie hat- 
mit Längen zwischen 10,2 und 19,8km. Bereits ten Wälzgelenke aus Stein und Beton. Stahlbe- 
Die um die Jahrhun- 


dertwende im Bau be- 
‚findliche Eisenbahn- 
brücke an der Strecke 
Solingen- Remscheid 
war damals mit 107m 
über der Talsohle die 
höchste Brücke 
Deutschlands (Länge 
500m). 

Aus: Der Eisenbahner 
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2. KArıteL 
1871-1918 


Weichen- und Signal- 
stellwerk aus dem Jahr 
1910. 

Aus: Das deutsche 


Eisenbahnwesen der 
Gegenwart Bd. ı 


wehrte Brücken entstanden dagegen erst etwa 
25 Jahre später, und zwar zuerst in Süddeutsch- 
land. 

Die Fortschritte der metallurgischen Industrie 
erweiterten die Möglichkeiten für den Eisen- 
bahnbrückenbau und hoben seine Verkehrsqua- 
lität. Hatte man in Deutschland bis in die goer 
Jahre vorwiegend Schweißeisen für den Brücken- 
bau verwendet, das quer zur Walzrichtung eine 
erheblich geringere Zugfestigkeit besitzt, so 
stand nunmehr Flußeisen mit einer weit größe- 
ren Stabilität zur Verfügung. Dank der Förde- 
rung durch die Eisenindustrie, die an umfangrei- 
chen Lieferungen interessiert war, schufen 
deshalb die Eisenbahnen um die Jahrhundert- 
wende mächtige Eisenbrücken, die völlig neue 
Konstruktionslösungen brachten. Der Netzaus- 
bau vermehrte außerdem die Anzahl der Brük- 
ken; denn wie im Tunnelbau erforderte das Vor- 
dringen der Eisenbahn in schwieriges Gelände 
auch eine größere Anzahl von Brücken. 1913 wie- 
sen die Eisenbahnstatistiken aus: 

570 Viadukte, 

13948 Brücken von 2 bis ıom lichte Weite, 
3714 Brücken von 10 bis 30 m lichte Weite und 

807 Brücken über 30 m lichte Weite. 

Der Eisenbahnhochbau mußte sich gleichfalls 
der raschen Ausdehnung des Netzes und den 
wachsenden Verkehrsanforderungen anpassen. 
Das zeigte sich am deutlichsten in den Verände- 
rungen beim Bahnhofsbau. Hier dominierte eine 
weitere Vereinheitlichung der Anlagen, die 
durch den sich ausdehnenden Wechselverkehr 
zwischen den Bahnverwaltungen hervorgerufen 
wurde. Der umfangreiche Einsatz einer relativ 
komplizierten Technik drängte auf Vereinheitli- 
chung im Interesse eines sicheren, schnellen und 
effektiven Betriebs. 


Bei allen deutschen Eisenbahnen unterschied 
man die Bahnhöfe nach verschiedenen Gesichts- 
punkten. Nach dem Zweck teilte man die Bahn- 
höfe in Verkehrs- und Betriebsanlagen ein. Zu 
den Verkehrsanlagen zählten die Personenbahn- 
höfe mit ihren Empfangs- und Nebengebäuden, 
die Bahnsteiganlagen und -gleise, die Zugänge 
und Zufahrten für alle mit Personenzügen beför- 
derten Güter. Weiterhin gehörten Einrichtungen 
zur Annahme, Auslieferung und Bearbeitung 
von Eilgut sowie die Bahnpostämter dazu; denn 
Eilgut und Postsendungen wurden wegen der 
größeren Schnelligkeit ausschließlich mit Perso- 
nenzügen befördert. 

Die Verkehrsanlagen umfaßten außerdem die 
Güterbahnhöfe, die in größeren Städten bzw. In- 
dustriezentren nach spezifischen Aufgaben ein- 
geteilt waren: für Stückgut, Wagenladungen und 
Vieh, in Häfen und für große Industrieanlagen. 
Zu ihnen gehörten unterschiedliche Einrichtun- 
gen wie Güterschuppen, Waagen, Rampen, He- 
bezeuge, Krane usw. 

Zu den Betriebsanlagen zählten spezielle Ein- 
richtungen für den Reise- und Güterverkehr. 
Die erheblich größere Anzahl der Reisezüge er- 
forderte z. B. neben Zugbildungsstellen Abstell- 
gleise, Reinigungsschuppen, Werkstätten, ortsfe- 
ste Dampfanlagen zum Vorheizen der Wagen im 
Winter und Wasserversorgungsanlagen. Noch 
komplizierter waren die Aufgaben im weit um- 
fangreicheren Güterverkehr. Hier ging es nicht 
allein um die tägliche Bereitstellung geeigneter 
Güterwagen unterschiedlicher Wagengattungen, 
sondern auch um den Bau und die ständige Ver- 
besserung von Rangierbahnhöfen, die an den 
Knotenpunkten des Eisenbahngüterverkehrs die 
Zugbildung übernahmen. Dazu brauchte man 
vorwiegend Ablaufberge, auf die die Wagen mit 
einer Rangierlokomotive geschoben wurden, um 
beim Abrollen in die einzelnen Züge eingeord- 
net zu werden. In jedem Fall mußte außer den 
unterschiedlichen Richtungen grundsätzlich zwi- 
schen Ferngüterzügen, Durchgangs- und Nahgü- 
terzügen unterschieden werden. 

Die Güterbahnhöfe waren von den Personen- 
bahnhöfen räumlich getrennt. Dennoch lagen 
sie meist auch im Stadtinneren, um die Zufahrts- 
wege zu verkürzen. Dieser Gesichtspunkt spielte 
so lange eine Rolle, wie der Flächenverkehr 
durch Pferdefuhrwerke bedient werden mußte. 
Mit der umfangreicheren und ökonomisch effek- 
tiveren Nutzung von Kraftfahrzeugen entfiel 
diese Notwendigkeit. Allerdings war es dann 
kaum noch möglich, die Güterbahnhöfe räum- 
lich zu verlegen. 

Zu den Betriebsanlagen zählten ferner Ein- 
richtungen für den Lokomotivdienst, wie Lok- 
schuppen, Wasserkrane und Bekohlungsanlagen, 
die entsprechend den Lokomotivgattungen den 
Personen- oder Güterbahnhöfen angeschlossen 
waren. Auch Betriebswerkstätten zählten dazu. 


Neben der Zweckbestimmung teilten die deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen die Bahnhöfe 
außerdem nach ihrer Lage im Netz ein. Grund- 
sätzlich wurde zwischen End- und Zwischen- 
bahnhöfen unterschieden. Auf den erstgenann- 
ten hielten alle Züge, während das bei den 
zuletzt genannten sehr unterschiedlich war. Zwi- 
schenbahnhöfe konnten über Zweig- und An- 
schlußlinien verfügen, am Schnittpunkt zweier 
oder mehrerer Bahnlinien bzw. auch nur an 
einer Strecke liegen. 

Im Personenverkehr bürgerte es sich ein, die 
Bahnhöfe nach dem Verkehrsumfang in Haupt- 
bahnhöfe, Bahnhöfe und Haltepunkte zu unter- 
scheiden (letztere waren Anlagen ohne Wei- 
chen), aber auch nach der Gebäudeform. Man 
baute Kopfbahnhöfe, wo die Hauptgleise stumpf 
endeten und das Empfangsgebäude meist quer 
zur Fahrtrichtung stand, Durchgangsbahnhöfe, 
wo die Hauptgleise am Ende des Bahnhofs wei- 
tergeführt wurden, und solche in Treppenform 
am Kreuzpunkt zweier Bahnlinien auf unter- 
schiedlichem Niveau. 

Für den Betrieb waren die End- und Kopf- 
bahnhöfe unbequemer, da alle durchgehenden 
Züge wenden bzw. die Lokomotiven umgesetzt 
werden mußten. Trotzdem entstanden auch neue 
Bahnhöfe in dieser Form, wenn die städtebauli- 
che Situation keine andere Möglichkeit bot. Das 
Paradebeispiel dafür ist der ıg15 vollendete Leip- 
ziger Hauptbahnhof, dessen Bahnsteighallen 
und Empfangsgebäude 83640 m? Bodenfläche 
einnehmen und der bis heute der größte Perso- 
nenbahnhof Europas ist. Sein Gebiet erstreckt 


sich mit dem anschließenden Güterbahnhof 
über 2km?, sein Empfangsgebäude ist goom 
breit. Im Bahnhofsbereich lagen damals 150 km 
Gleis und 920 Weichen; in der Bahnhofshalle 
befinden sich 27 Bahnsteige. 

In ihrer architektonischen Gestaltung wandel- 
ten sich die Bahnhöfe gleichfalls. Sie wurden 
weiträumiger und äußerlich prunkvoller, aber 
auch in zunehmendem Maß einheitlicher. Das 
wurde erforderlich im Zusammenhang mit der 
Einführung der Bahnsteigsperre in den goer Jah- 
ren, aber auch im Interesse der größeren Sicher- 
heit der Reisenden. Die Bahnsteige wurden 
ebenfalls nach einheitlichen Gesichtspunkten 
gebaut. Befanden sie sich bei Endbahnhöfen 
quer zu den Gleisen, dann war ein direkter Zu- 
gang für die Reisenden möglich. Bei der weit 
häufigeren Seitenlage war dagegen eine Unter- 
tunnelung erforderlich, damit die Reisenden die 
Gleise nicht überschreiten mußten und sicher 
auf die einzelnen Bahnsteige gelangten. Auf grö- 
ßeren Bahnhöfen machte sich außerdem eine 
Untertunnelung aus betrieblichen Gründen er- 
forderlich, um das Überqueren der Gleise und 
Bahnsteige mit Gepäck- und Postkarren zu ver- 
meiden. Zusätzlich waren Hebevorrichtungen 
für diese Karren zu den einzelnen Bahnsteigen 
zu schaffen. 

Auf diese Weise entsprachen die Zugangs- 
und Umschlagstellen des Eisenbahnverkehrs den 
gewachsenen Anforderungen des Reise- und Gü- 
terverkehrs. Sie waren imstande, die Verkehrs- 
ströme schnell, sicher und ökonomisch effektiv 
zu bewältigen. 


Mit Verbundwirkung und Heißdampf 


Bis zur Reichsgründung hatten die Dampfloko- 
motiven beträchtliche konstruktive Verbesserun- 
gen erfahren. Leistung, Geschwindigkeit, Be- 
triebssicherheit und Wirtschaftlichkeit waren 
gestiegen. In zunehmendem Maß fanden beim 
Lokomotivbau Kriterien des Einsatzgebiets 
(Schnellzug-, Personenzug- oder Güterzug- 
dienst), Neigungen der Strecken (Gebirgs- oder 
Flachlandstrecken), technische Anlagen der 
Bahnhöfe, wie z.B. Drehscheiben, außerdem die 
verkehrliche Wichtigkeit von Haupt- und Ne- 
benbahnen, später auch von Klein- und Schmal- 
spurbahnen Berücksichtigung. 

Außerordentlich störend war jedoch die Ty- 
penvielfalt der Lokomotiven, die sich im Verlauf 
der Jahrzehnte bei den privaten und staatlichen 
Eisenbahnunternehmen herausgebildet hatte. 
Nicht allein die Eisenbahnen, auch die einschlä- 
gige Industrie war auf diesem Gebiet an einer 
Anderung interessiert; denn die zahlreichen 
Baumuster führten zu recht kleinen Serien und 
damit zu wenig Profit der Lokomotivbaube- 
triebe. Diese Werke nahmen deshalb die wäh- 


rend des Deutsch-Französischen Krieges 1870/71 
offen zutage getretenen Mängel des Lokombotiv- 
parks zum Anlaß, die Einheitlichkeit im Loko- 
motivbau intensiver zu fördern. Auf ihre Anre- 
gungen hin bildete sich im Oktober 1871 in 
Berlin zunächst eine Arbeitsgemeinschaft preu- 
Bischer Eisenbahn-Maschineningenieure und 
Lieferer, um über die Entwurfsarbeiten für 
»Normallokomotiven, Normalwagen und ge- 
normte Einzelteile« zu beraten. Dieser erste An- 
lauf schlug fehl. Der Gründerkrach 1873 und die 
sich abzeichnende Eisenbahnverstaatlichung ga- 
ben dem Projekt jedoch hinreichend Auftrieb, 
um 1876 die ersten drei einheitlichen preußi- 
schen Lokomotiventwürfe vorzulegen: zwei ıB- 
Personenzuglokomotiven mit Innen- bzw. Au- 
Bensteuerung, die spätere P 2, und eine 
C-Güterzuglokomotive, die spätere G4. Darüber 
hinaus einigte man sich für die preußischen 
Staatsbahnen auf einen dreiachsigen Tender 
(mit 10,5, m? Wasserinhalt) für Personen- und 
Güterzüge sowie auf eine Anzahl genormter Ein- 
zelteile. 
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Ursprünglich für 


Schnellzüge im Hügel- 


land konzipiert, 
bewährte sich die ab 
1906 gebaute preußi- 
sche P& nach einigen 
Umbauten als ideale 


Personenzuglokomotive. 


Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Diese ersten »Normallokomotiven« stellten 
keine technischen Höhepunkte dar. Sie wurden 
vielmehr in mancher Hinsicht schon zum Zeit- 
punkt ihres Baues durch andere Typen übertrof- 
fen. Beispielsweise wurde auf mehreren preußi- 
schen Bahnen schon seit einigen Jahren mit 
Dampfdrücken von 1180 hPa gearbeitet, während 
die Normallokomotiven nur g8ohPa hatten. 
Auch hinsichtlich der Rost- und Heizfläche, des 
Achsstands und der Reibungslast wiesen sie 
niedrigere Werte auf. Trotzdem zeigte sich 
schon bald ein wirtschaftlicher Effekt: Die Be- 
schaffungskosten sanken, der Betriebs- und der 
Unterhaltungsdienst wurden wesentlich verein- 
facht. Angesichts der größeren Verkehrsaufga- 
ben waren diese Vorteile nicht zu übersehen. 
Schon 1883/84 erweiterte sich deshalb die An- 
zahl der Normaltypen auf 10, die für den Betrieb 
auf den preußischen Strecken zunächst genüg- 
ten. Sie wurden ausnahmslos in sehr hohen 
Stückzahlen und teilweise bis nach der Jahrhun- 
dertwende beschafft - auch von einigen anderen 
deutschen Bahnverwaltungen, so daß die Indu- 
strie gleichfalls auf »ihre Kosten« kam. 

Zwei Jahre später wurde das Programm der 
Normallokomotiven durch eine ıB-Schnellzuglo- 
komotive mit Treibrädern von 1930 mm durch- 
messer ergänzt. Sie sollte vorzugsweise auf der 
Strecke Berlin—Hannover—Köln verkehren. 
Diese Verbindung gehörte damals mit zu den 
schnellsten im Deutschen Reich. Zwar lag hier 
die Reisegeschwindigkeit nur bei 67,5km/h, um 
sie aber zu erreichen, mußte auf längeren Strek- 
ken mehr als 80 km/h gefahren werden. Dieser 
Aufgabe waren die ıB-Normalpersonenzugloko- 
motiven mit einem Treibraddurchmesser von 
nur 1730m nicht mehr gewachsen. Außerdem 
störten ihr großer fester Achsstand und die 
Achslast von ı5okN auf der Laufachse beim Be- 
fahren der engen Gleisbögen der Berliner Stadt- 
bahn. Die Zugmasse mußte ebenfalls erhöht 
werden, fuhr man doch bisher auf dieser Strecke 
die Züge nur mit 15 Achsen, nämlich mit einem 
Gepäck- und einem Postwagen sowie drei 


1.-Klasse-Wagen, was einer Gesamtmasse von 
nur etwa 75 bis 80 t entsprach. 

Die neuen Schnellzuglokomotiven übertrafen 
die bisherigen Werte. Schon die ersten, 1885 von 
Borsıc gelieferten Maschinen beförderten in der 
Waagerechten 172t mit 83 km/h und ı38t auf 
einer Steigung von 10% mit 45 km/h. Bis 1895 
wurden deshalb mehr als 260 dieser Lokomoti- 
ven in Dienst gestellt. Sie verkehrten bevorzugt 
auf der 287km langen Strecke Berlin— Ham- 
burg, auf der man nur in Wittenberge zum Was- 
sernehmen hielt. 

Mit Ausnahme von zwei C-Tenderlokomoti- 
ven für den Rangierdienst auf den Anschlußbah- 
nen sowie für den Verkehr auf der Berliner 
Ringbahn hatten alle preußischen Normalloko- 
motiven nur zwei gekuppelte Achsen, entweder 
mit einer vorderen oder einer hinteren Lauf- 
achse. Die gleiche Situation war im Reiseverkehr 
auch für die übrigen deutschen Eisenbahnen ty- 
pisch. In Sachsen z.B. setzte man bis Anfang der 
zoer Jahre ıAı-, ıB- und 2B-Lokomotiven ein, 
wobei allerdings die 1Aı wegen ihrer geringen 
Reibungslast nur noch für leichteste Züge in un- 
tergeordneten Diensten auf Flachlandstrecken 
eingesetzt wurden. Der Verkehr auf den vielen 
krümmungsreichen Gebirgsstrecken mit Stei- 
gungen bis zu 25%o stellte dagegen andere An- 
forderungen. Schon seit Anfang der 60er Jahre 
wurden deshalb einachsige Lenkgestelle für Lo- 
komotiven verwendet, um den Verschleiß an 
Radreifen zu vermindern. Ab 1870 wurde das 
vom Maschinenmeister Noworny entwickelte 
einachsige Drehgestell bei allen neuen ıB-Loko- 
motiven eingebaut, und auch die meisten schon 
im Dienst befindlichen Maschinen erhielten es. 
Die Drehgestelle verbesserten nicht nur das Ver- 
halten der Lokomotiven in Gleisbögen, sondern 
auch die Fahreigenschaften auf gerader Strecke. 

Im Unterschied zum Reisezugverkehr, bei 
dem die zweifach gekuppelten Lokomotiven be- 
sonders für Personenzüge bis nach der Jahrhun- 
dertwende den betrieblichen Anforderungen ge- 
nügten, bevorzugte man im Güterzugdienst 
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wegen der erforderlichen großen Zugkraft beim 
Anfahren und während der Fahrt Lokomotiven 
mit kleineren Treibrädern (1400 bis 1500 mm 
Durchmesser) sowie mit Kupplung aller Achsen. 
Besonders auf den Gebirgsstrecken fuhren des- 
halb schon vor 1870 dreifach gekuppelte Loko- 
motiven. In den 70er Jahren setzten sie sich auch 
im Flachland durch. B-Lokombotiven fanden sich 
Anfang der 80er Jahre nur noch in Oldenburg 
und in den östlichen preußischen Provinzen, in 
Gebieten mit auffallend schwachem Güterver- 
kehr. 

Generell eroberte sich zu dieser Zeit die drei- 
fach gekuppelte Güterzuglokomotive das Feld, 
um die höheren Zugmassen mit angemessener 
Geschwindigkeit befördern zu können. Im Gü- 
terzugdienst waren damals 30 bis 4Jokm/h üb- 
lich. Die Züge mußten jedoch auf jedem Bahn- 
hof halten, und die Lokomotiven hatten hier 
auch das Rangieren zu übernehmen. Außerdem 
wurde die Reisegeschwindigkeit dadurch beein- 
trächtigt, daß auf der freien Strecke nur sehr we- 
nige Überholgleise existierten und der Bahnhofs- 
abstand teilweise noch recht groß war, so daß die 
Güterzüge sehr lange Standzeiten hatten, weil sie 
schnellere Züge passieren lassen mußten. Da- 
durch kamen sehr oft Reisegeschwindigkeiten 
von nur wenig mehr als 1okm/h zustande. Für 
1894 wurde z.B. die Reisezeit für Güterzüge von 
Berlin nach Halle (Saale) mit ı5 Stunden ange- 
geben. Die reine Fahrtzeit für die ı61km betrug 
jedoch nur 6 Stunden. 

Neben einer Vereinheitlichung konzentrierten 
sich die Lokomotivbauer seit den 70er Jahren auf 
eine erhöhte thermische Wirksamkeit der 
Dampflokomotive. Sie konnten dabei in größe- 
rem Maß als bisher auf die Ergebnisse wissen- 
schaftlicher Untersuchungen zurückgreifen. 

Einen sprunghaften Fortschritt brachte das 
sog. Verbundverfahren. Es beruhte auf Experi- 
menten des Münchner Professors BAUSCHINGER 
im Jahr 1865. Er hatte nachgewiesen, daß im 
Dampfzylinder die größten Wärmeverluste 
durch die Abkühlung und den teilweisen Nieder- 


schlag des Sattdampfes an den kälteren Zylin- 
derwandungen entstehen, wobei die Verluste mit 
dem Druck- und Temperaturgefälle in der 
Dampfmaschine steigen. 

Auf diesen Erkenntnissen baute ein Jahrzehnt 
später der Schweizer Ingenieur MALLET auf. Er 
entwickelte für eine Nebenbahn in Frankreich 
Versuchslokomotiven, in deren Dampfmaschi- 
nen das Druckgefälle durch die stufenweise Ex- 
pansion in mehreren Zylindern unterteilt wurde. 
Dabei verwendete er einen Hochdruckzylinder, 
in dem der Frischdampf nur zum Teil expan- 
dierte und danach über einen Verbinder zu 
einem größeren Niederdruckzylinder gelangte, 
in dem er seine restliche Arbeitsleistung abgab. 
Die ersten Verbundlokomotiven zeigten bereits 
ganz deutlich, daß mit diesem Verfahren die 
Wärmeverluste beträchtlich kleiner wurden, 
während der Dampfverbrauch zurückging. Im 
Vergleich zu den Volldruckmaschinen der An- 
fangszeit und den Expansionsmaschinen der fol- 
genden Jahrzehnte sank der Kohlebedarf um ı5 
bis maximal 25%, und der geringere Dampf- 
druck verminderte den Umfang des Wasserneh- 
mens. 

Von den deutschen Eisenbahnverwaltungen 
führte zuerst die preußische das Verbundverfah- 
ren ein. Versuchsweise wurde 1880 eine kleine 
ıA-Tenderlokomotive für sog. Omnibuszüge ge- 
baut (ihr rückwärtiger Aufbau diente als Ge- 
päckraum; von dessen Belastung wurde die Rei- 
bungszugkraft stark beeinflußt), der ähnliche 
kleinere Lokomotiven folgten. 1883 experimen- 
tierte man mit C-Güterzuglokomotiven, ein Jahr 
später mit IB-Schnellzuglokomotiven. Von da an 
setzte sich bei den preußischen Eisenbahnen die 
Verbundwirkung durch. Etwa zur gleichen Zeit 
führten auch die anderen Staatsbahnverwaltun- 
gen diese wichtige Veränderung im Lokomotiv- 
bau ein. Sachsen erprobte das Verbundverfahren 
beispielsweise 1885 an einer neuen C-Güterzug- 
lokomotive, während 1886 die erste Verbund- 
Personenzug- und die erste Verbund-Schnellzug- 
lokomotive entstanden (Achsanordnung ıB). 
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Die preußische S 10 
wurde ab 1910 als 
Heißdampf-Vierlingslo- 
komotive für den 
Schnellzugdienst ge- 
baut, aber einige Male 
entscheidend verändert. 
In der vierten Ausfüh- 
rung erhielt sie eine 
Heißdampf-Drillings- 
maschine; die dritte 
nutzte H. WENDLER 
‚für seine Versuche mit 
Kohlenstaubfeuerung. 
Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


2. KArıTEL 
1871-1918 


Ab 1902 wurde die 
preußische Güterzuglo- 
komotive G8 als Heiß- 
dampflokomotive — an- 
fangs mit Rauchkam- 
merüberhitzer — ge- 
baut. Ein durchschla- 
gender Erfolg wurde 
sie erst nach einer Um- 
konstruktion, die nach 
1913 wirksam wurde. 
Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Bayern folgte 1889 gleichfalls mit einer ıB- 
Schnellzuglokombotive. 

Die ersten Verbundlokomotiven der deut- 
schen Eisenbahnen hatten nur zwei Zylinder, 
wobei man den einen Zylinder (in der Regel den 
rechten) nicht veränderte, den anderen aber in 
einem Verhältnis von 1:3 vergrößerte. In diesem 
Fall mußte der Hochdruckzylinder große Füllun- 
gen erhalten, damit der Dampf im Niederdruck- 
zylinder effektiv entspannt werden konnte. Die 
Dehnung war dabei nicht nur unvollkommen, 
sondern außerdem war die Zugkraft der Loko- 
motive eingeschränkt, weil sich der Hochdruck- 
zylinder nicht weiter füllen ließ. In der Folgezeit 
wurde deshalb das Raumverhältnis bis auf 1:2 
verändert und dem Niederdruckzylinder etwa 10 
bis 15% mehr Füllung gegeben, um die Arbeits- 
leistung gleichmäßig auf beide Zylinder zu ver- 
teilen. 

Ein ernsthaftes Problem war bei den Ver- 
bundlokomotiven das Anfahren. Weil der 
Frischdampf zuerst dem Hochdruckzylinder mit 
seinem geringeren Durchmesser zugeführt 
wurde, stand zur Ausnutzung der größten Haf- 
treibung beim Anfahren nicht ausreichend Ener- 
gie zur Verfügung. Die Verbundlokomotiven 
brauchten deshalb eine besondere Anfahrvor- 
richtung. MALLeT hatte dafür einen Wechsel- 
flachschieber vorgesehen, den der Lokführer 
beim Anfahren so regulierte, daß durch ein Ven- 
til in der Frischdampfleitung auch der Nieder- 
druckzylinder mit Dampf versorgt wurde. Ange- 
fahren wurde also mit Zwillingswirkung. Bei der 
Fahrt hingegen wurde der Schieber auf Ver- 
bundwirkung eingestellt. 

Nachteilig wirkte sich auch die höhere Eigen- 
masse der Verbundlokomotiven aus, die von 
dem größeren Durchmesser des Niederdruckzy- 
linders und der Anfahrvorrichtung herrührte. 
Für schnellfahrende Lokomotiven war außerdem 
der hohe Laufwiderstand im Leerlauf bedeu- 
tend, der durch den großen Zylinderrauminhalt 
des Niederdruckzylinders hervorgerufen wurde. 
Sie erhielten deshalb spezielle Einrichtungen, 


die die Arbeit der Luftpumpe im Leerlauf er- 
leichterten. 

Die betrieblichen Vorteile sprachen dennoch 
eindeutig für die Verbundwirkung, besonders 
bei Schnell- und Eilzügen mit wenigen Zwi- 
schenaufenthalten, weil sich hier die Nachteile 
beim Anfahren nicht so störend bemerkbar 
machten. Anfang der goer Jahre wurden deshalb 
die ıB-Schnellzuglokomotiven zu 2B-Lokomboti- 
ven weiterentwickelt. Der Grund lag im Wunsch 
nach höheren Reisegeschwindigkeiten, wie sie 
damals in Großbritannien, Frankreich und den 
USA schon längst üblich, in Deutschland aber 
noch nicht erreicht waren. Die 2B-Lokomotiven, 
die Preußen 1890 in Dienst stellte, hatten eine 
um etwa 10% vergrößerte Heizfläche, einen ver- 
größerten Zylinderdurchmesser, und die Rei- 
bungslast war von 270 auf 280 kN gestiegen. Der 
Achsstand »streckte« sich von 5975mm auf 
6500 mm. Bemerkenswert war ferner das Hanno- 
versche Drehgestell. 

Schon ein Jahr später folgte eine weitere Va- 
riante mit einer nochmals um 10 % vergrößerten 
Kesselheizfläche und einem Treibraddurchmes- 
ser von 1Ig8o mm. Der Achsstand betrug aller- 
dings nicht viel mehr als bei der Vorgängerin, 
nämlich 6575 mm. Diese Beschränkung war vom 
Durchmesser der Drehscheiben bestimmt. Er lag 
damals in Preußen bei 13m, in Sachsen etwas 
darüber; später wurde er auf ı6m vergrößert. 
Die Lokomotiven einschließlich der Tender 
durften deshalb Anfang der goer Jahre in Preu- 
ßen nicht länger als 12,2 m sein. Erst kurz vor der 
Jahrhundertwende, als die Drehscheiben teil- 
weise einen Durchmesser von ı6m erhielten, 
konnte die Leistung weiter gesteigert werden. 

Kurz vor der Jahrhundertwende folgte des- 
halb der Schritt zu 2Bı-Lokomotiven. Ein be- 
merkenswerter Fortschritt gelang dabei den 
sächsischen Staatsbahnen mit einer 2Bı-Schnell- 
zuglokomotive mit Zweiachsantrieb, die schon 
auf der Pariser Weltausstellung des Jahres 1900 
Aufsehen erregte, wo sie der Erbauer, die Sächsi- 
sche Maschinenfabrik Hartmann in Chemnitz, 
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ausgestellt hatte. Die Lokomotive sollte vorran- 
gig den Schnellzugverkehr auf der sehr schwieri- 
gen Strecke Leipzig—Hof und der Strecke Leip- 
zig— Dresden verbessern. Dort mußten Züge bis 
zu 385t mit Geschwindigkeiten bis zu 100 km/h 
befördert werden. 

Die neue Achsanordnung ermöglichte ein län- 
geres Fahrgestell sowie einen größeren Kessel. 
Außerdem war die Lokomotive mit vier Zylin- 
dern ausgestattet, um die Anfahrzugkraft zu er- 
höhen. 

Neben der Weiterentwicklung des Verbund- 
verfahrens liefen Versuche zur Verbesserung der 
Wärmewirtschaft der Lokomotiven durch die 
Nutzung des überhitzten Dampfes. Die Vorge- 
schichte dieser Arbeiten reicht bis in die goer 
Jahre des ıg. Jahrhunderts zurück. Der Englän- 
der Howarp bewies 1832 mit einer ortsfesten 
Dampfmaschine, daß getrockneter, überhitzter 
Dampf den Dampfverbrauch beträchtlich senkt. 
Die von ihm und anderen englischen Ingenieu- 
ren angemeldeten Patente wurden jedoch lange 
Zeit nicht genutzt, weil eine Reihe von Nachfol- 
geproblemen noch nicht gelöst werden konnte. 
Bei höheren Temperaturen — Howaro ging bis 
etwa 250°C - zersetzte sich das damals zur 
Schmierung benutzte organische Rüböl. Außer- 
dem bereiteten die üblichen Kolben, Schieber 
und Stopfbuchsen Schwierigkeiten. An diesen 
Mängeln scheiterte auch der elsässische Physiker 
Hırn, der 1857 durch Dampfüberhitzung mit 
einer einfachen Kondensationsmaschine eine 
Dampfersparnis von 23% nachwies. Erst die 
Fortschritte im allgemeinen Maschinenbau so- 
wie in der chemischen Industrie schufen bis 
Ende der 8oer Jahre günstigere Voraussetzungen 
für die praktische Nutzung des Heißdampfver- 
fahrens. 

1892 stellte der Kasseler Zivilingenieur Wiır- 
HELM SCHMIDT seine Heißluftdampfmaschine 
vor. Sie beruhte auf Erfahrungen, die er beim 
Bau von Heißluftdampfmaschinen für mittlere 
und kleinere Betriebe besonders in der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre gesammelt hatte. Diese 


Maschinen waren sehr gefragt, vermochten doch 
die kleineren Betriebe die zu jener Zeit üblichen 
großen stationären Dampfmaschinen kaum zu 
verwenden. Jene Betriebe waren deshalb gezwun- 
gen, in weit größerem Umfang manuelle Arbeit 
anzuwenden, als es nach dem Stand der Produk- 
tivkräfte erforderlich war. Die Heißluftdampf- 
maschine von ScHMipt brachte ihnen deshalb 
einen spürbaren Fortschritt. 

Der Konstrukteur der ersten Heißdampfma- 
schine hatte bei seinen Experimenten grundle- 
gende Erfahrungen mit Dampftemperaturen von 
über 300°C sammeln können. Die Überlegung 
bot sich an, die bedeutenden wirtschaftlichen 
Vorteile des Heißdampfverfahrens auch auf die 
Lokomotiven zu übertragen, lag doch der Anteil 
der Eisenbahnen bei der Nutzung der Dampf- 
kraft in jenen Jahren — gemessen an der instal- 
lierten Leistung — fast um das gfache höher als 
der der Wirtschaft. Die Besonderheiten des Lo- 
komotivbetriebs mußten die möglichen Einspa- 
rungen an Kohle und Wasser bei den Eisenbah- 
nen noch ausgeprägter zur Wirkung bringen als 
bei stationären Maschinen. 

Aufgrund seiner engen Freundschaft mit dem 
Lokombotivbeschaffungsdezernenten der Eisen- 
bahndirektion Berlin, GArBE, schlug SCHMIDT 
den preußischen Eisenbahnen die Nutzung sei- 
nes Heißdampfverfahrens vor. 1897 wurden ver- 
suchsweise zwei 2B-Lokomotiven mit dem 
Schmiprschen Überhitzer ausgerüstet, eine 
Schnellzuglokomotive der Gattung S3 und eine 
Personenzuglokomotive der Gattung P4. Schon 
bei ihren ersten Fahrten 1898 zeigten sich ihre 
beträchtlichen Vorteile, wenngleich noch einige 
Mängel nicht zu übersehen waren. So verzogen 
sich u. a. die Flachschieber wegen der hohen 
Temperaturen und wurden undicht, das große 
Flammrohr von 445mm Durchmesser, in dem 
ı2 Heizrohre durch den Langkessel geführt wur- 
den, hatte wenig Ausdehnungsmöglichkeiten 
und erforderte einen hohen Unterhaltungsauf- 
wand. Außerdem war das Rohr nur schwer von 
der Flugasche zu reinigen. 
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Von der preußischen 
Gg als letzter Naß- 
dampflokomotive für 


den Streckendienst wur- 


den zwischen 1908 und 
1913 200 Stück be- 
schafft. Ab 1923 be- 
gann ihr Umbau auf 
Heißdampf. 

Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 
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Die fünffach gekup- 
pelte Heißdampf-Gü- 
terzuglokomotive G Io 
behauptete sich von 
1908 bis I9g1 im 
Bauprogramm auch 
ausländischer Eisen- 
bahnen. Etwa 3 000 
dieser Maschinen be- 
währten sich im Strek- 
kendienst. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Schmipr veränderte deshalb seinen Überhitzer 
grundlegend. Er baute zwei Varianten: den 
Rauchkammerüberhitzer (das Überhitzerrohr- 
bündel lag in der Rauchkammer) und den 
Rauchröhrenüberhitzer (die Überhitzer wurden 
in einer Reihe von Heizrohren mit größerem 
Durchmesser angeordnet), Die preußischen 
Staatsbahnen verwendeten zunächst den Rauch- 
kammerüberhitzer, andere Bahnverwaltungen 
entschieden sich gleich für den Rauchröhren- 
überhitzer, der sich in der Folgezeit als günsti- 
gere Lösung erwies. Auch die preußischen Eisen- 
bahnen gingen ıgor endgültig zu dieser Variante 
über. 

Auf der Basis der ersten Erfahrungen mit den 
Heißdampflokomotiven beschafften nach der 
Jahrhundertwende zahlreiche Eisenbahnverwal- 
tungen nicht nur Deutschlands, sondern auch 
anderer europäischer und außereuropäischer 
Länder Heißdampflokomotiven. Sie standen im 
Beschaffungsprogramm an vorderster Stelle (bis 
zu 90%). Auf diese Weise wuchs ihr Bestand bis 
1913 schon auf etwa 26000, von denen etwa 6100 
in Deutschland und 7900 in den USA verkehr- 
ten. Der größte Teil von ihnen arbeitete mit dem 
Rauchröhrenüberhitzer von ScHhmipT. Außer für 
Schnellzuglokomotiven wurde das Heißdampf- 
verfahren wegen der möglichen größeren Lei- 
stung auch für Güter- und Personenzuglokomo- 
tiven genutzt. 

Die Hauptursache für das rasche Vordringen 
der Heißdampflokomotive lag in ihren überzeu- 
genden wirtschaftlichen und betrieblichen Effek- 
ten: Die preußischen Staatsbahnen registrierten 
in der Zeit bis zum ersten Weltkrieg einen 
durchschnittlichen Rückgang des Kohlever- 
brauchs um 14 bis 18%, die Wassereinsparung 
lag sogar noch höher. Im Betrieb wurde außer- 
dem die Erfahrung gewonnen, daß steigende 
Dampftemperaturen die Einsparung erhöhten. 
Allerdings überschritt man — auch aus Material- 
gründen - die Grenze von 400°C nicht. 

Mit einer Heißdampflokomotive wurde ein 
vielbeachteter Geschwindigkeitsrekord aufge- 


stellt: 1907 erreichte die bayrische 2B2-Heiß- 
dampf-Verbundlokomotive (Gattung S 2/6) - 
von zahlerichen Experten als die »schönste« 
deutsche Dampflokomotive bezeichnet — auf der 
62 km langen Strecke München— Augsburg mit 
einer Zugmasse von I5ot eine Geschwindigkeit 
von 154,5 km/h. Diese Leistung wurde erst 1995 
durch Lokomotiven der Baureihe 05 überboten. 

Die Heißdampflokomotive verdrängte aller- 
dings die Naßdampf-Verbundlokomotive nicht 
vollständig. Wenn diese auch nicht mehr in so 
großem Umfang beschafft wurden, gab es doch 
auch bei ihnen bemerkenswerte Konstruktionen. 
Dazu zählte u.a. die preußische 2Bı-Schnellzug- 
lokomotive (Sg), die von 1907 bis ıgro gebaut 
wurde. 

Die verbesserten Lokomotiven gestatteten so- 
wohl kürzere Fahrzeiten als auch höhere Zug- 
massen. Dadurch konnten längere und schwe- 
rere Züge gebildet werden, die das Eisenbahn- 
netz besser ausnutzten. So stieg die durchschnitt- 
liche Achszahl in der Zeit von 1880 bis ıg14 bei 
Schnellzügen von 17 auf 32 und die Bruttomasse 
je Nutzkilometer für alle Züge von durchschnitt- 
lich 245 t auf 372. 

Besonders im Schnellzugverkehr zeigten sich 
dennoch bestimmte Leistungsschranken, die vor 
allem auf die Kupplung von nur zwei Achsen zu- 
rückzuführen waren. Wegen der Zunahme der 
Kessel- und Maschinenleistungen war zwar die 
Achslast der Lokomotiven auf 165 kN angewach- 
sen, jedoch reichten die 330 KN Reibungslast der 
zwei Treibachsen nicht aus, um die größeren 
Zugmassen besonders beim Anfahren zu bewäl- 
tigen. Häufig gingen dabei wertvolle Minuten 
verloren, die kaum aufzuholen waren. Teilweise 
mußten sogar Vorspannlokomotiven eingesetzt 
werden. Der Schritt zur dreifach gekuppelten 
Lokomotive war deshalb zur betrieblichen Not- 
wendigkeit geworden. Sie wurde nach ıgos bei 
den meisten deutschen Bahnverwaltungen einge- 
führt, so 1906 in Sachsen und ıg10 in Preußen. 
Beide Bahnverwaltungen wählten dabei zunächst 
die Achsanordnung 2C. In Sachsen wurden - 
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vorzugsweise für den Verkehr in hügeligem Ge- 
lände — ab ıgıo außerdem dreifach gekuppelte 
Personenzuglokomotiven (gleichfalls 2C) in Be- 
trieb genommen. Alle diese Maschinen arbeite- 
ten mit Heißdampf in einfacher Dampfdehnung. 

Im Güterverkehr hatten sich ähnliche Pro- 
bleme schon weit früher bemerkbar gemacht. 
Bereits in den 80er Jahren hatte man für die 
dreifach gekuppelten Güterzuglokomotiven auf 
Strecken mit starken Steigungen Vorspannloko- 
motiven einsetzen müssen. Die daraus entstehen- 
den Anforderungen an den Lokombotivdienst bil- 
deten für den Betrieb eine erhebliche Belastung. 
Als außerdem Anfang der goer Jahre Güterwa- 
gen mit einer Tragfähigkeit von ı5t üblich wur- 
den und damit die Zugmasse bei gleicher Länge 
stieg, mußten die Güterzuglokomotiven vierfach 
gekuppelt werden. Sie wurden vorzugsweise 
ohne Laufachse, teilweise aber auch mit einer 
vorderen Laufachse ausgestattet. 

Die ersten preußischen D-Güterzuglokomboti- 
ven waren Naßdampf-Zwillings- oder Verbund- 
lokomotiven. Die letzteren waren besonders im 
schweren Nahgüterverkehr mit zahlreichen Ran- 
gierbewegungen nicht so günstig; deshalb wur- 
den die Zwillingslokomotiven noch bis 190g ge- 
baut. Später setzte sich bei den preußischen wie 
auch bei den anderen deutschen Eisenbahnver- 
waltungen die Heißdampflokomotive im Güter- 
zugdienst durch, 

Die württembergischen Staatsbahnen besaßen 
schon 1892 eine fünffach gekuppelte Güterzuglo- 
komotive, um die steigenden Zugmassen auf 
ihren gebirgigen Strecken befördern zu können. 
Der Vorspann war dort zur Regel geworden, teil- 
weise mußte man die Züge auch trennen und sie 
in mehreren Teilen befördern, wenn größere 
Steigungen zu überwinden waren. Das führte je- 
doch bei den meist eingleisigen Strecken zu er- 
heblichen betrieblichen Schwierigkeiten. 

Der erste Fünfkuppler von 18g2 stellte für die 


deutschen Eisenbahnen eine Sensation dar, war 
man sich doch noch längst nicht klar, wie die 
Bogenläufigkeit dieser Lokomotiven erreicht 
werden sollte. In Württemberg wählte man dafür 
ein von Krose entwickeltes gelenkiges Trieb- 
werk, das eine brauchbare, aber sehr teure Lö- 
sung brachte. Weit günstiger löste im Jahr 1900 
der Österreicher GöLsporr dieses Problem. Auf- 
grund wissenschaftlicher Untersuchungen durch 
HELMHoLTz entwickelte er eine fünffach gekup- 
pelte Lokomotive mit parallel verschiebbaren 
Achsen. Sein Prinzip wurde auch bei den deut- 
schen Staatsbahnverwaltungen aufgegriffen, als 
nach 1905 fünffach gekuppelte Güterzuglokomo- 
tiven üblich wurden; vor allem dort, wo es krüm- 
mungsreiche Strecken gab. 

Neben den Schlepptenderlokomotiven waren 
in Deutschland seit der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts auch Tenderlokomotiven im Be- 
trieb, die in den Anfangsjahren wegen ihrer grö- 
ßeren Achslast auf dem leichten Oberbau keine 
Verwendung finden konnten. Der Vorteil, daß 
die Betriebsvorräte auf dem Fahrgestell mitge- 
führt wurden, kam vor allem auf verschiedenen 
Steilrampen in West- und Mitteldeutschland 
zum Tragen. Später setzten sich die Tenderloko- 
motiven auch im Rangierdienst durch. Außer- 
dem waren sie in größerer Zahl auf Nebenbah- 
nen anzutreffen. 

Ihre konstruktive Entwicklung zeigte viele Ge- 
meinsamkeiten mit den Schlepptenderlokomboti- 
ven. Das traf sowohl auf die Achsanordnung und 
die Zahl der gekuppelten Achsen als auch auf 
die Verwendung des Heißdampfes zu. 

Mit diesen und anderen beachtlichen Verbes- 
serungen wurden vor dem ersten Weltkrieg die 
konstruktiven Grundlagen der Dampflokomboti- 
ven vervollkommnet. Diese Fahrzeuge wurden 
dadurch so leistungsstark, daß sie praktisch allen 
Anforderungen des Verkehrs entsprechen konn- 
ten. 


Der Traktionswechsel kündigt sich an 


Im Lokomotivpark bestimmte bis zum Ende des 
ersten Weltkriegs die Dampflokomotive das Bild 
der Eisenbahn. Es fehlte jedoch nicht an Versu- 
chen, auch andere Traktionsmittel einzuführen. 
Dabei ging es vor allem darum, die Energie bes- 
ser auszunutzen, schaffte doch die Dampfloko- 
motive noch immer nur 6 bis 8%. Im letzten 
Viertel des ıg. Jahrhunderts begannen deshalb 
Versuche mit Elektro- und Verbrennungsmoto- 
ren, die in den folgenden Jahren vor allem bei 
den elektrischen Lokomotiven schon beachtliche 
Resultate hervorbrachten. 

Insgesamt zeigte deren Entwicklung einige we- 
sentliche Unterschiede zur Dampflokomotive. 
Letztere entstand als Ergebnis zwingender öko- 
nomischer Forderungen nach einem leistungsfä- 


higen Massentransportmittel, das den sich rasch 
differenzierenden Bedarf der Wirtschaft des 
ıg. Jahrhunderts befriedigen konnte. Mit der 
Dampflokomotive hatten sich Lokomotivbaufir- 
men gebildet, die entweder aus dem allgemeinen 
Maschinenbau hervorgingen oder sich in einigen 
Fällen auch sofort ausschließlich auf den Loko- 
motivbau konzentrierten. Die elektrische Loko- 
motive wurde hingegen von der Elektroindustrie 
angeboten, die neue Möglichkeiten ihres Unter- 
nehmensausbaus suchte, nachdem sie sich in 
den ersten Jahrzehnten vorwiegend auf Schwach- 
stromerzeugnisse konzentriert hatte. 

Die neue Lokomotive hatte von vornherein 
nur dort Chancen, sich gegenüber bewährten 
und leistungsstarken Dampflokomotiven zu be- 
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Dieser Drehstrom-Ver- 
suchstriebwagen von 
SIEMENS-SCHUCKERT 
erreichte 1903 bei Pro- 
befahrten mehr als 
200km/h. 

Aus: Fürst: Welt auf 
Schienen 


In Zusammenarbeit 
zwischen Borsıs und 
SIEMENS-SCHUCKERT 
entstand diese 
B’B’-Elektrolokomotive 
(1907) 

Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 


Mit der A' wurde am 
18. fanuar ıg11 der 
elektrische Zugbetrieb 
auf der Strecke Bitter- 
feld-Dessau eröffnet 


Aus: Bäzouo; Fıesıc: 


Ellok-Archiv 


haupten, wo sich Lücken bzw. deren Nachteile 
im Betrieb immer deutlicher bemerkbar mach- 
ten. Das war überall dort der Fall, wo der Rauch 
der Dampflokombotive störte, oder wo deren Lei- 
stung nicht ausreichte, wie das bei einigen Steil- 
rampen der Fall war. Deshalb versuchte man, im 
städtischen Nahverkehr sowie auf Tunnel- und 
Gebirgsstrecken die Elektrolokomotive an die 
Stelle der Dampflokomotive zu setzen. Damit er- 
gab sich für die Elektrolokomotiven ein gewisser 
Leistungszwang; denn sie mußten in der Mehr- 
zahl der Fälle stärker und schneller als ihre Vor- 
gänger sein. 

Die konstruktive Entwicklung der elektrischen 
Lokomotiven vollzog sich weit weniger konzen- 
triert als die der Dampflokomotiven, die anfangs 
von Großbritannien und in den späteren Jahr- 
zehnten vor allem von den USA, von Frankreich 
und Deutschland geprägt worden war. Für die 
Elektrolokomotive interessierte sich aus den ge- 


nannten Gründen von Anfang an die Industrie 
mehrerer Länder; allerdings längere Zeit vorwie- 
gend unter dem Aspekt einer Ergänzung der 
Dampflokomotive. Da diese noch längere Zeit 
den Ansprüchen voll genügte und die Eisen- 
bahnverwaltungen nicht auf neue Traktionsarten 
drängten, wurde an der Elektrolokomotive auch 
längst nicht mit dem gleichen Nachdruck und 
im gleichen Umfang gearbeitet wie am ersten 
Traktionsmittel der Eisenbahn. Vor Ausbruch 
des ersten Weltkriegs verkehrten erst etwa 
100 Elektrolokomotiven auf den Eisenbahnstrek- 
ken der Erde, obgleich schon mehrere Länder - 
die USA, Deutschland, Frankreich, Italien, 
Österreich, die Schweiz, Schweden und Norwe- 
gen - versuchsweise auf einigen Strecken die 
elektrische Traktion eingeführt hatten. Mit ge- 
ringen Ausnahmen wurden dabei besonders 
schwierige Streckenabschnitte bevorzugt. 

Die bei den ersten Versuchsfahrten mit elek- 


trischen Lokomotiven auftretenden technischen 
Probleme konnten durch Fortschritte im Bau 
elektrischer Motoren Schritt für Schritt geklärt 
werden. Außerdem schufen gezielte Versuche 
einschlägiger Firmen und der Eisenbahnen die 
erforderlichen Bedingungen für Probefahrten. In 
beachtlich kurzer Zeit konnten darum Grundfra- 
gen der günstigsten Stromabnahme, der Wahl 
des Stromsystems, der Spannung in der Fahrlei- 
tung, der Bahnstromversorgung und ähnliches 
geklärt werden. 

Eine besondere Rolle spielte in den Jahren des 
Versuchsbetriebs die Wahl des geeignetsten 
Stromsystems. In der Anfangszeit stand für die 
elektrische Traktion nur Gleichstrom niedriger 
Spannung zur Verfügung. Er wurde über eine 


einfache einpolige Fahrleitung zugeführt; die 
Fahrschienen dienten als Rückleitung. Die da- 
maligen Gleichstrommotoren wiesen eine für 
den Eisenbahnbetrieb sehr günstige Drehzahl- 
charakteristik auf. Da der Gleichstrom jedoch 
nicht transformierbar, also in seiner Spannung 
nicht zu verändern ist, mußte die Drehzahl der 
Fahrmotoren über komplizierte zusätzliche Ein- 
richtungen geregelt werden. Außerdem konnten 
generell nur niedrige Spannungen genutzt wer- 
den, wodurch sich die Elektrifizierung auf kür- 
zere, wenig belastete Strecken — wie Straßenbah- 
nen, Werkbahnen, Stadt- und Lokalbahnen - 
beschränkte. Dort allerdings bewährte sich die 
Elektrotraktion, ständig vervollkommnet, sehr 
gut. Die Elektrifizierung von Fernstrecken wurde 
hingegen erst möglich, als nach dem Bau ortsfe- 
ster Transformatoren Drehstrom zur Verfügung 
stand. Auf diese Weise wurde die Fahrdraht- 
spannung von der in den Motoren verarbeiteten 


Spannung unabhängig. Elektrische Energie 
konnte nunmehr auch über Fernleitungen mit 
Hochspannung herangeführt werden. 

Der in Lokomotiven eingebaute Drehstrom- 
asynchronmotor war einfach aufgebaut und aus- 
gesprochen wartungsarm. Die ersten Drehstrom- 
triebwagen erreichten vielbeachtete betriebliche 
Ergebnisse. Einen Rekord stellten zwei derartige 
Fahrzeuge auf der Militärbahn Zossen— Marien- 
felde im Jahr ı903 mit einer Geschwindigkeit 
von 210,2 km/h auf. Sie waren im Ergebnis ge- 
meinsamer Forschungsarbeiten der Firmen SıE- 
MENS und AEG gebaut worden. Diese Unterneh- 
men hatten sich zu einer »Studiengesellschaft 
für elektrische Schnellbahnen« zusammenge- 
schlossen und führten auf eigenen kurzen Ver- 
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Für die 1917 eröffnete 
elektrifizierte Schmal- 
spurstrecke (1 000 mm) 
Klingenthal-Sachsen- 
burg-Georgenthal lie- 
ferte die Sächsische 
Maschinenfabrik 1914 
zwei Elektrolokomoti- 
ven für den Güterver- 
kehr; der elektrische 
Teil kam von 
SIEMENS-SCHUCKERT. 
Aus: Die Entwicklung 
des Lokomotivbaues 
R. Hartmann 


2. KAPITEL 
1871-1918 


Im Jahr 189g richtete 
SIEMENS & HALSsKE 
zwischen Groß-Lichter- 
felde und Zehlendorf 
eine 1,8km lange Ver- 
suchsstrecke für den 
elektrischen Betrieb ein. 
Die Stromabnahme ge- 
schah durch Schleifkon- 
takte von oben ... 


... oder durch Seiten- 
schleifkontakte. Durch 
Öffnen der » Haube« 
wurden Transformator 
und Anlasser zugäng- 
lich. 

Aus: Der Eisenbahner 


Stellung der Stromab- 

nehmer beim Durchfah- 
ren einer Weiche 

Aus: Der Eisenbahner 


suchsstrecken, aber auch auf der 28km langen 
Militärbahn Testfahrten aus. Neben den Trieb- 
wagen wurde eine Lokometive erprobt. Auf die- 
sen Strecken wurde der Drehstrom mit einer 
Fahrdrahtspannung von ı0 kV einer dreipoligen 
seitlich angeordneten Fahrleitung entnommen 
und in den Triebfahrzeugen auf 1000 V Motor- 
spannung herabgesetzt. 

Alle damals namhaften Firmen der Elektroin- 
dustrie verschiedener Länder beteiligten sich um 
die Jahrhundertwende an Versuchen zur Nut- 
zung des Drehstroms für Eisenbahnzwecke. 
Trotz der zunächst beeindruckenden Ergeb- 
nisse - neben Deutschland war auch Italien bei 
der Elektrifizierung mit Drehstom erfolgreich - 
wurden in den meisten Ländern die Entwick- 
lungsarbeiten mit diesem Stromsystem bald 
beendet. In eingehenden Experimenten hatten 
sich eine unzureichende Regelbarkeit der Moto- 
ren und vor allem erhebliche Nachteile infolge 
der komplizierten Fahrleitungen gezeigt. Das 
Drehstromsystem verlangte eine doppelpolige 
Fahrleitung, weil in den meisten Fällen eine der 
drei Phasen an die Schiene und die beiden ande- 
ren an voneinander isolierte Fahrleitungen gege- 
ben werden mußten. In einigen Fällen wurden 
auch die oben erwähnten dreipoligen Fahrleitun- 
gen verwendet. Die Drehstromfahrleitungen wa- 
ren auf diese Weise nicht nur schwer und teuer, 
sondern erforderten außerdem bei Weichen und 
Kreuzungen komplizierte Einrichtungen zur Iso- 
lierung. Zu beachten war schließlich, daß die 
mehrpolige Fahrleitung die Fahrdrahtspannung 
verminderte, so daß die Vorteile des transfor- 
mierbaren Drehstromes nur teilweise zur Gel- 
tung kamen. 

Eine günstigere Lösung bot der Einphasen- 
wechselstrom, der gleichfalls transformierbar ist 
und deshalb Varianten in der Fahrdrahtspan- 
nung zuläßt. Seine einpolige Fahrleitung ermög- 


lichte eine günstige Geschwindigkeitsregelung 
durch Veränderung der Motorspannung. Sie 
wurde mit einem Stufentransformator auf dem 
Fahrzeug erreicht. Allerdings waren zunächst 
einige Schwierigkeiten bei der Konstruktion 
eines geeigneten Motors zu überwinden. Eine 
befriedigende Lösung gelang dem Schweizer 
BEHN-EscHENBURG mit dem Wechselstrommotor 
im Jahr 1905. Jedoch mußte man zunächst im Be- 
reich niedriger Frequenzen bleiben. Daraus er- 
gaben sich Unterschiede zur sonst üblichen Ver- 
sorgung mit Kraftstrom und Beleuchtung, für 
die man höhere Frequenzen erzeugen mußte, um 
die Maschinenmassen zu begrenzen und eine 
flimmerfreie Beleuchtung zu erhalten. Versuche, 
durch eine Frequenz von 25 Hz beiden Zwecken 
annähernd gleichgünstige Bedingungen zu bie- 
ten, führten nicht zum gewünschten Erfolg, so 
daß eine von der allgemeinen Versorgung abwei- 
chende niedrige Frequenz für den Bahnstrom 


gewählt wurde. Von großer Bedeutung war da- 
bei, daß sich die kontinentaleuropäischen Eisen- 
bahnverwaltungen der Schweiz, Österreichs, 
Preußens, Bayerns und Badens ıgı2/ı3 auf Ein- 
phasenwechselstrom mit einer Fahrdrahtspan- 
nung von 15kV und einer Frequenz von 16%, Hz 
einigten. Dieses Abkommen, dem sich später 
Schweden und Norwegen anschlossen, erwies 
sich vor allem im internationalen Verkehr als 
sehr wichtig. Gewisse ökonomische Nachteile 
entstanden für die Eisenbahnen dadurch, daß sie 
besondere bahneigene Stromversorgungs- bzw. 
Umformanlagen für die Energieversorgung 
bauen mußten. Deshalb setzte sich später in eini- 
gen Ländern Wechselstrom mit der Industriefre- 
quenz von 50 Hz und mit Fahrdrahtspannungen 
von 15, 20 und 25kV durch. 

Die Elektrifizierung mit Gleichstrom war je- 
doch außerdem fortgesetzt worden. Die Ergeb- 
nisse dabei bewirkten, daß dieses Stromsystem 
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Für den elektrischen 
Betrieb auf der Strecke 
Dessau - Bitterfeld ent- 
stand das Kraftwerk 
Muldenstein. 

Aus: Hanomag-N ach- 
richten 1919 


Die Stromabnahme bei 
der unten abgebildeten 
Lokomotive geschah 
durch Schleifbügel, 
die mit Federn 

gegen die Fahrleitung 
gedrückt wurden. Zur 
Stromrückleitung wur- 
den die Fahrschienen 
benutzt. 

Aus: Der Eisenbahner 


Die AEG Berlin ent- 
wickelte eine Elektrolo- 
komotive für den Gü- 
ter- und Personenzug- 
dienst, bei der jede 
Achse durch einen Ne- 
benschlußmotor ange- 
trieben wurde (Gesamt- 
leistung rd.220kW). 
Für den Einsatz im 
Rangierdienst konnte 
auf einem Tender ein 
Akkumulator mitge- 
führt werden. 

Aus: Der Eisenbahner 


2. KAPITEL 
1871-1918 


bis heute nicht allein im städtischen Nahverkehr, 
sondern auch bei Fernbahnen angewendet wird. 
Die konstruktiven Verbesserungen am Gleich- 
strommbotor, aber auch die Entwicklung der Um- 
form- und Gleichrichtertechnik ermöglichten 
darüber hinaus schon vor dem ersten Weltkrieg, 
hochgespannten Gleichstrom für die Zugförde- 
rung zu nutzen. Damit konnten sich in der Fol- 
gezeit drei Stromsysteme behaupten: 

— niederfrequenter Wechselstrom mit ı5kV und 
16%, Hz, 

— Wechselstrom mit ı5, 20 oder 25kV und 
50 Hz, 

— hochgespannter Gleichstrom mit 1,5 bzw. 
3kV. 

Bei den nach der Jahrhundertwende in Dienst 
gestellten elektrischen Lokomotiven wurde von 
Anfang an zwischen dem Reisezugdienst und 
dem Güterzugdienst unterschieden. Die Reise- 
zugloks waren für Geschwindigkeiten bis zu 
ıokm/h ausgelegt, die Güterzugloks bis zu 
60okm/h. Gemeinsam war allen ein schwerer, 
hochgelagerter Zentralmotor. Mit ihm folgte 
man dem Vorbild des Dampflokbaus, der nach 
der Jahrhundertwende hochgelagerte Kessel be- 
vorzugte. Außerdem forderten die preußischen 
Staatsbahnen solche Konstruktionen, um die 
Wartung zu erleichtern. Man ging dabei außer- 
dem von der Auffassung aus, daß die rotieren- 
den Maschinen der elektrischen Lokomotiven 
keine solchen Schwierigkeiten bereiten würden 
wie die hin- und hergehenden Massen der 
Dampflokomotive. Man erwartete deshalb auch 
das Ausbleiben kritischer Schwingungen. Ge- 
rade darin hatte man sich jedoch gründlich ge- 
irrt. Die Zentralmotoren mit ihren schweren 
Stangen bewirkten Schüttelschwingungen, die 
im Vergleich zur Dampflokomotive weit kriti- 
scher waren. Sie führten relativ häufig zu Stan- 
gen- und Achsbrüchen. 

Außer den Zentralmotoren wurden Motoren 
entwickelt, die je zur Hälfte auf der ungefeder- 
ten Treibachse und am gefederten Lokomotivka- 
sten aufgesetzt waren. Später wurde dieses Prin- 
zip mit dem sog. Tatzlagermotor vor allem für 
die Straßenbahn weiterentwickelt. Auch lang- 
samlaufende Lokomotiven eigneten sich dafür. 

Trotz der zahlreichen technischen Probleme 
der ersten elektrischen Lokomotiven bewährten 
sie sich im Eisenbahnbetrieb recht gut. Nach- 
dem zunächst Stadt- und Vorortbahnen elektrifi- 
ziert worden waren, folgten seit 1905 einige süd- 
deutsche Eisenbahnstrecken. ıgı wurde der 
elektrifiziertte Streckenabschnitt Bitterfeld— 
Dessau dem Betrieb übergeben. Er dehnte sich 
bis 1914 nach Leipzig und Magdeburg aus. Allein 
das mitteldeutsche elektrifizierte Netz umfaßte 
damit ıgo km. Es nahm insofern eine Sonderstel- 
lung ein, als es sich hier um reine Flachlandbah- 
nen handelte, auf denen die Leistungsfähigkeit 
der elektrischen Lokomotive auf stark belasteten 
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Strecken eines großen Industriegebiets getestet 
werden konnte. 

Im Unterschied dazu handelte es sich bei den 
ersten mit elektrischen Lokomotiven befahrenen 
Strecken in Schlesien und Bayern um Gebirgs- 
strecken. In Schlesien begann man z.B. auf der 
Riesengebirgsbahn zwischen Lauban (heute: Lu- 
bän) und Königszelt (heute: Jaworzyna $laska). 
Diese Strecke wies Steigungen bis zu 20 und 
25%0 sowie außerdem enge Gleisbögen auf. 
Allerdings konnte bis 1914 nur ein Teilabschnitt 
eröffnet werden. Der Krieg unterbrach zunächst 
alle weiteren Arbeiten. Insgesamt waren bis 1914 
rd. 410km Haupt- und Nebenbahnen elektrifi- 
ziert, in den folgenden zwei Jahren wurden wei- 
tere 52km vollendet, die bei Kriegsausbruch be- 
reits im Bau waren. Allerdings wurde der 
elektrische Betrieb infolge des Krieges auf einem 
Teil der Strecken eingestellt. Um Kupfer zu ge- 
winnen, wurden sogar Fahrleitungen abgebaut. 

Im Unterschied zu dem recht beeindrucken- 
den Niveau der elektrischen Zugförderung konn- 
ten die mit einem Verbrennungsmotor ausgestat- 
teten Triebfahrzeuge in der Zeit vor dem ersten 
Weltkrieg noch nicht voll überzeugen. Sie benö- 
tigten einen wesentlich längeren Entwicklungs- 
zeitraum, um den betrieblichen Anforderungen 
der Eisenbahn zu genügen. Der wesentliche 
Grund dafür war, daß der Verbrennungsmotor 
ein für die spezifischen Aufgaben der Zugförde- 
rung ungünstiges Verhalten aufweist und nicht 
unter Last anfahren kann. Jeder Verbrennungs- 
motor muß mit einer bestimmten Mindestdreh- 
zahl laufen, ehe er Leistung abgeben kann. Er 
braucht zusätzliche Einrichtungen, um das 
Drehmoment des bereits laufenden Motors zu 
wandeln und auf die stillstehenden Treibachsen 
des Fahrzeugs zu übertragen. Gerade das stellte 
sich als das Problem heraus. Man brauchte also 
Kraftübertragungsanlagen, die imstande sein 
mußten, nicht allein die Treibachsen in Bewe- 
gung zu setzen, sondern auch das vom Verbren- 
nungsmotor angebotene Drehmoment und seine 
Leistung dem jeweiligen betrieblichen Bedarf 
anzupassen. Zusätzliche Probleme bereiteten der 
begrenzte Raum und die zulässige Achslast der 
Triebfahrzeuge. 

Bei den Versuchen mit Verbrennungsmotoren 
im Eisenbahnbetrieb wurden verschiedene Mög- 
lichkeiten der Kraftübertragung getestet: die me- 
chanische, die hydraulische und die elektrische. 
Auch pneumatische Kraftübertragungsanlagen 
waren versuchsweise im Einsatz; wegen ihres un- 
günstigen Wirkungsgrades erwiesen sie sich je- 
doch als untauglich. 

Das erste Patent für ein Eisenbahntriebfahr- 
zeug mit Verbrennungsmotor war 1878 erteilt 
worden. Der damalige Direktor der Hannover- 
schen Maschinenbau AG (Hanomag), ConrAD 
Krause, hatte die Absicht, eine »Gaskraft-Loko- 
motive für Straßen- und Sekundärbahnen« zu 


bauen. Das erste Versuchsfahrzeug entstand je- 
doch erst zwei Jahre später. Es handelte sich um 
eine kleine Lokomotive, deren Benzinmotor 
rund 1,5 kW leistete und der eine Masse von 1,2t 
hatte. Ihre Leistungen befriedigten ebensowenig, 
wie die in den nächsten Jahren folgenden Versu- 
che anderer Konstrukteure. In der Regel hatten 
diese Motoren eine mechanische Kraftübertra- 
gung. In der Hoffnung auf bessere Ergebnisse 
erprobte die Gasmotorenfabrik Deutz im Jahr 
1895 erstmalig eine elektrische Kraftübertragung 
für ihren 8,8-kW-Petroleummotor. In der Folge- 
zeit konnten mit Benzin- und Benzolmotoren 
dann Erfolge erreicht werden, wenn sie in Trieb- 
wagen für Nebenbahnen installiert waren. 1914 
ließ die sächsische Eisenbahnverwaltung erstma- 
lig Dieselmotoren in leichte Triebwagen ein- 
bauen, nachdem deren Masse-Leistungs-Ver- 
hältnis verbessert worden war. Auch sie hatten 
eine elektrische Kraftübertragung. 

Noch vor dem ersten Weltkrieg wurde ver- 
suchsweise eine erste Streckenlokomotive ge- 
baut. Sie war das Resultat einer Gemeinschafts- 
arbeit der Firmen Borsıc, Berlin, und SuLzer, 
Winterthur (Schweiz), im Jahr 1gı2. Diese Loko- 
motive war mit einem Dieselmotor von 880 kW 
Leistung ausgerüstet, der infolge einer direkten 
Kupplung zwischen Kurbelwelle und Treibrä- 
dern direkt auf die Treibachse wirkte. Zum An- 
fahren diente Druckluft, die von einem Hilfsdie- 
selmotor von 185 kW erzeugt wurde. Bereits bei 
den ersten Versuchsfahrten in der Schweiz er- 
wiesen sich die Dimensionen der Kühlanlage als 
zu klein. Deshalb wurden vor der Überführung 
der Lokomotive nach Berlin noch einige Verän- 
derungen vorgenommen. Während dieser Fahrt 
zog die Lokomotive einen Eilgüterzug mit 
70 km/h. Die folgenden Testfahrten ergaben je- 
doch noch weitere Probleme, die vor allem aus 
Mängeln der Kraftübertragung resultierten. So 
reichte im Personenzugdienst die Anlaßluft 
durch das häufige Anfahren nicht aus. Nach 
dem Riß eines Motorzylinders wurden deshalb 
die Versuche abgebrochen. Der Krieg verhin- 
derte weitere Entwicklungsarbeiten. 

Triebwagen können ohne, aber auch mit einer 
geringeren Anhängemasse verkehren. In ver- 
kehrsschwachen Zeiten auf Fernbahnen, aber 
auch im Stadt- und Vorortverkehr fanden sie 
bald Eingang. Sie halfen, Betriebskosten einzu- 
sparen, hatten den Vorteil einer hohen Anfahr- 
geschwindigkeit infolge der geringen Zugmassen 
und oft auch kürzere Reisezeiten. Entsprechend 
der damaligen Dominanz der Dampflokomotive 
gab es anfänglich ausschließlich Dampftriebwa- 
gen. Sie zeigten bereits einige der genannten 
Vorteile, bewiesen aber zugleich, daß die Dampf- 
maschine für diese kleinen Einheiten wenig ge- 
eignet war. 

Der nächste Schritt führte deshalb folgerich- 
tig zum Antrieb durch Verbrennungsmotor, zu- 


mal dessen Erbauer, vor allem DAmLer und 
Maysacn, dafür sehr warben. Ab 1900 verkehrten 
beispielsweise einige Jahre lang bei der württem- 
bergischen Staatsbahn vier Triebwagen mit Ver- 
brennungsmotoren von je 22kW Leistung. Die 
preußische Eisenbahnverwaltung beschaffte 190g 
zunächst einen, 1912 weitere 16 benzolelektrische 
Triebwagen. Mit ihren 125-kW-Vergasermotoren 
erreichten sie eine Höchstgeschwindigkeit von 
sokm/h. Zwei Jahre später folgte die sächsische 
Staatsbahnverwaltung mit zwei dieselelektri- 
schen Triebwagen. Der durchgreifende Erfolg 
der Vergasermotor-Triebwagen trat jedoch erst 
in den 2oer Jahren ein. 

Im Zusammenhang mit dem Beginn der elek- 
trischen Zugförderung fanden auch Versuche 
mit elektrischen Triebwagen statt. Sie setzten 
sich besonders im Stadt- und Vorortverkehr 
durch. 

Auf Haupt- und Nebenstrecken gab es außer- 
dem Akkumulatortriebwagen, mit denen einige 
Straßenbahnen Erfahrungen gesammelt hatten. 
Ein erstes derartiges Fahrzeug fuhr 1887 bei der 
bayrischen Staatsbahn. In dem zweiachsigen 
Fahrzeug waren die Batterien unter den Sitzbän- 
ken angeordnet. Um die Belästigung der Fahrgä- 
ste durch Säuredämpfe zu vermeiden, befanden 
sich an den Seitenwänden und auf dem Dach 
Lüfter. In den goer Jahren folgten die badische 
und die württembergische Staatsbahn mit glei- 
chen Versuchen; ab 1904 setzte die sächsische 
Staatsbahn zwischen Dresden Hbf und Pirna 
einen Akkumulatortriebwagen ein und 1907 die 
preußische Staatsbahn im Raum Mainz. Proble- 
matisch war bei allen diesen Versuchsfahrzeugen 
das ungünstige Masse-Leistungs-Verhältnis der 
Batterien, das letztlich - trotz zahlreicher Versu- 
che zu seiner Verbesserung — dazu führte, daß in 
den 20er Jahren weitere Entwicklungsarbeiten 
zugunsten der Triebfahrzeuge mit Vergasermo- 
toren eingestellt wurden. 

Alle Versuche um die Einführung neuer Trak- 
tionsarten brachten jedoch noch keine grundle- 
gende Änderung in der Zusammensetzung des 
Lokomotivparks. Wie die Zahlen belegen, domi- 
nierten nach wie vor die Dampflokomotiven. 


Entwicklung des Triebfahrzeugbestandes 


Jahr Gesamt- Lok Lok 
bestand je 1O’km mit Schlepptender 
an Loko- Betriebs- für für 
motiven länge Reisezüge Güterzüge 
1880/ 
1881 10869 3,19 4151 5340 
1914 30633 4,94 8140 11902 
Jahr Tender- Elektro- Trieb- 
lok lok wagen 
1880/ 
1881 649 - - 
1914 9501 21 485 
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Bei den Hebelbremsen 
wurde die Muskelkraft 
unmittelbar auf das 
Hebelwerk übertragen. 
Damit konnten eine 
oder (wie im Bild) zwei 
Achsen gebremst wer- 
den. 


Wenn im Betrieb eine 
ständige Verbindung 
zweier Güterwagen ga- 
ranliert war, konnten 


diese mit einer Zweiwa- 


genbremse ausgestattet 
werden. 
Aus: Röuı: Enyzklo- 


pädie des Eisenbahnwe- 


sens Ba. 3 


Güterverkehr mit neuen Anforderungen 


In der Zeit zwischen der Reichsgründung und 
dem ersten Weltkrieg beherrschten die deut- 
schen Eisenbahnen monopolistisch den gesam- 
ten Binnenverkehr. Sie waren außerdem da- 
durch begünstigt, daß sich die Binnenschiffahrt, 
die gleichfalls stark ansteigende Leistungen auf- 
wies, zwangsläufig auf die Wasserwege konzen- 
trierte und der schienenlose Landverkehr damals 
weit hinter der Eisenbahn zurückblieb. Die 
Transporte der in diesem Zeitraum expansiv 
wachsenden Wirtschaft wurden deshalb zu 
einem großen Teil von der Eisenbahn aufgefan- 
gen, die wegen ihres ausgedehnten und dichten 
Netzes, aber auch wegen ihrer beträchtlich ver- 
besserten betrieblichen Möglichkeiten ein- 
drucksvolle Leistungen vollbrachte. Bei den nor- 
malspurigen Bahnen dominierte nach wie vor 
der Güterverkehr. In allen wichtigen Positionen, 
wie Beförderungsmenge und -leistung, Beförde- 
rungsweite, Streckenbelastung und Verkehrsein- 
nahmen, übertraf er den Personenverkehr bei 
weitem. 

Dabei unterschied sich die Verkehrsleistung 
entsprechend der ökonomischen Bedeutung be- 
stimmter Gebiete des Deutschen Reiches. Indu- 
striezentren und die großen Städte waren am 
stärksten belastet. Die vordersten Positionen be- 
legten die Zentren der Schwerindustrie im 
Rhein-Main-Ruhr-Gebiet, in Schlesien sowie in 
Elsaß-Lothringen. Aber auch die mitteldeut- 
schen Industriestädte zogen einen großen Teil 
des Verkehrs an sich. 
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Insgesamt stieg die Gütertransportmenge zwi- 
schen 1870 und ıgı3 bei den normalspurigen 
Eisenbahnen auf rd. das ı0fache: von 65,5 Mill. t 
auf 676,6 Mill. t. Die Gütertransportleistung 
wuchs noch schneller, nämlich um das 12,7fache: 
von 5,3 Mrd. tkm auf 67,5 Mrd. tkm. Das war vor 
allem auf steigende Durchschnittstransportwei- 
ten zurückzuführen (von rd. 70 auf rd. 100 km). 
Trotz der beachtlichen Ausdehnung des Netzes 
wuchs dadurch auch die dynamische Strecken- 
belastung (tkm je km Betriebslänge) von rd. 
261000 auf rd. ıımmoootkm und somit um fast 
das 4,3fache. Dieses umfangreichere Verkehrs- 
aufkommen setzte entscheidende Verbesserun- 
gen des gesamten Eisenbahnbetriebs voraus, wie 
die erhöhte Belastbarkeit des Oberbaus, die stei- 
gende Leistungsfähigkeit der Lokomotiven, der 
Rangierbahnhöfe und Werkstätten. Von erhebli- 
cher Bedeutung war außerdem die Vervoll- 
kommnung des Sicherungs- und Fernmeldewe- 
sens, das einen unmittelbaren Einfluß auf die 
Streckenbelastung ausübt. 

In diesem Gesamtkomplex zeigte sich einmal 
mehr die Bedeutung der Technikpolitik des 
Staates für die Wirtschaft; denn die verstaatlich- 
ten Eisenbahnen konnten dank ihrer Leistungs- 
fähigkeit die allgemeinen Produktionsbedingun- 
gen nachhaltig verbessern und die Expansion 
des deutschen Kapitals fördern. Und obgleich 
die deutschen Staatseisenbahnen außerdem we- 
gen der recht großzügigen Gewährung von Son- 
dertarifen zugunsten der Monopolindustrie und 
des Großgrundbesitzes bewußt auf einen Teil 
ihrer Einnahmen verzichteten, rentierte sich 
diese Politik. Dank der damaligen Monopolstel- 
lung der Eisenbahnen im Binnenverkehr stiegen 
die Verkehrseinnahmen zwischen 1870 und ıg13 
fast um das 7fache. Der Anteil des Güterver- 
kehrs erhöhte sich von rd. 57% auf rd. 63,5%. 
Darin zeigte sich ein weiteres Mal dessen wach- 
sende Bedeutung für den Eisenbahnverkehr. 

Dementsprechend wurde der Verbesserung 
der Güterwagen viel Aufmerksamkeit gewidmet. 
Im Vordergrund standen Vorteile für die verla- 
dende Wirtschaft, ging es doch um die Erhö- 
hung der Nutzmasse, die Verbesserung des Gü- 
terumschlags und die weitgehende Vereinheitli- 
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chung der Bauarten im Interesse eines reibungs- 
losen Betriebs. Die Spezialisierung des Wagen- 
parks wurde gleichfalls gefördert, um gutgerecht 
transportieren zu können. 

Der Bau einheitlicher Güterwagen wurde 
durch die Verstaatlichung der Eisenbahnen in- 
tensiviert. Nachhaltigen Einfluß übte später der 
Staatsbahnwagenverband aus, nach dessen Be- 
stimmungen ein freizügiger Übergang der Wa- 
gen zwischen den Staatsbahnverwaltungen ge- 
währleistet war. Diese Veränderungen waren 
eindeutig darauf zurückzuführen, daß im Zu- 
sammenhang mit der wachsenden Arbeitsteilung 
im nationalen und internationalen Rahmen neue 
Bedingungen für den durchgehenden Verkehr 
geschaffen wurden. Nach mehrjährigen Ver- 
handlungen hatten deshalb schon 1886 in Bern 
mehrere europäische Staaten — darunter das 
Deutsche Reich - einen Staatsvertrag über die 
»Technische Einheit« unterzeichnet und eine 
Verband der Technischen Einheit im Eisenbahn- 
wesen gebildet, der seine Tätigkeit auch heute 
fortsetzt. Der Vertrag legte Mindestanforderun- 
gen für Gleise und Wagen fest und beschäftigte 
sich u.a. mit der Bauart und dem Zustand sowie 
der Beladung der Güterwagen. Mit diesen Fest- 
legungen wurden im Verlauf der folgenden Jahre 
für die meisten europäischen Eisenbahnländer 
einheitliche Baunormen für Güterwagen entwik- 
kelt. Auf ihrer Grundlage wurde beispielsweise 
für die Güterwagenuntergestelle fast ausschließ- 
lich Eisen verwendet, wobei nach der Erfindung 
des BEssemEr- und des Tnomas-Verfahrens für 
alle Eisenteile einschließlich der Radsätze Stahl 
vorgeschrieben war. Zugleich wurden ältere Wa- 
gen mit weniger als st Nutzmasse aus dem Ver- 
kehr gezogen und solche mit einer Nutzmasse 
zwischen 5 und ı0 t durch Umbau einheitlich auf 
10 t ausgelegt. 

Nach der Jahrhundertwende konzentrierte 
sich der Güterwagenneubau auf Wagen mit ı5 
bis 2ot Nutzmasse. Für gedeckte Wagen galten 
in der Regel ı5t als Obergrenze, für offene zo. 
Dementsprechend stieg die Nutzmasse der Gü- 
terwagen je Achse im Durchschnitt von 4,7t im 
Jahr 1880 auf 7,1t im Jahr ıgı3. Selbst Schmal- 
spurbahnwagen erreichten bis 1913 Werte zwi- 
schen 5 und 14. 

Die erhöhte Nutzmasse brachte beachtliche 
ökonomische Vorteile: Sie senkte die Zugförde- 
rungskosten und verkürzte die Zuglänge, ver- 
minderte aber auch den relativen Bedarf an Wa- 
gen sowie die Anschaffungs- und Instandhal- 
tungskosten je Ladeeinheit. Für den Betrieb war 
die Tatsache wichtig, daß bei geringeren Zuglän- 
gen die Bahnhofsgleise besser ausgenutzt werden 
konnten. 

Der letztgenannte Grund veranlaßte außer- 
dem alle europäischen Eisenbahnverwaltungen, 
möglichst kurze Güterwagen zu beschaffen. Sie 
bevorzugten deshalb zweiachsige Wagen, zumal 


die Verladeeinrichtungen, Drehscheiben, Schie- 
bebühnen und ähnliches von Anfang an auf der- 
artige Wagen zugeschnitten worden waren. 
Allerdings wurden für spezielle Transporte auch 
dreiachsige Wagen mit einer Nutzmasse bis zu 
30t und vierachsige Wagen mit einer Nutzmasse 
bis zu 50t gebaut. Bei diesen Wagen mußten 
verständlicherweise die Laufwerke verändert 
werden, wobei die festen Achsen noch am weite- 
sten verbreitet waren, in erster Linie bei den 
zweiachsigen Güterwagen. Beim Rangieren mit 
Hemmschuhen schonten sie die Wagen samt 
ihrem Inhalt weit mehr als die Lenkachsen, die 
bei Wagenlängen über 4,5 m erforderlich wur- 
den. Für die großen Spezialwagen setzten sich 
Drehgestelle durch. 

Im Gesamtbestand der Güterwagen zeigte 
sich von 1870 bis 1913 ein klares Übergewicht der 
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GÜTERVERKEHR MIT 
NEUEN 
ANFORDERUNGEN 


Auf deutschen Neben- 
bahnen wurden häufig 
Reibungsbremsen der 
Bauart HEBERLEIN 
verwendet. Zum Brem- 
sen mit Hilfe einer sich 
aufwickelnden bzw. an- 
spannenden Kette 
wurde die Kraft des 
‚fahrenden Zuges ge- 
nutzt. 

Aus: Rörı: Enzyklo- 
pädie des Eisenbahnwe- 
sens Bd. 3 
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zweiachsigen Wagen. Ihr Anteil umfaßte anfangs 
fast 94% (davon fast 63% offene Wagen) und 
vor dem Krieg sogar mehr als 97% (davon fast 
67% offene Wagen). Dabei war der Gesamtbe- 
stand an Güterwagen von 107688 auf 667048 ge- 
stiegen. 

Die offenen Wagen waren für alle gegen Wit- 
terungseinflüsse unempfindlichen Güter be- 
stimmt. Sie eigneten sich für Massengüter be- 
sonders gut, weil sie mit Kränen oder anderen 
Ladehilfsmitteln be- und entladen werden konn- 
ten, während man bei gedeckten Wagen dafür 
die Sackkarre brauchte. 

Die Spezialwagen hatten sehr unterschiedliche 
Aufbauten. Einen großen Anteil hatten die Kes- 
selwagen zum Transport von Flüssigkeiten bzw. 
Gasen. Sie waren für jede Gutart anders ausge- 
rüstet. Gas wurde beispielsweise durch einen 
aufgesetzten Dom gefüllt und durch ein Boden- 
ventil entleert. Säuren wurden durch Druckluft 
entladen, Spiritus durch Pumpen. Teerwagen 
hatten besondere Heizvorrichtungen, damit das 
vorgewärmte Gut besser und schneller entladen 
werden konnte. Die meisten Kesselwagen waren 
darüber hinaus durch Querwände unterteilt, die 
eine zu heftige Bewegung des Gutes während der 
Fahrt und damit eine mögliche Transportgefähr- 
dung verhindern sollten. Außerdem hatten sie 
Sicherheitsventile, die eventuelle Dämpfe ins 
Freie entströmen ließen. 

Empfindlichere Massengüter wurden in Kü- 
belwagen transportiert. In der Regel wurden da- 
bei die beladenen Kübel mit einem Kran auf 
den Spezialwagen gehoben. Plattformwagen 
dienten dem Transport schwerer, nicht ver- 
schiebbarer Güter, wie Schienen oder Träger; 
selbst Möbelwagen und Kraftfahrzeuge wurden 
mit ihnen transportiert. 

Zur Vorbereitung des ersten Weltkriegs wur- 
den schließlich Geschützrohrfahrzeuge für 
Krurr entwickelt. Um die große Masse dieser 
Güter entsprechend den Normen verteilen zu 
können, entstanden Güterwagen mit bis zu 
16 Achsen, die in vier vierachsigen Drehgestellen 
zusammengefaßt wurden, von denen je zwei mit- 
einander verbunden und in ein gemeinsames 


Reisen in vier Klassen 


Im Vergleich zum Güterverkehr stieg zwischen 
1870 und ıgı3 die Anzahl der mit normalspurigen 
Eisenbahnen beförderten Personen noch ra- 
scher, nämlich um das fast ı6fache: von rd. 
113 Mill. auf rd. 1,8 Mrd. Dieses Wachstum ergab 
sich aus einer stärkeren Bevölkerungsmobilität, 
vorwiegend allerdings im Nahverkehr. Das geht 
ganz eindeutig daraus hervor, daß die durch- 
schnittliche Beförderungsweite in der gleichen 
Zeit fast um die Hälfte zurückging - von 41,3 
auf 22,9km - und die Beförderungsleistung de- 
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Traggestell gesetzt wurden. Dadurch konnte die 
Nutzmasse bis zu 140 t betragen. 

Für den Transport solcher Güter, die das 
Lichtraumprofil der Eisenbahnen überschritten 
hätten, entstanden Tiefladewagen, bei denen die 
Plattform zwischen den Achsen sehr weit herun- 
tergezogen wurde. Schließlich wurden auch 
schon Selbstentladewagen für Schüttgüter ge- 
baut. Sie kippten das Gut entweder seitlich ab 
oder durch Luken im Wagenboden in Silos un- 
ter den Gleisen. Die Vorteile dieser Wagen ka- 
men vor allem den Transportkunden zugute. 
Damalige Berechnungen wiesen infolge der ge- 
wachsenen Arbeitsproduktivität der Entladear- 
beiten eine mögliche jährliche Einsparung von 
44000 Arbeitskräften und 38 Mill. Mark aus. 

Im Unterschied zu diesen beachtlichen Ver- 
besserungen blieben die Güterwagenbremsen 
hinter den Fortschritten bei den Personenwagen- 
bremsen zurück. Generell herrschte bei Güter- 
wagen noch die durch Hand betätigte Einzel- 
bremse vor, notfalls unterstützt durch Gegen- 
dampf der Lokomotive. Zwar experimentierten 
einzelne Bahnverwaltungen seit 1903 erfolgreich 
mit verschiedenen Bremssystemen bei Güterzü- 
gen bis zu 200 Achsen, wegen mangelnder inter- 
nationaler Abstimmung setzten sich die durchge- 
henden Bremsen zunächst jedoch nicht durch. 
Im Interesse des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs mußte das traditionelle Bremssystem bei- 
behalten werden, das bei den anderen europä- 
ischen Eisenbahnverwaltungen gleichfalls vor- 
herrschte. Eine grundsätzliche Veränderung war 
zum damaligen Zeitpunkt auch noch nicht so 
dringlich. Die relativ geringe Geschwindigkeit 
der Güterzüge - sie lag bei 30 km/h, auf stärker 
belegten Strecken bei gokm/h - gestattete die 
Handbremsung. Aus vorwiegend ökonomischen 
Gründen sollte die Geschwindigkeit der Güter- 
züge zunächst auch nicht verändert werden; 
denn höhere Geschwindigkeiten hätten die Zug- 
förderungskosten steigen lassen und zusätzliche 
Aufwendungen für wirksamere Bremsen erfor- 
dert. Da damals die Wagen in der Regel auch 
nur tagsüber be- und entladen wurden, bestand 
kein zwingender Grund für Veränderungen. 


mentsprechend auch nur um das g,5fache wuchs. 
Das anfängliche Überwiegen des »Fern«verkehrs 
wurde jetzt durch die Bedeutung der Eisenbahn 
im Nahverkehr abgelöst. Vor allem das Verdich- 
ten des Netzes durch Nebenbahnen und die grö- 
ßere Zahl der Bahnhöfe und Haltestellen ermög- 
lichten diesen Effekt. Die im Verhältnis zum 
Gütertransport niedrigeren Personenverkehrslei- 
stungen zeigten sich nicht zuletzt auch im gerin- 
geren Steigen der dynamischen Streckendichte 
von rund 239000 auf rund 693 317 Pkm zwischen 


1870 und ıg9ı3 (und damit um das 2,gfache). 

Besonders beeindruckend wuchs der Perso- 
nenverkehr der Schmalspurbahnen. Er übertraf 
dort den Güterverkehr; denn wenn diese Bahnen 
zunächst auch vorwiegend für wirtschaftliche Be- 
lange entstanden, so war in der Regel doch ihr 
Gutaufkommen nicht so groß, daß man nicht an 
einer Förderung des Personenverkehrs interes- 
siert gewesen wäre. Nur in einigen Fällen, so be- 
sonders in Oberschlesien, diente die Schmal- 
spurbahn vorwiegend oder ausschließlich dem 
Güterverkehr. 

Die rasche Zunahme der Personenbeförde- 
rung im Nahverkehr war vor allem ein Ergebnis 
der weiter fortgeschrittenen Industrialisierung 
und Urbanisierung ganzer Distrikte. Die staatli- 
chen Eisenbahnen unterstützten diesen Prozeß 
nicht allein durch den Netzausbau, sondern 
auch durch niedrige Tarife vor allem für die 
4. Klasse, die in großem Umfang durch Arbeiter 
im Berufsverkehr genutzt wurde. 

Die sich verändernde Struktur des Personen- 
verkehrs, aber auch sein rasches Wachstum, ver- 
anlaßten wichtige Verbesserungen im Bau der 
Personenwagen. Grundsätzlich wurden sie für 
ihr jeweiliges Einsatzgebiet ausgerüstet, also für 
Haupt-, Neben-, Klein- und Schmalspurbahnen. 
Unterschiede ergaben sich auch hinsichtlich der 
Zuggattungen: Schnell-, Eil- und Personenzüge. 

Im Vordergrund aller Bemühungen stand das 
Bestreben der Eisenbahnverwaltungen, die Wirt- 
schaftlichkeit, Sicherheit und Kapazität der Wa- 
gen zu erhöhen. Außerdem sollten sie in schnel- 
lere Züge eingestellt werden können, und nicht 
zuletzt wurde der Reisekomfort besonders in den 
oberen Wagenklassen angehoben. 

Konstruktive Veränderungen galten vor allem 
dem Laufwerk und dem Untergestell, dem Wa- 
genkasten und der Innenausstattung der Wagen. 
So wurden die früher meist zweiachsigen Wagen 
bis zum ersten Weltkrieg durch drei-, vier- und 
sechsachsige ergänzt, wobei allerdings die zwei- 
und dreiachsigen überwogen. 1870 entlielen von 
den insgesamt 5186 Personenwagen der deut- 
schen normalspurigen Eisenbahnen rd. 97% auf 
sie und 1913 von den insgesamt 65961 noch im- 
mer fast 86. %. 

Die leichten zweiachsigen Personenwagen mit 
kurzem Achsstand wurden bei den deutschen 
Eisenbahnen allerdings immer häufiger nur 
noch in langsam fahrende Personenzüge einge- 
stellt, z.B. auf Neben- und Schmalspurbahnen, 
weil sie auf krümmungsreichen Strecken bei hö- 
heren Geschwindigkeiten unruhig liefen. Des- 
gleichen wurden die dreiachsigen Wagen, die bei 
hauptsächlicher Belastung der beiden äußeren 
Achsen bis etwa go km/h befriedigend liefen, für 
Eil- und Schnellzüge schrittweise durch vier- 
und sechsachsige Drehgestellwagen ersetzt. 

Der Bau mehrachsiger Wagen verlangte Ver- 
änderungen am Laufwerk und am Untergestell 


der Wagen. Vor allem mußte der konstruktive 
Grundsatz aufgegeben werden, wonach bei Per- 
sonenwagen ein sicherer Lauf nur durch stets 
gleichgerichtete Achsen erreicht werden konnte. 
Nach Versuchen der preußischen Eisenbahnver- 
waltung mit verstellbaren Achsen in den doer 
Jahren billigte der Verein Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen jedoch erst 1896 die einstellbaren 
Achsen. Diese Lenkachsen wurden schon bald 
durch Drehgestelle abgelöst, die den Wagen bes- 
ser abfederten, indem sie ihn auch seitlich aus- 
schwingen ließen. Dadurch konnte das für die 
Reisenden so lästige Schlingern vermieden wer- 
den. 

Nach der Jahrhundertwende hatten die länge- 
ren Eil- und Schnellzugwagen meist zwei Dreh- 
gestelle, in denen zwei oder drei Achsen zusam- 
mengefaßt waren. Die Untergestelle der Wagen, 
die - auch beim Güterwagen — die Zug- und 
Stoßkräfte aufnehmen, den Wagenkasten stüt- 
zen und dessen Masse auf die Achsen übertra- 
gen, wurden jetzt immer mehr durch Formeisen, 
teilweise auch durch Preßbleche verdrängt. Ob- 
wohl die früher üblichen hölzernen Unterge- 
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Reisen IN VIER 
KLASSEN 


Vierachsiger preußischer 
Abteilwagen 1., 2. und 
3. Klasse aus dem fahr 
1904. Aus Sicherheits- 
gründen wurde die 

I. Klasse in der Mitte 
des Wagens angeord- 
net. 

Aus: Hundert Jahre 


deutsche Eisenbahnen 


Ein Personenwagenab- 
teil 2. Klasse um die 
Jahrhundertwende. 
Die beiden Türen ne- 
ben den Einzelsitzen 
gestatteten den Durch- 
gang zu den Nachbar- 
abteilen. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


2. Kapıtei. 
1871-1918 


Noch bis zum ersten 
Weltkrieg wurden zur 
Wagenbeleuchtung 
häufig Rüböllampen 
verwendet: im vorlie- 
genden Fall mit unten 
liegender Füllschraube 
(g) und Flachdocht. 

O Ölgefäß 

Aus: Rörı: Enzyklo- 


‚pädie des Eisenbahnwe- 


sens Bd. 2 


stelle den Vorteil geringerer Laufgeräusche hat- 
ten, war für die nun schwereren Wagen ein 
eisernes Fahrgestell im Dauerbetrieb ökonomi- 
scher und auch sicherer. 

Auch für den Personenwagenbau waren durch 
die Technische Einheit international anerkannte 
Normen geschaffen worden, die — abhängig von 
der Spurweite — die Maße für den Radstand, das 
Lichtraumprofil, die zulässige Achslast, aber 
auch das Verhalten beim Durchfahren von 
Gleisbögen regelten. Entsprechend diesen Emp- 
fehlungen wurden nunmehr die Wagenkästen 
verlängert, um das Verhältnis zwischen Eigen- 
masse und Nutzmasse zu verbessern. Außerdem 
sollte der Achsstand verlängert werden, um trotz 
der steigenden Fahrgeschwindigkeiten einen ru- 
higen Wagenlauf zu sichern. Auf Hauptbahnen 
betrug beispielsweise bis zum ersten Weltkrieg 
die Länge von Abteilwagen bis zu ı8m, von 
Durchgangswagen bis zu rd. 19m und von 
Schlaf- und Speisewagen bis zu etwa 20m. Be- 
wegliche Fenster und Dachlüfter verbesserten 
die Belüftung der Wagen. Als Baumaterial für 
die äußere Schalung diente zumeist Stahlblech, 
für die innere Holz. Zur Wärme- und Geräusch- 
dämmung wurde der Zwischenraum zwischen 
den beiden Schalungen mit Kokosfaser, Roh- 
wolle oder Korksteinen gefüllt. 

Die Innenausstattung der Wagen unterschied 
sich allgemein nach Abteil- und Durchgangswa- 
gen. Besonders im Fernreiseverkehr setzten sich 
die Durchgangswagen mehr und mehr durch. 
Sie boten den Reisenden weit mehr Bewegungs- 
freiheit und waren bei Unfällen außerdem siche- 
rer. Die traditionellen Abteilwagen, die durch 
Querwände bzw. die Rückenlehnen der Sitz- 
bänke in einzelne, meist nicht miteinander ver- 
bundene Abteile gegliedert waren, ermöglichten 
vor allem im Nahverkehr durch ihre vielen Tü- 
ren ein schnelleres Aus- und Einsteigen. Dort 
behaupteten sie sich auch noch längere Zeit. 
Erst nach dem zweiten Weltkrieg wurden sie 
ausgesondert. 

Die Einrichtung der Wagen unterschied sich 
in den einzelnen Klassen deutlich. Das begann 
bei den beweglichen Fenstern, wo für die 1. und 
2. Klasse Spiegelglas, für die 3. und 4. dagegen 
»einfaches Fensterglas« zu verwenden war. Die 
beiden letztgenannten Klassen wurden außer- 
dem nur mit gefirnißtem Holz verkleidet, wäh- 
rend man die anderen mit Edelholz täfelte und 
teilweise mit kostbaren Intarsienarbeiten versah. 
Im Sommer legte man in diese Abteile außer- 
dem Smyrnateppiche, im Winter Kokosmatten, 
während für die 3. und 4. Klasse ein einfacher 
Holzfußboden genügen mußte. Fast selbstver- 
ständlich wurden auch alle übrigen Komfortver- 
besserungen zuerst in den beiden oberen Klas- 
sen eingeführt. 

Dazu gehörten beispielsweise die Beleuchtung 
und die Beheizung. Seit 1867 hatte sich bei den 
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Personenwagen die Ölgasbeleuchtung durchge- 
setzt, die ab 1894 durch die Glühgaslampe abge- 
löst wurde. Das für Leuchtzwecke benötigte Gas 
wurde zumeist in bahneigenen Gasanstalten er- 
zeugt und in stark komprimiertem Zustand in 
Sammelbehälter unter den Bahngleisen geleitet. 
Von dort übernahm es anfangs ein großer Gas- 
behälter, der auf einem besonderen Wagen für 
jeden Zug mitgeführt wurde. Später wurde das 
Gas in kleinere Behälter unter jedem Wagen ge- 
leitet. Das bot insofern Vorteile, als die Versor- 
gungsleitungen entfielen, die man beim Großbe- 
hälter über den gesamten Zug führen mußte. 
Damit wurde die Zugbildung vereinfacht und 
die Unfallgefahr durch etwaiges Beschädigen der 
Leitungen beim Rangieren oder Kuppeln ver- 
mindert. Die kleineren Behälter versorgten den 
Wagen mit Gas für etwa 30 bis 40 Brennstun- 
den. 

Seit 1881 wurde außerdem eine elektrische Be- 
leuchtung für Personenwagen erprobt. Die Ener- 
gie hierfür mußte während der Fahrt erzeugt 
werden, weil die Versorgung aus der Fahrleitung 
erst wesentlich später und auch dann nur in we- 
nigen Fällen möglich war. Jene Beleuchtungsart 
blieb deshalb zunächst sehr aufwendig und teuer 
und setzte sich deshalb auch nur zögernd durch. 
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HHHHL FHHH] 
es 


Bei Ausbruch des ersten Weltkriegs waren erst 
2000 Wagen damit ausgerüstet, von ihnen ent- 
fielen 1600 auf Postwagen. 

Geheizt wurden die Personenwagen bis 1880 
noch durch Wärmflaschen oder Preßkohle. Für 
Schlaf- und Speisewagen gab es anfangs die 
Warmwasserheizung. Um die Wagen vorheizen 
zu können, erhielt jeder einen eigenen Kessel. 
Das erhöhte verständlicherweise die Kosten. Als 
sehr wirtschaftlich erwies sich demgegenüber die 
Dampfheizung. Sie erhielt den Dampf aus der 
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Lokomotive, bei sehr langen Zügen bzw. niedri- 
gen Außentemperaturen aus einem zusätzlichen 
Heizwagen. Die Wärmezufuhr konnten die Rei- 
senden in den einzelnen Abteilen nach ihren 
Wünschen regeln. 

Die Schlafwagen wurden nach 1870 ınit den 
nun häufigeren längeren Fahrten, auch im inter- 
nationalen Verkehr, üblich. Anfangs besaßen 
verschiedene Eisenbahnverwaltungen Wagen, 
bei denen in der ı. und 2. Klasse nachts die Sitz- 
polster zum Schlafen ausgezogen werden konn- 
ten. Ab 1872/73 gab es die ersten »Schlafwagen« 
in internationalen Reisezügen. Tagsüber wurden 
die Betten zu Sitzbänken umgewandelt. Wasch- 
raum und Toilette befanden sich in der Mitte 
des Wagens, später am Ende. Die zunehmende 
Länge der Wagen sowie die Zahl der Reisenden 
zwangen außerdem dazu, Waschmöglichkeiten 
in den einzelnen Abteilen vorzusehen. 

1883 führte die Internationale Eisenbahn- 
Schlafwagen-Gesellschaft die ersten Speisewa- 
gen ein. Voraussetzung dafür waren Züge mit 
Durchgangswagen, so daß die Reisenden wäh- 
rend der Fahrt den Speisewagen erreichen konn- 
ten. Besonders nach der Jahrhundertwende er- 
höhte sich die Zahl der Speisewagen beträcht- 
lich; denn sie erlaubten für die Fernzüge höhere 
Reisegeschwindigkeiten, weil nun die jahrzehnte- 
lang üblichen Verpflegungsaufenthalte auf 
Bahnhöfen mit Bahnhofsgaststätten entfallen 
konnten. 

Verbesserte Bremsen garantierten die Sicher- 
heit der schneller fahrenden und nun auch län- 
geren Züge. Die in den ersten Jahrzehnten der 
Eisenbahn gebräuchlichen, von den Pferdefuhr- 
werken und -kutschen übernommenen Klotz- 
bremsen, die durch Muskelkraft oder eine be- 
sondere Kraftanlage betätigt wurden, genügten 
gegen Ende des ı9. Jahrhunderts nicht mehr. Die 
Gruppenbremsen mußten zu durchgehenden 
Bremsen weiterentwickelt und dabei zugleich 
selbsttätig gestaltet werden; denn nur die selbst- 
tätige Bremse reagierte auch auf plötzliche Ge- 
fahren, etwa durch Reißen der Kupplung oder 
durch Störungen im Bremssystem. Einen weite- 
ren Fortschritt bedeutete die Schnellbremse, die 
die Bremskraft durch eigene Übertragungsele- 
mente in bedeutend kürzerer Zeit zur Wirkung 
brachte. 

Die Verbesserung der Bremsen kam im we- 
sentlichen auf empirischem Weg zustande. Die 
Anforderungen durch den robusten Eisenbahn- 


93 


Reisen IN VIER 
Kıassen 


Die Weiterentwicklung 
der Gasbeleuchtung 
führte zur getrennten 
Gasversorgung jedes 
Personenwagens aus 
einem eigenen Gasbe- 
hälter. 

b Gasbehalter, c Ab- 
sperrhahn in der Hoch- 
druckleitung, d Druck- 
regulator, e Haupt- 
hahn in der Nieder- 
druckleitung, f Ab- 
sperrhahn und Regu- 
lierhähne für die Gas- 
lampe, | Gaslampe 
Aus: RöLr: Enzyklo- 
pädie des Eisenbahnwe- 
sens Bd. 2 


In den Abteilen wur- 
den Lampen mit offe- 
ner Gasflamme ange- 
bracht, wobei sich die 
Brenner in der Glas- 
glocke getrennt regulie- 
ren ließen. 

Aus: RöLı: Enzyklo- 
pädie des Eisenbahnwe- 
sens Bd.2 


2. KarıteL 
1871-1918 


betrieb waren so extrem, daß sich manche im 
Versuchsbetrieb funktionierenden Systeme (z.B. 
mit elektrischer Kraft oder Wasserdruck arbei- 
tende Bremsen) in der Praxis nicht bewährten. 

Unter den vielen Bremssystemen boten die 
Druckluftbremsen die meisten Vorteile. Sie wur- 
den auch von den deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen genutzt. Am häufigsten vertreten waren 
die WestincHouse- und die Knorr-Schnell- 
bremse. Alle Druckluftbremsen arbeiteten mit 
einer auf der Lokomotive befindlichen Luft- 
pumpe, die die verdichtete Luft in einem Behäl- 
ter sammelte. Sie wurde mit Dampf betrieben. 
Der Sammelbehälter war über ein Bremsventil 
mit der über die ganze Länge des Zuges führen- 
den Hauptrohrleitung verbunden. Zwischen den 
einzelnen Wagen befanden sich Schläuche mit 
lösbaren Kupplungen. Unter jedem Wagen ver- 
zweigte sich die Hauptrohrleitung zum Bremszy- 
linder mit Kolben, die ihrerseits mit dem Brems- 


gestänge verbunden waren. Sie zogen durch 
Druckluft die Bremsen an und lösten sie bei Zu- 
rücknahme des Druckes. Versuche mit den 
Schnellbremsen in den goer Jahren zeigten, daß 
bei einem aus 20 Wagen bestehenden Zug die 
Bremsklötze bis zum letzten Wagen bereits nach 
ıs angezogen waren. Bei 50 Wagen und einer 
Zuglänge von 600 m dauerte dieser Vorgang 2. 

Zuerst wurden Eil- und Schnellzüge mit der 
durchgehenden Schnellbremse ausgerüstet. Sie 
schuf die Voraussetzung für eine weitere Erhö- 
hung der Fahrgeschwindigkeit und der Sicher- 
heit für die Reisenden. Da außerdem mit der 
durchgehenden Bremse zahlreiche Arbeitskräfte 
als Bremser eingespart werden konnten, rüsteten 
die Eisenbahnverwaltungen den größten Teil der 
Personenwagen mit Bremsvorrichtungen aus. 
ıgı3 umfaßten diese Wagen etwa 90% des Ge- 
samtbestands. Von ihnen waren 94 % mit durch- 
gehenden Bremsen versehen. 


Aktive Kriegsvorbereitungen im deutschen Eisenbahnwesen 


Die deutschen Eisenbahnen hatten in den Krie- 
gen der 6oer Jahre und im Deutsch-Französi- 
schen Krieg 1870/71 ihre militärische Verwend- 
barkeit bewiesen. Es war klar, daß ihre militäri- 
sche Bedeutung in künftigen Kriegen steigen 
würde. Deshalb orientierte die Kaiserliche Hee- 
resverwaltung in der folgenden Zeit auf eine weit 
umfangreichere Beachtung militärischer Aspekte 
beim Bau und Betrieb von Eisenbahnen. Die 
Reichsverfassung von 1871 enthielt eingehende 
Bestimmungen über den Einsatz der Eisenbah- 
nen im Krieg und klärte außerdem die Befug- 
nisse der Reichsregierung im Frieden. Man ging 
dabei von Überlegungen aus, die der spätere 
Chef des Generalstabs der Armee, von SCHLIEF- 
FEN, in die Worte kleidete: »Die Eisenbahnen 
sind zu einem Kriegsmittel, zu einem Kriegs- 
werkzeug geworden, ohne das diese großen Ar- 
meen der Gegenwart weder aufgestellt, noch zu- 
sammengebracht, noch vorwärts geführt, noch 
erhalten werden können.« 

Die Reichsverfassung schrieb deshalb u.a. vor, 
daß die Länderregierungen bemüht sein müßten, 
einheitliche Normen für den Bau und Betrieb 
der Eisenbahnen und vor allem der »für die Lan- 
desverteidigung wichtigen« festzulegen. Alle die 
Eisenbahnen betreffenden Artikel der Reichsver- 
fassung waren für die deutschen Länder bis zum 
Ende des ersten Weltkriegs verbindlich. Beson- 
dere Bedeutung gewannen sie im Zusammen- 
hang mit dem weiteren Ausbau des Eisenbahn- 
netzes sowie nach dem Ausbruch des Krieges, als 
die Reichsregierung die ausschließliche Verfü- 
gungsgewalt über alle deutschen Eisenbahnen 
übernahm. 

Andere gesetzliche Regelungen bzw. Verein- 
barungen ergänzten die Reichsverfassung: 
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- die Kriegstransportordnung 1887, 
- die Friedenstransportordnung für Militär- 
transporte 1888, 
- die Eisenbahnverkehrsordnung, die Eisen- 
bahnbauordnung und die Signalordnung. 
Manche dieser Rechtsnormen ließen ihre mili- 
tärische Bedeutung nicht sofort erkennen; denn 
sie waren sehr oft gleichermaßen für den sich 
rasch ausdehnenden Eisenbahntransport der 
deutschen Wirtschaft erforderlich. Trotzdem of- 
fenbarten sich in manchen Details die militäri- 
schen Akzente. Das galt fast ebenso für den Bau 
neuer Strecken, bei denen die Heeresverwaltung 
folgendes forderte: 
- Militärzüge mit 110 Achsen und 6oot Zug- 
masse hatten in beiden Richtungen zu fahren, 
solche Strecken mußten also zweigleisig sein. 
- Oberbau und Brücken mußten diesen Anfor- 
derungen entsprechen. 
- Militärzüge mußten selbständig in die An- 
schlußbahnhöfe gefahren werden können. 
- Auf Bahnhöfen bzw. an bestimmten Punkten 
des Netzes waren besondere Verladerampen zu 
bauen. 
- Für Kunstbauten waren Minenanlagen vorzu- 
sehen und im Bereich der Festungen weitere For- 
derungen zu berücksichtigen. 
— Sicherungsanlagen und Betriebsvorschriften 
hatten den Anforderungen umfangreicher Mili- 
tärtransporte im Mobilmachungsfall, beim Auf- 
marsch und bei Truppenverschiebungen, aber 
auch bei Nachschubtransporten zu entsprechen. 
— Die Leistungsfähigkeit der Strecken sollte 
durch eine größere Zahl von Zugfolge- und Aus- 
weichstellen sowie durch den Bau von Verbin- 
dungsbögen zum Umfahren stark belasteter 
Bahnhöfe erhöht werden. 


Die verstaatlichten Eisenbahnen waren bereit, 
diesen und ähnlichen Forderungen nachzukom- 
men, sofern sie sich mit den Interessen der Wirt- 
schaft deckten und nicht den Profit schmälerten. 
In einer Veröffentlichung des Reichsarchivs 
über das deutsche Feldeisenbahnwesen wurde 
dazu ausgeführt: »Die weitere Entwicklung der 
deutschen Eisenbahnen konnte den militäri- 
scherseits gestellten Forderungen umso leichter 
Rechnung tragen, als der wirtschaftliche Auf- 
schwung des Reichs im öffentlichen Verkehrsin- 
teresse zahlreiche Neu- und Ergänzungsbauten 
entstehen ließ, die in gleicher Weise den Bedürf- 
nissen des Heeres für den Kriegsfall zugute ka- 
men«. Das traf auch für den verstärkten Ausbau 
der Verkehrswege längs der damaligen West- 
und Östgrenze des Deutschen Reiches zu. Nicht 
weniger wichtig waren leistungsfähige Verbin- 
dungen zwischen der West- und Ostgrenze, ver- 
folgte doch der kaiserliche Generalstab den sog. 
SCHLIEFFEN-Plan des Zweifrontenkriegs. Deshalb 
wurden in Vorbereitung des Krieges die Zahl 
der Rheinübergänge vermehrt und die Lei- 
stungsfähigkeit des Bahnnetzes im linksrheini- 
schen Gebiet der Eisenbahndirektion Köln er- 
höht. An der Ostgrenze standen der Bau neuer 
Weichselbrücken und die Verbesserung der 
meist eingleisigen, militärisch ungenügenden 
ostpreußischen Eisenbahnen im Vordergrund. 
Selbst der Ausbau der schleswig-holsteinischen 
Bahnen war auf ausreichende Verbindungen zur 
Nordgrenze des Reiches gerichtet. 

Noch kurz vor Kriegsausbruch versuchte die 
Heeresverwaltung, diese Maßnahmen durch 
einen umfangreichen »Plan zur Förderung des 
Ausbaus der deutschen Bahnen« zu forcieren. Er 
sah eine stärkere Vereinheitlichung des Eisen- 
bahnbetriebs vor und forderte weitere zweiglei- 
sige Aufmarschlinien für Militärtransporte in 
Richtung Westen sowie eine dritte Transport- 
straße in das Land östlich der Weichsel. Bis zum 
Sommer 1914 waren die Vorbereitungen dafür 
mit dem Ziel abgeschlossen, die Bedingungen 
für den Zweifrontenkrieg zu verbessern. 


Für den strategischen Ausbau der deutschen 
Eisenbahnen, den das Reichseisenbahnamt koor- 
dinierte, stellten das Reich und die Länder um- 
fangreiche Mittel zur Verfügung. Im Etat des 
Reiches wurden sie jährlich unter dem Titel 
»Für die Vervollständigung des deutschen Eisen- 
bahnnetzes im Interesse der Landesverteidi- 
gung« aufgeführt. Die Dunkelziffern waren 
allerdings infolge der weitgehenden Identität 
von militärischen und wirtschaftlichen Interes- 
sen beträchtlich. 

Im Ergebnis dieser intensiven Bemühungen 
entstanden schließlich die Voraussetzungen für 
den Aufmarsch der Truppen an der Westgrenze. 
Allein für die Überquerung des Rheins standen 
zwischen Straßburg und Wesel ı5 feste Eisen- 
bahnbrücken und 13 voneinander unabhängige 
zweigleisige Strecken zur Verfügung, daneben 
eine Anzahl von Verbindungsbahnen, die in die 
militärischen Operationen einbezogen wurden. 
Nicht so günstig war die Lage an der Ostgrenze, 
wo das Eisenbahnnetz sehr weitmaschig und 
trotz der Baumaßnahmen weniger leistungsfähig 
war als an der Westgrenze. Eine Ausnahme bil- 
dete das schlesische Gebiet mit seinem dichten 
Eisenbahnnetz. Im Verlauf des Krieges zeigten 
sich dann auch die Leistungsgrenzen der Eisen- 
bahnen vor allem in den ostpreußischen Gebie- 
ten. Zur Verbindung der beiden Fronten stan- 
den im Reichsgebiet vier gut ausgebaute 
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AKTIVE 
KRIEGSVORBEREI- 
TUNGEN IM 
DEUTSCHEN 
EISENBAHNWESEN 


Kriegsvorbereitung: 

Im August 1900 wurde 
in drei Wochen eine 
Militäreisenbahnbrücke 
von 650 m Länge über 
die Oder zwischen der 
Festung Küstrin (heute 
Kostrzyn) und Göritz- 
Rutwein gebaut. 

Nach der zufrieden- 
stellenden Belastungs- 
‚probe wurde sie im 
folgenden Monat wieder 
abgerissen. 

Aus: Der Eisenbahner 


In Vorbereitung des er- 
‚sten Weltkriegs ent- 
stand dieser Panzer- 
zug. 

Aus: Der Eisenbahner 


2. KArıteL 
1871-1918 


zweigleisige Strecken zur Verfügung, östlich der 
Weichsel allerdings nur noch zwei. 

So stark die intensiven Kriegsvorbereitungen 
auf der einen Seite den Ausbau des deutschen 
Eisenbahnnetzes und seine Leistungsfähigkeit 
förderten, so stark hemmten sie auf der anderen 
Seite mögliche technische Fortschritte beispiels- 
weise bei Einführung der elektrischen Zugförde- 
rung. Die Heeresverwaltung lehnte die Elektrifi- 
zierung aller für den Aufmarsch wichtigen oder 
in der Nähe der Grenze befindlichen Strecken 
strikt ab. Lediglich für strategisch weniger wich- 
tige Bahnen wurde einer derartigen Maßnahme 
unter der Voraussetzung zugestimmt, daß »der 
jederzeitige Übergang zum Dampfbetrieb voll 
gewährleistet« sein mußte. Im allgemeinen ver- 
trat man jedoch die Auffassung, daß die elektri- 
sche Zugförderung zwar »wirtschaftliche und be- 
triebstechnische Vorzüge bot«, vom »Stand- 
punkt der Landesverteidigung« aber die Nach- 
teile überwogen, weil die Einheitlichkeit des 
Betriebs durchbrochen wurde und die Bahnanla- 
gen sowie die Zugförderung weit empfindlicher 
gegen Störungen waren. Beispielsweise wurde 
deshalb die beabsichtigte Elektrifizierung der 
Strecke Altona—Kiel in dem »für Mobilma- 
chung und Aufmarsch des Heeres äußerst wich- 
tigen Küsten- und Grenzgebiet« nicht geneh- 
migt. Auch die Elektrifizierung der Eifelbahn 
von Köln nach Trier kam aufgrund des Ein- 
spruchs des Generalstabs nicht zustande, ob- 
gleich der umfangreiche Koks- und Erzverkehr 
auf dieser Strecke, die hohe Zugmasse und un- 
günstige Neigungen (bis 15,%0) eine solche Ver- 
änderung dringend erforderten. Der Generalstab 
hielt dagegen, daß auf einer »weder durch Fe- 
stungen noch durch Truppenstandorte genü- 
gend gesicherten Transportstraße des Grenzge- 
biets« alle möglichen Störfaktoren ausgeschlos- 
sen werden müßten. 

Die Kriegsvorbereitungen im Eisenbahnwesen 
umfaßten auch die praktische Erprobung von 
Truppen-, Pferde- und Materialtransporten an- 
läßlich der jährlich stattfindenden Manöver bzw. 
für Truppenübungen im Sommer und Winter. 
Die preußische Militäreisenbahn von Berlin 
nach Zossen (rd. 46km Länge) diente bevorzugt 
diesem Zweck. 

Organisatorische Kriegsvorbereitungen wur- 
den vor allem durch die Eisenbahnabteilung des 
Großen Generalstabs veranlaßt, die für das ge- 
samte militärische Eisenbahnwesen verantwort- 
lich war. Sie hatte das deutsche Eisenbahnnetz 
in 26 Liniengebiete aufgeteilt, die jeweils Linien- 
kommandanturen unterstanden. Die Linienge- 
biete deckten sich in den meisten Fällen territo- 
rial mit den Eisenbahndirektionen. Deshalb 
hatten die Linienkommandanturen ihren Sitz 
auch am Ort der Eisenbahndirektion, aus deren 
Personal ihr ein höherer Beamter als »techni- 
sches Mitglied« zugeordnet wurde. 
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Außerdem wurde schon längere Zeit vor 
Kriegsausbruch ein Militärfahrplan erarbeitet, 
der am dritten Mobilmachungstag in Kraft trat. 
Er sollte bei vereinfachtem Betrieb die Höchst- 
leistung für militärische Massentransporte si- 
chern. Die Grundkonzeption dieses Planes ging 
davon aus, anstelle der mit unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten verkehrenden zivilen Züge 
Militärzüge mit gleicher Geschwindigkeit und in 
gleichem Abstand fahren zu lassen. Sie sollten 
durch Staffelung der einzelnen Strecken zu 
einem einheitlichen System verbunden werden. 
Die Grundgeschwindigkeit für Hauptbahnen 
wurde mit 30 km/h angesetzt, für Nebenbahnen 
mit 25 km/h. Die Zugfolge sollte bei zweigleisi- 
gen Strecken 20 min betragen, bei eingleisigen 
40 bzw. 60 min. Um diese Grundgeschwindigkeit 
für Militärzüge mit ım Achsen und 6oot Zug- 
masse auch in Steigungen halten zu können, 
wurde ein einheitlicher Loktyp verlangt, der der 
preußischen Güterzuglokomotive G3 entsprach. 
Darüber hinaus wurde für den Mobilmachungs- 
fall ein Lokomotiv- und Wagenausgleich vorge- 
sehen, wobei den Eisenbahndirektionen längs 
der Ost- und Westgrenze zusätzlich Lokomboti- 
ven und Wagen zugeführt werden sollten. 

Da die relativ niedrigen Geschwindigkeiten 
die Leistungsfähigkeit der Strecken nicht voll 
ausnutzten, beabsichtigte die Eisenbahnabtei- 
lung, die Grundgeschwindigkeit auf 40 km/h zu 
erhöhen. Wegen der notwendigen Vorarbeiten 
für die etwa 3000 Einzelstrecken konnte dieser 
Plan jedoch bis zum Kriegsbeginn nicht abge- 
schlossen werden. 

Mit diesen umfangreichen Vorleistungen 
konnten die deutsche Reichsregierung und der 
kaiserliche Generalstab »im vollsten Vertrauen 
an den Ernstfall denken«, wie ein Mitarbeiter 
der Eisenbahnabteilung des preußischen Gene- 
ralstabs formulierte. Er versicherte, daß die deut- 
schen Eisenbahnen »diese gewaltige und gewalt- 
same Verkehrsanspannung zu leisten imstande 
sein« würden. 

Mit Ausbruch des von den imperialistischen 
Hauptmächten Europas vorbereiteten ersten 
Weltkriegs wurden für die deutschen Eisenbah- 
nen die Bestimmungen der Reichsverfassung auf 
gesetzlichem Wege verwirklicht. Der Eisenbahn- 
besitz aller deutschen Länderbahnen wurde 
einer einheitlichen Leitung unterstellt. In der 
entsprechenden Verordnung hieß es: »Sämtliche 
Eisenbahnen Deutschlands sind als in der Nähe 
des Kriegsschauplatzes befindlich anzusehen.« 

Damit begann für das deutsche Eisenbahnwe- 
sen ein Entwicklungsabschnitt, dessen Tendenz 
eindeutig fallend war. Wie jeder imperialistische 
Krieg die massenhafte Vernichtung von Produk- 
tivkräften bringt, so endete auch der erste Welt- 
krieg mit einem nicht vorausgesehenen Chaos, 
das erst nach Jahren angestrengter Arbeit über- 
wunden werden konnte. 


Mit seinem dreirädrigen 
Wagen versuchte 1770 
der Franzose CUGNoT, 
die Dampfkraft 

für den Landverkehr 


zu nutzen. 


Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Mit der von 

der englische Firma 
STEPHENSON gelieferten 
»Adler« wurde der 
Eröffnungszug auf der 
ersten deutschen Eisen- 
bahnstrecke von 


Nürnberg nach Fürth 
gezogen. 
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Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Der erste Bahnhof ın »Auto im Reisezug« Einer der ersten Züge 
Leipzig, eröffnet am gab es schon zur Kut- auf der Leipzig- 


24. April 1837, Aus- schenzeit. Dresdner Bahn im 
gangspunkt der Strecke Aufder Berlin-Anhalter Jahr 1837 

nach Dresden, Eisenbahn konnte 1842 

der ersten deutschen eine gewöhnliche leichte 

Fernbahn Equipage für 21%, 


Taler von Berlin nach 
Leipzig mitgenommen 
werden. 
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Rossserc: Geschichte 
der Eisenbahn 


Optischer Telegraph 
und Läutewerk vor 
einem Wärterhaus der 
Berlin-Görlitzer Eisen- 
bahn 1862 


Ballonsıgnal und 
Bahnwärter um 1850; 
die unterschiedliche 
Position des Korbes am 
Mast entspricht den 
verschiedenen Signal- 


begriffen. 


Läutewerk, entwickelt 
von SIEMENS im Jahr 


1847 


Fotos: 
Rossgerc: Geschichte 
der Eisenbahn 
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In den Anfangsjahren 
der Eisenbahn wurde 
die Abfahrt der Züge 
mit einer Bahnhof s- 
glocke angezeigt. Die 
im Verkehrsmuseum 
Dresden aufbewahrte 
Glocke stammt aus 
dem fahr 1842 und 
war in Altenburg auf- 
gestellt. 
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Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Die ersten Personen- 
wagen ähnelten in ihrem 
Aufbau stark der Post- 
kutsche. 

Dieser Personenwagen 
aus dem Jahr 1843 
fuhr auf der Leipzig- 
Dresdner Eisenbahn. 


Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Modell der ersten, 
1898 für die preußischen 
Eisenbahnen gebauten 


Heißdampflokomotive 


Zeigertelegraph - 
aufbewahrt im Verkehrs- 
museum Dresden 


Schild der »Mulden- 
thal«, die heute im 

Original im Verkehrs- 
museum Dresden steht 


Dieses elektromechani- 
sche Stellwerk wurde 
1912 von SIEMENS ge- 
baut. 


Detail einer Lokomo- 
tive nach der englischen 
FaırLıe-Bauart mit 
doppeltem Laufwerk 
und Kessel, aber mit 
gemeinsamem Stehkes- 
sel. Die im Verkehrs- 
museum Dresden auf- 
gestellte Lokomotive 
wurde 1916 von BaLp- 
wın (USA) für die 
‚französischen Heeres- 
feldbahnen geliefert 
(600 mm Spurweite). 


Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 
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Einen Geschwindig- 
keits- Weltrekord stell- 
ten 1903 auf der Mili- 
tärbahn Marien- 
felde - Zossen bei Ber- 
lin zwei von AEG und 
SIEMENS gebaute 
Schnelltriebwagen auf. 
Sie erreichten die für 
die damalige Zeit 
enorme Geschwindig- 
keit von 210 km/h. 
Drei Bügelstromabneh- 
mer übertrugen den 
Dreiphasenstrom von 
den seitlich neben dem 
Gleis gespannten Fahr- 
drähten auf die Ver- 
suchsfahrzeuge. 

Das Modell steht im 
Siemens-Museum 


München (BRD). 


Als erste Einphasen- 
wechselstromlokomotive 
Deutschlands wurde 
auf der im Herbst 1904 
elektnifizierten Strecke 
Murnau- Oberammer- 
gau die LAG ı am 
19. Februar 1906 in 
Dienst gestellt. Sie war 
bis 1954 in Betrieb. 


Fotos: 
Rossserc: Geschichte 
der Eisenbahn 


Der Zentralmotor mit 
Stangenantrieb war vor 
seiner Aufstellung im 
Verkehrsmuseum Dres- 
den Teil der E 50 42, 
die 1942 an die Deut- 
sche Reichsbahn gelie- 
fert wurde. 


Fotos: 

Rosssers: Geschichte 
der Eisenbahn, Ver- 
kehrsmuseum Dresden 


Lange orientierte sich 
die Kraftübertragung 
vom Elektromotor zu 
den Radsätzen am An- 
trieb der Dampfloko- 
motive. Zu Treib- und 
Kuppelstangen kam 
vielfach ein riesiger 
Motor, der konstruk- 
tive Vorteile bot und 
oft die gesamte Loko- 
motivleistung in sich 
vereinte. Die preußische 
EG »Halle« 528, 
später E 7128, zählte 
zu den zweimotorigen 
Elektrolokomotiven mit 
Stangenantrieb. 


Die 38 205, eine ehe- 
malige sächsische 
XIIH2, wird der 
Nachwelt als - 
Museumslokomotive r- m 
halten. Im Funi 1980 „use 
wurde sie auf dem Ost- 
bahnhof in Berlin für 


Filmaufnahmen einge- 


Zwei Vertreterinnen der 
schweren Güterzugloko- 
motivbaureihe 44 


Fotos: Steckel 


02.0201-0, 


H 


Die 02 0201, hier auf hervor und hieß da- 
dem Berliner Ostbahn- mals 18 201. 

hof im September 

1981, ging aus einem 

Umbau der 61 002 im 

Reichsbahnausbesse- 


Foto: Steckel rungswerk Meiningen 


Die 50 3145 mit einem 
Sonderzug des Deut- 
schen Modelleisenbahn- 
verbandes der DDR 


Die 528069 vor einem 
Kalızug auf dem 
Bahnhof Sangerhausen 
im November 1981 


ci | " 
528069-8 


Fotos: Steckel 


San he- 


99 1758-4, 


Im 


Die 99 6001 im Juli Idylle der Schmalspur- 
1984 in der Nähe von eisenbahn: die 99 1759 
Hasselfelde im Harz auf der Strecke 

Zittau - Fonsdorf 
Die 99 1758 im 
Reichsbahnausbesse- Eine Dampfspeicher- 
rungswerk »Deutsch- _lokomotive im Weichen- 


Sowjetische Freund- werk Brandenburg 
schaft« in Schlauroth 


im Oktober 1981 Oldtimer auf Schienen: 
die Schmalspurdampf- on 
lokomotive 99 1606 vor | I,“ 
dem Lokschuppen in 
Föhstadt 

Fotos: 


Steckel (4), Kirsche 


Die letzte Kleinlok der 
Leistungsgruppe 1. 
Mit der Nummer 

100 010 rangierte sie 
im Oktober 1982 in 
der Einsatzstelle 
Wilhelm-Pieck-Stadt 
Guben. 


Eine Kleinlok der Lei- 
stungsgruppe II, hier 
die 100 955, im August 
1981 in Eisenach 


IHN 


Diese Baureihe be- 
herrscht den Rangier- 
dienst bei der Deut- 
schen Reichsbahn — die 
105 142 im November 
1982 auf dem Bahnhof 


Berlin-Schöneweide. 


Die Kleinlok ro1 596 
wird im Bahnbetriebs- 
werk Frankfurt (Oder) 
gewartet (August 
1982). 


Fotos: Steckel 


Parade moderner 
Triebfahrzeuge der 
Deutschen Reichsbahn 


im Bahnbetriebswerk 


Halle (Saale) P 


Foto: Kirsche 
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Einheitlicher Eisenbahnbetrieb 


im Zeichen kapitalistischer 
Rationalisierung 
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Die Deutsche Reichsbahn entsteht 


Aufgrund der Verfassung des Deutschen Rei- 
ches hatten die Eisenbahnen vom ersten Tag des 
Krieges an den Militärbehörden unterstanden, 
die den gesamten Betriebsablauf einheitlich re- 
gelten. Für besondere militärische Aufgaben war 
außerdem ein gleichfalls einheitlich geleitetes 
Feldeisenbahnwesen geschaffen worden. Das 
Ende 1916 verkündete sog. HiNnDENBURG-Pro- 
gramm, das eine Unterordnung aller personellen 
und sachlichen Reserven unter den Raubkrieg 
der Monopole vorsah, veranlaßte eine weitere 
Konzentration im Eisenbahnbetrieb in Form 
einer Kriegsbetriebsleitung. 

Alle diese Maßnahmen brachten - wenn auch 
mit einem eindeutig negativen Ziel - den Beweis 
dafür, daß auch durch eine größere Verwaltungs- 
einheit ein reibungsloser Eisenbahnbetrieb ge- 
währleistet war. Ein erheblicher Teil der Argu- 
mente, die früher offiziell gegen das Reichseisen- 
bahnprojekt angeführt worden waren, entfiel 
damit. Unter dem Eindruck dieser Erfahrungen 
kam es deshalb vor allem in der württembergi- 
schen, badischen und sächsischen Presse immer 
wieder zu Äußerungen über das Verkehrspro- 
blem. Auch der Reichstag beschäftigte sich er- 
neut mit diesen Fragen und stellte besonders ge- 
gen Ende des Krieges einige konkrete Forderun- 
gen an die Regierung. Nicht zuletzt bemühten 
sich außerdem württembergische und badische 
Regierungskreise vorwiegend aus ökonomischen 
Gründen um eine weitergehende Vereinheitli- 
chung im Eisenbahnwesen. Schon in den Jahren 
ıgI5 und 1916 hatten beide Länder entweder 
einen Zusammenschluß mit den anderen deut- 
schen Staatgbahnen nach dem Muster der preu- 
Bisch-hessischen Betriebsgemeinschaft oder eine 
Vereinigung der badischen und württembergi- 
schen Eisenbahnen mit den Reichseisenbahnen 
in Elsaß-Lothringen zu einem geschlossenen 
süddeutschen Netz gefordert. 

Die beiden Vorschläge erhielten dadurch ein 
besonderes Gewicht, daß sich auch einige Frak- 
tionen des Reigastags mit Nachdruck hinter die 
Forderung nach einer weiteren Vereinheitli- 
chung des deutschen Eisenbahnwesens stellten. 
Handelskammern und ähnliche Wirtschaftsinsti- 
tutionen unterstützten diesen Standpunkt gleich- 
falls. Der stärkste Gegner dieser Pläne war Preu- 
ßen, das nunmehr versuchte, einige deutsche 
Staaten von seiner Meinung zu überzeugen. Des- 
halb fanden vertrauliche Gespräche zwischen 
Vertretern der drei größten deutschen Eisen- 
bahnländer Preußen, Bayern und Sachsen statt. 
In deren Ergebnis sprachen sich die Regierun- 
gen dieser Länder prinzipiell gegen eine weitere 
Vereinheitlichung aus, besonders aber gegen 
Reichseisenbahnen, obwohl Bayern und Sachsen 
aufgrund der erbitterten Verkehrskonkurrenz 
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Preußens in den vorangegangenen Jahrzehnten 
allen Grund gehabt hätten, sich gleichfalls für 
eine Veränderung der bestehenden Verhältnisse 
einzusetzen. Die Regierungen beider Länder, be- 
sonders aber die sächsische, befanden sich damit 
eindeutig im Interessengegensatz zu Teilen ihrer 
Bourgeoisie, die seit langem auf ein Beilegen der 
Verkehrskonkurrenz durch eine weitergehende 
Eisenbahneinheit gedrängt hatten. Diesen Argu- 
menten wurde jedoch nicht gefolgt; denn die 
Länderregierungen befürchteten durch einheitli- 
che Eisenbahnen vor allem eine Einschränkung 
ihrer Selbstbestimmung in wirtschaftlicher und 
politischer Hinsicht. 

Preußens Haltung zur Eisenbahnreform war 
durch ein Votum des Ministers für öffentliche 
Arbeiten, von BREITENBACH, am Ir. Dezember 1915 
fixiert worden. In diesem Votum, das er dem Kö- 
niglichen Staatsministerium zur »Frage der 
Gründung eines deutschen Reichseisenbahnnet- 
zes« vorlegte, schlug BREITENBACH eine Ableh- 
nung jeder Eisenbahnvereinheitlichung vor. Er 
begründete seine Meinung damit, daß für Preu- 
ßen durch den Übergang der Eisenbahnen auf 
das Reich eine erhebliche Machtminderung ein- 
treten würde, da gerade sein riesiges Eisenbahn- 
netz ihm den Schlüssel zur wirtschaftlichen und 
politischen Abhängigkeit der kleineren Bundes- 
staaten gäbe. Eine derartige Machteinbuße wäre 
aber nicht allein für Preußen verhängnisvoll, 
sondern auch für das Reich; denn »die Stärke 
des Reiches und seine innere Festigkeit beru- 
hen ... gerade auf dem Überwiegen des preußi- 
schen Einflusses«. BREITENBACH wurde außerdem 
durch finanzielle Bedenken zur Ablehnung ver- 
anlaßt. Da nach seiner Meinung das Reich nach 
dem - damals noch erwarteten — siegreichen 
Ende des Krieges kaum über so viele Geldmittel 
verfügen würde, um den Bundesstaaten einen 
realen Kaufpreis für ihre Eisenbahnen zu zah- 
len, würde Preußen in beachtliche finanzielle 
Schwierigkeiten geraten, die sich verständlicher- 
weise auch wiederum auf seine Vormachtstel- 
lung im Deutschen Reich auswirken mußten. 
Außerdem fürchtete BREITENBACH, daß die Über- 
schüsse des Eisenbahnbetriebs nach einer Über- 
eignung an das Reich für allgemeine Reichs- 
zwecke Verwendung finden würden und nicht 
wie bisher zur Stärkung der preußischen Wirt- 
schaft und des preußischen Staates. 

Die Hauptsorge Preußens war jedoch, daß die 
Reichseisenbahnen in zu starker Weise vom Par- 
lament abhängig sein würden. Im Reichstag, der 
nach einem bürgerlich-demokratischen Wahl- 
recht zustande gekommen war, hatte die Sozial- 
demokratie eine sichere Position, und er bot auf- 
grund seiner Zusammensetzung nicht die Ge- 
währ dafür, allein im Interesse der Junker und 


des Finanzkapitals Preußens zu entscheiden. 
Demgegenüber hatte der preußische Landtag 
mit seinem Dreiklassenwahlrecht noch immer so 
entschieden, wie es von seiner Regierung ge- 
wünscht worden war. BREITENBACH bescheinigte 
ihm, daß er »verständnisvoll gearbeitet« habe. 
»Weder in der Ausübung des Tarifhoheitsrechts 
noch in den Fragen des Betriebs und der Verwal- 
tung hat er sich über Gebühr einzumischen ver- 
sucht. Im Reiche mit seinem demokratischen 
Wahlsystem würde das wahrscheinlich anders 
werden. Dort sind die Abgeordneten in hohem 
Maße von ihren den unteren Ständen angehöri- 
gen Wählern abhängig und bestrebt, diesen zu- 
liebe überall erhöhten Einfluß zu gewinnen.« 
BREITENBACH befürchtete deshalb Auswirkungen 
auf die staatliche Tarifpolitik, die in der Vergan- 
genheit immer den teilweise unterschiedlichen 
Profitinteressen von Kapital und Junkertum an- 
gepaßt worden war, und er argwöhnte außerdem, 
daß sich sozialdemokratische oder auch nur libe- 
ralistische Einflüsse in einer Weise ausbreiten 
würden, daß darunter »die Dienstzucht und da- 
mit die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen in 
Krieg und Frieden empfindlich leiden« würden. 
Er wiederholte damit frühere Argumente! 

Unter diesen Voraussetzungen begann Preu- 
ßen Verhandlungen zu Eisenbahnfragen mit Ba- 
den und Württemberg in den Jahren 1916 und 
1917, die erwartungsgemäß keinerlei Ergebnis 
brachten. Im Reichstag drängten jedoch die so- 
zialdemokratische und die nationalliberale Frak- 
tion auf energische Maßnahmen. Am 26. März 
1917 konnten sie endlich eine Resolution durch- 
setzen, die den Reichskanzler beauftragte, dem 
Reichstag in absehbarer Zeit eine Denkschrift 
»über die voraussichtlichen finanziellen und 
wirtschaftlichen Ergebnisse einer Vereinheitli- 
chung des deutschen Eisenbahnwesens unter 
Einbeziehung des Binnenwasserstraßenwesens 
vorzulegen«. Zur Ausarbeitung der Denkschrift 
sollte eine Fachkommission gebildet werden. 
Aufgrund der ablehnenden Haltung Preußens 
unternahm die Regierung trotz ihrer Zustim- 
mung gar nichts, so daß der Reichstag am 
22. April 1918 in einer erneuten Resolution die 
sofortige Einberufung der Fachkommission for- 
dern mußte. 

Unter diesem äußeren Druck sowie aufgrund 
der Tatsache, daß die innenpolitische Lage 
Deutschlands sehr gespannt war, erklärte sich 
Preußen zu erneuten Verhandlungen bereit. 
Auch Sachsen und Bayern äußerten sich zustim- 
mend. Am 28. und 29. Juni 1918 trafen sich dar- 
aufhin die sieben Staatsbahnländer in Wiesba- 
den. Auf Vorschlag Preußens einigten sie sich 
darauf, die Forderung des Reichstags nach 
Reichseisenbahnen durch die Bildung eines 
Bundes deutscher Staatseisenbahnen zu umge- 
hen. Dieser sollte eine »äußerlich wahrnehmbare 
nähere Vereinigung« der deutschen Staatsbah- 


nen bewirken, ohne deren Selbständigkeit anzu- 
tasten. Die zentrale Leitung des Bundes sollte 
bei einem zu schaffenden Eisenbahnbundesamt 
liegen, das dem preußischen Ministerium für öf- 
fentliche Arbeiten angeschlossen werden sollte. 
Den Vorsitz im Bundesamt sollte Preußen über- 
nehmen, die erste Vertretung Bayern, die zweite 
Sachsen. 

Der Statutentwurf für den Eisenbahnbund 
wurde im Juli ıg18 in Heidelberg beraten, seine 
endgültige Fassung Ende September des glei- 
chen Jahres an die Mitgliedsstaaten versandt. 
Die sich in dieser Zeit zuspitzende innenpoliti- 
sche und militärische Lage Deutschlands verhin- 
derte zunächst eine Verwirklichung dieser Pläne, 
die ohnehin keine wirksame Veränderung der 
bestehenden Verhältnisse gebracht hätte. 

Am Ende des ersten Weltkriegs waren die 
einst ökonomisch gefestigten und technisch gut 
ausgerüsteten deutschen Eisenbahnen in einer 
außerordentlich schwierigen Lage. Die Waffen- 
stillstandsbedingungen und der Versailler Ver- 
trag verschärften sie noch. Diese Bestimmungen, 
von Lenin als »ungeheuerlicher Raubfrieden« 
charakterisiert, sollten den deutschen Imperialis- 
mus als Konkurrenten auf dem Weltmarkt zu- 
rückdrängen, ohne aus politischen Gründen an 
seiner Substanz zu rühren. Die imperialistischen 
Siegerstaaten brauchten ein imperialistisches 
Deutschland, um den »Linksruck« der europä- 
ischen Arbeiterklasse aufzufangen und - vor al- 
lem -, um die Große Sozialistische Oktoberre- 
volution nicht zum Beispiel für andere Staaten 
werden zu lassen. 

Die deutschen Staatsbahnen verloren durch 
diese Verträge etwa 8000 Lokomotiven, 
280 000 Güterwagen und 13000 Personenwagen. 
Fast 7900km Strecken wurden abgetrennt, da- 
von als geschlossene Netze die Reichseisenbah- 
nen im 1871 von Frankreich geraubten Elsaß-Lo- 
thringen sowie die Strecken in Ost- und West- 
preußen und der Provinz Posen (heute Poznan). 
Dadurch wurden in den meisten Fällen zusam- 
menhängende Streckennetze auseinandergeris- 
sen und ehemalige Verkehrsknotenpunkte in 
ihrer Bedeutung gemindert bzw. aus dem Netz 
herausgelöst. In den neuen Grenzgebieten waren 
deshalb umfangreiche Neu- und Umbauten bzw. 
zunächst Behelfslösungen erforderlich. Vor al- 
lem aber entstanden Schwierigkeiten durch den 
schlechten Zustand des rollenden Materials. 
Ende ı1g18 war beispielsweise in Preußen nur ein 
knappes Drittel der Lokomotiven voll betriebsfä- 
hig, und eine beträchtliche Zahl Güter- und Per- 
sonenwagen bedurfte umfangreicher Reparatu- 
ren. 

Der erste Weltkrieg hatte damit die ehemali- 
gen Überschußbetriebe der Staatsbahnen in De- 
fizitunternehmen verwandelt, die den Haushalt 
der Länder schwer belasteten. Da letztere ohne- 
hin infolge der Novemberrevolution sowie der 
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Bildung der Weimarer Republik einen Souverä- 
nitätsverlust hinnehmen mußten, änderten sie 
ihre Meinung über die Reichseisenbahnen 
grundsätzlich. Ihre Entscheidung wurde durch 
die Forderung der Spartakusgruppe nach »Kon- 
trolle über alle Verkehrsmittel durch den Arbei- 
ter- und Soldatenrat« nachhaltig beeinflußt. Fi- 
nanzkapital und Junkertum waren sich darin 
einig, daß ihre durch den Krieg beträchtlich er- 
schütterte Position auch mit Hilfe der Eisenbah- 
nen gestützt werden sollte. Die politische Bedeu- 
tung der Eisenbahnen im Kampf gegen die 
Revolution unterschätzten sie gleichfalls nicht. 
GROENER, erster Verkehrsminister der Weimarer 
Republik, gab dieser Überzeugung mit den Wor- 
ten Ausdruck: »Wer die Eisenbahnen eines Lan- 
des in seiner Hand hat, ist ein Machtfaktor er- 
sten Ranges in Politik und Wirtschaft.« Zwar 
war man gezwungen, in der ersten Phase der No- 
vemberrevolution den Eisenbahnern und den 
ihre Interessen vertretenden Arbeiter- und Sol- 
datenräten einige Zugeständnisse zu machen; 
doch schon im Herbst ıgrg war klar, daß das 
Reich die nunmehr beginnenden Verhandlun- 
gen zur Übernahme der Ländereisenbahnen be- 
nutzen wollte, um mit Hilfe der Reichseisenbah- 
nen die politische Position der Zentralgewalt zu 
stärken und den Kampf gegen die Revolution 
energischer als bisher zu führen. 

Die politischen Ereignisse Ende ıgıg und An- 
fang 1920, die die Instabilität der herrschenden 
Ordnung deutlich unter Beweis stellten, bewirk- 
ten, daß die Übernahme der Eisenbahnen durch 
das Reich stark beschleunigt wurde. Nicht ein- 
mal die Vertreter der Industrie - mit Ausnahme 
der preußischen - konnten ihren Standpunkt 
darlegen. Die Reichsregierung wollte auch von 
ihnen jeden möglichen Widerstand gegen die 
Eisenbahnvereinheitlichung unterbinden. Das 
richtete sich besonders gegen die von dem Infla- 
tionsgewinnler STINnes geführte Gruppe, die 
schon Igıg eine private Reichsbahngesellschaft 
gefordert hatte. Hingegen waren die rechten Ge- 
werkschaftsführer an einer staatlichen Reichs- 
bahn interessiert, da ihnen eine Personalvertre- 
tung im Reichsverkehrsministerium in Aussicht 
gestellt wurde. 

Die überstürzten Verhandlungen hatten ihre 
Ursache in der Weimarer Verfassung. Im Arti- 
kel 89 war festgelegt: »Aufgabe des Reiches ist 
es, die dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Eisenbahnen in sein Eigentum zu übernehmen 
und als einheitliche Verkehrsanstalt zu verwal- 
ten.« Der Termin für die Übernahme sollte nach 
Artikel 171 spätestens der ı. April 1921 sein. Tat- 
sächlich wurde dieser Zeitpunkt unter dem Ein- 
druck der revolutionären Nachkriegskrise um 
eine Jahr vorverlegt. Der Zeitdruck zwang das 
Reich zu einigen Zugeständnissen an die Län- 
der. Letztere setzten die beachtlich hohe Abfin- 
dungssumme von 39 Mrd. Mark für die Übertra- 
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gung der Eisenbahnen auf das Reich durch. Sie 
sollten zum Teil durch die Übernahme schwe- 
bender Schulden der Länder abgegolten werden. 
Auch auf personellem Gebiet sicherten sich die 
Länder Vorteile zu Lasten des Reichshaushalts. 
Sie vermehrten die Beförderungsstellen ihrer 
Eisenbahnbeamten, was sich in höheren Pen- 
sionslasten niederschlug, aber die Beamtenschaft 
zugleich stärker an die herrschende Klasse band, 
und sie vermehrten ihr Personal generell auf der 
Basis der Demobilmachungsverordnung. Letz- 
tere hatte u.a. die Staatsunternehmen verpflich- 
tet, faktisch alle früheren Beschäftigten nach der 
Rückkehr aus Krieg und Gefangenschaft wieder 
einzustellen, um sie unter Kontrolle zu haben 
und damit von der revolutionären Arbeiterklasse 
fernzuhalten. Dadurch war die Zahl der Beschäf- 
tigten bei der Eisenbahn von 740000 im Jahr 
913 auf 1121000 im Jahr ıgıg gestiegen, trotz des 
verkleinerten Netzes und des geringeren Ver- 
kehrsumfangs. 

Der Staatsvertrag zwischen dem Reich und 
den Ländern Preußen, Bayern, Sachsen, Würt- 
temberg, Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin 
und Oldenburg über die Bildung des ersten ein- 
heitlichen deutschen Eisenbahnunternehmens, 
der Deutschen Reichsbahn, wurde am 30. April 
1920 zum Reichsgesetz erhoben. Er war jedoch 
bereits ab ı. April 1920 wirksam geworden. Nach 
diesem Vertrag übernahm das Reich »... das 
Eisenbahnunternehmen jedes Landes als Ganzes 
mit allem Zubehör und allen damit verbunde- 
nen Rechten und Pflichten.« Alle Nebenbetriebe 
der Eisenbahnen, wie beispielsweise die Fähren, 
die Bodenseeschiffahrt, die Häfen und die Kraft- 
wagenbetriebe, gingen zum gleichen Zeitpunkt 
ebenfalls in das Eigentum des Reiches über. Das 
Personal der Ländereisenbahnen wurde vom 
Reich übernommen. Es umfaßte zum Zeitpunkt 
der Gründung der Deutschen Reichsbahn rd. 
1,1 Mill. Beamte, Angestellte und Arbeiter. 

Auf der Grundlage des genannten Vertrags 
verfügte das Reich nunmehr über ein Eisen- 
bahnnetz von rd. 536s50km (davon rd. gokm 
nicht von den Ländern übernommen). Nach 
8, Jahren war das deutsche Eisenbahnwesen 
endlich vereinheitlicht. Allerdings wurde diese 
objektiv notwendige Maßnahme unter eindeutig 
reaktionären Vorzeichen vollzogen; denn die 
Deutsche Reichsbahn muß als Machtinstrument 
der Konterrevolution bezeichnet werden. Mit 
ihrer Bildung siegten keine »nationalen Ge- 
fühle«, sie wurde vielmehr geschaffen, um alle 
staatlichen Machtmittel gegen die revolutionäre 
Arbeiterklasse konzentrieren zu können. Der rie- 
sige Betriebsapparat der staatsmonopolistischen 
Deutschen Reichsbahn mit über ı Mill. Beschäf- 
tigten wurde zu einem höchst wichtigen wirt- 
schaftlichen und politischen Faktor in der revo- 
lutionären Nachkriegskrise. ’ 
Die Deutsche Reichsbahn begann ihre Tätig- 


keit unter schwierigen Bedingungen. Sie hatte 
nicht nur die im Krieg abgewirtschafteten Anla- 
gen wieder voll betriebsfähig herzurichten, sie 
mußte außerdem dafür sorgen, daß rollendes 
Material in ausreichendem Umfang und entspre- 
chender Leistungsfähigkeit zur Verfügung stand. 
Die Erneuerung der technischen Basis wurde je- 
doch durch die von den herrschenden Kreisen 
bewußt geförderte Inflation insofern behindert, 
als die Preise allen Materials, das zur Instandhal- 
tung und Erneuerung von Anlagen und Be- 
triebsmitteln erforderlich war, ständig stiegen. 
Im Interesse der Wirtschaft folgten dagegen die 
Eisenbahntarife der Geldentwertung nur zö- 
gernd. Sie wurden niedrig gehalten und die vor- 
übergehend aufgehobenen Ausnahmetarife all- 
mählich wieder in Kraft gesetzt. 

Die Lasten dieser Politik trugen nach bekann- 
tem Muster die Beschäftigten der Eisenbahn. Da 
die Personalkosten noch immer den umfangrei- 
cheren Teil der Ausgaben bildeten, wurden bis 
zum 90. September 1924 etwa 300000 Eisenbah- 
ner »abgebaut«: Zu diesem Stichtag betrug der 
Personalbestand 717287 Eisenbahner. Die im 
Dienst Verbleibenden mußten — mit Ausnahme 
der höheren Beamten — eine empfindliche Ver- 
schlechterung ihrer sozialen Lage in Kauf neh- 
men. Ihre Gehälter und Löhne wurden allge- 
mein sehr schleppend an die immer schnellere 
Geldentwertung angepaßt, so daß die Realein- 
kommen der Eisenbahner spürbar sanken. 

Das Ergebnis dieser Maßnahmen blieb nicht 
aus. Schon 1921 konnte das nach dem Krieg be- 
achtliche Betriebsdefizit der Eisenbahnen ver- 
mindert werden, und das Jahr 1922 schloß bereits 
wieder mit einem Überschuß ab. Teile des Mo- 
nopolkapitals drängten trotzdem wiederholt auf 
die Umwandlung der staatlichen Eisenbahn in 
ein privates Unternehmen. So forderte u.a. im 
November 1921 der Reichsverband der deutschen 
Industrie - initiiert vor allem durch die STInNES- 
Gruppe - die Überführung der Deutschen 
Reichsbahn in den Privatbesitz. Er stellte ein 
umfangreiches Darlehen für die Rekonstruktion 
des gesamten Eisenbahnbetriebs in Aussicht, 
allerdings nur unter der Voraussetzung, daß die 
Deutsche Reichsbahn wie auch andere Unter- 
nehmen entstaatlicht würden. Die innenpoliti- 
sche Lage gestattete jedoch keine Zustimmung 
zu diesen Plänen. Zu einem Zeitpunkt, als zur 
Beruhigung der revolutionären Arbeiter die »So- 
zialisierung« propagiert wurde, konnte von einer 
Reprivatisierung nicht die Rede sein. 

Unabhängig davon war der Reichsregierung 
die Staatseisenbahn als Mittel der Politik, aber 
auch zur Profitmaximierung für die herrschende 
Klasse, unentbehrlich. In den Verhandlungen 
der Sozialisierungskommission wurde dieser Ge- 
danke offen ausgesprochen: »Welches ist denn 
die Aufgabe der Eisenbahn und der Post? Doch 
nicht etwa, Überschüsse für den Staat zu erzie- 


len? Wenn Überschüsse erzielt werden, um so 
besser. Aber selbst wenn keine Überschüsse er- 
zielt werden, müßte das Eisenbahnwesen auf der 
höchsten Stufe gehalten werden, ebenso das 
Postwesen, weil sie ja beide der Allgemeinheit 
(dem Monopolkapital und den Junkern, d. Verf.) 
dienen, weil das ... Blühen unserer Wirtschaft 
einzig und allein von dem tadellosen Funktionie- 
ren unseres Verkehrswesens abhängig ist.« Der 
Vorschlag zur Reprivatisierung der Eisenbahnen 
wurde deshalb abgelehnt. 

Die Besetzung des Ruhrgebiets im Jahr 1923 
als Reaktion auf die Nichterfüllung der Repara- 
tionspflichten durch das deutsche Monopolkapi- 
tal komplizierte die Lage der Deutschen Reichs- 
bahn erneut. Fast 5400 km der nach dem Krieg 
ertragreichsten Strecken wurden zunächst von 
einer interalliierten Feldeisenbahnbehörde und 
später von der französisch-belgischen Eisen- 
bahnregie (mit Sitz in Mainz) übernommen. Der 
Deutschen Reichsbahn verblieben allein die im 
Kölner Raum liegenden Strecken, die Großbri- 
tannien unterstellt waren. Alle Einnahmen aus 
dem Betrieb der Ruhreisenbahnen wurden als 
Reparationszahlungen einbehalten; die Instand- 
haltung der Strecken, des rollenden Materials 
usw. oblag der Deutschen Reichsbahn. Sie 
mußte auch die in diesen Gebieten beschäftigten 
Eisenbahner besolden, obgleich ihnen bis Ende 
September 1923, als der passive Widerstand auf- 
gegeben wurde, ein Dienst bei der Eisenbahnre- 
gie verboten war. 

Die Ruhrkrise verschärfte vor allem die Lage 
der Arbeiter. Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 
nahmen zu, die rasende Geldentwertung brachte 
zusätzliche Not. So war vom Sommer 1922 bis 
Februar 1923 der Dollarkurs in Berlin (1913 = ı) 
von 76 auf 6650 Mark gestiegen und kletterte 
von da an in astronomische Höhen. Im Dezem- 
ber 1923 erreichte er als Gipfelwert ı Billion 
Mark. Die Reallöhne der Arbeiter — unter ihnen 
auch der Eisenbahner — waren kaum noch exakt 
zu bestimmen. 

Obwohl der Inflationstaumel mit der Wäh- 
rungsstabilisierung nicht sofort beendet war, 
hatte die Reichsregierung bestimmte Maßnah- 
men für ihre künftige Finanzpolitik eingeleitet. 
Zu ihnen zählte das Herauslösen der Deutschen 
Reichsbahn aus dem Reichshaushalt und das 
Streichen sämtlicher Zuschüsse an sie. Zwar 
blieb die Deutsche Reichsbahn nach wie vor Teil 
der Reichsverwaltung, aber sie war finanziell 
nunmehr schlagartig auf sich selbst gestellt. Weil 
die laufenden Betriebseinnahmen nicht genüg- 
ten, um alle Verbindlichkeiten zu decken, war 
eine generelle Neuregelung unvermeidbar. Zu- 
nächst aber reagierte die Eisenbahnverwaltung 
mit »Entlassung aller entbehrlichen Kräfte« und 
der »Kürzung der ohnedem sparsam bemesse- 
nen Bezüge des Personals«, aber auch mit Be- 
triebseinschränkungen. 
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Reparationsverpflichtungen der Eisenbahnen 


Den Spielraum für die beabsichtigte Neurege- 
lung räumte das Ermächtigungsgesetz vom 8.De- 
zember 1923 ein, das die Reichsregierung be- 
fugte, Verordnungen zur Stabilisierung der 
politischen und ökonomischen Lage zu erlassen, 
sofern sie keine Verfassungsänderung enthielten. 
Die erwähnte Veröffentlichung betont in diesem 
Zusammenhang, daß sich die Deutsche Reichs- 
bahn dadurch von den bis dahin ihre »Wirt- 
schaftlichkeit schwer beeinträchtigenden politi- 
schen Einflüssen« frei machen konnte. Ein 
greifbarer Erfolg zeigte sich in der relativ ra- 
schen Stabilisierung der Eisenbahnfinanzen. 

Auf der Basis des Ermächtigungsgesetzes er- 
ließ die Regierung am ı2. Februar 1924 eine 
»Verordnung über die Schaffung eines Unter- 
nehmens »Deutsche Reichsbahn««. Unter Bezug 
auf den Artikel g2 der Reichsverfassung sollte 
das selbständige Unternehmen Deutsche Reichs- 
bahn eine juristische Person darstellen, der der 
Betrieb und die Verwaltung der reichseigenen 
Eisenbahnen übertragen werden sollten. Die Ei- 
gentumsrechte verblieben beim Reich. Alle Aus- 
gaben waren vom Unternehmen Deutsche 
Reichsbahn aus dessen Einnahmen zu bestrei- 
ten. Bis zu einer angekündigten gesetzlichen 
Neuregelung leitete der Verkehrsminister das 
Unternehmen Deutsche Reichsbahn. 

Diese Veränderung scheiterte jedoch am Ein- 
spruch der Siegermächte. Sie verlangten eine 
Neuordnung der deutschen Eisenbahnverhält- 
nisse im Hinblick auf die Reparationsleistungen, 
ausgehend vom Artikel 248 des Versailler Ver- 
trags, nach dem der gesamte Besitz des Deut- 
schen Reiches - und somit auch die Staatsbah- 
nen - für die Reparationszahlungen haften 
mußten. Die Reichsregierung hatte deshalb auch 
schon während der Ruhrbesetzung - um sich 
andeutenden umfassenden Regelungen zuvorzu- 
kommen - in einem Memorandum an die Sie- 
germächte vorgeschlagen, die Deutsche Reichs- 
bahn in ein Sondervermögen umzuwandeln und 
von 1927 an jährlich aus ihren Betriebsüber- 
schüssen 500 Mill. Goldmark auf das Repara- 
tionskonto zu zahlen. Das Memorandum blieb 
unbeantwortet. 

Nach der Währungsstabilisierung griffen die 
Siegermächte diesen Vorschlag jedoch auf. Der 
internationale Sachverständigenausschuß, der 
sich unter dem Vorsitz von CHARLES Dawes 
(USA) von Januar bis April 1924 mit der Frage 
beschäftigte, wie die Reparationsleistungen 
Deutschlands zu erbringen seien, klärte das Pro- 
blem. Der Dawes-Plan verfolgte das Ziel, die Re- 
parationsleistungen durch einen umfassenden 
Wiederaufbau der deutschen Volkswirtschaft zu 
garantieren. Zu diesem Zweck sollten dem Deut- 
schen Reich umfangreiche Kredite zur Stabili- 
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sierung seiner Währung und zum Ausgleich sei- 
nes Budgets gewährt werden. Als Gegenleistung 
dafür und für die pünktliche Zahlung der Repa- 
rationen sollte Deutschland die Zollgebühren, 
die Akzisen und die ertragreichsten Posten sei- 
nes Etats verpfänden. Unter die letzte Position 
fielen auch die Gewinne der deutschen Eisen- 
bahnen. 

Das Dawes-Gutachten verlangte eine grund- 
sätzliche Änderung der deutschen Eisenbahnpo- 
litik. Die Gründung des Unternehmens Deut- 
sche Reichsbahn wurde als nicht ausreichend 
betrachtet. Man forderte vielmehr für einen län- 
geren Zeitraum die Übertragung der Eisenbahn- 
verwaltung auf ein nach kaufmännischen Prinzi- 
pien arbeitendes Unternehmen. Ihm sollten 
weitgehende Vollmachten hinsichtlich der Be- 
triebsführung, der Tarifgestaltung, des Bauge- 
schehens usw. eingeräumt werden. Dem Deut- 
schen Reich wurden nur insoweit Aufsichtsbe- 
fugnisse über Tariffragen und ähnliche Angele- 
genheiten zugestanden, als sie im Interesse eines 
einheitlichen Betriebs unentbehrlich waren. 
Diese Aufsicht durfte jedoch die Eisenbahnen 
nicht hindern, »eine billige und angemessene 
Rente aus dem Kapital zu erzielen«. Letztere war 
für die Reparationszahlungen außerordentlich 
wichtig. Deshalb wurde außerdem ein ausländi- 
scher Eisenbahnkommissar vorgesehen, der weit- 
gehende Vollmachten erhalten sollte. 

In diesen und anderen Bestimmungen zeigte 
sich deutlich, daß das Dawes-Gutachten vor al- 
lem darauf abzielte, die deutsche Wirtschaft der 
internationalen Ausbeutung zu unterwerfen. Die 
Eisenbahnen standen dabei an bevorzugter Posi- 
tion; denn sie verkörperten das größte und profi- 
tabelste Unternehmen des Reiches und boten 
außerdem eine Schlüsselstellung gegenüber der 
Industrie. Von deutscher Seite aus wurde dieses 
Gutachten unterschiedlich aufgenommen. Die 
Kommunistische Partei Deutschlands lehnte es 
scharf ab, weil sie den wahren Charakter dieses 
Planes erkannte. Aus anderen Motiven sprachen 
sich auch Teile der nichtmonopolisierten Bour- 
geoisie gegen den Plan aus. Das Finanzkapital 
und die dessen Interessen vertretende Regierung 
dagegen tolerierten diese Vorschläge nicht nur, 
sondern förderten sie mit wenigen Einschrän- 
kungen, weil sie eine Lösung des Reparations- 
problems in Aussicht stellten, die die Wirtschaft 
am wenigsten belastete, statt dessen aber die 
Hauptlast der Reparationen den arbeitenden 
Schichten des Volkes aufbürdete. 

Nach Veröffentlichung des Gutachtens wurde 
ein Organisationskomitee für die »Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft« gebildet, dem zwei 
deutsche und zwei ausländische Eisenbahnexper- 
ten angehörten. Es erarbeitete die Gesetzent- 


würfe für die Neugestaltung des deutschen 
Eisenbahnwesens, die im August.I924 auf einer 
Konferenz der Siegermächte in London gebilligt 
und Ende des gleichen Monats als Reichsgesetz 
erlassen wurden. Auf der Basis dieser Gesetze 
ging am ır. Oktober 1924 das Betriebsrecht an 
den Reichseisenbahnen auf die Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft über. Rund einen Mo- 
nat später wurden ihr auch die bisher von der 
französisch-belgischen Eisenbahnregie verwalte- 
ten Strecken des Ruhrgebiets angeschlossen, die 
auf diese Weise wirkungsvoller ausgebeutet wer- 
den sollten. Das Unternehmen »Deutsche 
Reichsbahn« schloß am 90.September 1924 seine 
Rechnung ab. Aufgrund der Wirtschaftsführung 
der letzten Monate war es in der Lage, der neu 
geschaffenen Gesellschaft ein unbelastetes Be- 
triebskapital in Höhe von 756 Mill. Goldmark zu 
übergeben, außerdem ein weitgehend überarbei- 
tetes Streckennetz und ausreichende Betriebs- 
mittel. Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft 
fand also von vornherein andere Bedingungen 
vor als die Deutsche Reichsbahn nach ihrer 
Gründung im Jahr ıg20, zumal sie auch auf 
einem nahezu völlig vereinheitlichten Betrieb 
aufbauen konnte. 

Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, die 
nach rd. 4/, Jahren an die Stelle der Deutschen 
Reichsbahn trat, war eine Betriebsgesellschaft 
öffentlich-rechtlicher Natur. Ihr wurde demzu- 
folge nur der Betrieb der Eisenbahn übertragen, 
während das Eigentumsrecht beim Deutschen 
Reich verblieb. Es war vorgesehen, daß die Ge- 
sellschaft ihre Rechte für eine Zeit von 40 Jahren 
ausüben sollte, also bis zum 31. Dezember 1964. 
Wären die deutschen Verbindlichkeiten bereits 
früher erfüllt, sollte das Betriebsrecht zu einem 
früheren Zeitpunkt erlöschen. Für den Fall der 
Nichterfüllung sollte es verlängert werden. 

Den finanziellen Verpflichtungen der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft wurde das Eisen- 
bahnvermögen mit einer Höhe von 26 Mrd. RM 
(Reichsmark) zugrunde gelegt. Das Aktienkapi- 
tal der Gesellschaft sollte 15, Mrd. RM betragen, 
aufgegliedert in 13 Mrd. RM Stammaktien und 
2 Mrd. RM Vorzugsaktien. Die Stammaktien 
mußten in jedem Fall beim Reich oder bei einem 
deutschen Land bzw. bei mehreren deutschen 
Ländern verbleiben. Die Vorzugsaktien dagegen 
wurden nach dem üblichen deutschen Aktien- 
recht vergeben. Sie waren gewissermaßen der 
Köder für das deutsche Finanzkapital, um dem 
Plan im Ganzen zuzustimmen. Den Inhabern 
der Vorzugsaktien wurde eine Vorzugsdividende 
von 7% garantiert, eventuell auch noch eine Zu- 
satzdividende. Entgegen den in Deutschland üb- 
lichen Formen waren diese 7% als sog. kumula- 
tive Dividende zu betrachten, d.h., sie war aus 
dem Gewinn des folgenden Jahres nachzuzahlen, 
wenn ihre festgelegte Höhe einmal nicht erreicht 
wurde. Außerdem entfiel auf je 500 Mill. RM 


Aktienkapital ein Sitz im neu geschaffenen Ver- 
waltungsrat. Hatten die Vorzugsaktionäre drei 
Mitglieder in diesem Gremium, stellten sie sei- 
nen Präsidenten und beeinflußten damit die 
staatliche Eisenbahnpolitik in vielerlei Hinsicht. 
Eine derartige Regelung mußte den Einfluß des 
Finanzkapitals auf die Deutsche Reichsbahn-Ge- 
sellschaft verstärken und ihm hohe stabile Pro- 
fite sichern. Anzumerken ist, daß die Vorzugsak- 
tien auch den Siegermächten Vorteile verschaf- 
fen sollten. Auf Verlangen mußte ein Viertel des 
durch sie aufgenommenen Kapitals dem Reich 
zur Deckung von Reparationsverpflichtungen 
zur Verfügung gestellt werden. 

Da die Höhe des Aktienkapitals der Gesell- 
schaft auf 15 Mrd., der Wert des Eisenbahnver- 
mögens dagegen auf 26 Mrd. RM festgesetzt 
worden waren, blieben demnach noch ıı Mrd. 
RM zur Verfügung. Sie wurden als Reparations- 
schuldverschreibungen in Form von Goldmark 
deklariert und mußten unmittelbar nach Bil- 
dung der Gesellschaft an den Treuhänder der 
Reparationskommission übergeben werden. Die- 
ser hatte das Recht, die Schuldverschreibungen 
weiterzugeben und sie ggf. auch an internationa- 
len Börsen anzubieten. 

Die Reparationsschuldverschreibungen bilde- 
ten die eigentliche Grundlage für die finanzielle 
Ausbeutung der deutschen Eisenbahnen; denn 
sie sahen umfangreiche jährliche Zahlungen zu 
ihrer Verzinsung und Tilgung vor. Entsprechend 
den vereinbarten Übergangsbestimmungen 
sollte die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft im 
ersten Betriebsjahr 200 Mill., im zweiten Jahr 
595 Mill. und im dritten Jahr 550 Mill. Gold- 
mark dafür zahlen. Vom vierten Betriebsjahr an 
wurde eine jährliche Summe in Höhe von 
660 Mill. Goldmark festgelegt, die einem Zins- 
satz von 5% und einem Tilgungssatz von 1% ent- 
sprach. 

An die Vorzugsaktionäre waren außerdem - 
die volle Ausgabe der Vorzugsaktien in Höhe 
von 2 Mrd. RM vorausgesetzt - jährlich 
140 Mill. RM zu zahlen; und schließlich forderte 
die Reparationskommission von der eingenom- 
menen Beförderungssteuer jährlich 290 Mill. 
Goldmark. Die Besteuerung des Güter- und Per- 
sonenverkehrs war während des Krieges im Jahr 
1917 eingeführt worden. Und zwar wurden vom 
Güterverkehr generell 7%, vom Personenverkehr 
der ı. Klasse 16%, der 2. Klasse 14% und der 
9.Klasse 12% Beförderungssteuer erhoben. Nach 
der Satzung der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft gingen diese Einnahmen im ersten Be- 
triebsjahr an das Reich, im zweiten Jahr waren 
250 Mill. und vom dritten Jahr an die erwähnten 
290 Mill. Goldmark auf das Reparationskonto 
einzuzahlen. Die Deutsche Reichsbahn-Gesell- 
schaft mußte damit jährlich fast ı,1ı Mrd. Gold- 
mark aufbringen, obgleich sie alle ihre Ausgaben 
selbst zu decken und eine Rücklage für die Ein- 
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lösung der Vorzugsaktien zu bilden hatte. Sie 
war zu dieser beachtlichen finanziellen Leistung 
nur imstande, weil ihr vom Staat bestimmte Pri- 
vilegien eingeräumt wurden. Sie wurde z. B. 
kaum steuerlich belastet, hatte keine Kosten für 
die amtliche Aufsicht zu tragen, konnte unrenta- 
ble Eisenbahnneubauten ablehnen und ihre Lei- 
stungen für Staatsverwaltungen höher bewerten. 
Der Löwenanteil der abzuliefernden Gelder kam 
jedoch aus Einsparungen an Personal. Durch 
weitere Entlassungen und eine ausgeprägte kapi- 
talistische Rationalisierung wurden nach Ge- 
schäftsberichten der Deutschen Reichsbahn-Ge- 
sellschaft jährlich nicht weniger als 750 Mill. RM 
»eingespart«. Die staatliche Eisenbahnpolitik of- 
fenbarte gerade darin ihren wahren Charakter: 
Die Reparationsleistungen für den vom deut- 
schen Imperialismus angezettelten und verlore- 
nen Krieg bezahlten zu einem beachtlichen Teil 
die deutschen Eisenbahner! 

Damit dieser Mechanismus funktionierte und 
zusätzliche Vorteile für die Wirtschaft entstan- 
den, wurde als entscheidende Institution in der 
Verwaltung der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft erstmalig ein Verwaltungsrat gebildet, 
durch den sich das deutsche und das internatio- 
nale Monopolkapital den entscheidenden Ein- 
fluß auf die deutschen Eisenbahnen sicherten. 
Er bestand aus 18 Mitgliedern, von denen g Aus- 
länder sein konnten (mindestens mußten 4 Aus- 
länder vertreten sein). Die Namen der deutschen 
Verwaltungsratsmitglieder offenbaren die Kräf- 


tegruppierung: Präsident war CARL FRIEDRICH 
von SIEMENS, Aufsichtsratsvorsitzender der Sie- 
mens-Halske- und Siemens-Schuckert-Werke 
sowie Vorsitzender des vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrates. Ihm standen solche Vertreter 
des Monopolkapitals zur Seite wie KLÖCcKnER, 
Krupp von BoHLen unp Hausach, Bankier 
ScHröper und Schmitz von der IG Farben. 

Der Verwaltungsrat hatte weitreichende Kom- 
petenzen. Er setzte den Generaldirektor der Ge- 
sellschaft und die übrigen Mitglieder des Vor- 
stands ein, dem die Betriebsleitung der Eisen- 
bahnen unterstand. Er entschied weiterhin über 
alle wichtigen Fragen des Eisenbahnbetriebs und 
sicherte sich damit die Möglichkeit, ihn im In- 
teresse der monopolisierten Wirtschaft zu beein- 
flussen. Von besonderer Wichtigkeit waren in 
diesem Zusammenhang seine Entscheidungsbe- 
fugnisse über die Beschaffungspolitik und die 
Personalpolitik. Mit dem Verwaltungsrat hatten 
Monopolkapital und Junker endgültig die Herr- 
schaft über die deutschen Staatsbahnen angetre- 
ten, die sie seit einiger Zeit angestrebt hatten. 

Die unmittelbare Betriebsleitung der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft oblag der Haupt- 
verwaltung, die dem Generaldirektor unterstellt 
war und somit im Sinne des Verwaltungsrats ar- 
beitete. Die staatliche Aufsicht über die Eisen- 
bahnen übte das Reichsverkehrsministerium im 
Auftrag des Deutschen Reiches aus, um dessen 
Eigentumsrechte wahrzunehmen. Allerdings wa- 
ren seine Befugnisse stark eingeschränkt. 


Höhere Leistungsfähigkeit und Sicherheit der Eisenbahnen 


Trotz der Kriegsverluste und trotz der Auswir- 
kungen der Reparationszahlungen zählten die 
deutschen Eisenbahnen noch immer zu den lei- 
stungsfähigsten der Erde. Im Hinblick auf die 
Streckenlänge (einschließlich der nebenbahn- 
ähnlichen Kleinbahnen rd. 69900 km) standen 
sie Anfang der goer Jahre hinter den USA und 
der Sowjetunion an 3. Stelle in der Welt; hin- 
sichtlich der Netzdichte nahmen sie mit 14,2 km/ 
100 km? in Europa nach Belgien, Luxemburg, der 
Schweiz und Großbritannien ıg30 den 5. Platz 
ein.! Allerdings wies der Erschließungsgrad der 
deutschen Länder nach wie vor die gleichen er- 
heblichen Unterschiede auf, wie sie aus ökono- 
mischen Gründen beim Ausbau des Netzes ent- 
standen waren. 

Das in Jahrzehnten gewachsene deutsche 
Eisenbahnnetz mußte demzufolge in der Zeit 
nach dem ersten Weltkrieg nicht vorrangig aus- 
gebaut werden, zumal es durch das rasche 
Wachstum des Kraftverkehrs für die Flächener- 
schließung spürbar an Bedeutung verlor. Es 
wurde allerdings auch nicht reduziert — wie das 
andere Länder unter dem Eindruck der Kraft- 
verkehrskonkurrenz praktizierten. Das Interesse 


120 


des Staates an günstigen allgemeinen Produk- 
tionsbedingungen und an einem strategischen 
Anforderungen voll entsprechenden Eisenbahn- 
netz war vielmehr Grund genug, um auch mit 
Verlust arbeitende Neben- und Kleinbahnen, 
vorwiegend aus Staatsmitteln, zu erhalten. Auf- 
fallend war weiterhin, daß sich trotz verschiede- 
ner Baumaßnahmen in den 20er und teilweise in 
den goer Jahren der Anteil der zwei- und mehr- 
gleisigen Strecken am Gesamtnetz im Vergleich 
zu Igı3 nicht veränderte, er betrug nach wie vor 
rd. 40 %. Gezielte betriebliche, technische und 
technologische Maßnahmen sorgten dennoch 
dafür, daß die Leistungsfähigkeit und die Wirt- 
schaftlichkeit der Eisenbahnen bei zugleich hö- 
herer Sicherheit des gesamten Betriebs beacht- 
lich gesteigert werden konnten. Sie wurden u.a. 
durch höhere Fahrgeschwindigkeiten der Züge, 
steigende betriebliche Anforderungen, aber auch 
durch vielfältige Rationalisierungstendenzen 
veranlaßt und konzentrierten sich neben den 
Strecken besonders auf die großen Knotenbahn- 
1. 1932 umfaßte das normalspurige deutsche Eisenbahnnetz 


rd. 56665 km; davon entfielen 3715 km auf mehr als 80 Pri- 
vatbahnen. 


höfe, besonders die Rangierbahnhöfe, weil deren 
bauliche und sicherungstechnische Anlagen die 
Leistungsfähigkeit des gesamten Netzes nachhal- 
tig beeinflußten. 

Aus der Fülle der Veränderungen können nur 
einige Beispiele erwähnt werden. Zu ihnen zähl- 
ten die Zentralisierung der Weichen- und Si- 
gnalbedienung auf den Bahnhöfen der Haupt- 
bahnen und der Einbau selbsttätig wirkender 
Gleisfreimeldeeinrichtungen auf bestimmten 
Bahnhöfen. Schrittweise wurden die älteren, mit 
Druckluft arbeitenden Stellwerke durch elektri- 
sche Stellwerke abgelöst, die Arbeitskräfte ein- 
sparten und besser funktionierten. Die elektri- 
sche Streckenblockung wurde ausgebaut, um die 
Abhängigkeit zwischen benachbarten Zugfolge- 
stellen einer Strecke herzustellen. Sie war in An- 
betracht der steigenden Geschwindigkeiten so- 
wie der zunehmenden Belastung eines Teils der 
Strecken für die Zugsicherheit von großer Wich- 
tigkeit. 

Die Leistung der großen Rangierbahnhöfe 
konnte seit 1923 durch automatische Stellwerke 
an den Ablaufbergen und ab 1927 durch die Auf- 
nahme des Rangierfunks gesteigert werden; 
denn die Umstellarbeit wurde dadurch ebenso 
reduziert wie die Zeit für den Wagenumlauf und 
den Transport. Außerdem erhöhte sich die Si- 
cherheit bei der Rangierarbeit, und es konnten 
Arbeitskräfte eingespart werden — ein wichtiger 
und beabsichtigter Effekt der kapitalistischen 
Rationalisierung. Die Bedeutung gerade dieser 
Maßnahmen für die Eisenbahnverwaltung zeigte 
sich u.a. darin, daß 1927 eine spezielle Studienge- 
sellschaft für Rangiertechnik gebildet wurde, die 
die auf pragmatischem Wege gewonnenen Er- 
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kenntnisse durch gezielte technisch-wissen- 
schaftliche Untersuchungen verbessern sollte. 

In die gleiche Richtung zielte 1928 das Einfüh- 
ren der Zugüberwachung, um Betriebsstörungen 
zu vermeiden. Analog dazu entstand ein Bahn- 
hofsleitungsverfahren. Beide Methoden beruhten 
auf dem US-amerikanischen Dispatchingverfah- 
ren, das auch andere europäische Bahnverwaltun- 
gen erprobten. Deutsche Firmen entwickelten da- 
für besondere Fernsprecheinrichtungen, um Im- 
porte aus den USA zu vermeiden. 
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Im Interesse einer größeren Sicherheit lag die 
versuchsweise Einführung der induktiven Zugsi- 
cherung (Indusi) ab 1926, die in größerem Um- 
fang ab 1992 auf stark belasteten und mit hohen 
Geschwindigkeiten befahrenen Strecken wirk- 
sam wurde. Die Indusi arbeitete nach dem Reso- 
nanzprinzip mit drei Frequenzen, wobei der 
Fahrzeugmagnet der Lokomotive ein elektro- 
magnetisches Feld ausstrahlte, das beim Über- 
fahren der Gleismagnete am Vor- und Hauptsi- 
gnal in diesen Spannung induzierte und damit 
Schaltvorgänge auf der Lokomotive auslöste. 
Der Lokführer mußte nach Passieren des Vorsi- 
gnals eine Wachsamkeitstaste drücken und die 
Geschwindigkeit verringern, sonst trat eine 
Zwangsbremsung ein. Die gleiche Wirkung 
wurde am Hauptsignal erreicht, wenn die vorge- 
gebene Geschwindigkeit überschritten wurde. 
Die Indusi war für die Sicherheit von beacht- 
lichem Wert, sie schloß menschliches Versagen 
als Unfallursache weitestgehend aus. 

Leistungssteigernd wirkten außerdem Verbes- 
serungen im Oberbau und im Brückenbau. Sie 
wurden durch die höheren Achslasten und Fahr- 
geschwindigkeiten sowie die Rationalisierungs- 
maßnahmen der Eisenbahn ausgelöst und stan- 
den im engen Zusammenhang mit dem Bemü- 
hen um eine Vereinheitlichung auch auf diesem 
Gebiet. 1926 begann der Einbau der Schienen 
S 49 (49kg/m Schienenmasse) und des Ober- 
baus K 49, die bis heute den kontinuierlich ge- 
stiegenen Belastungen genügen. Die etwa gleich- 
zeitig eingeführte planmäßige Unterhaltung und 
Erneuerung der Gleisanlagen wurde dazu ge- 
nutzt, die neue Oberbauform anzuwenden. 

Neben betrieblichen und ökonomischen Erwä- 
gungen lagen diesen Veränderungen auch mili- 
tärische Gesichtspunkte zugrunde. Seit der An- 
wendung des neuen Oberbaus war man sich 
darüber im klaren, daß er zugleich den besonde- 
ren Belastungen in einem Krieg genügen mußte. 

Dagegen dienten die größeren Schienenlän- 
gen, die versuchsweise ab 1928 eingeführt wurden, 
vorwiegend der Erhöhung des Fahrkomforts aufin- 
ternational stark befahrenen Strecken. Waren da- 
bei zunächst Schienenlängen von 30 m üblich, so 
schweißte man in den folgenden Jahren die Schie- 
nen teilweise bis zu 60 m Längezusammen, in Tun- 
neln, wo geringe Temperaturschwankungen den 
Schienenstoß weitestgehend entbehrlich machten, 
bis zu 1000 m. 

Der Eisenbahnbrückenbau wurde nach Bil- 
dung der Deutschen Reichsbahn gleichfalls ver- 
einheitlicht. 1922 wurden — auch im Hinblick 
auf die steigenden Verkehrslasten — Regelbela- 
stungen für Eisenbahnbrücken erarbeitet, nach 
denen die Eisenbahnbrücken in den folgenden 
Jahren verstärkt bzw. zu einem kleineren Teil 
durch neue ersetzt wurden. Gezielte Forschun- 
gen und Versuche sowie die enge Zusammenar- 
beit mit dem Deutschen Normenausschuß (bis 
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1926: Normenausschuß der Deutschen Industrie) 
und der einschlägigen Industrie führten zu be- 
achtlichen Verbesserungen. In der Bauausfüh- 
rung überwogen Massiv- und Stahlbrücken. 
Stahl wurde für die großen und meistbean- 
spruchten Brücken bevorzugt, wobei die Eisen- 
bahn von der Industrie eine qualitative Verbes- 
serung des Baustahls verlangte. Sie erwartete 
nicht allein eine höhere Festigkeit, sondern auch 
eine Verminderung der arbeitsaufwendigen stän- 
digen Unterhaltung der Brücken. Durch Beimi- 
schen von Kupfer wurde beispielsweise der Stahl 
weniger korrosionsgefährdet. Zugleich konnte 
gemeinsam mit der Farbenindustrie der Rost- 
schutz verbessert werden, und auch das maschi- 
nelle Entrosten wurde erprobt. Der Übergang 
von genieteten zu geschweißten eisernen Brük- 
ken seit Anfang der goer Jahre brachte einen 
weiteren deutlichen Fortschritt. Eine Verringe- 
rung der Masse um bis zu 25% bedeutete sowohl 
geringere Materialkosten als auch günstigere 
konstruktive Möglichkeiten. Zugleich erlaubte 
die Schweißtechnik das Verstärken vorhandener 
Brücken ohne kostspielige Um- und Neubauten. 

Die technischen und betrieblichen Verbesse- 
rungen wirkten sich günstig auf die Leistungsfä- 
higkeit der deutschen Eisenbahnen aus, wobei 
die Struktur der Verkehrsleistungen im wesentli- 
chen erhalten blieb. Allerdings zeigten sich recht 
spürbare Auswirkungen der komplizierten wirt- 
schaftlichen Situation des Deutschen Reiches in 
den 2oer Jahren: Die Probleme der Inflationszeit 
Anfang der 2oer Jahre spiegelten sich hier 
ebenso deutlich wider wie der begrenzte kon- 
junkturelle Aufschwung in der Phase der relati- 
ven Stabilisierung des Kapitalismus von 1924 bis 
1929 und natürlich erst recht der drastische 
Rückgang von Produktion und Handel während 
der Weltwirtschaftskrise (1929 bis 1932). Vor al- 
lem im Güterverkehr wurde außerdem die zu- 
nehmende Flächenerschließung durch den 
Kraftverkehr sichtbar. Das äußerte sich in einer 
im Vergleich zur Vorkriegszeit anwachsenden 
durchschnittlichen Transportentfernung, die 
sich in den Transportleistungen allerdings nur 
unvollständig zeigte, weil im Gefolge aller ge- 
nannten Ursachen — aber auch durch die sich 
verstärkende Konkurrenz des Kraftverkehrs - 
die Transportmenge der deutschen Eisenbahnen 
erheblich unter der des Jahres ıgı3 lag. Im ein- 
zelnen ergab sich folgendes Bild: 


Transportmenge und -leistung der deutschen normal- 
spurigen Eisenbahnen 


Jahr Transport- Transport- Mittlere 
menge leistung Trans port- 
Mill. 1913= Mrd. 1913 = weite 
t 100 tkm 100 km 


1922 429,0 68,3 62,9 101,5 146,7 
1928 4785 75,9 67,3 108,8 140,7 
1932 307,6 49 44,8 72,3 158,4 


Der Rückgang von Transportmenge und -lei- 
stung schuf für die Deutsche Reichsbahn und 
besonders für die Deutsche Reichsbahn-Gesell- 
schaft angesichts ihrer wachsenden finanziellen 
Verpflichtungen, vor allem durch die Repara- 
tionszahlungen, eine schwierige Situation. Die 
Bahn war deshalb mit allen Kräften bemüht, 
u. a. den Betriebsablauf zu rationalisieren, um 
die Einnahmenhöhe je Leistungseinheit nicht 
absinken zu lassen. Im Vordergrund standen da- 
bei die Verminderung der Umstellarbeit auf den 
Zugbildungsbahnhöfen und die Bildung durch- 
gehender Ganzzüge aus Großraumgüterwagen. 
Diese wurden für den Transport von Massengut, 
speziell Kohle, beispielsweise in den Relationen 
Oberschlesien - Berlin und Ruhrgebiet - Berlin 
benutzt. Darin zeigte sich erneut die außeror- 
dentliche Bedeutung der West-Ost-Verbindun- 
gen im Eisenbahnnetz. Bei den Ganzzügen, die 
1928 eingeführt wurden, konnte erstmals eine 
Gesamtzugmasse von rd. 2000t und eine Nutz- 
masse von rd. 1400 t je Zug erreicht werden. 

Das generelle Bemühen, mit leistungsstärke- 
ren Lokomotiven einen effektiveren Gütertrans- 
port zu erzielen, machte sich auch in der wach- 
senden mittleren Zugstärke bemerkbar. 


Mittlere Zugstärke der Güterzüge (in Achsen) 


Jahr Schnell- und Sonstige Durchgangs- 
Eilgüterzüge Güterzüge güterzüge 

1923 38 79 - 

1928 43 83 - 

1932 42 43 97 


Eine negative Folge der Rationalisierung im Gü- 
terzugverkehr war die Zunahme der Leerfahrtki- 
lometer der Lokomotiven. Sie stiegen von 
42,8 Mill. km 1923 auf 47,7 Mill. km ı928 und 
sanken lediglich unter dem Einfluß des starken 
Verkehrsrückgangs in der Weltwirtschaftskrise 
auf 42 Mill. km ab. Allerdings wirkten sie sich 
wegen geringerer Ausgaben im Betrieb nicht ein- 
nahmesenkend aus. 

Die Gutartenstruktur veränderte sich in den 
2oer und goer Jahren nicht grundsätzlich. Ganz 
typisch blieben die überragende Bedeutung der 
Massenguttransporte, unter denen Kohle und 
Koks einen besonders großen Anteil hatten, aber 
auch der bescheidene Anteil der hochtarifierten 
Stückguttransporte. Hier zeigte sich die Konkur- 
renz des Kraftverkehrs ganz deutlich. Gemäß 
dieser Situation entwickelten sich auch die Ein- 
nahmen aus dem Güterverkehr. Sie belegen 
nach wie vor die tarifarische Begünstigung der 
Massenguttransporte, besonders des Teils, der 
nach Ausnahmetarifen transportiert wurde. 

Im Personenverkehr nahm Anfang der 20er 
Jahre die Zahl der beförderten Personen vor al- 
lem im Berufs- und Nahreiseverkehr zu. Diese 
Reisenden benutzten fast ausschließlich die 3. 


und 4. Wagenklasse. Die ı. Klasse wurde nur 
noch in Fern-D-Zügen und Schlafwagenzügen 
geführt. Deshalb lag die mittlere Beförderungs- 
weite für diese Reisenden vergleichsweise außer- 
ordentlich hoch. 

Als Ausdruck zunehmender Kurzarbeit und 
Arbeitslosigkeit und der damit verbundenen 
Verschlechterung des Lebensstandards von Mil- 
lionen deutscher Werktätiger ging die Anzahl 
der Reisenden in der zweiten Hälfte der 20er 
Jahre zunächst allmählich, in der Weltwirt- 
schaftskrise dagegen rapide zurück; denn zahl- 
reiche berufliche Fahrten entfielen, und für tou- 
ristische Reisen reichte meistens das Geld nicht 
mehr. Das zeigen die nachstehenden Zahlen: 


Personenbeförderung 
und Personenbeförderungsleistung 


Jahr  DBeförderungs- Beförderungs- Mittlere 
menge leistung Beförde- 
Mrd. 1913= Mrd. 1913 = rungsweite 
100 Tkm 100 km 
1922 2,98 161,0 75,18 1786 25,23 
1928 2,07 111,9 4857 116,6 23,46 
1932 1,35 694 31,48 73,8 23,61 


Sehr aufschlußreich ist in diesem Zusammen- 
hang die Aufteilung der Reisenden auf die ein- 
zelnen Wagenklassen: 


Aufteilung der Reisenden auf die Wagenklassen 
(ohne Beförderung auf Militärfahrscheine und -fahr- 
karten) 


Jahr Beförderungsmenge 
1.Klasse 2.Klasse 3.Klasse 4.Klasse 
% 
1928 0,03 4,79 46,50 48,20 
1932 0,02 4,79 95,02 
Jahr Mittlere Beförderungsweite 
1.Klasse 3.Klasse 4.Klasse 
km 
1928 339,94 21,96 23,65 
1932 365,01 23,01 


Bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, daß im 
Oktober 1928 in Europa die 4. Klasse abgeschafft 
wurde. Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft 
führte nach diesem Zeitpunkt eine Einheitsholz- 
klasse, die 9., und eine Einheitspolsterklasse, die 
2. Die ı. Klasse wurde wie bisher in Fern-D-Zü- 
gen und Schlafwagenzügen angeboten. 

Eine wesentliche Maßnahme zur Leistungs- 
steigerung im internationalen Verkehr bildeten 
verschiedene Abkommen der Deutschen Reichs- 
bahn bzw. der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft mit Eisenbahnverwaltungen anderer Staa- 
ten. Schon seit der Mitte des ıg. Jahrhunderts 
hatten internationale Übereinkommen und Or- 
ganisationen die Voraussetzungen für den grenz- 
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überschreitenden Eisenbahnverkehr geschaffen, 
wie der Verein Mitteleuropäischer Eisenbahn- 
verwaltungen und die Europäische Fahrplankon- 
ferenz. 

Nach dem ersten Weltkrieg entstand 1922 auf 
Initiative der französischen Eisenbahnen die 


»Union Internationale des Chemins de Fer 
(UIC)« mit dem Ziel, Anlagen und Betriebe der 
Eisenbahnen im Interesse des durchgehenden 
internationalen Verkehrs zu verbessern. Die 
deutschen Eisenbahnen förderten diese Tätigkeit 
von Anfang an in großem Umfang. 


Wachsende Konkurrenz zwischen Schiene und Straße 


Nicht wenige betriebliche und technische Ver- 
besserungen der Eisenbahnen nach dem ersten 
Weltkrieg hatten ihre Ursache in der wachsen- 
den Konkurrenz des Kraftverkehrs. Die Anfänge 
der Güter- und Personenbeförderung mit Kraft- 
fahrzeugen vor ıgı4 hatten sich bei den Eisen- 
bahnen kaum ausgewirkt. Einige Länderbahnen, 
z.B. die sächsischen, hatten das Kraftfahrzeug, 
speziell den Kraftomnibus, sogar als sehr nütz- 
lich empfunden, da er den Einzugsbereich der 
Eisenbahnen in dünner besiedelten Gebieten zu 
vergrößern vermochte. 

Unmittelbar nach dem Krieg änderte sich die 
Lage grundlegend. Die betrieblichen Schwierig- 
keiten der Eisenbahnen in jenen Jahren begün- 
stigten ein rasches Ausdehnen des Kraftver- 
kehrs, zumal sich die Leistungsfähigkeit der 
Lastkraftwagen, Kraftomnibusse und auch der 
Personenkraftwagen kontinuierlich erhöhte. Ge- 
fördert wurde der Kraftverkehr auch dadurch, 
daß er zunächst die denkbar günstigsten steuerli- 
chen Bedingungen hatte und sich völlig unab- 
hängig von gesetzlichen Beschränkungen aus- 
breiten konnte. Nicht unerheblich war schließ- 
lich, daß sich die kleineren Kraftverkehrsbe- 
triebe in ihrer Tarifgestaltung der inflationisti- 
schen Geldentwertung viel flexibler anpassen 
konnten als die Deutsche Reichsbahn, die für 
alle Tarifänderungen die Zustimmung des Parla- 
ments brauchte. 

Nachdem der Kraftverkehr einmal einen be- 
stimmten Transportanteil übernommen hatte, 
zeigte es sich schnell, daß dieser Verkehrszweig 
einige Lücken im Verkehrsangebot schließen 
konnte. Die erheblich kleineren Transportein- 
heiten und die Unabhängigkeit der Kraftfahr- 
zeuge vom Fahrweg, aber auch die weit größeren 
Möglichkeiten einer den Bedürfnissen angepaß- 
ten Fahrplangestaltung bzw. des Fahrens nach 
Bedarf sicherten dem Kraftverkehr einen wach- 
senden Umfang. Nicht wenige Industriezweige 
fanden im Lastkraftwagen das ideale Transport- 
mittel für ihre Erzeugnisse. Dazu zählten vor al- 
lem solche Betriebe, deren Waren beim Trans- 
port besonders sorgfältig behandelt werden 
mußten, um sie vor Bruch, Geruchseinwirkun- 
gen usw. zu schützen. Große Verlage ließen Zei- 
tungen und andere Druckerzeugnisse rasch und 
sicher mit LKWs in die nähere und weitere Um- 
gebung transportieren, um dabei möglichst 
einen Konkurrenzvorteil zu haben. Im Werkver- 
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kehr wurden mit dem LKW oft wesentliche Er- 
sparnisse erzielt. Die Transportmöglichkeit von 
Fabrikhof zu Fabrikhof, der Wegfall zeitrauben- 
der und kostenaufwendiger sicherer Verpackung 
und häufiger Umladung brachten beachtliche 
Einsparungen ein. 

In den Städten erschloß sich vor allem der 
Lieferwagen ein breites Arbeitsgebiet. Die ver- 
schiedenen Bereiche des Handelstransports be- 
dienten sich seit dieser Zeit fast ausschließlich 
des LKWs. Größere Geschäfte und Warenhäu- 
ser nutzten ihn, um die Kundenbelieferung zu 
beschleunigen. Im Laufe der Zeit entwickelte 
sich dafür ein regelrechter »Linienverkehr«, da 
die Lieferwagen der Warenhäuser an festgeleg- 
ten Tagen in bestimmte Richtungen verkehrten. 
Die einzelnen »Routen« wurden dabei immer 
länger. Es war nicht ungewöhnlich, daß bis zu 
80 km weit gefahren wurde. 

Eine ähnliche Tendenz deutete sich im Bau- 
wesen an. Vor allem Nahtransporte gingen we- 
gen der größeren Geschwindigkeit und später 
auch wegen der möglichen größeren Transport- 
menge des einzelnen Fahrzeugs vom Pferdefuhr- 
werk zum LKW über, besonders seitdem Wagen 
mit beweglichen Aufbauten zur Verfügung stan- 
den, die durch Motorkraft gekippt werden konn- 
ten und dadurch den Transport von Schüttgut 
viel effektiver machten. 

Ähnlich schnell dehnte sich auch der Perso- 
nenkraftverkehr aus. Auch bei ihm begünstigten 
die unbefriedigende Verkehrslage der Eisenbah- 
nen und teilweise auch die günstigere Tarifge- 
staltung des Kraftverkehrs in den ersten Nach- 
kriegsjahren ein Verbreiten des Omnibusses. Die 
Möglichkeit einer individuelleren Verkehrsbe- 
dienung war hier sogar noch ausschlaggebender. 
Viele Reisende bevorzugten den Kraftomnibus, 
weil er sie in den meisten Fällen näher an ihr 
Ziel brachte als die Eisenbahn. Teilweise konn- 
ten dadurch Fahrgelder für die Nahverkehrsmit- 
tel gespart werden. Auch das Umsteigen und 
Warten auf Zuganschlüsse entfiel zumeist. Be- 
sonders in ländlichen Gebieten war wichtig, daß 
der Omnibus bis in das Dorf fuhr und dort ggf. 
mehrmals hielt, während man zur nächsten 
Bahnstation mitunter einen Weg bis zu 3 oder 
4 km zurücklegen mußte. 

Die rasche Entwicklung des Kraftverkehrs 
schuf für die Eisenbahn eine völlig neue Situa- 
tion: Sie verlor ihre bisherige Monopolstellung 


im Landverkehr, und zwar in einer Zeit, da ihre 
finanzielle Lage ohnehin außerordentlich ange- 
spannt war. Besonders ungünstig wirkte sich aus, 
daß der hochtarifierte Stückgutverkehr und ein 
Teil des Personenverkehrs auf den Kraftverkehr 
übergingen, weil die Deutsche Reichsbahn bzw. 
die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft dadurch 
empfindliche Einnahmeverluste hatten. Sie wur- 
den in den Geschäftsberichten der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft für 1927 mit 100 Mill. 
RM im Personenverkehr und 150 Mill. RM im 
Güterverkehr angegeben. 1928 und ıg2g erhöhte 
sich die Gesamtsumme an errechneten Einnah- 
meverlusten auf 350 bzw. 410 Mill. RM. Ange- 
sichts der gleichzeitigen Reparationsverpflich- 
tungen waren diese Einnahmeausfälle für die 
Eisenbahn empfindlich spürbar. 

Einen erheblichen Anteil am Personenkraft- 
verkehr hatte in jenen Jahren übrigens die staat- 
liche Deutsche Reichspost, die nach dem ersten 
Weltkrieg ihren bereits früher begonnenen 
Kraftpostliniendienst zielstrebig ausbaute, um 
ihre Einnahmen zu vergrößern. 1929 umfaßte ihr 
Liniennetz immerhin 43815 km, und sie beför- 
derte im gleichen Jahr 85,6 Mill. Reisende. 

Das Entstehen dieser harten Konkurrenz zwi- 
schen Schiene und Straße war allein den beste- 
henden gesellschaftlichen Verhältnissen geschul- 
det; denn von der sachlichen Aufgabenvertei- 
lung her ergänzen sich Eisenbahn und Kraftver- 
kehr in allen Bereichen. Unter sozialistischen 
Produktionsverhältnissen ist deshalb ein derarti- 
ger Konkurrenzkampf unmöglich. Im Deutschen 
Reich der 20er und 30er Jahre komplizierte sich 
dadurch jedoch die Lage der Eisenbahn ganz be- 
trächtlich. Denn die staatsmonopolistischen 
Eisenbahnen waren im Interesse der Wirtschaft 
und des Staates verpflichtet, Aufgaben des sog. 
Allgemeinwohls zu erfüllen, die sie stark belaste- 
ten. Dazu zählte in erster Linie die bereits er- 
wähnte Gewährung von Ausnahmetarifen, die 
zwar in den ersten Jahren nach dem Krieg weit 
eingeschränkt, aber danach um so zahlreicher 
wieder eingeführt wurden. Die hohen Einnahme- 
verluste, die der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft somit entstanden, wurden verständlicher- 
weise im jährlichen Geschäftsbericht nicht er- 
wähnt. Erhebliche Verluste hatte die Eisenbahn 
außerdem durch die Waffenstillstandsbedingun- 
gen und den Versailler Vertrag zu tragen gehabt; 
weitere Belastungen ergaben sich aus den Repa- 
rationsverpflichtungen. 

Nicht unwesentlich waren auch die Aufwen- 
dungen, die die Deutsche Reichsbahn bzw. die 
Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft durch ihre 
Betriebspflicht hatten. Die Bahn war demnach 
nicht nur zu allen anfallenden Transporten, so- 
weit sie hierzu in der Lage war und nicht gesetz- 
liche Verbote oder höhere Gewalt dem entgegen- 
standen, verpflichtet. Sie mußte außerdem für 
einen kontinuierlichen Transportablauf sorgen. 


Dazu gehörte auch die Bereitstellung von Trans- 
portreserven für Spitzenbelastungszeiten. Nach 
langjährigen Erfahrungen lag damals das Ver- 
hältnis zwischen Höchst- und Tiefststand im 
Eisenbahngüterverkehr etwa bei 1,5:1. Der Fahr- 
zeugbestand für den Spitzenverkehr war demzu- 
folge um 33 % höher als für den Tiefststandver- 
kehr. Mit anderen Worten: Beim Tiefststandver- 
kehr blieben etwa ein Drittel der Lokomotiven 
und Wagen ungenutzt. Im Personenverkehr war 
das Verhältnis ähnlich. Ferien-, Sonntags- und 
Feiertagsverkehr lagen um rd. das Doppelte über 
dem Normalbedarf. Der Berufsverkehr mußte je- 
doch in jedem Fall garantiert werden. Für den 
Reiseverkehr war deshalb eine Reserve von min- 
destens 30% vorzuhalten. Nach Berechnungen 
hätte die Eisenbahn bei Orientierung auf den 
Tiefststand etwa 10% ihrer Ausgaben einsparen 
können. Eine derartige Maßnahme lag aber 
nicht im Interesse des größten Verkehrskunden 
der Eisenbahnen, der verladenden Wirtschaft. 

Der Kraftverkehr konnte teilweise wesentlich 
effektiver arbeiten, weil ihm nicht die Betriebs- 
pflicht auferlegt worden war. Er erreichte bei- 
spielsweise im Personenverkehr durch ein gerin- 
geres Platzangebot eine hohe Auslastungsquote, 
während zur gleichen Zeit die durchschnittliche 
Auslastung der Personenzüge nur bei etwa 30% 
lag. 

Die Reaktion der Eisenbahn auf diese Ent- 
wicklung blieb nicht aus. Unter dem Druck ihrer 
erheblichen finanziellen Verpflichtungen kon- 
kurrierte sie mit allen ihr zur Verfügung stehen- 
den Möglichkeiten gegen den sich etablierenden 
neuen Verkehrszweig. Sie konnte dabei zumin- 
dest teilweise auf die Unterstützung durch den 
Staat rechnen, weil die Reparationsverpflichtun- 
gen der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft na- 
türlich nicht ernsthaft gefährdet werden durften. 
Im übrigen zeichnete sich schon damals die spä- 
ter gewaltig wachsende Bedeutung der Automo- 
bilindustrie ab, die durch ihre umfangreichen 
Lieferaufträge an die Grundstoffindustrie einen 
zunehmenden Einfluß auf die Wirtschaftspolitik 
gewann. Sie grenzte von vornherein staatliche 
Maßnahmen gegen das weitere Wachstum des 
Kraftverkehrs ein. 

Die Deutsche Reichsbahn bzw. die Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft nutzte deshalb ver- 
schiedene Möglichkeiten, um mehr Verkehrs- 
kunden für sich zu gewinnen. Dazu zählten um- 
fassende technische und betriebliche Verbesse- 
rungen, die die Leistungsfähigkeit des Eisen- 
bahnverkehrs spürbar anhoben. Neben der 
Weiterentwicklung der Lokomotiven und Wa- 
gen sind hier auch Bemühungen zu nennen, 
einige der arteigenen Vorteile des Kraftfahr- 
zeugs durch spezielle Maßnahmen der Eisenbah- 
nen auszugleichen. Dazu gehörten beispielsweise 
feste Vereinbarungen mit Speditionsfirmen, die 
durch einen gut organisierten Zubringer- und 
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Verteilerverkehr praktisch einen Haus-Haus- 
Verkehr ermöglichten, zumal der aufkommende 
Behälterverkehr das häufige Umladen der Güter 
vermied. Versuchsweise wurde weiterhin die 
durchgehende Abfertigung von Reisenden und 
Reisegepäck zwischen der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft und der staatlichen Kraftpost 
eingeführt, um den Übergang zwischen den Ver- 
kehrsmitteln zu erleichtern. Die bestehenden 
Zugverbindungen wurden ausgebaut und die 
Reisezeiten verkürzt. 

Ab ı928 führte die Deutsche Reichsbahn-Ge- 
sellschaft außerdem die sog. K-Tarife ein, ausge- 
sprochene Konkurrenztarife gegen den Kraftver- 
kehr. Sie lagen fast ausnahmslos unter dem 
Regeltarif der Eisenbahn und meist unter den 
entsprechenden Tarifen des Kraftverkehrs. Die 
K-Tarife sicherten der Eisenbahn bei Fernver- 
bindungen und hochtarifierten Gütern vorüber- 
gehend einen spürbaren Transportanstieg. Die 
gleichzeitigen hohen Einnahmeausfälle stellten 
diesen Erfolg aber schon bald in Frage. 

Die Deutsche Reichsbahn und die Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft waren außerdem an ge- 
setzlichen Regelungen des Kraftverkehrs interes- 
siert. Sie erreichten eine Erhöhung der Kraft- 
fahrzeugsteuern und den Erlaß des Kraftfahrli- 
niengesetzes. Die von einigen ihrer Vertreter 
geforderte Verstaatlichung des Kraftverkehrs 
und dessen Angliederung an die Eisenbahn 
scheiterte jedoch am Widerstand der verladen- 
den Wirtschaft. Ebenso wenig erfolgreich waren 
gemeinsame Absprachen zwischen Eisenbahn 
und Kraftverkehr bzw. die Einrichtung gemein- 
samer Liniendienste. Die staatsmonopolistischen 
deutschen Eisenbahnen mußten sich — wie die 
der anderen entwickelten Industriestaaten — auf 
den Konkurrenten einstellen. 

Während der Weltwirtschaftskrise in den Jah- 
ren 1929 bis 1932 spitzte sich die Lage besonders 
zu. Der starke Rückgang der Gütertransporte 
und der Personenbeförderung reduzierte die 
Einnahmen der Eisenbahn immer mehr. Diese 
betrugen 1932 nur noch 45% der Vergleichs- 
summe des Jahres 1929. Trotzdem mußte die 
Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft Krisenhilfe 
für die Industrie und die junkerliche Landwirt- 
schaft leisten. Obgleich schon ıgg1 rd. 3300 Lo- 


Höhepunkte des Dampflokbaus 


Die chronische Überlastung der Eisenbahnen 
während des ersten Weltkriegs hatte Leistungs- 
reserven und -grenzen der Lokomotiven verdeut- 
licht. Doch erst Anfang der 20er Jahre begannen 
mit dem Neubau von Dampflokomotiven ge- 
zielte wissenschaftliche Untersuchungen. Die 
neugebildete Deutsche Reichsbahn verfolgte da- 
mals drei Grundprinzipien: 

- Schaffung einheitlicher Lokgattungen bei 
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komotiven und mehr als 220 000 Güterwagen un- 
benutzt abgestellt waren, führte die Eisenbahn 
ihr Beschaffungsprogramm in einem gewissen 
Umfang weiter. Auch die Ausnahmetarife wur- 
den nicht eingeschränkt. Schon 1929 hatte man 
wieder fast 60 % aller Güter nach diesen Tarifen 
transportiert, während der Krisenjahre wurde 
ihre Zahl noch größer. 

Um die Diskrepanz zwischen Einnahmen und 
Ausgaben zu regulieren, sparte die Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft vorzugsweise bei den 
Personalkosten. Von 1929 bis 1932 wurden rd. 
190 500 Eisenbahner entlassen. Außerdem wur- 
den Kurzarbeit und Feierschichten eingeführt; 
frei werdende Beamtenstellen besetzte die Ver- 
waltung sehr oft mit niedriger bezahlten Hilfs- 
kräften. Bisher gezahlte Sonderzuschläge wurden 
gesenkt oder fielen ganz weg; die Einkommen 
wurden wiederholt vermindert, beispielsweise für 
Eisenbahnarbeiter zwischen dem ı. April 1991 
und dem ı. Januar 1932 um insgesamt mehr als 
150 Mill. RM. Für Eisenbahnbeamte und Ange- 
stellte sanken zwischen dem ı. Februar ıggı und 
dem ı. Februar 1932 die Dienstbezüge, Ruhegel- 
der und Wartegelder um insgesamt ıg bis 23 %. 
Demgegenüber wurden z.B. 1991 als Hilfe für die 
Junker die Tiertarife um bis zu 47% ermäßigt, 
und die Senkung der Gütertarife im Dezember 
ıg3ı ergab eine Verminderung der Einnahmen 
um 900 Mill. RM. Die Eisenbahn finanzierte 
also die Krisenhilfe für die Wirtschaft vor allem 
auf Kosten ihrer Beschäftigten. 

Die Weltwirtschaftskrise brachte auch das 
Ende der deutschen Reparationszahlungen. We- 
gen der außerordentlich angespannten wirt- 
schaftlichen und politischen Situation im inter- 
nationalen Maßstab sahen sich die Siegermächte 
veranlaßt, die bisherigen Festlegungen zu verän- 
dern. 1930 wurden erste Maßnahmen in dieser 
Hinsicht getroffen; vor allem hob man die inter- 
nationale Aufsicht über die deutschen Eisenbah- 
nen auf. Im folgenden Jahr wurden die interna- 
tionalen Schuldenzahlungen generell für ein 
Jahr ausgesetzt, und das Jahr 1932 brachte die 
Ablösung der deutschen Reparationszahlungen. 
Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft führte 
vom 1. Juli 1932 an einen festen Betrag von jähr- 
lich 700 Mill. RM an den Reichshaushalt ab. 


gleichzeitiger Reduzierung auf wenige Grundty- 
pen, die den drei Einsatzbereichen entsprachen: 
Schnellzug-, Personenzug- und Güterzugdienst; 
- Erhöhung der Leistungen, um den steigenden 
Anforderungen an die Geschwindigkeit und 
Rentabilität der Zugförderung zu entsprechen 
und auch der Konkurrenz des Kraftverkehrs zu 
begegnen; 

- Bessere Wirtschaftlichkeit im Betrieb. 


Alle Entwicklungsarbeiten stützten sich auf 
die jahrzehntelangen Erfahrungen im Eisen- 
bahnbetrieb, insbesondere auf die Errungen- 
schaften des Dampflokomotivbaus seit 1870, der 
bis zum ersten Weltkrieg zweifellos einen Höhe- 
punkt erreicht hatte. 

Wenn auch die Dampflokomotiven in den 
2oer und goer Jahren durch zunehmende Kessel- 
längen noch mächtiger wurden, ihre Heißdampf- 
temperatur auf 400 bis 450°C stieg sowie Ele- 
mente der Lauf- und Triebwerke vervollkomm- 
net wurden, so änderte sich doch ihre grundsätz- 
liche Konzeption nicht. Im einzelnen wiesen sie 
allerdings beachtliche Verbesserungen auf, die 
wesentlich durch die Massenhaftigkeit des Be- 
darfs und die Ausdehnung des Eisenbahnbe- 
triebs gefördert wurden; denn sie ermöglichten 
Versuche in einem Umfang, die für kein anderes 
Verkehrsmittel typisch waren. Die Unterstüt- 
zung des Staates im Interesse der großen Ver- 
kehrskunden erwies sich dabei als sehr wesent- 
lich. 

Die wichtigsten Veränderungen kamen nach 
der Bildung der Deutschen Reichsbahn zu- 
stande. Mit dem Ziel einer Vereinheitlichung 
des Lokomotivparks wurde 1921 der »Engere 
Ausschuß für Lokomotiven zur Vereinheitli- 
chung der Lokomotiven« gebildet, dem außer 
Mitarbeitern des Eisenbahn-Zentralamts Vertre- 
ter der ehemaligen Länderbahnen angehörten. 
Er hatte zunächst die Aufgabe, von den früheren 
Länderbauarten die Lokomotiven auszuwählen, 
die sich für einen Einsatz bei der Deutschen 
Reichsbahn eigneten. Später sollte er über Neu- 
bauten befinden. 

Die Arbeit des Ausschusses wurde durch ver- 
schiedene Aspekte beeinflußt. So erhöhte das 
Reichsverkehrsministerium die zulässige Achs- 
last von 17 auf 20 t (nach SI 170 bzw. 200 kN), um 
die Reibungslast besonders der Güterzugloko- 
motiven vergrößern zu können. Die Kosten für 
die dadurch erforderliche Verstärkung des Ober- 
baus sollten durch Verminderung der Zugförde- 
rungskosten ausgeglichen werden. Außerdem be- 


mühten sich besonders die preußischen Lokomo- 
tivbaufirmen um die Einheitslokomotiven. Bor- 


sıs und HenscHeL legten Entwurfsreihen vor, die 
die gesamte Diskussion sehr beeinflußten. Die 
später von MArFEI eingereichten Vorschläge hat- 
ten im Vergleich zu ihnen nur geringe Chancen. 

Bezeichnenderweise hatte außerdem das 1922 
gegründete »Vereinheitlichungsbüro für Reichis- 
bahnlokomotiven«, dessen Mitglieder von der 
deutschen Lokombotivindustrie kamen, zunächst 
seinen Sitz in den Räumen von Bosıc in Berlin, 
und die Leitung des Büros übernahm der Chef- 
konstrukteur dieser Firma. Mit diesen scheinba- 
ren Äußerlichkeiten deutete sich die Richtung 
der objektiv notwendigen Vereinheitlichung der 
zahlreichen Länderbauarten an. Da sie für viele 
Jahre die Auftragslage der Lokomotivbaufirmen 
stabilisieren mußten, spitzte sich der Konkur- 
renzkampf zwischen ihnen außerordentlich zu. 

Aufgrund des auch in der Deutschen Reichs- 
bahn noch immer deutlich spürbaren preußi- 
schen Übergewichts gelang es den preußischen 
Firmen, in der Hauptsache ihre Entwürfe zur 
Annahme zu bringen. Damit setzte sich zugleich 
ein konstruktives Prinzip für die späteren 
Reichsbahn-Lokomotiven durch: Das Heiß- 
dampf-Verbundverfahren und die Vierzylinder- 
lokomotiven wurden von den in Preußen bevor- 
zugten Heißdampf-Zweizylinder- und -Dreizy- 
linderlokomotiven verdrängt. Die offizielle Be- 
gründung dafür lautete, daß das Vierzylinder- 
Verbundverfahren zu kompliziert sei und die 
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Nach dem Vorbild der 
preußischen G 12, die 
als erste Einheits-Gü- 
terzuglokomotive im 
Krieg eingesetzt 
wurde, ... 

Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 


.... lieferte die Sächsi- 
sche Maschinenfabrik 
1917 20 Dreigplinder- 
lokomotiven der Achs- 
folge ıE. 

Aus: Die Entwicklung 
des Lokomotivbaues 
R. Hartmann 


Der erste »Einheitstyp« 
der Schnellzuglokomoti- 
ven: die Baureihe o1. 


Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Die sächsische 

XXHV - die spätere 
Baureihe 19 —- war am 
Ende des Krieges die 
leistungsfahigste 
Schnellzuglokomotive 
Deutschlands. 

Aus: Die Entwicklung 
des Lokomotivbaues 

R. Hartmann 


Die preußische P 10 
wurde nach dem Krieg 
weitergebaut; im Bild 
als 17002 (Baujahr 
1922). 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


angestrebte höhere Wirtschaftlichkeit im Betrieb 
nicht garantiere. Strategische Interessen spielten 
dabei gleichfalls eine Rolle; denn die aus ande- 
ren Gründen aufgetretenen Schwierigkeiten mit 
einigen Verbundmaschinen im Krieg führten zu 
der Schlußfolgerung, daß das Verbundsystem 
auch aus militärischen Gründen aufgegeben 
werden müsse. Die Reichswehr unterstützte des- 
halb die eingeschlagene Entwicklungsrichtung. 

Der Verzicht auf das Verbundverfahren be- 
deutete angesichts der technischen Kompliziert- 
heit und der unerläßlichen langjährigen Erfah- 
rungen beim Lokomotivbau für einige der früher 
wichtigsten außerpreußischen Lokombotivfabri- 
ken, die sich vorwiegend auf Vierzylinder-Ver- 
bundlokomotiven konzentriert hatten, einschnei- 
dende Veränderungen. Zu ihnen gehörte die 
Firma Marreı in München, die während der 


Weltwirtschaftskrise in Konkurs ging und zur 
Firma Krauss-Marreı fusionierte. Die Sächsi- 
sche Maschinenfabrik (vormals RıcHArp HART- 
MANN) in Chemnitz (heute Karl-Marx-Stadt), die 
ihre Produktion schon während des Krieges 
hatte einschränken müssen, aber im März 1918 
mit einer I’Dr’ h4v-Schnellzuglokomotive das da- 
mals leistungsfähigste derartige Triebfahrzeug 
an die sächsischen Staatsbahnen geliefert hatte, 
gab ihren jahrzehntelangen traditionsreichen Lo- 
komotivbau 1928 auf. Er wurde ein Jahr später 
mit der Berliner Firma SCHWARTZKOPFF vereinigt. 
Dafür konnten sich neue Firmen etablieren: 
Schon ıgıg war das Monopolunternehmen 
Krupp in den Lokomotivbau eingestiegen. Es 
kaufte in der Folge einige frühere Lokombotivfir- 
men auf; und auch die AEG, Brown-Boverı und 
RHEINnMETALL folgten seinem Beispiel. Das staats- 


monopolistische Unternehmen Deutsche Reichs- 
bahn bzw. die Deutsche Reichsbahn-Gesell- 
schaft waren ihnen eine Garantie für gute 
Profitchancen in jenen wirtschaftlich problem- 
reichen Jahren; denn sie war damals der größte 
Auftraggeber der deutschen Wirtschaft (1928 
und 1929 wurden beispielsweise je 1,5 Mrd. RM 
vergeben und selbst im Krisenjahr 1930 noch 
ı Mrd. RM). Da jene Firmen zumeist außerdem 
Sitz und Stimme im Verwaltungsrat der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft hatten und er- 
heblichen Einfluß auf die Beschaffungspolitik 
nahmen, erfüllten sich alle ihre Erwartungen. 

In technischer und betrieblicher Hinsicht war 
das Vierzylinder-Verbundverfahren zweifellos 
schwieriger zu beherrschen. Zusammen mit dem 
Heißdampf brachte es jedoch beachtliche Ergeb- 
nisse, und die weitere Entwicklung beispielsweise 
des französischen Lokomotivbaus bewies seine 
Vorteile ganz überzeugend. Der deutsche Loko- 
motivbau legte sich jedoch Mitte der 20er Jahre 
auf die Nutzung des Heißdampfs in Zwillings- 
und Drillingsmaschinen fest. Durch die konse- 
quente Fortführung dieser konstruktiven Prinzi- 
pien entstanden gleichfalls leistungsstarke und 
wirtschaftliche Maschinen. Über ihren techni- 
schen Vorzügen sollten jedoch die erwähnten 
wirtschaftlichen und militärischen Erwägungen 
für ihren Bau nicht übersehen werden. 

Das Entwurfsbüro im Reichsbahn-Zentralamt 
arbeitete in den folgenden Jahren fachlich sehr 
solide; seine Lokomotiven prägten das Lei- 
stungsbild des internationalen Dampflokomotiv- 
baus jener Jahre mit. Die von der Deutschen 
Reichsbahn bzw. der Deutschen Reichsbahn-Ge- 
sellschaft angestrebte Einheitlichkeit hatte Vor- 
bildwirkung auch für andere Eisenbahnverwal- 
tungen. 

Für die genannten drei Einsatzgebiete entstan- 
den in Deutschland sog. Muttertypen, die eine 
größere Zahl von Tochtertypen ergänzte. Sie 
wurden nach Gattungs- und Ordnungsbezeich- 
nungen benannt, die der »Vorläufige Umzeich- 
nungsplan« von 1923 in der noch heute üblichen 
Weise veränderte. Nach Gründung der Deut- 
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schen Reichsbahn-Gesellschaft legte deren 
Hauptverwaltung die Konzentration auf zu- 
nächst 14 Baureihen fest, untergliedert nach den 
Einsatzbereichen sowie nach Lokomotiven mit 
Schlepptender und Tenderlokomotiven. Dieser 
Baureihenplan wurde später ergänzt. 

Eine der wichtigsten Aufgaben bestand in der 
Schaffung einer Schnellzuglokomotive. Die Ab- 
lieferungen solcher Fahrzeuge an die Siegerstaa- 
ten hatten empfindliche Lücken entstehen las- 
sen, und der Konkurrenzdruck des Kraftver- 
kehrs aktualisierte diese Notwendigkeit zusätz- 
lich. 1925 wurde als erster Einheitstyp die BR oı 
vorgestellt, eine 2’Cr’-Heißdampflokomotive mit 
Zweizylindertriebwerk. Analog dazu wurden in 
der BR o2 Vierzylinder-Verbundmaschinen er- 
probt, die allerdings aufgrund einiger —- schon 
vor dem Bau bekannter — konstruktiver Mängel 
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HÖHEPUNKTE DES 
DAMPFLOKBAUS 


Führerstand einer Ein- 
heitslokomotive 
Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 


Eine »leichtere« Ein- 
heitsschnellzuglokomo- 
tive vorwiegend für das 
Flachland entstand ab 
1930 mit der Baureihe 
03. 

Aus: Katalog der 
Reichsbahn-Einheits- 
lokomotiven 


9. KArıtEL 
1919-1932 


Das Aufnehmen von 
Kohle und Wasser er- 
forderte bei allen 
Dampflokomotiven viel 
Zeit und zusätzliche be- 
triebliche Einrichtun- 
gen. 

Aus: Fürst: Das 
Weltreich der Technik 


nicht den Anforderungen entsprachen. In der 
weiteren Entwicklung konzentrierte man sich 
deshalb auf Lokomotiven mit einfacher Dampf- 
dehnung. Mit zahlreichen Verbesserungen 
wurde die BR or in den folgenden Jahren eine 
der leistungsfähigsten Schnellzuglokomotiven 
der europäischen Eisenbahnen. Mit ihr verän- 
derte sich zugleich das äußere Erscheinungsbild 
der Lokomotiven: die Windleitbleche und die 
neue Farbgebung in Schwarz (für Kessel, Füh- 
rerhaus und Tenderkasten) und Rot (für den ge- 
samten Unterbau). 

An dieser Stelle sei bereits erwähnt, daß die 
Deutsche Reichsbahn vor allem unter dem 
Aspekt der Kriegsvorbereitung in den Jahren 
1939/40 50 Lokomotiven der BR or mit Dreizy- 
lindertriebwerken bauen (or"°) ließ. Zur Vermin- 
derung des Luftwiderstands bei hohen Fahrge- 
schwindigkeiten wurden sie mit Stromlinienver- 
kleidung versehen, die in Windkanalversuchen 
und auf der Strecke erprobt wurde. Dabei ergab 
sich, daß völlig verkleidete Maschinen bei einer 
Geschwindigkeit von ı4jokm/h am Zughaken 
48% mehr effektive Zugkraft abgaben. Deshalb 
wurden auch andere Lokomotiven der späteren 
Baureihen (beispielsweise 03 und 05) mit glei- 


chen oder ähnlichen Verkleidungen ausgerüstet. 
Im Endeffekt überwogen jedoch die Nachteile: 
die Beeinträchtigung der Verbrennungsluft in 
den Aschkästen, die ungünstigere Zugänglich- 
keit der Triebwerksteile und die Tatsache, daß 
ein Nutzen der Verkleidung erst bei Geschwin- 
digkeiten von über 120 km/h eintrat. Die Strom- 
linienverkleidung wurde deshalb, auch bei aus- 
ländischen Eisenbahnverwaltungen, später wie- 
der aufgegeben. 

Die Schnellzuglokomotiven wurden 1927 
durch eine leichte Personenzuglokomotive 
(BR 24) und eine Personenzugtenderlokomotive 
(BR 64) für den Nebenbahndienst im Flachland 
ergänzt; die erste mit der Achsanordnung !’C, 
die zweite mit der Achsanordnung ı’Cr'. Ein Jahr 
später folgte die 1’Dr’-Güterzugtenderlokomotive 
der BR 86, die sich vor allem im Hügelland be- 
währte. 

1926 und 1927 erprobte man die ersten schwe- 
ren Güterzuglokomotiven der Baureihen 44 und 
43. Beide hatten die Achsanordnung r'E, unter- 
schieden sich aber dadurch, daß die BR 44 über 
ein Drillingstriebwerk, die BR 43 dagegen über 
zwei Zylinder verfügte. Der Grund dafür lag im 
Bemühen um größere Wirtschaftlichkeit, vor al- 
lem um niedrigere Kosten, die man sich von 
dem einfacheren Zweizylindertriebwerk erhoffte. 
Auf die Dauer bewies die Dreizylindermaschine 
ihre Überlegenheit in jeder Hinsicht, vor allem 
im oberen Leistungsbereich. Sie wurde deshalb 
im Rahmen der faschistischen Kriegsvorberei- 
tung in großer Stückzahl beschafft. 

Mit einer 2’C2’-Personenzug-Tenderlokomo- 
tive (BR 62) und zwei Rangierlokomotiven 
(BR 80 und 8r) schloß die erste Gruppe von Ein- 
heitslokomotiven ab. Sie wurde in den folgenden 
Jahren ergänzt. 

Neben den Neuentwicklungen waren wegen 
des akuten Lokomotivmangels in den ersten 
Nachkriegsjahren auch frühere bewährte Län- 
derbahnlokomotiven noch einige Zeit beschafft 
worden, sofern sie den neuen Anforderungen 
entsprachen. Als Beispiele seien dafür die preu- 
ßische Heißdampf-Personenzuglokomotive P 8 
mit der Achsanordnung 2’C genannt, die mit 
verschiedenen Veränderungen bis 1923 in etwa 
3800 Exemplaren gebaut wurde, ferner die preu- 
ßische Güterzuglokomotive G 8 (Achsanord- 
nung D). Von ihr wurden zwischen 1913 und 1921 
fast 5300 Stück ausgeliefert, die im internationa- 
len Maßstab damals höchste Zahl. Varianten der 
G 8 mit Drillings- und Zwillingstriebwerk (G 8 
und G 8°) wurden bis ıg27 gebaut. Ab 1935 
wurde übrigens eine große Anzahl dieser Güter- 
zuglokomotiven mit einer vorderen Laufachse 
ausgerüstet, der Rahmen durch Anschweißen 
verlängert und der Kessel nach vorn verschoben 
und gehoben, um die Achslast von 170 auf 
160 kN zu vermindern, damit die Lokomotive 
auch auf Nebenstrecken verkehren konnte. 


Gleichzeitig erhöhte sich ihre Höchstgeschwin- 
digkeit von 55 auf 70 km/h. 

Zu den weitergebauten Länderbahnlokomboti- 
ven gehörte auch die preußische G ı2 (r’Ehg3) - 
gewissermaßen eine vorweggenommene Ein- 
heitsgüterzuglokomotive. Sie beruhte auf militä- 
rischen Erfordernissen im ersten Weltkrieg und 
wurde von 1917 bis 1924 vor allem von HENSCHEL, 
teilweise aber auch von der Sächsischen Maschi- 
nenfabrik u. a. gebaut. Die G ı2 verkehrte bei 
den preußischen, sächsischen, badischen und 
württembergischen Staatsbahnen schon seit den 
letzten Kriegsjahren, teilweise mit anderer Be- 
zeichnung. 

Als Beispiel für die Schnellzuglokomotive der 
Länderbauarten sei die schon erwähnte sächsi- 
sche 1’Dr’-Heißdampflokomotive mit Verbund- 
wirkung und Vierzylindertriebwerk (sächsische 
XX HV) genannt. Sie wurde von 1918 bis 1923 
gebaut und war einer der Höhepunkte des säch- 
sischen Lokomotivbaus. 

Ein Vergleich der technischen Parameter die- 
ser »Vorkriegslokomotiven« mit denen der 20er 
und goer Jahre zeigt in der Regel eine beachtlich 
höhere indizierte Leistung der letzteren. Brach- 
ten die deutschen Dampflokomotiven vor 1913 


durchschnittlich etwa 950 kW, so erreichten sie 
in den goer Jahren durchschnittlich etwas mehr 
als 1325, kW. Die größeren Leistungen erlaubten 
generell eine höhere Geschwindigkeit und eine 
höhere Zugkraft auch bei Güterzügen. 
Umfangreiche Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten galten seit den 20er Jahren weiter- 
hin der besseren energetischen Nutzung der 
Dampflokomotive. Noch immer lag ihr thermi- 
scher Wirkungsgrad unter 10%, meist zwischen 
etwa 7 und 9%. Ein weiterer Mangel ergab sich 
aus der Tatsache, daß die Dampflokomotive als 
Auspuffmaschine arbeitete und deshalb einen 
hohen Wasserverbrauch hatte. Alles von der Lo- 
komotive als Dampf verbrauchte Wasser mußte 
dem Kessel in Form von Frischwasser wieder zu- 
geführt werden. Deshalb suchte man intensiv 
nach neuen Wegen in der Wärmewirtschaft der 
Lokomotiven. Im Experiment wurden vor allem 
zwei Wege beschritten: 
- die Erweiterung des Wärmegefälles durch 
Kondensation und 
— die Steigerung des Kesseldrucks auf 6 bis 
ı2MPa in Verbindung mit hoher Überhitzung. 
Bei der ersten Lösung ging man verschiedene 
Wege, die bis zur Turbinenlokomotive führten. 


HÖHEPUNKTE DES 
DAMPFLOKBAUS 


Von der AEG auf 
Kohlenstaubfeuerung 
umgestellte ehemalige 
preußische G 8° 

Foto: Verkehrsmuseum 
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verdeutlicht das System 
des Kühltenders der 
Turbinen-Lokomotive, 
Bauart Krurr. 

Aus: VDI Eisenbahn- 
wesen 
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Turbinen-Lokomotive 
der Bauart ZoELLY 
Aus: VDI Eisenbahn- 


wesen 


Versuche zur Lei- 
stungssteigerung der 
Dampflokomotiven 
führten Ende der 20er 
Jahre zum Bau von 
Hochdrucklokomotiven. 
Aus: Katalog der 
Reichsbahn-Einheits- 
lokomotiven 


Zu den bewährten 
Länderbauarten ge- 
hörte die bayrische 
53/6, die für die 
ungünstigen Strek- 
kenbedingungen dieses 
Gebiets besonders geeig- 
net war. Sie wurde bis 
1930 gebaut. Die Auf- 
nahme stammt aus die- 
sem Jahr. 

Aus: Katalog der 
Reichsbahn-Einheits- 
lokomotiven 
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Diese verbrauchte bedeutend weniger Frischwas- 
ser, weil sich der Abdampf in den Kondensato- 
ren niederschlug und erneut für die Kesselspei- 
sung zur Verfügung stand. Ihr thermischer 
Wirkungsgrad lag bei ı2 bis 15%. Durch den 
Wegfall der hin- und hergehenden Massen des 
Triebwerks hatten die Maschinen außerdem 
einen sehr ruhigen Lauf. Allerdings war der 
Dampfverbrauch nur bei hohen Leistungen 
niedrig, bei den vielen Leistungsschwankungen 
im praktischen Zugdienst dagegen erhöhte er 
sich erheblich im Vergleich zur Kolbendampf- 
maschine. Zusammen mit den höheren Anschaf- 
fungs- und Instandhaltungskosten, aber auch 
unter Berücksichtigung konstruktiver Probleme 
lohnte sich deshalb dieser Weg zunächst nicht. 
Die zwei 1923 von Krurp und 1926 von MArFFEI 
gebauten Versuchslokomotiven wurden deshalb 
nicht weiterentwickelt. 

Die Nutzung des hochgespannten Dampfes 
begann versuchsweise mit je einer Lokomotive 
von HenscheL (BR 17? 1928) und SCHWARTZKOPFF 
(1929). Bei der ersten Maschine wurde der Kes- 
seldruck auf 6MPa erhöht und der Heißdampf 


auf 400°C erhitzt. Bei der zweiten arbeitete man 


Die elektrische Lokomotive setzt 


Die in den Jahren vor dem ersten Weltkrieg mit 
dem elektrischen Betrieb auf normalspurigen 
Eisenbahnen gesammelten Erfahrungen hatten 
die beachtlichen Vorzüge dieser Zugförderungs- 
art eindeutig bewiesen. Sie zeigten sich beispiels- 
weise in der weit günstigeren Lösung der Ener- 
gieversorgung; denn die Elektrolokomotive muß 
die für die Fahrt erforderliche Energie nicht 
selbst wie die Dampflokomotive während der 
Fahrt erzeugen, sie wird ihr in praktisch unbe- 
grenzter Menge aus dem Netz zugeführt. Bei 
gleicher Fahrzeugumgrenzung kann die Elektro- 
lokomotive dadurch für eine wesentlich größere 
Leistung ausgelegt werden. Außerdem vermin- 
dert sich die je Leistungseinheit aufzuwendende 
Masse (Tonnen im Verhältnis zur Dauerleistung 
in Kilowatt). Die Elektrolokomotive hat demzu- 
folge eine größere Anfahrbeschleunigung und 
Reisegeschwindigkeit und überwindet Steigun- 
gen weit besser. Vor allem vermag sie die Kapa- 
zität des Güterverkehrs nachhaltig zu verbessern. 

Sehr wichtig ist der höhere Wirkungsgrad der 
Energieumwandlung. Die stationäre Energieer- 
zeugung in Wärmekraftwerken ermöglichte dort 
schon bald die Verwendung der günstigeren 
Dampfturbine mit großen Leistungen und gerin- 
gen Verlusten. Im stationären Betrieb konnten 
außerdem heizwertärmere einheimische Brenn- 
stoffe genutzt werden, und es bot sich die Was- 
serkraft für spezielle Kraftwerke an. Trotz der 
Übertragungsverluste zwischen Kraftwerk und 
Fahrleitung und der betrieblich nachteiligen 


mit Hochdruckdampf von ı2MPa und einer 
Temperatur von 480 bis 500 °C. Der Wirkungs- 
grad stieg auf 15,8%, der Kohleverbrauch sarık 
um 20%. Der außergewöhnliche Aufwand für 
Bau und Unterhaltung bewirkte jedoch sehr 
bald, daß die Versuche eingestellt wurden. 

Eine Zwischenlösung stellte die Mitteldruck- 
lokomotive dar. In den Jahren 1932/33 wurden 
Lokomotiven der BR o2'!, 24 und 44 auf einen 
Kesseldruck von 2,5 bis 3,5 MPa gebracht. Sie 
arbeiteten wie die Höchstdrucklokomotiven mit 
zweistufiger Dampfdehnung, bewährten sich 
aber gleichfalls nicht. Der Dampfdruck wurde 
deshalb schon bald wieder auf 2 MPa reduziert. 

Im Interesse einer erhöhten Wirtschaftlichkeit 
gab es auch Versuche zur Nutzung von Kohlen- 
staub für die Lokomotivfeuerung. Die Lokomo- 
tivfabrik der AEG begann damit 1924. Fast 
gleichzeitig bildete die Firma HEnscHEL eine 
Studien-Gesellschaft (Stug) mit Borsıc, Hano- 
MAG, KRUPP, SCHWARTZKOPFF und den Kohlensyn- 
dikaten. Beider Lokomotiven konnten sich zu- 
nächst nicht durchsetzen, obwohl sie gegenüber 
vergleichbaren Rostlokomotiven einen um 10% 
höheren Kesselwirkungsgrad aufwiesen. 


sich durch 


Bindung an Fahrleitung oder Stromschiene, aber 
auch trotz des hohen Kapital- und Instandhal- 
tungsaufwands für die Bahnstromversorgung 
entstanden dadurch unübersehbare Vorteile. Im- 
merhin erreichen Wärmekraftwerke — bei einem 
etwa smal geringeren Bedarf an Rohenergie - 
einen thermischen Wirkungsgrad von durch- 
schnittlich 25 bis 35%; Wasserkraftwerke liegen 
mit ihrem Gesamtwirkungsgrad sogar bei etwa 
50% und darüber. Moderne elektrische Trieb- 
fahrzeuge weisen —- bezogen auf den Fahr- 
draht — einen Wirkungsgrad zwischen 78 und 
80 % auf. 

Die Elektrolokomotive braucht außerdem 
nicht so lange tägliche Behandlungszeiten wie 
die Dampflokomotive. Sie kann dadurch - bei 
einem erweiterten Aktionsradius — täglich fast 
doppelt so lange eingesetzt werden wie die 
Dampflokomotive, nämlich etwa 18,5 Stunden 
im Vergleich zu etwa ı0 Stunden der Dampflo- 
komotive. Auf diese Weise wurde die Ausnut- 
zung der Lokomotiven und Wagen rationeller. 
Besonders fielen dabei die kürzeren Umlaufzei- 
ten ins Gewicht. 

Nicht unwesentlich war der geringere Perso- 
nalbedarf; denn unabhängig von ihrer Größe 
und Leistung verlangt die Elektrolokomotive nur 
eine Arbeitskraft. Neuartige Sicherheitseinrich- 
tungen leiteten bei plötzlichem Ausfall des Lok- 
führers eine Zwangsbremsung der Lokomotive 
ein, so daß die betriebliche Sicherheit trotz der 
Einmann-Besetzung garantiert war. 
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Die Schnittzeichnungen 
zeigen den typischen 
Aufbau elektrischer Lo- 
komotiven Anfang der 
20er Jahre: zum einen 
mit Einzelachsantrieb 
und zum anderen mit 
einem Zentralmotor. 
Aus: Das deutsche 
Eisenbahnwesen der 
Gegenwart 
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Angesichts dieser erheblichen Vorteile wurden 
die umfangreichen Aufwendungen für die An- 
schaffung der Lokomotiven und für die Elektrifi- 
zierung der Strecken sowie die damit verbunde- 
nen Baumaßnahmen in Kauf genommen. An 
baulichen Veränderungen waren besonders 
wichtig: die Verkabelung der Fernmeldeleitun- 
gen, um Störungen durch die Fahrstromleitung 
zu vermeiden, die Erweiterung des lichten Rau- 
mes, um Platz für den Fahrdraht zu schaffen, 
und der Umbau von Bahnhöfen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsbedingungen. Für derartige 
Maßnahmen mußten beispielsweise allein für die 
Strecke Nürnberg—Halle (Saale)/Leipzig 22,2 % 
der Gesamtkosten für die Elektrifizierung veran- 
schlagt werden. 

Stimulierend wirkten für die Elektrifizierung 
sowohl die höheren Anforderungen an die Beför- 
derungsqualität der Eisenbahnen als auch die 
wachsende Konkurrenz des Kraftverkehrs. Nicht 
unerheblich war auch das Interesse der einschlä- 
gigen Industrie, ging es doch — wie immer beim 
Eisenbahnbau - um einen massenhaften Bedarf 
an allem erforderlichem Material und auch an 
Fahrzeugen. Ferner mußten Lösungen für eine 
störungsfreie Stromversorgung bei unterschiedli- 
chen Belastungen und Geschwindigkeiten, aber 
auch bei unterschiedlichsten Gelände- und Wit- 
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terungsbedingungen gefunden werden, die 
außerdem ein Maximum an Sicherheit für das 
Eisenbahnpersonal und die Benutzer der Eisen- 
bahnen garantierten. Auf den Erfahrungen des 
elektrischen Betriebs vor 1914 und den damali- 
gen wissenschaftlichen Kenntnissen aufbauend, 
trieben die Deutsche Reichsbahn bzw. die Deut- 
sche Reichsbahn-Gesellschaft und die beteilig- 
ten Elektrokonzerne die Forschungen zielstrebig 
voran. 

Bei der Fortsetzung der vor dem Krieg begon- 
nenen Arbeiten konzentrierte sich die Elektrifi- 
zierung der normalspurigen deutschen Eisen- 
bahnen in den 20er und 3oer Jahren auf drei 
Gebiete mit jeweils spezifischen Energiegrundla- 
gen: Süddeutschland mit Wasserkraft, Mittel- 
deutschland mit Braunkohle- und Schlesien mit 
Steinkohlekraftwerken. Das umfangreichste elek- 
trifizierte Netz war das süddeutsche. Um seine 
betriebliche und ökonomische Wirksamkeit zu 
verbessern, sollte es später mit dem mitteldeut- 
schen Netz verbunden werden. 1935 begann der 
Ausbau einer Verbindung zwischen Nürnberg 
und dem Gebiet Halle (Saale)/Leipzig. Sie sollte 
ursprünglich nach vier Jahren betriebsfertig sein, 
wurde jedoch infolge der intensivierten Kriegs- 
vorbereitung bzw. des Kriegsausbruchs erst 1942 
beendet und danach nur teilweise wirksam. Die 
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1937 vorgesehene Erweiterung des Netzes durch 
die Elektrifizierung der Strecke Halle 
(Saale)—Berlin konnte nicht mehr verwirklicht 
werden. Die geplante elektrifizierte Fernverbin- 
dung Innsbruck—München—Berlin kam des- 
halb nicht zustande. 

Trotz des zügigen Ausbaus blieb der Anteil 
der elektrifizierten Strecken gering. Er erreichte 
1928 mit rd. 1320 km 2,3 % des Netzes und stieg 
bis 1997 auf rd. 2015 km und damit auf einen An- 
teil von 3,5% des Netzes. Geht man vom Stand 
des Jahres 1916 mit rd. 460 km aus, so zeigte sich 
ein deutlicher Schwerpunkt der Elektrifizierung 
in den 20er Jahren. Das verminderte Wachstum 
nach 1928 hatte zum einen seinen Grund in der 
Weltwirtschaftskrise und zum anderen im verzö- 
gerten konjunkturellen Aufschwung nach 1992 
sowie in der forcierten faschistischen Aufrü- 
stung. Der Mangel an ausreichenden Mitteln 
und Arbeitskräften sowie die These des Militärs 
von der Anfälligkeit der elektrischen Zugförde- 
rung im Kriegsfall bewirkten, daß die Elektrifi- 
zierung der deutschen Eisenbahnen bis zum 
zweiten Weltkrieg weit hinter den technischen 
Möglichkeiten zurückblieb. 

Die Elektrolokomotiven der deutschen Eisen- 
bahnen jener Jahrzehnte durchliefen mehrere 
Entwicklungsetappen bis zu ihrer konstruktiven 
Reife. Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
sich ihr mechanischer Teil deutlich an die 
Dampflokomotive anlehnte. Obgleich der elek- 
trische Antrieb beispielsweise von Anfang an 
den Bau von Drehgestell-Lokomotiven ermög- 
lichte, hatte man deshalb zunächst elektrische 
Einzelmotoren, Blindwellen und andere Varian- 
ten des Kuppel- und Schrägstangenantriebs ge- 
nutzt. In den ersten Nachkriegsjahren wurden 
dabei noch vor dem ersten Weltkrieg in Auftrag 
gegebene Elektrolokomotiven übernommen. Ihr 
betrieblicher Einsatz war indes meist nur von 
kurzer Dauer, weil sie den Anforderungen nicht 
mehr entsprachen. 

Ab ıg2ı wurden neue Elektrolokomotiven 
nach einem Typenprogramm bestellt, das den 
grundsätzlichen Forderungen nach Vereinheitli- 
chung des Lokomotivparks entsprach. Das Pro- 
gramm umfaßte anfangs sieben Grundtypen für 
die unterschiedlichen Einsatzgebiete. Für alle 
bzw. für mehrere Lokomotiven sollten gleiche 
Grundbauteile verwendet werden. Am auffal- 
lendsten waren die neuen Antriebsformen für 
diese Lokomotiven. An die Stelle der Zentralmo- 
toren mit direktem Stangenantrieb traten einfa- 
che Achsmotorantriebe. Dabei soll nicht uner- 
wähnt bleiben, daß in den 20er Jahren 
gleichzeitig noch relativ viele Elektrolokomoti- 
ven mit Stangenantrieb gebaut wurden, speziell 
für die schlesische Gebirgsbahn (Baureihen 
E 06, 06', 503 und 50%). 

Bevorzugt wurde jedoch der Einzelachsantrieb 
weiterentwickelt und dabei zugleich leistungsfä- 


higer gestaltet. Auch er stellte die Konstrukteure 
vor etliche Probleme. Dazu gehörte, daß die Mo- 
toren gegenüber den unruhig laufenden Achsen 
abgefedert werden mußten, um die Funktion der 
die Kraft übertragenden Zahnräder trotz unter- 
schiedlicher Belastung von Achse und Motor zu 
gewährleisten. Da der Tatzlagermotor sich nicht 
für alle Einsatzbereiche eignete, wurde u.a. der 
Federsternantrieb von WESTINGHOUSE erprobt. 
Bei ihm trug das Zahnrad einen mehrarmigen 
Stern, mit dem die Kräfte über Rundfedern oder 
gefederte Zapfen auf die Räder übertragen wur- 
den. Die Federn waren an einem Ende am Trieb- 
rad befestigt, am anderen mit dem Zahnrad ver- 
bunden, das im Lokomotivrahmen saß. Diesen 
Antrieb verbesserte u.a. KLeinow in Verbindung 
mit der AEG für die deutschen Eisenbahnen. 
1927 brachte er die Antriebsfedern, die das Dreh- 
moment elastisch auf den Radsatz übertragen, in 
Federtöpfen unter. 

Bei der Weiterentwicklung früherer Arbeiten 
von SIEMENS & HALskE schuf die Pariser Firma 
ALSTHOLM 1933 einen Gelenkstangenantrieb, der 
zum Übertragen des Drehmoments vom gefeder- 
ten Motor auf den ungefederten Radsatz eine 
Gelenkkupplung benutzte. Einen sehr eigenwilli- 
gen Einzelachsantrieb entwarf der Schweizer 
Konstrukteur BuchLı mit dem nach ihm benann- 
ten Antrieb. Als meist einseitiger Antrieb, bei 
dem das Vorgelege außerhalb der Treibräder 
und des Rahmens saß, fand sich der Buchuı-An- 
trieb besonders bei Triebfahrzeugen mit hochge- 
lagerten Motoren. Die Deutsche Reichsbahn- 
Gesellschaft entschied sich für diesen Antrieb, 
als 1926 für den schweren Schnellzugdienst auf 
den bayrischen Strecken Elektrolokomotiven an- 
geschafft wurden (E 16). 

Generell orientierte sich die Deutsche Reichs- 
bahn bzw. die Deutsche Reichsbahn-Gesell- 
schaft bei der Beschaffung von Elektrolokomboti- 
ven in den 2oer Jahren — wie erwähnt - auf die 
unterschiedlichen betrieblichen Aufgaben. Des- 
halb wurden Lokomotiven für Schnellzüge im 
Flachland (E 06) und im Hügelland (E 16) be- 
schafft, für schwere Personenzüge (E 52), für 
leichte Personenzüge (E 32), für schwere Güter- 
züge (E gr), für den Rangierdienst (E 60) und 
den Nachschiebedienst (E 79). Sie hatten zu- 
meist schnellaufende Gestellmotoren und Vorge- 
lege zwischen Motor und Treibachse, teilweise 
auch Tatzlagermotoren. Ihre Stundenleistungen 
lagen zwischen 1170kW (bei 6okm/h) bei der 
E 32 und 2780 kW (bei 67km/h) bei der E 06; 
ihre Höchstgeschwindigkeiten variierten zwi- 
schen 55 km/h bei der E gı und 120 km/h bei der 
E 16. 

Das Beschaffungsprogramm der goer Jahre 
folgte den Prinzipien der vorangegangenen 
Jahre. Auf allen elektrifizierten Strecken ver- 
kehrten einheitliche Lokomotivbaureihen in den 
verschiedenen Einsatzbereichen. Sie waren vor- 
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Die Baureihe E44 war 
der Einheitstyp für den 
Personenzug- und Gü- 
terzugdienst. 


Die Baureihe E 50° 
wurde im schweren 
Reisezugdienst auf Ge- 
birgsstrecken eingesetzt. 


Die letzte deutsche 
elektrische Schnellzug- 
lokomotive mit einem 


Fahrmotor: die Bau- 
reihe E06", 


Aus: BAzoıp; Fıekıc: 
Ellok-Archiv 


zugsweise mit Gestellmotor, Hohlwelle und Fe- 
derantrieb, aber auch weiterhin mit Tatzlager- 
motoren ausgerüstet. Mit ihnen sollten die 
bisherigen Leistungen deutlich verbessert wer- 
den. Tatsächlich gelang es auch, mit den 
Schnellzuglokomotiven der Baureihe E ıg 


Höchstgeschwindigkeiten von 180 km/h zu errei- 
chen. Sie gehörten zu den stärksten elektrischen 
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Einrahmenlokomotiven; denn höhere Leistun- 
gen waren nur mit Drehgestell-Lokomotiven 
möglich, die erst nach ı940 zunächst in der 
Schweiz eingeführt wurden. Der zweite Welt- 
krieg war Ursache dafür, daß der Sprung zur 
modernen elektrischen Hochleistungslokomotive 
erst nach dem Krieg gelang. 

Für den Güterverkehr spielte die Leistungs- 
steigerung besonders unter dem Gesichtspunkt 
der intensiven Kriegsvorbereitung durch die Fa- 
schisten gleichfalls eine wichtige Rolle. Auch bei 
diesen Elektrolokomotiven, wie beispielsweise 
der Baureihe E 94, stiegen Stunden- und Dauer- 
leistung an. Ihre Höchstgeschwindigkeit lag bei 
go km/h. 

Mit diesen wichtigen Verbesserungen über- 
holten die Elektrolokomotiven die meisten 
Dampflokomotiven. Allerdings hemmte die spe- 
zifische historische Situation Deutschlands das 
Ausbreiten der elektrischen Zugförderung. 1937, 
im letzten Jahr vergleichbarer statistischer Anga- 
ben (danach wurden die annektierten Gebiete 
mit einbezogen), hatte die Deutsche Reichsbahn 
einen Bestand von 541 elektrischen Lokomotiven 
und damit fast 5mal so viel wie 1923. Trotz ihrer 
bescheidenen Anzahl und trotz des beschränkten 
elektrifizierten Netzes waren die Betriebsergeb- 
nisse der elektrischen Zugförderung günstig. Sie 
lassen sich wegen mangelnder statistischer Erhe- 
bungen allerdings nicht quantifizieren. Im ein- 
zelnen ergab sich bis Ende der goer Jahre fol- 
gende Entwicklung im Bestand von Dampf- und 
Elektrolokomotiven: 


Bestand an Lokomotiven für normalspurige Bahnen 


der Deutschen Reichsbahn 


Jahr _Dampflokomotiven Elektrolokomotiven 
1923 29549 115 
1928 20750 398 
1937 19939 541 


Schnelltriebwagen und Diesellokomotiven 


Die Entwicklung der Verbrennungskraftmaschi- 
nen im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts hatte 
der Eisenbahn neben der elektrischen Lokomo- 
tive eine weitere Alternative geboten. Diese 
wurde allerdings weit zögernder aufgenommen, 
weil die betrieblichen Vorteile nicht generell 
überzeugen konnten und die antriebstechni- 
schen Nachteile erheblich waren; denn während 
die Dampfmaschine durch ihre Füllungsrege- 
lung die für die Eisenbahn erforderliche Zug- 
kraft-Geschwindigkeits-Linie ohne zusätzliche 
Leistungsübertragung erreicht, ist für den Ver- 
brennungsmotor eine ihm nachgeschaltete Lei- 
stungsübertragung mit einer mehrstufigen Dreh- 
momentwandlung unerläßlich. 

Die anfänglichen Versuche, den bei der 
Dampflokomotive bewährten Stangenantrieb 
auch in Verbindung mit dem Verbrennungsmo- 
tor zu nutzen und lediglich beim Anfahren auf 
andere Energieträger zurückzugreifen, blieben 
entweder erfolglos oder waren so teuer und auf- 
wendig im Betrieb, daß sie ein rasches Verbrei- 
ten der Diesellokomotive verhinderten. Deren 
weitere Entwicklung hing deshalb vor allem von 
einer überzeugenden Lösung der Leistungsüber- 
tragung ab. Sie bahnte sich in den 20er und goer 
Jahren für Triebwagen auf Haupt- und Neben- 
bahnen sowie für Kleinlokomotiven im Rangier- 
dienst an. 

Am Ende des ersten Weltkriegs waren nur 
noch wenige Triebfahrzeuge der Vorkriegsbauar- 
ten im Betrieb. Zugleich entstand ein neuer Be- 
darf, weil einerseits der Konkurrenzdruck des 
Kraftverkehrs rationellere Lösungen besonders 
für Nebenbahnen verlangte und andererseits die 
einschlägige Industrie an der Entwicklung neuer 
thermischer Triebfahrzeuge interessiert war, um 
ihre Absatzmöglichkeiten auf dem nationalen 
und internationalen Markt zu erweitern. Nicht 
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unerheblich wirkte sich auch der akute Kohlen- 
mangel der ersten Nachkriegsjahre aus. 

In größerer Zahl wurden zunächst — auf der 
Basis der bisherigen Erfahrungen - leichte 
Triebwagen für einen stark differenzierten Kun- 
denkreis im In- und Ausland gebaut. Unter den 
deutschen Bestellern dominierten aus den er- 
wähnten Gründen die Kleinbahnen. Für sie bot 
der Triebwagen die Möglichkeit, den Eisenbahn- 
betrieb mit relativ niedrigem Aufwand zu mo- 
dernisieren und rentabel zu machen. 

Die meisten Triebwagen waren zunächst mit 
Benzolmotoren ausgestattet. Ihr Aufbau und 
ihre Handhabung waren recht einfach; aller- 
dings verursachten sie ziemlich hohe Kraftstoff- 
kosten. Dennoch griff man im Interesse eines ge- 
ringen zeitlichen und finanziellen Aufwands für 
die Industrie vorwiegend auf diese schon länger 
erprobten Motoren und auch auf bewährte Ge- 
triebe zurück. Die Kraftübertragung war in der 
Regel mechanisch. Die Leistungen beeindruck- 
ten noch nicht: Sie lagen meist bei etwa 75kW, 
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Triebwagen mit Ver- 
brennungsmotor der 
Harzquer- und Brok- 
kenbahn 


Die private normalspu- 
rige Hoyaer Eisenbahn 
setzte auf ihrer nur 

6,3 km langen Strecke 
Hoya (Weser) - Eystrup 
Dampftriebwagen zur 
Personenbeförderung 
ein. 


Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 
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vereinzelt wurden go kW erreicht. Sie waren nur 
für kleinere, zweiachsige Triebwagen ausrei- 
chend. Die wenigen vierachsigen Triebwagen 
hatten meist zwei Antriebsanlagen. Die maxi- 
male Geschwindigkeit stieg deshalb generell 
nicht über 40 bis 75 km/h, und es konnten zwi- 
schen 42 und 88 Personen befördert werden. 

Triebwagen mit Benzolmotoren bestimmten 
auch noch das Bild einer repräsentativen Aus- 
stellung in Seddin aus Anlaß der Eisenbahntech- 
nischen Tagung im Jahr 1924, die den Triebwa- 
gen mit Verbrennungsmotoren vorbehalten war. 
Eine neue Richtung und zugleich einen qualita- 
tiven Sprung deutete auf dieser Ausstellung ein 
Dieseltriebwagen der EVA (Eisenbahn-Ver- 
kehrsmittel-AG) und des MAaysacH-Motorenbaus 
an. Er zeigte, daß sich die Kraftstoffkosten beim 
Einsatz des Dieselmotors beträchtlich verrin- 
gern, weil der absolute und der spezifische Kraft- 
stoffverbrauch sanken. Außerdem war das Die- 
selöl billiger und weniger feuergefährlich. Der 
im EVA-Triebwagen verwendete MavsAcH-Die- 
selmotor arbeitete noch mit einem Kompressor, 
zeigte aber ein sehr günstiges Betriebsverhalten. 
Man wußte seit diesem Zeitpunkt, daß der Bau 
kompressorloser Dieselmotoren das Ende der 
Benzoltriebwagen bedeuten mußte. 

Ab 1925 vereinheitlichte die Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft auch den Triebwagenbau. 
Das Lokomotiv-Versuchsamt testete von jeder 
Bauart das jeweils erste Exemplar. In der daraus 
resultierenden Zusammenarbeit zwischen der 
Eisenbahn und der Industrie konnten die Lei- 
stungsparameter ständig verbessert werden. So 
stiegen die Motorleistungen der zwei- und vier- 
achsigen Triebwagen Ende der 2oer, Anfang der 
90er Jahre auf 55 bis 120 kW und die spezifische 
Leistung von 2kW/t Mitte der 20er Jahre auf 
maximal 4,6kW/t. Zwischen 60 und 160 Perso- 
nen konnten mit den verschiedenen Typen von 
Triebwagen befördert werden. 

Verkehrten die Triebwagen bis Ende der 2oer 
Jahre ausschließlich auf Nebenbahnen aus Kon- 
kurrenz gegen den Kraftverkehr, so konnten 
erstmalig 1931 wesentlich schwerere Dieseltrieb- 
wagen für Hauptbahnen in Betrieb genommen 
werden. Die Voraussetzungen dafür waren gege- 
ben, nachdem ıg30 der MaysacH-Motorenbau 
einen Zwölfzylinder-Dieselmotor mit 300 kW 
vorgestellt hatte, dem sehr bald gleich starke 
bzw. noch leistungsfähigere Motoren von ande- 
ren Firmen, unter ihnen MAN und DA1iMLER- 
Benz, folgten. Sie erreichten bis 480 kW, teil- 
weise mit Aufladung. Wegen der größeren 
Leistungen fand bei den neuen Triebwagen die 
elektrische Kraftübertragung Anwendung. Sie 
wurde schon ab 1936 bei neugebauten Diesel- 
triebwagen durch die hydraulische Kraftübertra- 
gung verdrängt, die mit den Voırtn-Getrieben 
beträchtlich verbessert worden war. 

Den sehr gründlich getesteten Versuchsmustern 
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dieser schwereren Dieseltriebwagen folgten in 
den goer Jahren in großem Umfang weiterent- 
wickelte Bauarten. Mehr als 500 Typen bot die 
deutsche Industrie bis zum Kriegsausbruch für 
den Eigenbedarf und den Export an. Die mei- 
sten von ihnen wurden jedoch nur in kleinsten 
Stückzahlen geliefert. Diese außerordentlich 
große Typenvielfalt war zwar für den Eisenbahn- 
betrieb nicht sehr vorteilhaft, sie half jedoch, 
den differenzierten Bedarf im Reiseverkehr öko- 
nomisch günstig zu decken. Der traditionelle 
Zugbetrieb konnte auf diese Weise wirksam er- 
gänzt werden. 

Die Dieseltriebwagen konnten als Einzelfahr- 
zeug gebaut oder mit einem Steuerwagen gekup- 
pelt werden. Die an der Spitze des Zuges fahren- 
den Steuerwagen hatten außer dem Führerstand 
einen Fahrgastraum. Zwischen dem Triebwagen 
und dem Steuerwagen war durch Türen in der 
Stirnwand ein Übergang möglich. Die in der Re- 
gel vierachsigen Wagen hatten teilweise Abteile 
2. und 3. Klasse. Sie waren mit einer Toilette 
ausgestattet und verfügten oft über ein Gepäck- 
und Postabteil. Die maximale Geschwindigkeit 
betrug auf Hauptbahnen ımo km/h und auf Ne- 
benbahnen go km/h. 

Dieseltriebwagen setzten sich auch im Güter- 
verkehr durch. Seitdem ab 1927 zunächst dampf- 
lokgezogene LeiG-Einheiten die Konkurrenz des 
Kraftverkehrs verdrängen sollten, kamen seit 
den goer Jahren Dieseltriebwagen für den Güter- 
verkehr auf. Ihre größere Anfahrbeschleunigung 
und die geringere Bremsverzögerung machten 
sie für diesen speziellen Zweck geeignet. Die lei- 
stungsstärkeren Motoren erlaubten dabei eine 
Beförderung von hochwertigem Stückgut bis zu 
Is t, später bis zu 25. 

Eine besondere Entwicklungsrichtung der 
Dieseltriebwagen bildeten die Schnelltriebwa- 
gen, mit denen sich seit Mitte der 20er Jahre u.a. 
die 1924 gegründete »Gesellschaft für Verkehrs- 
technik« beschäftigte. Gestützt auf die Arbeiten 
der Ingenieure KRUCKENBERG und STEDEFELD 
wollte sie Geschwindigkeiten zwischen 200 und 
300 km/h erreichen. Dafür sollten leichte, strom- 
linienförmige Fahrzeuge auf traditionellem 
Oberbau, aber mit lückenlos verschweißtem 
Gleis verwendet werden. 1930 erreichte KRuckEn- 
BERG mit seinem »Schienenzeppelin«, einem pro- 
pellerangetriebenen zigarrenförmigen Fahrzeug, 
auf einer 8km langen Versuchsstrecke 182 km/h. 
Ein Jahr später folgte ein Schnellfahrversuch auf 
der Strecke Hamburg— Berlin mit einer Reisege- 
schwindigkeit von 157km/h und einer Maximal- 
geschwindigkeit von 230 km/h auf einem Strek- 
kenabschnitt. KRuCkENBERG hatte durch extreme 
Leichtbauweise seines »Schienenzeppelins« Vor- 
aussetzungen für eine hohe Anfahrbeschleuni- 
gung erzielt. In gos wurden ızokm/h, nach 
2 min I5o km/h erreicht. Allerdings wurden die 
so günstig verlaufenen Versuche mit dem Pro- 


pellerantrieb nicht weitergeführt. Es hatte sich 
nämlich herausgestellt, daß der Propeller erst 
jenseits von 200 km/h wirtschaftlich arbeitete. 
Außerdem konnte ein derartiger Triebwagen im- 
mer nur iin einer Richtung verkehren, was mit er- 
heblichen betrieblichen Problemen verbunden 
war. Schließlich waren für die Fahrt solcher 
Triebwagen wegen des entstehenden Soges er- 
hebliche Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, die 
zusätzliche Investitionen erfordert hätten. 

KRruckEnBErGs Versuche hatten jedoch das 
wichtige Ergebnis, daß die Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft als günstigste Höchstge- 
schwindigkeit für Schnelltriebwagen 150 bis 
ı60km/h festlegte. Damit überschritt man die 
1928 in der Eisenbahn-Bau- und Betriebsord- 
nung festgelegten Höchstgeschwindigkeiten, die 
aufgrund der gestiegenen Leistungsfähigkeit der 
Dampf- und Elektrolokomotiven, aber auch der 
verbesserten Infrastruktur der Eisenbahnen wie 
folgt bestimmt worden waren: 


Zulässige Höchstgeschwindigkeiten in km/h: 


Zuggattung Haupt- Hauptbahn- Sonstige 
bahnen ähnliche Neben- 

Neben- bahnen 
bahnen 

Personenzüge 

mit durchgehen- 

der Bremse 100...120 50...60 == 

Güterzüge mit 

durchgehender 

Bremse 65 50...60 35 

mit Hand- 

bremse 65 35 


Die maximal zulässigen 160 km/h der Schnell- 
triebwagen konnten ohne zusätzliche Sicher- 
heitsmaßnahmen gewährleistet werden. Im Inter- 
esse der betrieblichen Sicherheit wurden für 
diese Triebfahrzeuge in den folgenden Jahren in 
Zusammenarbeit mit der Industrie schnellwir- 
kende Knorrbremsen entwickelt, die einen 
Triebwagen aus 160 km/h innerhalb eines Brems- 
wegs von 1200m zum Stehen brachten. Zusätz- 
lich erhielten diese Triebwagen Magnetschienen- 
bremsen. 

Unter diesen Voraussetzungen konnte 1933 
der Schnelltriebwagenverkehr beginnen, den die 
Faschisten in den folgenden Jahren als ihre Lei- 
stung propagandistisch verfälschten. 

Im Vergleich zu den Schnelltriebwagen nah- 
men sich die Leistungen der mit Verbrennungs- 
motoren ausgerüsteten Kleinlokomotiven sehr 
bescheiden aus. Trotzdem brachten sie betriebli- 
che Effekte, weil sie vorwiegend Rangierarbeiten 
im Nahgüterverkehr übernahmen. Sie waren in 
diesem Bereich zum einen billiger als Dampflo- 
komotiven, zum anderen hoben sie die Durch- 
schnittsgeschwindigkeit des Nahgüterverkehrs, 
die bisher bei etwa Io km/h gelegen hatte. Diese 


niedrige Geschwindigkeit kam daher, daß die 
Lokomotiven unterwegs die Anschlußgleise be- 
dienen und auf kleineren Bahnhöfen auch ran- 
gieren mußten. Die Deutsche Reichsbahn-Ge- 
sellschaft wollte die Dieselkleinlokomotiven auf 
den Unterwegsbahnhöfen stationieren. Sie for- 
derte von der Industrie, daß die Lokomotiven 
einfach und wirtschaftlich waren. Sie mußten 
außerdem von einer Person zu bedienen sein. 
Die ursprünglich festgelegten Leistungsparame- 
ter wurden 1931 unter Berücksichtigung der zwi- 
schenzeitlichen Entwicklung verändert. Dadurch 
konnte eine weitgehende Einheitlichkeit erreicht 
werden. Sie wurde 1937 durch die Beschränkung 
auf zwei Motortypen unterstützt. Diese Festle- 
gungen hatten für die Unterhaltung angesichts 
des 'massenhaften Bedarfs der Deutschen 
Reichsbahn beachtliche ökonomische Bedeu- 
tung. Bis 1940 erwarb sie etwa 1300 Kleinloko- 
motiven, davon 1100 mit Dieselmotoren. 200 die- 
ser Kleinlokomotiven gehörten zur Leistungs- 
gruppe I, die Lokomotiven mit ı5 bis 22 kW 
umfaßte; die übrigen zählten zur Leistungs- 
gruppe II mit 35 bis 55 kW. 

Im Unterschied zu den Kleinlokomotiven, mit 
denen recht günstige betriebliche Erfahrungen 
gesammelt werden konnten, blieb der Bau von 
Streckenlokomotiven zurück, weil zunächst 
keine befriedigende Leistungsübertragung ge- 
funden wurde. Erst ein Auftrag der Sowjetunion, 
nach den Plänen des sowjetischen Konstrukteurs 
Lomonossow je eine dieselelektrische und eine 
dieselmechanische Lokomotive bei der Honen- 
ZOLLERN AG zu produzieren, veranlaßte den Bau 
einer Diesellokomotive für den eigenen Bedarf. 
Auf der Basis der Erfahrungen mit der preußi- 
schen Vorkriegsmaschine entstand 1927 eine 
2B2-Lokomotive mit einem weiterentwickelten 
direkten Antrieb. Während ihres rund zehnjähri- 
gen Betriebs konnten gute Erfahrungen gesam- 
melt werden. Allerdings zeigte sich zugleich eine 
für den Streckendienst nicht ausreichende Zug- 
kraft. 

Auch etwa gleichzeitige Versuche mit einer 
Dieseldruckluft-Lokomotive befriedigten hin- 
sichtlich Zugkraft und Leistungsvermögen nicht, 
obgleich der 880-kW-Motor von MAN zusam- 
men mit einem Motor-Kompressor-Aggregat 
einen günstigen thermischen Wirkungsgrad auf- 
wies. Erst eine 1935 von der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft übernommene Diesellokomo- 
tive mit hydraulischer Kraftübertragung über- 
zeugte im praktischen Zugbetrieb. Ihr Achtzylin- 
der-Reihenmotor leistete mit Aufladung 
1030kW, und sie erreichte 100 km/h. Sowohl auf 
Nebenbahnen als auch im Güterzugdienst 
brachte sie es auf recht günstige Ergebnisse. Bei- 
spielsweise zog sie Güterzüge mit einer Anhän- 
gemasse von 500 t auf Steigungen von 10%o noch 
mit 30 km/h. Trotzdem wurde auch diese Loko- 
motive nicht weitergebaut, so daß die Strecken- 
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diesellokomotive für die deutschen Eisenbah- 
nen — wie auch bei anderen Eisenbahnverwal- 
tungen — erst nach dem zweiten Weltkrieg zur 
Serienreife gebracht wurde. 

Die betrieblichen Erfahrungen mit thermi- 
schen Triebfahrzeugen in den 20er und goer Jah- 
ren zeigten, daß ihr Leistungsbereich zwischen 
den Dampflokomotiven und den Elektrolokomo- 
tiven liegt. Thermische Triebfahrzeuge müssen 
wie die Dampflokomotive die Rohenergie mit- 
führen und während der Fahrt in Traktionsener- 
gie umwandeln. Das führt im Vergleich zur Elek- 
trolokomotive zwangsläufig zu einer geringeren 
Leistung, die dennoch über der der Dampfloko- 
motive liegt. Hinsichtlich des Wirkungsgrads 
überbietet sie die letztere etwa um das gfache. 
Als vorteilhaft erwiesen sich auch die sofortige 


Einsatzbereitschaft, der geringere Wartungsauf- 
wand und die höhere tägliche Einsatzzeit. Wie 
bei der Elektrolokomotive war außerdem die 
Einmann-Bedienung möglich. Schließlich war 
der wesentlich geringere finanzielle Aufwand im 
Vergleich zur elektrischen Zugförderung nicht 
zu übersehen. Die Dieseltriebfahrzeuge können 
auf allen Strecken fahren, ohne daß umfangrei- 
che bauliche Maßnahmen vorangehen müssen. 
Dadurch können sie entsprechend den jeweili- 
gen finanziellen Möglichkeiten der Eisenbahn- 
verwaltung beschafft werden. 

Insgesamt bleibt jedoch festzustellen, daß die 
thermischen Triebfahrzeuge - vor allem wegen 
der Probleme der Leistungsübertragung - einen 
weit längeren Zeitraum zu ihrer konstruktiven 
Reife beanspruchten als die elektrischen. 


Güterverkehr im Zeichen der Rationalisierung und des Konkur- 


renzkampfs 


Der Güterverkehr der deutschen Eisenbahnen 
unterlag nach dem ersten Weltkrieg verschiede- 
nen Einflüssen. Dazu zählte eine schwierige Si- 
tuation im Wagenpark; denn im Vergleich zum 
Jahr ıg13 hatte sich durch die Ablieferung von 
Güterwagen aufgrund des Waffenstillstands von 
Compiegne ıgı8 und des Versailler Vertrags der 
Bestand an Güterwagen um fast 42% vermin- 
dert. Da an die Siegerstaaten außerdem die best- 
erhaltenen Wagen abgegeben werden mußten, 
war der Reparaturstand der verbliebenen Wagen 
infolge der mangelhaften Unterhaltung während 
des Krieges sehr hoch. Die dadurch auftretenden 
wiederholten Komplikationen im Güterverkehr 
behinderten die deutsche Wirtschaft in ihrem 
Bemühen um die Beherrschung des Binnen- 
markts sowie um die Rückgewinnung ihrer frü- 
heren Anteile am Auslandsmarkt. Die Eisenbah- 
nen mußten deshalb die Lücke nicht nur 
möglichst schnell schließen, sondern sahen sich 
auch wegen der wachsenden Konkurrenz des 
Kraftverkehrs veranlaßt, die Qualität der neu zu 
bauenden Wagen spürbar zu verbessern. 

Ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der Neu- 
beschaffung von Güterwagen war schließlich die 
geplante Vereinheitlichung. Bei ihrer Gründung 
hatte die Deutsche Reichsbahn von den Länder- 
bahnen immerhin etwa 190 verschiedene Güter- 
wagentypen übernommen, obgleich der Deut- 
sche Staatsbahnwagenverband bereits wesentli- 
che Vorarbeiten für eine Einschränkung der 
Bauartenvielfalt geleistet hatte. 1920 nahm der 
Allgemeine Wagen-Normungs-Ausschuß seine 
Arbeit auf, dem neben dem Reichsbahn-Zentral- 
amt Vertreter der Waggonbauindustrie angehör- 
ten. Man einigte sich darauf, die Güterwagenty- 
pen im Laufe der Zeit auf 20 zu reduzieren und 
zugleich einen konsequenten Austauschbau zu 
betreiben, um durch die Verwendung von Norm- 
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teilen den Aufwand bei Bau und Instandhaltung 
der Güterwagen weitestgehend zu verringern. 

Der Ausschuß verfolgte weiterhin das Ziel, 
den Betrieb effektiver zu gestalten und dem 
Kunden Vorteile im Vergleich zum Kraftverkehr 
zu bieten. Als Grundsatz der technischen und 
betrieblichen Konzeption galt deshalb, »mit 
einer Mindestzahl von Fahrzeugen bei ihrer 
höchst gesteigerten Ausnutzung und mit einer 
Mindestzahl von Personal die größtmöglichen 
Leistungen zu erzielen.« Außer der Normung 
der Einzelteile und somit der Verminderung der 
Reparaturzeiten, wodurch die Wagen für kürzere 
Zeit dem Betrieb entzogen wurden, spielte die 
Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten für Gü- 
terzüge eine wichtige Rolle. Die leistungsstärke- 
ren Lokomotiven steigerten die Reisegeschwin- 
digkeit von durchschnittlich etwa 2okm/h 
Anfang der 20er Jahre bis auf fast das Doppelte 
im folgenden Jahrzehnt, wobei die Höchstge- 
schwindigkeiten beträchtlich darüber lagen. Im 
Konkurrenzkampf gegen den Kraftverkehr wur- 
den außerdem die erwähnten LeiG-Einheiten ge- 
nutzt. Diese leichten Güterzüge für den Stück- 
gutverkehr bestanden bei Lokomotivbespannung 
aus zwei kurzgekuppelten, durch Faltenbälge 
miteinander verbundenen Güterwagen. Sie wur- 
den durch Gütertriebwagen ergänzt. Die kurzen 
Zuglängen der LeiG ermöglichten höhere Reise- 
geschwindigkeiten; fahrbare Verladerampen be- 
schleunigten den Umschlag. 

Gleichfalls als Konkurrenzmaßnahme gegen 
den Kraftverkehr ist das Einstellen von Güter- 
wagen in Reisezüge zu bewerten. Diese Wagen 
mußten bei verlängertem Achsstand Lenkachsen 
erhalten, um Geschwindigkeiten bis zu go km/h 
fahren zu können. Sie wurden außerdem mit 
Leitungen für Dampf- bzw. elektrische Heizung 
und mit Personenzugbremsen ausgestattet. 


Die Nutzmasse veränderte sich unbedeutend. 
Sie betrug für zweiachsige gedeckte Güterwagen 
wie bisher ı5t. Dagegen wurde die Ladefläche 
auf 21,3 bzw. 28,8 m? vergrößert. Aus dem glei- 
chen Grund erhielten diese Wagen außerdem 
ein gewölbtes Dach sowie ein tiefliegendes 
Bremserhaus. 

Die offenen Wagen wurden für Kohletrans- 
porte nur noch mit ı5 und 20t Nutzmasse ge- 
baut und außerdem mit Kopfklappen für die 
Kippentladung versehen. Die Aufbauten bestan- 
den entweder aus Holz- oder aus Stahlwänden. 
Lange offene Güterwagen mit zwei Achsen für 
15 t Nutzmasse wurden als Plattformwagen ohne 
Seitenwände gebaut. Sie verfügten über abklapp- 
bare Rungen und standen für besonders lange 
Güter zur Verfügung, aber auch für große land- 
wirtschaftliche Maschinen und von den Seehä- 
fen aus für Wolle, Baumwolle und Korkrinde. 
Derartige Wagen gab es auch mit vier Achsen 
für eine Nutzmasse von 35 t. Ihre nutzbare Lade- 
länge betrug dann ı5 bzw. ı8m. Spezielle 
zweiachsige Rungenwagen für ı5t Nutzmasse 
dienten dem Holztransport. Sie verkehrten ein- 
zeln oder — bei längerer Ladung - paarweise zu- 
sammen mit einem Drehschemel. 

Alle Einheitsgüterwagen wurden in der Regel 
in zwei Ausführungen gebaut: ohne Bremse und 
mit Handspindel- bzw. Güterzug-Kunze-Knorr- 
Bremse. Die Handspindelbremsen hielten sich 
bis in die Zeit nach dem zweiten Weltkrieg. Zum 
Bedienen dieser Bremse war ein Bremser erfor- 
derlich, der im sog. Bremserhäuschen mitfuhr. 
Die Kunze-Knorr-Bremse entstand als letzte 
Stufe in der Entwicklung der Verbundbremse 
aus der Notwendigkeit, eine stufenweise lösbare 
Bremse zu schaffen. Diese war für das sichere 
Befahren langer und steiler Gefälle vor allem bei 
der Kombination von Güter- und Reisezugwa- 
gen in einem schnellfahrenden Zug unerläßlich. 
Die früher für Reisezüge bevorzugte Einkam- 
mer-Druckluft-Bremse genügte diesen Anforde- 
rungen nicht. Die Kunze-Knorr-Bremse löste 
dagegen verschiedene Aufgaben. Ihre Einsatzbe- 
reiche lagen im Güterzug-, Personenzug- und 
Schnellzugverkehr. Bei letzterem gelang zugleich 
eine beträchtliche Verkürzung der Bremswege, 
die für die höheren Geschwindigkeiten aus Si- 
cherheitsgründen verlangt wurde. 

Die Kunze-Knorr-Bremse für Güterzüge war 
schon 1914 betriebsreif gewesen. Der Krieg ver- 
hinderte jedoch ihren Einbau, der erst ab 1918 
möglich war. Ihre betrieblichen Vorteile waren 
überzeugend: Bis zu 200 Wagenachsen konnten 
auch auf langen und steilen Gefällestrecken si- 
cher gebremst werden. Außerdem ließ die 
Kunze-Knorr-Bremse auch für Güterzüge hö- 
here Reisegeschwindigkeiten zu. Nach der Ein- 
führung dieser Bremse, die sich in Betrieb und 
Unterhaltung als sehr wirtschaftlich erwies, lie- 
ßen sich die Bremser einsparen. Unter dem Kon- 
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GÜTERVERKEHR IM 
ZEICHEN DER 
RATIONALISIERUNG 
UND DES 
KONKURRENZKAMPES 


Zu den Spezialwagen 
der 20er Fahre gehör- 
ten Kühlwagen, Kessel- 
wagen und Kübelwa- 
gen. 

Aus: Das deutsche 
Eisenbahnwesen der 
Gegenwart 


Diese vierachsigen 
Großsattelwagen mit 
Seitenentleerung konn- 
ten 5ot Nutzmasse 
aufnehmen. 

Aus: Das deutsche 
Eisenbahnwesen der 
Gegenwart 


9. KAPITEL 
1919-1932 


Der Transport von 
Schiffskesseln (1921) 
erforderte einen Spe- 
zialwagen für Schwer- 
guttransporte. 

Aus: Hanomag-Nach- 
richten 1921 


Die Firma Krupp lie- 
ferte nach dem Krieg 
Selbstentlader mit Sei- 
tentüren und bewegli- 
chen Stirnwänden. 
Aus: Kruppsche Mo- 
natshefte 


Selbstentlader für Bo- 
denentleerung vermin- 
derten die Umschlagko- 
sten. 

Aus: Das deutsche 
Eisenbahnwesen der 
Gegenwart 


Auch der Plattformwa- 
gen für got Nutzmasse 
und ... 


. der Schwerlastwa- 
gen für 1351 Nutz- 
masse konnten schon 
Anfang der 20er Jahre 
‚für besondere Trans- 
‚porte genutzt werden. 
Aus: Kruppsche Mo- 
natshefte 1921 


kurrenz- und Rationalisierungsdruck wurde der Festigkeit und durch Schweißen im Waggonbau 
Einbau dieser Bremse deshalb beschleunigt. statt Nieten. Allein durch das Schweißen ließ 
(1937 betrug der Anteil der druckluftgebremsten sich die Eigenmasse der Fahrzeuge um ı5 bis 
Güterwagen fast 71% des Gesamtbestands.) 20% verringern. 

Mit dem Bau der Einheitsgüterwagen be- Der sich verschärfende Konkurrenzkampf 
mühte man sich zugleich, deren Eigenmasse zu zwischen Schiene und Straße veranlaßte die 
verringern. Das gelang durch Stahl mit höherer Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft weiterhin, 
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Sonderbauformen für Güterwagen entsprechend 
den Wünschen der Verkehrskunden zu entwik- 
keln bzw. zu vervollkommnen. Dazu zählten u.a. 
Kühlwagen für empfindliche Nahrungsmittel, 
besonders für Milch und Seefische; vier-, sechs- 
und mehrachsige Wagen für schwere und 
schwerste Güter; Selbstentlade- und Kübelwa- 
gen. Speziell für den Transport von Kohlen- 
staub, der für die einfache und wirtschaftliche 
Kesselheizung an Bedeutung gewann, wurden 
Kesselwagen mit stehenden oder liegenden Kes- 
seln entwickelt, aus denen der Kohlenstaub mit 
0,2 MPa Preßluft entladen wurde. Im Interesse 
der Beschleunigung des Wagenumlaufs sowie 
der Verbilligung der Umschlagarbeiten für die 
Verkehrskunden wurde allgemein großer Wert 
auf die gutgerechte Selbstentladung gelegt. 
Vor allem unter dem Gesichtspunkt der Kon- 
kurrenz gegen den Kraftverkehr wurde der Be- 
hälterverkehr für Stückgut eingeführt; vorwie- 


Schneller und bequemer reisen 


Der Reiseverkehr der Deutschen Reichsbahn 
bzw. der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 
folgte in den 20er und 3oer Jahren den gleichen 
Zielen wie der Güterverkehr: Er mußte den we- 
gen der Ablieferungen im Vergleich zu 1ıg13 um 
mehr als 27% reduzierten Bestand an Personen- 
wagen erweitern, seine Qualität steigern, um ein 
Abwandern der Reisenden auf den Kraftverkehr 
zu verhindern, und er mußte kapitalistisch ratio- 
nalisiert werden, um die betrieblichen Ausgaben 
bei gleichen oder steigenden Einnahmen zu sen- 
ken. 

Nach Gründung der Deutschen Reichsbahn 
dominierten zunächst auch im Reisezugwagen- 
bau die Vereinheitlichungsbestrebungen. 1920 
entstand der »Ausschuß für die Vereinheitli- 
chung der Bauarten der Personen- und Gepäck- 
wagen«. Er hatte die Aufgabe, aus den etwa go 
verschiedenen Bauarten mit 200 verschiedenen 
Ausführungsformen einheitliche Wagentypen zu 
bestimmen. Der Ausschuß - in prinzipiell glei- 
cher Zusammensetzung wie der für den Güter- 
wagenbau - legte für Hauptbahnen drei zwei- 
und vierachsige Grundtypen fest und für Neben- 
bahnen einen Grundtyp. Sie wurden in verschie- 
denen Ausführungen variiert und durch Schlaf- 
und Speisewagen sowie Salonwagen ergänzt. 
Durchgangswagen mit meist seitlichem Gang 
wurden für Züge vorgesehen, die längere Strek- 
ken ohne Zwischenaufenthalt durchfuhren. Sie 
gaben den Reisenden mehr Bewegungsfreiheit 
und zugleich die Möglichkeit, den Speisewagen 
aufzusuchen. Auf Nebenbahnen und im Kurz- 
streckenverkehr fanden sich gleichfalls Durch- 
gangswagen, vorzugsweise in Süddeutschland, 
wo derartige Wagen mit einem mittleren Durch- 
gang traditionell verkehrten. 


gend in Form von Kleinbehältern. Gleichzeitig 
entstanden dafür Umschlageinrichtungen. 

Auf diese Weise paßte sich der Eisenbahngü- 
terverkehr den veränderten Bedingungen sowohl 
auf dem Transportmarkt als auch im Hinblick 
auf die wirtschaftliche Situation in einem Maß 
an, daß er nicht nur den gestiegenen Anforde- 
rungen der verladenden Wirtschaft gerecht wer- 
den konnte, sondern zugleich dem staatsmono- 
polistischen Eisenbahnunternehmen half, die 
Einnahmen aus dem Güterverkehr hoch zu hal- 
ten. Die erhebliche finanzielle Belastung in Ge- 
stalt der Reparationszahlungen war der aktuelle 
Anlaß hierfür. Beachtlich ist in diesem Zusam- 
menhang, daß sich die Relationen in den Ein- 
nahmen zwischen dem Güter- und Personenver- 
kehr über einen langen Zeitraum kaum verän- 
derten. Hatte der Anteil des Güterverkehrs an 
den Verkehrseinnahmen der Eisenbahnen 1913 
bei 69% gelegen, so betrug er 1932 fast 66%. 


Die konstruktiven Merkmale der neuen Ein- 
heitsreisezugwagen lassen sich wie folgt zusam- 
menfassen: 

- schrittweises Durchsetzen des Leichtbaus (seit 
den goer Jahren auch zunehmend unter dem 
Druck der Rohstoffverknappung), 

- erhöhte Sicherheit für den Reisezugverkehr 
durch veränderte Wagenkästen und verbesserte 
Bremsen, 

— konstruktive Veränderungen mit dem Ziel, 
höhere Geschwindigkeiten fahren zu können. 

So hatte man schon vor dem ersten Weltkrieg 
gelernt, daß der Ersatz des früher üblichen Wa- 
genbaumaterials Holz durch Stahl nicht nur kei- 
nen Massezuwachs, sondern zugleich erhöhte Si- 
cherheit brachte. Alle neuen Reisezugwagen der 
Deutschen Reichsbahn erhielten deshalb ein 
vollständig aus Stahl hergestelltes Kastengerippe 
mit hölzerner Dachverschalung. Aus Sicherheits- 
gründen wurde es bald zugunsten genieteter 
Ganzstahlwagen aufgegeben. Wie beim Güter- 
wagenbau setzte sich bei den Reisezugwagen 
nach 1933 die Schweißtechnik mit ihrer erhebli- 
chen Verminderung der Eigenmasse durch. Sie 
war besonders im Hinblick auf die angestrebten 
höheren Geschwindigkeiten und die Senkung 
der Zugförderkosten wichtig. Zusätzlich wurde 
durch den Ersatz der bisher üblichen Walzpro- 
file durch Abkantprofile Masse gespart. 

Die vier- und mehrachsigen Wagen wurden 
ausnahmslos mit modernen Drehgestellen ausge- 
stattet, die eine gute Federung bewirkten. Außer- 
dem erhöhte eine verbesserte Inneneinrichtung 
der Wagen den Reisekomfort, vor allem für die 
Reisenden der ı. und 2. Klasse. Die etwa 2ı bis 
22 m langen D-Zug-Wagen vergrößerten den für 
die Reisenden zur Verfügung stehenden Platz. 
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GÜTERVERKEHR IM 
ZEICHEN DER 
RATIONALISIERUNG 
UND DES 
KONKURRENZKAMPFS 


9.KarıteL 
1919-1992 


Die Einheits-D-Zug- 
wagen (hier von 1926) 
zeigten deutliche Un- 
terschiede zwischen den 
Wagenklassen: Die 

1. Klasse präsentierte 
sich mit »S pilzenscho- 
nern«, die 2. Klasse bot 
bequeme Polstersitze, 
die 3. Klasse dagegen 
nur Holzbänke. 

Aus: DEPPMEYER: Die 
Einheits-Personen- und 


Gepäckwagen der DR 


Im Rahmen der Ver- 
einheitlichung des Wa- 
genparks entstanden 
auch neue Schlafwagen 
(oben 1./2. Klasse, un- 
ten: 3. Klasse). 

Aus: Das deutsche 
Eisenbahnwesen der 
Gegenwart 


Im Schnitt betrug die Fläche je Reisenden nun 
0,75 m? und damit rund das Doppelte der Wagen 
des ıg. Jahrhunderts. In der ı. und 2. Klasse wa- 
ren wie bisher die Sitzbänke gepolstert, in der 9. 
und (bis 1928) 4. Klasse waren sie aus Holz. Toi- 
letten und in D-Zügen Waschanlagen standen in 
ausreichendem Maß zur Verfügung. 

Geheizt wurde vorzugsweise durch Dampf, 
den die Lokomotiven erzeugten. Die Nieder- 
druck-Umlaufheizung, die fast allgemein einge- 
führt wurde, konnten die Reisenden selbst re- 
geln. Die Speise-, Schlaf- und Salonwagen, die 
vorgeheizt wurden, hatten dagegen eine Warm- 
wasserheizung, die in jedem Wagen durch einen 
speziellen Ofen und einen eigenen Heizer unter- 
halten werden mußte. Reisezugwagen, die in Zü- 
gen mit elektrischer Lokomotive fuhren, erhiel- 
ten spezielle Heizkörper. Die Energie wurde — 
nach entsprechender Umformung - aus der 
Fahrleitung entnommen. Diese Wagen hatten 
außerdem Einrichtungen zur Dampfheizung, um 
sie auch in dampflokbespannten Zügen verwen- 
den zu können. 

Zur Beleuchtung der Wagen benutzte man 
anfangs noch Gasglühlichtbrenner, die durch 
Ölgas gespeist wurden. Man führte es in beson- 
deren Behältern am Untergestell des Wagens 
mit. Um die Brandgefahr zu vermindern, stattete 
man die Reisezugwagen ab 1925 nur noch mit 
elektrischer Beleuchtung aus. Allerdings hielt 
sich die Gasbeleuchtung bis in die Zeit nach 
dem zweiten Weltkrieg, besonders in solchen 
Wagen, die auf Nebenbahnen verkehrten. 

Die elektrische Beleuchtung wurde durch eine 
Dynamomaschine an einem Drehgestellquerträ- 
ger des Wagens gespeist, wobei der Dynamo 
durch Riemen von einer Achse angetrieben 
wurde. Außerdem hatte jeder Wagen eine kleine 
Sammlerbatterie, die während der Fahrt aufgela- 
den wurde und bei Stillstand des Wagens bzw. 
bei niedrigen Geschwindigkeiten Strom ab- 
gab. 

Um ein Abwandern der zahlungskräftigsten 
Reisenden auf den Kraftverkehr zu verhindern, 
besaß die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft be- 
sondere Luxuszüge; darunter beispielsweise seit 
dem Sommerfahrplan 1928 den »Rheingold« 
zwischen Hoek van Holland und Basel bzw. Lu- 
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zern. Er sollte u.a. auch den von Großbritannien 
kommenden Reisenden eine angenehme Fahrt 
bis in die Schweiz bieten. Der komfortable Fern- 
D-Zug führte nur Wagen der ı. und 2. Klasse. 
Sie waren teilweise als Salonspeisewagen gestal- 
tet, von denen je zwei von einer Küche versorgt 
wurden. Neben zwei Saalräumen für Raucher 
und Nichtraucher standen in der ı. Klasse ge- 
schlossene Abteile mit je zwei oder vier Plätzen 
zur Verfügung. Die Fenster dieser violett und el- 
fenbein gestrichenen Wagen waren bis zu 
1500 mm breit, um einen ungestörten Blick auf 
die Landschaft zu ermöglichen. Mit 29,5m 
Länge waren die Wagen des »Rheingold« außer- 
dem mit die längsten, die damals für die deut- 
schen Eisenbahnen gebaut wurden. Auch bei 
voll besetztem Zug hatte der Reisende der 
1.Klasse etwa 2 m? und der der 2.Klasse mehr als 
1,5 m? zur Verfügung. 

Es versteht sich von selbst, daß der Komfort 
für die Reisenden der 3. Klasse spärlicher bemes- 
sen wurde, obwohl sie nach wie vor die meisten 
Einnahmen im Reiseverkehr brachten. Aller- 
dings waren unter dem Konkurrenzdruck des 
Kraftverkehrs auch hier gewisse Veränderungen 
erforderlich, um diese Reisenden dem Eisen- 
bahnverkehr zu erhalten. 

Wie beim Güterverkehr wurden allerdings 
auch im Reiseverkehr Wagen der früheren Län- 
derbauarten noch lange Zeit genutzt, weil eine 
vollständige Erneuerung des Bestands aus finan- 
ziellen Gründen nicht möglich war. Diese älte- 
ren Wagen haben sich teilweise bis in die Nach- 
kriegszeit im Betrieb behauptet. 
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SCHNELI.ER UND 
BE@QUEMER REISEN 


Dienur in Personenzü- 
gen eingesetzte 

4. Klasse war sparta- 
nisch einfach. 

Aus: Deremever: Die 
Einheits-Personen- und 


Gepäckwagen der DR 


Räder mußten rollen für den 


Krieg 


Auswirkungen des 
Krieges: Zerstörungen 
in bisher nicht gekann- 
tem Ausmaß. 


Verkehrspolitik im Zeichen der Kriegsvorbereitung 


Als am 30. Januar 1933 die reaktionärsten, chau- 
vinistischsten und militaristischsten Teile des 
deutschen Finanzkapitals die Hitlerclique an die 
Macht schoben, setzten sofort auch wesentliche 
Umorientierungen der gesamten Verkehrspolitik 
ein. Genauso wie alle übrigen Bereiche der Wirt- 
schaft und des gesellschaftlichen Lebens wurde 
auch das Verkehrswesen wie nie zuvor aus- 
schließlich auf die Vorbereitung eines neuen 
Krieges ausgerichtet. Die staatlichen, wirtschaft- 
lichen und militärischen Führungsorgane maßen 
ihm — diktiert von ihrem wahnwitzigen Streben 
nach Weltherrschaft — wegen der rapiden Fort- 
schritte der Kriegstechnik seit dem Ende des er- 
sten Weltkriegs und wegen ihrer strategischen 
Konzeption, in »schnellen Kriegen« ganze Län- 
der und Kontinente zu erobern, sogar größere 
Bedeutung bei als sämtliche Generalstäbe in den 
Kriegen des ıg. Jahrhunderts und die deutsche 
Generalität vor 1914. 

Allerdings wurden innerhalb der faschisti- 
schen Aufrüstung die Schwerpunkte anders ge- 
setzt. Bei der Vorbereitung des ersten Weltkriegs 
hatten die Eisenbahnen, die damals noch das 
Monopol im Landverkehr innehatten, und die 
Seeschiffahrt im Mittelpunkt gestanden. Ihnen 
war der überwiegende Teil der Mittel zugeflos- 
sen, die der kaiserlich-deutsche Imperialismus 
für die Kriegsvorbereitung im Verkehrswesen 
ausgegeben hatte. Inzwischen hatten sich auch 
der Kraft- und Luftverkehr zu selbständigen 
Verkehrszweigen herausgebildet, die gleichfalls 
eminente strategische Bedeutung insbesondere 
für den Landkrieg besaßen. Besonders der Kraft- 
verkehr war aber in Deutschland im Verhältnis 
zu seinen großen imperialistischen Konkurren- 
ten aufgrund verschiedener Umstände stark zu- 
rückgeblieben. So lag Deutschland hinsichtlich 
seines Motorisierungsgrades 1933 erst an ı1.Stelle 
in der Welt. Im Luftverkehr hatte zwar aufgrund 
des Versailler Vertrags die Zivilluftfahrt begin- 
nen können, der Aufbau eigener Luftstreitkräfte 
war aber verboten. 

Dieser Rückstand paßte überhaupt nicht in 
das Konzept des faschistisch-deutschen Imperia- 
lismus, der für seine aggressiven Pläne ein um- 
fassend ausgerüstetes Verkehrswesen benötigte. 
Weil jedoch ein großer Teil der Mittel des 
Staatshaushalts in die allgemeine Aufrüstung 
floß, konzentrierten sich die Faschisten fast aus- 
schließlich auf den raschen Ausbau von Kraft- 
und Luftverkehr. Im Verhältnis dazu wurden 
alle anderen Verkehrszweige, insbesondere das 
Eisenbahnwesen, vernachlässigt. Dabei waren 
den Eisenbahnen sowohl im Prozeß der Aufrü- 
stung für die rasch steigende Produktion der 
Grundstoff- und Rüstungsindustrie, das erhöhte 
Aufkommen an landwirtschaftlichen Erzeugnis- 


sen und den wachsenden Berufsverkehr als auch 
erst recht im Rahmen der Kriegsführung für die 
Mobilmachung, den Aufmarsch, die Nachschub- 
transporte und für die Kriegswirtschaft riesige 
Aufgaben zugedacht. In einer Denkschrift der 
5. Abteilung des faschistischen Generalstabs 
über die Notwendigkeit des strategischen Aus- 
baus der deutschen Eisenbahnen hieß es dazu: 
»Trotz der zunehmenden Motorisierung wird die 
Eisenbahn auf absehbare Zeit ihre Rolle als das 
leistungsfähigste und schnellste Massentrans- 
portmittel erhalten. Sie bleibt das Rückgrat der 
strategischen Beweglichkeit des Heeres.« 

Da jedoch die deutschen Eisenbahnen im Ge- 
gensatz zum Kraft- und zum Militärluftverkehr 
international in ihrer Entwicklung keinen Rück- 
stand aufzuweisen hatten, sondern im Gegenteil 
sowohl vom Ausbau ihres Streckennetzes als 
auch vom Zustand ihres rollenden Materials her 
zu den bestausgerüsteten der Welt gehörten und 
außerdem zu Beginn der faschistischen Herr- 
schaft als Folge der Weltwirtschaftskrise zu- 
nächst viele brachliegende Kapazitäten zur Ver- 
fügung standen, schien ihre zeitweilige Vernach- 
lässigung durchaus gerechtfertigt zu sein. Außer- 
dem kalkulierten die faschistischen Machthaber 
ohnehin den Raub größerer Mengen an Loko- 
motiven und Wagen sowie weiterer technischer 
Einrichtungen in den überfallenen Staaten von 
vornherein ein. Das läßt sich aus vielen Doku- 
menten, noch stärker aber aus dem späteren 
Vorgehen zweifelsfrei belegen. Wie verfehlt je- 
doch alle diese Überlegungen letztlich waren, 
sollten noch während der Kriegsvorbereitung, 
insbesondere ab 1937 sich häufende, aus ständi- 
ger Überlastung resultierende Unregelmäßigkei- 
ten im Eisenbahnverkehr beweisen, die selbst 
den Chef der Wirtschaftsorganisation des Ober- 
kommandos der Wehrmacht, Thomas, zu dem 
Eingeständnis veranlaßten: »Zu Beginn des 
Krieges stand die Reichsbahn im Zeichen von 
Spannungen, weil die Reichsbahn ihr Eisen- 
bahnnetz und ihr rollendes Material nicht den 
Forderungen der deutschen Großrüstung hatte 
anpassen können.« 

Obgleich die Förderung der Eisenbahnen in 
materieller Hinsicht zunächst gering blieb, un- 
terließen die faschistischen Machthaber nichts, 
um sie uneingeschränkt den Zielen ihrer wahn- 
witzigen Kriegsvorbereitung unterzuordnen. Die 
wichtigste Grundlage war dabei das auch im 
Eisenbahnwesen Schritt für Schritt durchge- 
setzte »Führerprinzip«, das es den leitenden Or- 
ganen ermöglichte — nach Ausschaltung auch 
der letzten in der Zeit der Weimarer Republik 
eingeführten demokratischen oder nur liberali- 
stischen Tendenzen und Institutionen - mit au- 
toritärer Gewalt die Ausführung ihrer Weisun- 
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gen zu erzwingen. Um dies auch personell zu 
sichern, wurde sofort nach der Machtübernahine 
der gesamte Verwaltungsapparat der damaligen 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft mit aktiven 
Mitgliedern der Nazipartei bzw. ihr willfährigen 
Elementen durchsetzt. Vor allem erhielt der Ge- 
neraldirektor der DRG immer umfassendere 
Vollmachten und Kontrollmöglichkeiten. Schon 
ab 1933 bestimmte er allein sämtliche Vorlagen 
und Beratungsgegenstände des Verwaltungsrats. 
Er hatte außerdem wesentlichen Anteil daran, 
daß eine ganze Reihe dem neuen Regime uner- 
wünschter Personen vor Ablauf ihrer Amtszeit 
aus dem Verwaltungsrat ausscheiden mußten, an 
deren Stelle führende Faschisten wie Frırz TopT, 
Generalinspekteur für das deutsche Straßenwe- 
sen, HERBERT STENGER, Stabsleiter im Verbin- 
dungsstab der NSDAP und HERMANN REICHLE, 
Stabsamtsführer des Reichsnährstands traten. 

Gleichzeitig wurde - propagandistisch getarnt 
als Überwindung längst überholten »Partikula- 
rismus«, tatsächlich aber, um die einheitliche 
Ausrichtung der Eisenbahnen noch entschiede- 
ner zu sichern — begonnen, die im Eisenbahnwe- 
sen noch relativ starken Mitbestimmungsrechte 
der einzelnen deutschen Länder zu beseitigen. 
Bereits am ı. September 1933 wurde die zwischen 
der Hauptverwaltung der DRG und den Reichs- 
bahndirektionen Bayerns stehende »Gruppen- 
verwaltung Bayern« mit allen ihr eingegliederten 
Ämtern aufgelöst. Im darauffolgenden Jahr be- 
seitigten das »Gesetz über den Neuaufbau des 
Reiches« und das »Gesetz zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung« auch die Mit- 
bestimmungsrechte der Länder bei der Konzes- 
sionierung, der Planfeststellung und der Bahn- 
aufsicht. Ein im Februar 1994 etablierter 
Reichsverkehrsrat unter Vorsitz des Reichsver- 
kehrsministers vereinigte sämtliche Verkehrs- 
zweige und ausschlaggebende »Verkehrsinteres- 
senten« und eröffnete somit der faschistischen 
Verkehrspolitik weitere Möglichkeiten. 

Letztes, wenn auch inzwischen nur noch for- 
males Hindernis für die volle Anwendung des 
»Führerprinzips« blieben zunächst noch die in- 
ternationalen Bindungen der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft, die 1924 im Zusammenhang 
mit den Reparationen eingegangen worden wa- 
ren. Zwar brauchten schon seit 1931 keine Repa- 
rationen mehr abgeführt zu werden, und auch 
die direkte ausländische Kontrolle über die deut- 
schen Eisenbahnen war beseitigt; noch aber be- 
stand die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft. 
Einseitige Aktionen, eine Regierungserklärung 
vom 391. Januar 1937 und das darauf fußende 
»Gesetz zur Neuregelung der Verhältnisse der 
Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
Reichsbahn« vom 10. Februar 1937 setzten auch 
dem ein Ende. Die Deutsche Reichsbahn-Gesell- 
schaft wurde formal aufgelöst, ihre bisher selb- 
ständige Hauptverwaltung dem Verkehrsmini- 
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sterium eingegliedert. Zur noch strafferen 
»Führung« bestimmte das Gesetz, daß der Gene- 
raldirektor der Deutschen Reichsbahn als »Füh- 
rer« des größten deutschen Verkehrsunterneh- 
mens zugleich Verkehrsminister sein müsse. An 
die Stelle des bisherigen Verwaltungsrats mit be- 
stimmender Funktion trat ein Beirat, der nur 
noch das Recht hatte, »in grundsätzlichen und 
besonders wichtigen Fragen den Reichsverkehrs- 
minister zu beraten«. Diesem stand es aber im 
übrigen völlig frei, ob er ihn überhaupt bzw. zu 
welchen Fragen er ihn konsultierte. Er mußte 
ihn nicht einmal zur Bestätigung des Reichs- 
bahnhaushalts heranziehen; denn das gesamte 
Vermögen der Deutschen Reichsbahn erhielt 
den Status eines Sondervermögens mit eigener, 
von der allgemeinen Rechnung des Reiches un- 
abhängiger Wirtschafts- und Rechnungsfüh- 
rung, über dessen Verwaltung nur der Reichsre- 
gierung Rechenschaft abzulegen war. 

Parallel zu diesen Veränderungen, die die un- 
eingeschränkte Verfügung über die Eisenbahnen 
gewährleisteten, hatten die Faschisten schon 
kurz nach der Machtübernahme begonnen, 
sämtliche wirklichen Interessenvertretungen der 
Eisenbahner zu zerschlagen. So setzte bereits im 
Frühjahr 1933 nach dem Erlaß des »Gesetzes 
über die Wiederherstellung des Berufsbeamten- 
tums«, dessen Vorschriften analog auch für die 
übrigen Beschäftigtengruppen der Deutschen 
Reichsbahn Geltung erlangten, die systemati- 
sche Entlassung von Beamten, Arbeitern und 
Angestellten ein, die wegen ihrer Mitgliedschaft 
in Arbeiterparteien und freien Gewerkschaften 
oder wegen nichtarischer Abstammung vom 
Dienst suspendiert wurden. So warf die Verwal- 
tung der Deutschen Reichsbahn innerhalb kur- 
zer Frist mehr als 17000 Gewerkschaftsfunktio- 
näre, die sich um die Interessenvertretung der 
Eisenbahner verdient gemacht hatten, auf die 
Straße, darunter zahlreiche aktive Kommunisten 
und Sozialdemokraten. Die freigewordenen Ar- 
beitsplätze wurden mit Faschisten besetzt, die 
sich schon vor dem Januar 1933 in der NSDAP 
oder deren zahlreichen Gliederungen engagiert 
hatten und nun dafür mit bevorzugter Über- 
nahme in die Beamtenlaufbahn, der Beförde- 
rung in höhere Besoldungsgruppen, der Anrech- 
nung längerer Dienstzeiten usw. korrumpiert 
wurden. 

Mit dem am 20. Januar 1934 verkündeten 
»Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit«, 
dem später noch ein spezielles Gesetz für öffent- 
liche Verwaltungen und Betriebe folgte, wurde 
das »Führerprinzip« auf betrieblicher Ebene voll 
durchgesetzt. Das bis dahin gültige Betriebsräte- 
gesetz trat außer Kraft, die rechtmäßigen Be- 
triebsvertretungen, die als sozialpolitische Errun- 
genschaft der Novemberrevolution in den Jahren 
der Weimarer Republik für die Interessen der 
Eisenbahner hatten wirken können, waren besei- 


tigt. An ihre Stelle rückten ab Mai 1994 sog. 
»Vertrauensräte« als »bloße Berater der Be- 
triebsführer«, denen sich die »Gefolgschaft« be- 
dingungslos unterzuordnen hatte. 

Alle dieser verhängnisvollen Entwicklung mu- 
tig sich entgegenstellenden Antifaschisten waren 
bereits oder wurden noch aus dem Dienst entlas- 
sen, in Zuchthäuser und Konzentrationslager ge- 
worfen oder in die Emigration gejagt. Zu den 
Eisenbahnern, die ihren Einsatz gegen den Fa- 
schismus mit dem Leben bezahlten, gehörten als 
eines der ersten Opfer der bereits 1934 ermor- 
dete langjährige Betriebsratsvorsitzende des RAW 
Berlin-Grunewald und Landtagsabgeordnete der 
KPD ERrıcH STEINFURTH sowie EMMERICH AM- 
BROS, FRANZ SCHIEMENZ, Kurt Koch, JosEr 
KorscH, OTTO SCHARFSCHWERT, LORENZ BREUNIG, 
HERMANN JOcCHADE und WiıLHELM Bone. Im In- 
und Ausland als konsequente Streiter gegen den 
Faschismus wirkten neben vielen anderen Eisen- 
bahnern RoMAN CHWALEK, ERWIN KRAMER, BRUNO 


SCHRAMM, Kurt FiscHER, FRITZ MENZEL, ARTHUR 
LEHMANN, PAUL BALTZER, MAx GiIRNDT, OTTO SEE- 
GER, HERMANN REICHENBACH, MAx BARTH, KARL 
BREITNER, KARL SIEBLER, OTTO JUNKER, OTTOMAR 
GEscHKE und JosEr WIoRA. 

Die Faschisten aber nutzten das von ihnen ri- 
goros durchgesetzte »Führerprinzip«, die nahezu 
perfekt beherrschte Eisenbahn ausschließlich auf 
ihre Kriegspläne auszurichten. Der Reichsver- 
kehrsminister und Generaldirektor der Deut- 
schen Reichsbahn als »Führer des Verkehrswe- 
sens« stattete dazu alle nachgeordneten »Füh- 
rer«, vom Staatssekretär über die Reichsbahndi- 
rektionspräsidenten bis zu den Vorstehern der 
einzelnen Dienststellen, mit der entsprechenden 
Autorität aus. Alle Beamten, Angestellten und 
Arbeiter wurden zu absolutem Gehorsam ver- 
pflichtet. Damit waren entscheidende Grundla- 
gen für die skrupellose Kriegsvorbereitung, vor 
allem aber für die spätere Kriegsführung ge- 
schaffen. 


Aufrüstung erfordert höhere Verkehrsleistungen 


Wie dringend geboten diese straffe »Führung« 
war, sollte sich noch in der Vorkriegszeit deut- 
lich erweisen, als die Deutsche Reichsbahn den 
vielen Anforderungen durchaus nicht in jedem 
Fall gerecht werden konnte. Unmittelbar nach 
der Machtübernahme durch die Faschisten war 
dies angesichts zunächst noch größerer Kapazi- 
tätsreserven nicht spürbar. Die schwerste aller 
bisherigen Weltwirtschaftskrisen hatte auch die 
Eisenbahnen hart betroffen. Ihr Güter- und Per- 
sonenverkehr hatte sich rapide verringert. 

Mit der Wirtschaftsbelebung, zusätzlich vor- 
angetrieben durch die forcierte Rüstung, stiegen 
auch die Verkehrsleistungen der Eisenbahnen 
wieder an. Im Güterverkehr nahmen bereits ab 
März ıg933 die Wagenanforderungen der Indu- 
strie und in derem Gefolge die Zahl der verkeh- 
renden Güterzüge zu. In den Folgejahren 
wuchs — bedingt durch die rasche Ausweitung 
der Rüstungsindustrie und den Aufbau speziel- 
ler Autarkieindustrien, die die Unabhängigkeit 
vom Ausland bei solchen kriegswichtigen Gü- 
tern wie Buna, Treibstoffen, Eisenerz, Kunstfa- 
sern usw. herstellen sollten - der Versand von 
Kohle und Erz, von Eisen und Stahl, von Benzin 
und Dieselöl. In raschem Tempo erhöhten sich 
die Baustofftransporte für den Autobahn- und 
Straßenbau und die Siedlungsprogramme. Aber 
auch die Transporte landwirtschaftlicher Pro- 
dukte und Düngemittel nahmen zu, um bei der 
Kriegsvorbereitung die Agragproduktion intensi- 
vieren zu können. Im Vergleich zu dem noch 
von der Krise geprägten Niveau von 1933 hatte 
der Güterverkehr bereits bis 1937 — noch vor der 
Annexion Österreichs und des Sudetenlandes - 
erhebliche Steigerungsraten: 


Entwicklung des Güterverkehrs der Deutschen 
Reichsbahn (Normal- und Schmalspurbahnen) 


Jahr _DBeförderte Netto- Zug- Achs- 
Menge leistung kilometer kilometer 
Mill. t Mrd. tkm Mill. Mrd. 

1933 308 47,8 203 13,8 

1934 366 57,0 226 16,3 

1935 408 63,5 248 17,8 

1936 452 70,7 266 19,5 

1937 499 79,8 297 22,0 


Der Güterverkehr übertraf damit 1937 erstmalig 
wieder den Höchststand vor der Weltwirtschafts- 
krise. 

Zunächst etwas schleppender und insgesamt 
auch langsamer verlief der Aufschwung im Per- 
sonenverkehr. Auch 1933 noch leicht rückläufig, 
trat erst ab 1994 eine allmähliche Besserung ein. 
In den folgenden Jahren aber nahm gleichzeitig 
mit der Rüstungskonjunktur, mit der schrittwei- 
sen Wiedereingliederung der Millionen Arbeits- 
losen in den Produktionsprozeß, mit der Ver- 
pflichtung Hunderttausender Arbeitskräfte in 
neue Werke der Rüstungs- und Autarkieindu- 
strien, mit den immer zahlreicher von der Nazi- 
partei und ihren Gliederungen organisierten 
Massenveranstaltungen oder solchen sportlichen 
Höhepunkten wie den Olympischen Spielen 
1936 in Berlin, Garmisch-Partenkirchen und 
Kiel, der Berufs- und Reiseverkehr wieder stär- 
ker zu. Außerdem wurden ab 1933 auch Urlaubs- 
reisen, Ausflüge und Fahrten zu Sport- und Kul- 
turveranstaltungen vorwiegend mit der Eisen- 
bahn unternommen, die vom »Amt für Reisen, 
Wandern und Urlaub« der Organisation »Kraft 
durch Freude« hauptsächlich zur immer intensi- 
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veren ideologischen Einflußnahme auf die »Frei- 
zeitgestaltung der Schaffenden« genutzt wurden. 
Im Vergleich zum Tiefstand von 1933 erhöhte 
sich deshalb bis 1937 der Personenverkehr der 
Deutschen Reichsbahn ebenfalls beträchtlich: 


Entwicklung des Personenverkehrs der Deutschen 
Reichsbahn (Normal- und Schmalspurbahnen) 


Jahr DBeförderte Personen- Zug- Achs- 
Personen kilometer kilometer kilometer 
Mill. Mrd. Mill. Mrd. 

1933 1240 30,1 423 8,7 

1934 1360 34,8 448 9,3 

1935 1489 39,5 486 10,0 

1936 1611 43,5 506 10,3 

1937 1808 50,1 526 11;1 


Der Höchststand vor der Weltwirtschaftskrise 
wurde erst 1937, allerdings nur bei den Personen- 
kilometern, überboten, während die Zahl der 
Reisenden stets unter jenem Niveau blieb. Eine 
der wesentlichen Ursachen dafür dürfte nicht zu- 
letzt in der zunehmenden Konkurrenz Schiene- 
Straße zu suchen sein. Reisen über längere Ent- 
fernungen verblieben offensichtlich unverändert 
der Eisenbahn, während sich in kürzeren Ver- 
bindungen, darunter auch im Berufsverkehr, der 
öffentliche Verkehr und der Werkverkehr mit 
Kraftomnibussen sowie — in geringerem Um- 
fang — die zunehmende individuelle Motorisie- 
rung auszuwirken begannen. 

Nach der Annexion Österreichs und des Su- 
detenlandes erhöhten sich die Anforderungen an 
den Personen- und besonders an den Güterver- 
kehr weiterhin rasch; denn im Ergebnis der im- 
mer stärker forcierten Aufrüstung wuchsen die 
Produktionsleistungen nun erst recht. Es wurden 
umfangreiche Lagervorräte an kriegswirtschaftli- 
chen Rohstoffen, Erzen, Metallen, Treibstoffen 
und industriellen Fetten angelegt, und die 
Zwangsverpflichtungen von Arbeitskräften in 
die Rüstungszentren nahmen zu. 

Den steigenden Ansprüchen an ihre Lei- 
stungsfähigkeit erwies sich die Deutsche Reichs- 
bahn bald immer weniger oder nur unter Mobili- 
sierung auch der letzten Reserven gewachsen. 
Die geringen zur Verfügung gestellten Mittel lie- 
ßen keine durchgreifende Modernisierung der 


Betriebsanlagen und Fahrzeuge zu, und selbst 
deren planmäßige Unterhaltung war nicht im- 
mer gewährleistet. Der gesamte Unterhaltungs- 
und Erneuerungsaufwand für Bahnanlagen 
übertraf erst 1937 den Umfang von 1929/90; bei 
den Fahrzeugen erreichte er ihn selbst zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht. 

In den ersten Jahren der faschistischen Herr- 
schaft, als sich der Umfang des Verkehrs erst 
schrittweise wieder dem vormaligen Höchstni- 
veau annäherte, erwuchsen daraus zunächst 
kaum Schwierigkeiten. Wie schon erwähnt, wa- 
ren noch beachtliche Reserven an ungenutztem 
rollendem Material vorhanden. Hunderte be- 
triebsfähige Lokomotiven waren abgestellt, und 
Tausende überzählige Güterwagen standen 
selbst in den Herbstmonaten mit in der Regel 
überdurchschnittlichen Wagenanforderungen 
noch ungenutzt. Allerdings durften diese Reser- 
ven schon zu diesem Zeitpunkt nicht überbewer- 
tet werden, weil die deutschen Staatseisenbah- 
nen schon seit Jahrzehnten Reserven für 
Spitzenzeiten bereithielten. 

Bereits seit 1935, verstärkt ab 1996 drängte der 
Reichsverkehrsminister jedoch auf die Erweite- 
rung des rollenden Materials und erhob immer 
neue Forderungen nach größeren Rohstoffkon- 
tingenten. Sie wurden zunächst alle zurückge- 
wiesen. Häufig konnten sogar die geringen, für 
die Fahrzeugbeschaffung bereits zugewiesenen 
Mengen an Stahl, Eisen, Buntmetall und Holz 
nicht voll genutzt werden, da die mit Rüstungs- 
aufträgen überlastete Industrie Bestellungen der 
Deutschen Reichsbahn entweder völlig ablehnte 
oder zumindest ihre Ausführung verzögerte. 
Schon zwischen 1935 und 1937 führte das zu Kür- 
zungen der vorgesehenen Beschaffungspro- 
gramme um jährlich mindestens so Mill. bis 
60 Mill. Mark. 1938 wurden von gor bestellten 
Lokomotiven nur 55 ausgeliefert. Da zugleich 
noch stark überalterte Fahrzeuge ausgemustert 
werden mußten, stand der Deutschen Reichs- 
bahn im Jahr 1937 für inzwischen größere Trans- 
portleistungen als vor der Weltwirtschaftskrise 
ein weitaus kleinerer Fahrzeugpark zur Verfü- 
gung als 1929. 

Selbst die im Vergleich zu den ausgemuster- 
ten Fahrzeugen wesentlich höhere Leistungsfähig- 


Entwicklung des Fahrzeugbestands der Deutschen Reichsbahn 


(Normalspur und Schmalspur) 


1929 1932 

Lokomotiven 24.089 21489 
dav. Dampf 23 689 21002 

Diesel 3 2 

Elektro 388 400 
Kleinlokomotiven = 85 
Personenwagen 63 641 64413 
Güterwagen 647 530 626 948 
Gepäckwagen 20 990 21.063 
Bahndienstwagen 13 218 14 567 
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1935 1937 1938 
21656 21 838 22 133 
20 176 20 166 
3 2 
484 543 
993 1127 
60 343 60 629 61 309 
580 143 574 996 577 060 
20 303 19 969 19 980 
16449 18092 18 893 


keit eines Teils der neu in Dienst gestellten Lo- 
komotiven und Wagen konnte dafür keinen Aus- 
gleich bieten. Immer schwerwiegendere Störun- 
gen im Betriebsablauf, wie sie im Sommer und 
Herbst 1938 infolge der überhitzten Rüstungs- 
konjunktur, der Inanspruchnahme für den Bau 
des sog. Westwalls und der Militärtransporte im 
Zusammenhang mit der Annexion Österreichs 
und des Sudetenlandes auftraten, mußten hinge- 
nommen werden. 

Erst unter dem Eindruck dieser Schwierigkei- 
ten, die für den Krieg noch wesentlich größere 
Komplikationen befürchten ließen, begann sich 
die offizielle Haltung gegenüber den Eisenbah- 
nen zu ändern. Vor allem der Wehrwirtschafts- 
stab des Oberkommandos der Wehrmacht 
machte wiederholt deutlich, »daß die Erweite- 
rung der Reichsbahn für eine Rüstung genauso 
wichtig sei wie die Fertigung von Waffen, Gerä- 
ten und Munition«. Göring forderte in einer Be- 
sprechung vom 14. Oktober 1938, »daß auf dem 
Verkehrsgebiet ... sofort viel geschehen« und 
das Reichsverkehrsministerium einen Antrag auf 
den Bau von rollendem Material vorlegen 
müsse. Schon zwei Wochen später konnte 
Reichsverkehrsminister DorPMÜLLER anordnen: 
»Auf der anderen Seite dürfen Aufträge der 
Reichsbahn keinesfalls durch Inlandsaufträge, 
die nicht unbedingt wehrwichtig sind, in Verzug 
geraten. Es ist nachdrücklich darauf hinzuwir- 
ken, daß die Reichsbahnaufträge fristgerecht er- 
ledigt werden. Wenn im Einzelfall die Erledi- 
gung nicht unbedingt wehrwichtiger Inlandsauf- 
träge zugunsten dringender Reichsbahnaufträge 
nicht erreicht werden kann, ist mir ebenfalls un- 
ter Darlegung der näheren Umstände zu berich- 
ten.« Die Deutsche Reichsbahn erhielt ein we- 
sentlich größeres Stahlkontingent zugebilligt 
und Zusicherungen für ein umfangreiches Pro- 
gramm zur Beschaffung von Fahrzeugen aller 
Art im Verlauf der Jahre 1940 bis 1943. 

Die nunmehr vielfältigeren Förderungsmaß- 
nahmen konnten jedoch den Rückstand in dem 
knappen Jahr bis zum Überfall auf Polen, dem 
Beginn des zweiten Weltkriegs, nicht einmal in 
Ansätzen ausgleichen. Immer drastischere Kür- 
zungen im zivilen Verkehr, vor allem im Reise- 
zugdienst, wurden unausbleiblich. Die Zahl der 
abgelehnten Anträge auf Sonderzüge ging in die 
Tausende; aber auch im Regelfahrplan fielen 
kurz nach Jahresbeginn ı939 fast 10% der D- 
Züge und 5% der Eilzüge sowie einige Personen- 
züge weg, und sämtliche Reichsbahndirektionen 
wurden eindringlich darauf hingewiesen, für die 
kommenden Fahrpläne nur das unbedingt nö- 
tige Minimum anzufordern. 

Die ständig wachsenden Schwierigkeiten im 
Eisenbahnbetrieb waren jedoch nicht allein auf 
den Mangel an Lokomotiven und Material zu- 
rückzuführen; sie ergaben sich gleichermaßen 
aus den oftmals außerordentlich überlasteten 


Bahnhofs- und Streckenanlagen und deren un- 
zureichender Unterhaltung. Besonders heftige 
Klagen kamen darüber aus Gegenden mit stark 
expandierenden Autarkie- und Rüstungsindu- 
strien, so aus dem Raum Halle-Leipzig-Dessau- 
Magdeburg, wo sich Hydrier- und Synthese- 
werke sowie die Buna-, Farbstoff- und Spreng- 
stoffproduktion konzentrierten. In Raum Han- 
nover-Wolfsburg ergaben sich im Zusammen- 
hang mit dem Aufbau der Eisenerzförderung um 
Salzgitter und des Volkswagenwerks in Wolfs- 
burg ähnliche Schwierigkeiten. Den dadurch 
sprunghaft wachsenden Transportanforderun- 
gen war das Eisenbahnnetz in vielen Fällen 
kaum noch gewachsen. Vor allem im Bereich der 
Reichsbahndirektion Halle häuften sich die Un- 
regelmäßigkeiten im Güter- und Reiseverkehr, 
deutlich spürbar an zahlreichen Verspätungen 
und Störungen im Wagenumlauf, besonders auf 
den Strecken Halle (Saale)—Berlin, Halle 
(Saale)—Weißenfels sowie auf den Strecken 
nach Leipzig und um Leipzig. 

Zunächst wurden auch nur dort, wo führende 
Rüstungsmonopole wie die IG Farben oder die 
Junkers-Werke ihren Einfluß geltend machten, 
einige Vorhaben verwirklicht. Dazu zählten bei- 
spielsweise der Um- und Ausbau des Bahnhofs 
Wolfen und des Güterbahnhofs Bitterfeld und 
der zweigleisige Ausbau der Strecke Dessau— 
Roßlau—Wiesenburg, während viele nicht min- 
der wichtige Vorhaben unterblieben. Auch in 
anderen Gebieten konzentrierten sich die Arbei- 
ten fast ausschließlich auf die Errichtung von 
Gleisanschlüssen und Verladerampen für neue 
Industrieunternehmen und militärische Stand- 
orte wie beispielsweise Luftwaffenplätze, Groß- 
tankräume, Munitions- und Nahrungsmittelde- 
pots. 

Erst als im gesamten Reichsgebiet »auf einer 
Reihe von Strecken und Bahnhöfen ... die Zug- 
dichte und der Verkehrsumfang die Einhaltung 
und pünktliche Durchführung des Fahrplanes 
nicht mehr zuließ«, wurden ab 1938 zusätzlich 
Ausbaumöglichkeiten geschaffen. Insbesondere 
konnten die Zahl der Blockstellen, Überholungs- 
und Kreuzungsgleise erhöht, besonders überla- 
stete Bahnhofsanlagen für den Güter- und Per- 
sonenverkehr ausgebaut und Gleise in den Strek- 
kenabschnitten vermehrt werden, die erfah- 
rungsgemäß bei der größeren Zugdichte am 
häufigsten zu Störungen Anlaß gaben. Es zeugt 
von der genauen Kenntnis der faschistischen Ag- 
gressionspläne, daß dies vom Reichsverkehrsmi- 
nisterium mit der Anweisung verbunden wurde, 
nur solche Vorhaben zu planen, die schon in 
kurzer Zeit fertiggestellt werden und zu spürba- 
ren betrieblichen Erleichterungen führen konn- 
ten. 

Genausowenig wie die an sich notwendigen 
Erweiterungen des Streckennetzes, der Bahnhöfe 
und anderer Einrichtungen wurde auch die plan- 
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mäßige Unterhaltung der vorhandenen Anlagen 
voll gesichert. Besonders spürbar wirkte sich dies 
infolge des Fehlens von Holz, Eisen und Stahl 
und von Arbeitskräften in der Oberbauerneue- 
rung aus. In der Zeit der Aufrüstung erreichten 


die Leistungen dafür nie den Umfang der Jahre 
vor 1914 und der relativen Stabilisierung 1924 bis 
1929. Sie lagen im Durchschnitt sogar niedriger 
als während des ersten Weltkriegs und während 
der Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1992/33. 


Mit allen Mitteln für eine höhere Durchlaßfähigkeit 


der Strecken 


Die Schwierigkeiten im Eisenbahnbetrieb auf- 
grund dieser jahrelangen Vernachlässigung wä- 
ren noch entschieden größer gewesen, wenn 
nicht die wenigen zur Verfügung gestellten Mit- 
tel konzentriert zur Leistungssteigerung, für den 
Ausbau von Schnellverbindungen im Personen- 
und Güterverkehr, für die erhöhte Durchlaßfä- 
higkeit der Strecken und den beschleunigten 
Wagenumlauf sowie für die Schaffung entspre- 
chender betriebsorganisatorischer Voraussetzun- 
gen verwendet worden wären. Mitunter wurden 
dabei in Fortführung bereits seit Mitte der 2oer 
Jahre verfolgter Bestrebungen der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft, ihre Attraktivität und 
Konkurrenzfähigkeit auch gegenüber anderen 
Verkehrsmitteln zu erhöhen, aber auch durch 
übermäßige Beanspruchung der Anlagen und 
der Arbeitskräfte Leistungen vollbracht, die in- 
ternational beachtet und von den Faschisten als 
Zeichen fortschrittlicher Betriebsführung propa- 
giert wurden. 

Es ist jedoch nicht zu übersehen, daß die plan- 
mäßige Steigerung der Fahrgeschwindigkeit im 
Personen- und Güterverkehr in erster Linie von 
strategischen Erwägungen diktiert war; denn ein 
rascherer Wagenumlauf und eine höhere Durch- 
laßfähigkeit der Strecken konnten wenigstens 
zum Teil die Vernachlässigung beim Ausbau der 
Anlagen und des Fahrzeugparks kompensieren. 
So wurden bereits 1934 auf einigen wichtigen 
Durchgangsverbindungen im Reiseverkehr nach 
Erweiterung des Vorsignalabstands auf 000m 
und weitgehender Aufstellung von dreibegriffi- 
gen Vorsignalen Höchstgeschwindigkeiten von 
120 km/h zugelassen. Um auch in Gleisbögen hö- 
here Geschwindigkeiten fahren zu können, muß- 
ten in der Regel die äußeren Schienenstränge 
noch weiter überhöht und die Krümmungen ent- 
sprechend hergerichtet werden. Ferner wurden 
mittels Fahrzeitermittlungsverfahren systema- 
tisch Reserven aufgespürt und besonders die für 
den Ausgleich von Unregelmäßigkeiten üblichen 
Zuschläge gekürzt. Beides bewirkte, daß schon 
1934 im Vergleich zum Vorjahr die Kilometerlei- 
stung der rookm/h und schneller fahrenden 
Züge um 67%, der über gakm/h bzw. über 
gokm/h fahrenden Züge um 386% bzw. 167% an- 
stieg. 

In den Folgejahren wurde dieser Schnellver- 
kehr zügig weiter ausgebaut. Besondere Popula- 
rität erlangten dabei die - wie bereits erwähnt -— 
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noch in den Jahren der Weimarer Republik kon- 
zipierten mehrteiligen Dieselschnelltriebwagen 
mit Geschwindigkeiten bis zu I60okm/h. So be- 
nötigte der am 15. Mai 1933 erstmals fahrplanmä- 
Big verkehrende »Fliegende Hamburger« für die 
Strecke Berlin— Hamburg nur 2 Stunden und 
18 Minuten und erreichte eine Reisegeschwindig- 
keit von 124,7 km/h. Zwei 1934 eingerichtete fahr- 
planmäßige Züge verkehrten mit einer Reisege- 
schwindigkeit von 132,6 km/h zwischen Berlin- 
Zoologischer Garten und Hannover und von 
129,8 km/h zwischen Leipzig Hbf und Berlin-An- 
halter Bahnhof. Bis 1938 verkehrten Diesel- 
schnelltriebwagen in folgenden wichtigen 
Durchgangsverbindungen: Berlin— Hamburg, 
Berlin—Köln, Hamburg— Köln, Berlin— Frank- 
furt (Main)—Karlsruhe, Berlin— Leipzig— 
Nürnberg— München, Berlin —Breslau (heute 
Wroclaw)—Beuthen (heute Bytom), Hamburg— 
Kassel—Darmstadt— Karlsruhe, Wilhelmsha- 
ven — Bremen — Hannover— Berlin sowie elektri- 
sche Oberleitungstriebwagen auf der Strecke 
Stuttgart— München. 

Neben dem Triebwagenschnellverkehr, der 
bequeme Verbindungen zwischen großen Städ- 
ten mit Höchstgeschwindigkeiten, allerdings nur 
relativ wenigen Plätzen herstellte, erzielte die 
Deutsche Reichsbahn auch Erfolge mit dampf- 
lokbespannten Schnellzügen, die ein wesentlich 
höheres Platzangebot hatten. Aufsehen erregten 
dabei vor allem die nach umfangreichen Wind- 
kanalversuchen 1934 bei BorsıG gebauten strom- 
linienverkleideten 2’O2’-hg-Schnellfahrlokomboti- 
ven der Baureihe or, mit denen erstmalig in 
Deutschland Geschwindigkeiten über 200 km/h 
erreicht wurden. 1935 verkehrten die beiden 
Schnellfahrlokomotiven 05001 und 05002 auf 
den Strecken Berlin— Hamburg und Berlin — 
Hamm. Im gleichen Jahr wurde eine stromli- 
nienverkleidete 2’C2’-h2-Tenderlokomotive der 
Baureihe 61 für eine leichte Schnellzugeinheit 
mit Sonderfahrzeugen beschafft und ab 1936 zwi- 
schen Berlin und Dresden eingesetzt. Dieser 
»Henschel-Wegmann Zug« legte die Entfernung 
zwischen beiden Städten in ı Stunde und 4o Mi- 
nuten zurück. Von diesen Entwicklungen abge- 
sehen stützte sich jedoch das Beschaffungspro- 
gramm auf konstruktiv weiterentwickelte Ein- 
heitslokomotiven. 

Die elektrische Traktion spielte auch in der 
Zeit der faschistischen Aufrüstung vor allem aus 


militärstrategischen Gründen nur eine geringe 
Rolle. Soweit elektrischer Zugbetrieb schon be- 
stand bzw. noch neu eingerichtet wurde, konzen- 
trierte er sich auf grenzferne Räume, so auf 
Sachsen-Anhalt, Sachsen, Bayern und Schlesien. 
Aber bis zum Kriegsbeginn kam die geplante 
Verbindung von Nürnberg über Halle/Leipzig 
nach Berlin, die die elektrifizierten Netze Mittel- 
und Süddeutschlands verbinden sollte, noch 
nicht voll zustande. 1939 verfügte die Deutsche 
Reichsbahn über rund 2500km elektrifizierte 
Strecken; weitere rund 200 km waren im Bau, ein 
im Vergleich zu einigen anderen europäischen 
Staaten wie der Schweiz, Schweden und Italien 
nur geringer Umfang. 

Für dieses relativ kleine Netz entstanden im 
Ergebnis zahlreicher Versuche seit den 20er Jah- 
ren einige bemerkenswerte Lokomotivtypen für 
den Schnellzugdienst. In größerer Stückzahl 
wurden vor allem die 1’Dor’-Lokombotive E 18 ge- 
baut, die durch ihre vorteilhafte Form bestach, 
bei einer Dauerleistung von 2840 kW einstündig 
3120 kW zu leisten vermochte, für I5 min auf 
3540 kW überlastbar war und eine Geschwindig- 
keit von ızokm/h erreichen konnte. Im Jahr 
1935, anläßlich des mojährigen Bestehens der 
Eisenbahnen in Deutschland, wurde in Nürn- 
berg erstmalig die aus der E ı8 weiterentwickelte 
r’Dor'-Lokomotive E 19 gezeigt, die schwere 
Schnellzüge über die Steilrampen des Thüringer 
Waldes ohne Vorspann befördern und eine 
Höchstgeschwindigkeit von 180 km/h erreichen 
konnte. Als Universallokomotive mittlerer Lei- 
stung wurde für den Personen- und den Güter- 
verkehr am häufigsten die Bo’Bo’-Lokomotive 
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Dieselelektrischer 
Triebwagenzug mit 
zwei gemeinsam ge- 
steuerten Triebwagen- 
einheiten der Baureihe 
VT 137 passiert den 
Berliner S-Bahnhof 
Eichkamp. 


Elektrischer Triebwa- 
gen der Baureihe ET 
gı der Waggonfabrik 
H. Fuchs, Höchstge- 
schwindigkeit 12okm/h 
Fotos: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Der »Fliegende Frank- 
furter« im Erfurter 
Hauptbahnhof. Am 
15. August 1935 wurde 
mit diesem in der Wu- 
mag Görlitz gebauten 
dieselelektrischen Trieb- 
wagen der Baureihe 
VTı37 der Fern- 
schnellverkehr zwischen 
Berlin und Frankfurt 
(Main) aufgenommen. 
Die Fahrzeit betrug 
5Std. 3 min, die Reise- 
geschwindigkeit 

106,7 km/h. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 
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Lokomotive 05001 - 
rechte Verkleidungs- 


klappen geöffnet 


Während des zweiten 
Weltkriegs umgebaute 
und mit Tarnanstrich 
versehene Lokomotive 


05.003 


Die 1934 von der 
Firma Borsıc ge- 
baute, strömungsgünstig 
verkleidete 2'C2'-h3- 
Lokomotive der 
Baureihe 05 mit der 
Werkbelegschaft. Loko- 
motiven dieser Bau- 
reihe erreichten erstma- 
lıg in Deutschland Ge- 
schwindigkeiten von 
über 200km/h. 


Lokomotivhalle der 
Firma Borsıc in der 
ersten Hälfte der 3oer 
Jahre 

Fotos: Verkehrsmuseum 


Dresden 
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der Reihe E 44 angeschafft, die bei einer Dauer- 
leistung von 1860kW eine Geschwindigkeit von 
86 km/h erreichte. 

Höhere Geschwindigkeiten im Reiseverkehr 
stellten auch größere Anforderungen an die Rei- 
sezugwagen. Alle diesbezüglichen konstruktiven 
Verbesserungen konzentrierten sich zugleich we- 
gen der Materialersparnis auf den Übergang 
zum Leichtbau, die Verringerung des Luftwider- 
stands und die Verbesserung der Laufeigen- 
schaften. Der Ersatz der bisherigen Profilstähle 
durch Hohlprofile und der Wechsel von Niet- zu 
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Lokomotive 05001 - 
vordere Verkleidungs- 


klappe geöffnet 


Führerstand der Bau- 
reihe 05 

Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Stromlinienverkleidete 
2'C2’-h2-Lokomotive 
der Baureihe 61, 1934 
bei der Firma HEn- 
SCHEL in Kassel ge- 
baut, beim Verlassen 
des Werkes. Die Loko- 
motive beforderte eine 
leichte Schnellzugein- 
heit aus Sonderfahrzeu- 
gen zwischen Berlin 
und Dresden, den sog. 
Henschel-Wegmann- 


Zug. 


Vorderansicht der 
Schnellzug- Tenderloko- 


motive 61 001 .. 


... sowie Puffer und 
Kupplung zwischen ihr 
und einem Stromlinien- 
reisezugwagen des Hen- 
schel- Wegmann-Zuges 
Fotos: Deutsche Foto- 
thek Dresden 
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Die 2’cr'-h2-Schnell- 


zuglokomotive der Bau- 


reihe 03 mit Trieb- 
werkteilverkleidung 
Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Schnellzuglokomotive 
E 18 o2. Die aus der 
E 04 (Achsfolge !' Cr‘) 
weiterentwickelte 

I Dor'-Lokomotive be- 
saß erstmals einen völ- 
lıg geschweißten Rah- 
men. Sie erreichte eine 
Dauerleistung von 
2840kW, war für 
Ismin auf 3540kW 
überlastbar und kam 
auf ı5okm/h. 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Führerstand der 

E 18 02 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Die für den schweren 
Steilrampendienst zur 
Beförderung der Fern- 
schnellzüge über den 
Thüringer Wald aus 
der E 18 abgeleitete 
E 19 (Achsfolge 
r’Dor'), die eine 
Höchstgeschwindigkeit 
von 180km/h erreichte. 
Aus: BÄzouv; Fıesıc: 


Ellok-Archiv 


Schweißkonstruktionen ergaben bei Wagen glei- 
cher Bauart eine Verminderung der Masse bis zu 
ı0t. Windschnittige Außenformen, Fenster, Tü- 
ren, kürzere verkleidete Übergänge zwischen den 
Wagen reduzierten den Luftwiderstand bei Ge- 
schwindigkeiten um 100 km/h um etwa ein Vier- 
tel. Zusätzliche Schraubenfedern und Rollen- 
lagerradsätze verbesserten die Drehgestelle der 
Bauart Görlitz und ermöglichten Reisegeschwin- 
digkeiten bis zu 150 km/h. 

Noch weit wichtiger als die Beschleunigung 
der Personenbeförderung war für die Kriegsvor- 
bereitung, daß zugleich die Transportzeiten im 
Güterverkehr erheblich verkürzt wurden. Die 
Geschwindigkeit der Güterzüge im Fernverkehr, 
die vor 1993 maximal 65 km/h betrug, sollte auf 
mindestens 70 bis 75;km/h steigen. Zu diesem 
Zweck wurde sogar die Eisenbahn- Bau- und Be- 
triebsordnung geändert und höhere Fahrge- 
schwindigkeiten in Krümmungen und Gefällen 
zugelassen. Beispielsweise erreichten bestimmte 
Eilgüterzüge auf der Strecke Berlin— Hamburg 
ab Mai 1934 75 km/h und Schnellgüterzüge zwi- 
schen Bühl und Berlin bzw. Hamburg sogar 
gokm/h. Allerdings wurden dafür nur speziell 
konstruierte zweiachsige Güterwagen und Güter- 
zuglokomotiven, so ab Mitte der goer Jahre die 
der Baureihe 41, verwendet. 

Bis Kriegsbeginn konnten die Transportzeiten 
noch weiter verkürzt werden. Hatte 1927 ein Gü- 
terzug für die Strecke Hamburg —Stuttgart 
43 Stunden benötigt, so waren es Ig3g nur noch 
28. Zwischen Berlin und Stuttgart reduzierte 
sich die Fahrzeit sogar von 49 auf 27 Stunden. 
Jedoch konzentrierten sich diese Anstrengungen 
nicht nur auf die in der Regel noch gut ausge- 
bauten Hauptstrecken. Um dem im Gefolge der 
forcierten Rüstungskonjunktür immer häufige- 
ren Wagenmangel durch Beschleunigung des 
Wagenumlaufs entgegenzuwirken, wurden auch 
auf allen übrigen Strecken einschließlich der Ne- 
benbahnen die Fahrzeiten der Züge verkürzt 
und — wenn der Zustand der Anlagen es nur 
irgendwie erlaubte — höhere Geschwindigkeiten 
zugelassen. So durften von den 23900km Ne- 
benbahnstrecken 1929 immerhin 62,4% nur mit 
Höchstgeschwindigkeiten bis zu 40 km/h befah- 
ren werden, 1938 waren es nur noch 19,9%. Im 
Gegensatz dazu stieg im gleichen Zeitraum der 


Anteil der Nebenbahnen mit Höchstgeschwin- 
digkeiten von 4ı bis 5okm/h von 35,4% auf 
52,0%, mit Höchstgeschwindigkeiten von 51 bis 
60 km/h von 2,2% auf 26,2% an, und 1,9% der 
Nebenbahnstrecken waren 1938 für Höchstge- 
schwindigkeiten über 60 km/h zugelassen. An- 
fang 193g hatten sich im Vergleich zur Zeit der 
relativen Stabilisierung die Transportzeiten im 
gesamten Nahgüterverkehr um durchschnittlich 
ein Drittel verringert. 

Der Wagenumlauf wurde nicht nur durch hö- 
here Geschwindigkeiten, sondern auch durch 
Verbesserungen im Rangierdienst beschleunigt. 
So mechanisierte man auf einigen größeren Ran- 
gierbahnhöfen die Ablaufanlagen und verbes- 
serte die Verständigungsmittel. Ausgangs der 
90er Jahre waren 26 der 107 Rangierbahnhöfe 
mit einer Tagesleistung von mehr als 2000 Wa- 
gen mit Ablaufstellwerken und Gleisbremsen 
ausgestattet. In Berlin-Pankow, Halle (Saale), 
Erfurt, Saalfeld und Hamm gab es Versuchsan- 
lagen für Rangierfunk bzw. die Beförderung der 
Rangierpost durch Rohrpost- bzw. Seilzuganla- 
gen. Vor allem aber wurden Außenlautsprecher 
angebracht. Für mittlere Bahnhöfe beschaffte 
man verstärkt Kleinlokomotiven, deren Zahl von 
196 im Jahr 1933 auf 1200 fünf Jahre später an- 
stieg. Neben Diesellokomotiven wurden dabei in 
nicht geringer Zahl Akkumulatorlokomotiven 
angeschafft, die billigen Nachtstrom aus einhei- 
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Schwere Güterzugloko- 
motive der Baureihe 

E 94. Die weitgehend 
geschweißte Co’ Co'-Lo- 
komotive erreichte eine 
Dauerleistung von 
3.000 kW, eine Stun- 
denleistung von 
3300kW und eine 
Höchstgeschwindigkeit 
von gokm/h. 

Aus: BÄzonp; Fıesic: 
Ellok-Archiv 


Eine ab 1936 für den 
Eilzuggüterdienst in 
Dienst gestellte 1! Dr'- 
h2-Güterlokomotive 
der Baureihe 41 auf 
dem Leipziger Haupt- 
bahnhof 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Schmalspur- Akkumula- 
torlokomotive für den 
Rangierdienst, gebaut 
von den Firmen 
SCHWARTZKOPFF und 
SIEMENS-SCHUCKERT 
Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 


Für den Rangierdienst 
geschaffene Schmal- 
spur-Kleinlokomotive 
(1937) 


Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 
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Offene Relaisschränke 
der Zugüberwachung in 


Erfurt (1935) 


Foto: Verkehrsmuseum 


Dresden 
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mischen Energiequellen nutzen konnten. Auch 
Einradwagenschieber, die auf Bahnhöfen mit ge- 
ringem Verkehrsaufkommen die Kleinlokomo- 
tive ersetzen mußten, wurden mehr und mehr 
verwendet. 

Als unabdingbares Erfordernis für einen be- 
schleunigten Betriebsablauf während der Aufrü- 
stung und erst recht im Kriegsfall wurde die 
Fernmeldetechnik in beachtlicher Weise ausge- 
baut. Vor allem konzentrierte man sich auf den 
Aufbau und die Vervollkommnung der Bahn- 
selbstanschlußanlage (Basa). So begann 1934 der 
Aufbau des Großnetzes und der Rbd-Netzgrup- 
pen. Für mittlere und kleinere Betriebsstellen 
entstand bereits ab 1933 zur Vollautomatisierung 
des Netzes die Kleinbasa mit 30, 10 und 4 Teil- 
nehmern. Als am 18. Januar 1936 das Fernsprech- 
Großnetz in Betrieb genommen wurde, verfügte 
die Deutsche Reichsbahn über das damals mo- 
dernste Bahnfernsprechsystem in Europa. Es 
stellte eine wesentliche Vorausßetzung dafür dar, 


daß die beträchtlich vermehrten betriebsleiten- 
den Stellen für die am meisten belasteten Strek- 


ken ein bis ins letzte Detail ausgeklügeltes Sy- 
stem schärfster Betriebsüberwachung einführen 
konnten. Drei Oberbetriebsleitungen im Reichs- 
verkehrsministerium, Oberzugleitungen und 
Zugleitungen in den Reichsbahndirektionen so- 
wie die Zug- und Bahnhofsüberwachung auf ein- 
zelnen Streckenabschnitten und Bahnhöfen kon- 
trollierten den Betriebsablauf und griffen bei 
Unregelmäßigkeiten sofort ein. Zum Beispiel wa- 
ren die Zugüberwachungen mit sämtlichen 
Bahnhöfen ihrer Streckenabschnitte durch Laut- 
sprecher verbunden, so daß jederzeit die Über- 
holung, Kreuzung, Beschleunigung oder Ver- 
langsamung von Zügen durch Zuruf angeordnet 
werden konnte. Bis Ende 1938 hatte die Deut- 
sche Reichsbahn 2600 km Hauptstrecke mit die- 
sem Zugüberwachungsnetz ausgestattet, und 
ı80okm waren im Bau bzw. standen kurz vor 


dem Abschluß. 


Der Zwang zur Förderung des Konkurrenten 


Im Prozeß der Aufrüstung komplizierte sich je- 
doch die Situation im Eisenbahnwesen nicht 
nur, weil seine Kapazitäten zugunsten des Kraft- 
und Luftverkehrs vernachlässigt wurden, son- 
dern weil die Deutsche Reichsbahn selbst be- 
achtliche Mittel zum Bau der Reichsautobahnen 
aufbringen mußte. 

Die Forderung, Autobahnen zu bauen, war 
auch in Deutschland schon in den 20er Jahren 
immer wieder erhoben worden. Private Aktien- 
gesellschaften hatten dafür recht ausgereifte Pro- 
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jekte entwickelt. Die Realisierung dieser Vorha- 
ben scheiterte aber in der Weimarer Republik 
aus Mangel an Kapital. Als erstes Teilstück ent- 
stand aus Staatsmitteln im Rahmen der sog. Ar- 
beitsbeschaffungsprogramme während der Welt- 
wirtschaftskrise lediglich die etwa 20km lange 
Strecke Köln—Bonn. Die Faschisten, die dem 
Ausbau eines technisch guten Straßennetzes ein- 
schließlich hochwertiger Autobahnen erhebliche 
strategische Bedeutung beimaßen, griffen die 
Projekte rasch auf, angeblich mit den Zielen 


»Förderung des Verkehrs« und »Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit«, tatsächlich aber, um die 
kriegswichtige Motorisierung zusätzlich zu för- 
dern. Den Auftrag zum Bau der Reichsautobah- 
nen erteilten die Faschisten der Deutschen 


Reichsbahn-Gesellschaft, deren das gesamte 
Reich umspannende und sofort einsatzfähige 
Organisation sie als besonders geeignet für eine 
solche Aufgabe betrachteten. Am 27. Juli 1933 
wurde das Gesetz über die Errichtung eines Un- 
ternehmens Reichsautobahnen verkündet, das 
die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft beauf- 
tragte, »zum Bau und Betrieb eines leistungsfä- 
higen Netzes von Kraftfahrbahnen ein Tochter- 
unternehmen« zu gründen. Demagogisch ver- 
knüpften führende Faschisten das Gesetz »mit 
der Hoffnung auf Aufhebung des Konkurrenz- 
kampfes zwischen Schiene und Straße«. Selbst 
im Geschäftsbericht der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft 1933 hieß es: »Die Führung auf dem 
Gebiet der Reichsautobahnen ist der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft zugedacht, weil der 
Streit zwischen Schiene und Straße letzten En- 
des nur dadurch beizulegen ist, daß der gesamte 
gewerbliche Güterfernverkehr einheitlicher Lei- 
tung unterstellt wird«. 

Tatsächlich erwuchsen der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft aus dem Bau der Reichsauto- 
bahnen riesige Belastungen. So mußten dem 
neugegründeten Tochterunternehmen sofort 
so Mill. Mark Grundkapital zur Verfügung ge- 
stellt werden. Die gesamte Personalverwaltung 
sowie den Finanz- und Kassendienst hatten die 
Eisenbahndienststellen zu übernehmen. In be- 
trächtlichemn Umfang waren Fachleute der 
Eisenbahn, insbesondere Beamte und Arbeiter 


aus dem Brückenbau, zur Verfügung zu stellen. 
Sämtliche Transporte für die Reichsautobahn 
durften nur zum Eisenbahndienstguttarif be- 
rechnet werden, was im Laufe der Jahre Fracht- 
einbußen von Hunderten Mill. Mark bewirkte. 
1935 und 1936 hatte die Deutsche Reichsbahn- 
Gesellschaft von ı Mrd. Mark neu aufgenomme- 
nen Anleihen bzw. ausgegebenen Reichsbahn- 
schatzanweisungen 400 Mill. Mark dem Unter- 
nehmen Reichsautobahnen abzugeben. 

So umfangreich alle diese Leistungen des 
Eisenbahnwesens auch waren, sie wurden bei 
weitem von den Mitteln übertroffen, die durch 
einen hinterhältigen Trick den deutschen Werk- 
tätigen für den Aufbau der Reichsautobahnen 
regelrecht aus den Taschen gefingert wurden. 
Die wahnwitzige Aufrüstung verminderte von 
Jahr zu Jahr die Zahl der Arbeitslosen und Kurz- 
arbeiter. Da jedoch alle Arbeiter unverändert 
hohe Beiträge für die Arbeitslosenversicherung 
entrichteten, sammelten sich immer größere Be- 
träge bei der sog. »Reichsanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung« an, von 
denen über 3,3 Mrd. Mark für den Autobahnbau 
abgezweigt wurden. 

Bis zum Kriegsbeginn wurden von den inner- 
halb von 6 Jahren vorgesehenen 6500 km Auto- 
bahnen nur 3900 km fertiggestellt. Die Bauko- 
sten je Kilometer, die zunächst mit 500000 Mark 
veranschlagt worden waren, beliefen sich tat- 
sächlich auf 965000 Mark. 

Die Konkurrenzposition der Eisenbahn ge- 
genüber dem Kraftverkehr verschlechterte sich 
jedoch nicht nur durch die außerordentlichen 
Belastungen im Gefolge des Autobahnbaus, son- 
dern auch durch den Verlust zahlreicher, bisher 
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DER ZwAnNG ZUR 
FÖRDERUNG DES 
KONKURRENTEN 


Im Fahr 1933 erhielt 
die Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft den 
Auftrag, ein Tochter- 
unternehmen Reichs- 
autobahnen zu errich- 
ten — Planierungsar- 
beiten an einer Auto- 
bahntrasse mit Stra- 
ßen- und Eisenbahnun- 
terführung um 1936 
Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 
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Betonierungsarbeiten 


auf dem Autobahnab- 


schnitt Bitterfeld- 
Dessau (1938) 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


der Bahn zugefallener Transporte hochtarifierter 
Güter an den rasch expandierenden Kraftver- 
kehr. Zwar band die formal noch in Kraft be- 
findliche Notverordnung vom 5. Oktober 1ggı die 
Kraftverkehrsunternehmen an verbindliche Ta- 
rife, aber es fehlte an ausreichender Kontrolle; 
und selbst offen zutage tretende Verstöße wur- 
den unter Hinweis auf die Kompliziertheit der 
Reichsbahntarife kaum als bewußte Verletzun- 
gen geahndet, zumal sich die Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft selbst mit einflußreichen Un- 
ternehmen gewährten »Einzelfallzuschüssen« 
auch nicht immer an entsprechende Festlegun- 
gen hielt. Trotzdem schienen die dringenden 
Appelle der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 
an die faschistische Regierung zu fruchten, als 
am 26. Juli 1935 durch ein Gesetz sämtliche zum 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen zugelas- 
senen Unternehmen in einem Zwangsverband, 
dem Reichskraftwagenbetriebsverband, zusam- 
mengeschlossen wurden, der die Aufgabe erhielt, 


Vorbereitet zur Mobilmachung 


So deutlich spürbar das Eisenbahnwesen ent- 
sprechend den strategischen Konzeptionen der 
Faschisten für einen »Krieg der Motoren« im 
Ausbau seiner eigenen Leistungsfähigkeit zu- 
rückstehen mußte, in die direkte Kriegsvorberei- 
tung war es trotzdem aufs engste eingebunden. 
Verweigert wurde nur das, was beträchtliche 
Aufwendungen und große Arbeitskräftereserven 
erfordert hätte. Dafür wurde alles das um so in- 
tensiver betrieben, was wenig Geld und Material 
kostete und mit dem vorhandenen Personal zu 


160 


sich mit der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 


über alle Tarife im Güterfernverkehr zu einigen 
und deren Einhaltung zu überwachen. Tatsäch- 
lich aber leitete auch dies keine wirkliche Ände- 
rung ein. Zwar glich der Güterfernverkehr mit 
Kraftwagen seine Tarife zunächst im wesentli- 
chen dem Stückguttarif und den Wagenladungs- 
klassen A bis D des Regeltarifs der Eisenbahn 
an, doch schon im Folgejahr genehmigte das 
Reichsverkehrsministerium neue Tarifänderun- 
gen, die alle kurzfristigen Zugeständnisse an die 
Eisenbahn aufhoben. Speziell gewährte Ausnah- 
metarife und ausgewählten Großverfrachtern zu- 
gestandene sog. »Ladekostenzuschüsse« sicher- 
ten dem Kraftverkehr weitere Transporte. Unter 
diesen Umständen noch von einer Beilegung des 
Konkurrenzkampfs Schiene-Straße zu sprechen, 
erwies sich als plumpe Lüge, verbreitet zu dem 
Zweck, die unverhüllte besondere Förderung des 
Kraftverkehrs nicht zu offensichtlich werden zu 
lassen. 


erreichen war. So wurden z.B. spätestens 1936/37 
umfassende Vorbereitungen für den Fall der 
Mobilmachung eingeleitet. Auf der Grundlage 
entsprechender Pläne der Wehrmacht und eines 
für alle kriegswichtigen Zivilverwaltungen ver- 
bindlichen Katalogs von Forderungen führte 
jede Reichsbahndirektion durch Bahnbevoll- 
mächtigte umfangreiche Mobilmachungskalen- 
der für das jeweils am 1. April beginnende Mobil- 
machungsjahr. Diese regelten bis ins letzte 
Detail u. a. die durchgehende Betriebsbereit- 


schaft, die Fahrplanänderungen, den Einsatz von 
Lokomotiven, Wagen und Personal entspre- 
chend dem stark veränderten Bedarf, die Inbe- 
triebnahme neuer Anlagen, besonders Blockstel- 
len, die Organisation eines verstärkten Bahn- 
schutzes, die Verdunkelung und die Besetzung 
der Luftschutzwarnstellen sowie den Aufruf der 
Eisenbahnkolonnen. 

Im Fahrplanwesen z. B. hatten zahlreiche 
Fachleute, gestützt auf den Winterfahrplan 
1935/36, der als Stammplan diente, umfassende 
Untersuchungen über den möglichen Einsatz 
der Eisenbahnen beim Aufmarsch und beim 
Überfall auf fremde Staaten bei gleichzeitiger 
Versorgung der eigenen Kriegswirtschaft ange- 
stellt. In einer darauf fußenden »Dienstanwei- 
sung zur Durchführung der Militärtransporte im 
Höchstleistungsfahrplan« vom 2. November 1937 
hieß es: »Bei Bereitstellung und beim Einsatz 
der Wehrmacht treten Anforderungen an die 
Eisenbahnen heran, die mit dem Fahrplan des 
öffentlichen Verkehrs nicht erfüllt werden kön- 
nen. Deshalb tritt von einem bekanntgegebenen 
Zeitpunkt ab ein besonderer Fahrplan, der 
H-Fahrplan, in Kraft, der auf den einzelnen 
Strecken Höchstleistungen in der Beförderung 
von Militärzügen —- Militärfahrplan = M-Fahr- 
plan — ermöglicht und daneben die Durchfüh- 
rung einer beschränkten Zahl von Zügen des öf- 
fentlichen Verkehrs (Stammplan) zuläßt. Der 
durch den Stammplan ergänzte Militärfahrplan 
ergibt den »Höchstleistungsfahrplan«. Dabei 
war durch starke Konzentration aller Kräfte ein 
erst kurz vor Beginn der Aggression liegender 
Termin zur Einführung des Höchstleistungsfahr- 
plans zu sichern, da die diesem Plan zugrunde 
liegenden Absichten bei der plötzlichen außeror- 
dentlichen Häufung von Transporten, den da- 
durch verursachten Umstellungen im Betriebs- 
ablauf und der Massierung von Truppen an den 
Grenzen sowohl der Öffentlichkeit als auch dem 
späteren Opfer des Überfalls unmöglich lange 
verborgen bleiben konnten. 

Zur Vorbereitung des Personals auf den 
Kriegsdienst wurden in neuangelegten, bei den 
Büros der Bahnbevollmächtigten geführten Per- 
sonalkarteien für jeden Eisenbahner wichtige 
Angaben zur dienstlichen und militärischen 
Ausbildung, zur bisherigen Laufbahn, zu abge- 
schlossenen Berufen, zu besonderen Fähigkeiten 
und zur familiären Situation erfaßt. Darüber 
hinaus lagen zahlreiche Entwürfe für neue 
Dienstvorschriften bereit, die viele gesetzliche 
Regelungen über die Arbeitszeit, die Urlaubsge- 
währung, die Entlohnung usw. ersetzen sollten. 
Alle Direktionsbüros, Prüfungs-, Vermessungs- 
und Ausgleichsämter mußten im Frühjahr 1999 
Kriegsarbeitsverteilungspläne vorlegen, in denen 
vom Weggang vieler Eisenbahner infolge Einbe- 
rufung bzw. ihrer zwangsweisen Abordnung in 
die besetzten Gebiete ausgegangen wurde. Zur 


»körperlichen Ertüchtigung« hatte bereits im 
Juli 1938 eine Verfügung des Reichsverkehrsmi- 
nisteriums alle wehrpflichtigen Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten zum Eintritt in die Reichs- 
bahnsportvereine gezwungen. 

Zur ersten großen Probe für den militärischen 
Einsatz der Eisenbahnen und für ihr Zusammen- 
wirken mit dem Kraftverkehr wurde der Bau des 
sog. Westwalls, der — wie es hieß - zeitweise 
mehr eine Transport-, denn eine Baufrage war. 
Innerhalb eines einzigen Jahres, von August 1938 
bis Juli 1999, mußten rd. 20 Mill. t Baustoffe, un- 
gefähr doppelt so viel wie z.B. für den Bau des 
Suezkanals in 10 Jahren benötigt worden waren, 
zu den meist sehr abgelegenen Baustellen ge- 
bracht werden. In kürzester Frist wurden 346 
Entladebahnhöfe eingerichtet, zıkm Ladegleise, 
32 km Abstell- und Überholungsgleise sowie 222 
Weicheneinheiten neu verlegt. Für den Treib- 
stoffnachschub der Kraftfahrzeuge mußten zahl- 
reiche Kesselwagenstützpunkte auf Güterbahn- 
höfen und Anschlußgleisen eingerichtet werden. 
Bereits ıgg8 betrug die Zahl der für den West- 
wallbau gestellten Loks etwa 500, die der Güter- 
wagen insgesamt mindestens 550000. Trotzdem 
konnte zeitweilig ein umfangreicher Rückstau an 
Güterzügen nicht vermieden werden, da die Ent- 
ladung in den meist abgelegenen kleinen Bahn- 
höfen nicht mit der Zufuhr Schritt hielt. 

Die eigentliche Mobilmachung, für die Tau- 
sende von Transporten fahrplanmäßig vorberei- 
tet worden waren, um das Heer in kürzester Frist 
um fast 3 Mill. Soldaten, 400 000 Pferde, 200 000 
Fahrzeuge zu verstärken und die dazu erforderli- 
chen Waffen, Munition und Ausrüstung heran- 
zuführen, begann mit ersten Vorausmaßnahmen 
am 21. August 199g; offiziell wurde sie am 25. Au- 
gust ausgelöst. Insgesamt mußten dafür 185.400 
Wagen bereitgestellt werden, darunter 13 800 
Personenwagen, 79800 gedeckte Wagen, 36800 
Rungenwagen, 42900 abgebordete offene Güter- 
wagen und 12100 sonstige Wagen. Das waren 
reichlich 40% aller gedeckten Güterwagen, 80% 
aller Rungenwagen und 60% aller abgebordeten 
offenen Güterwagen. Der Höchstleistungsfahr- 
plan wurde in der Nacht vom 27. zum 28. August 
eingeführt. Der vom faschistischen deutschen 
Imperialismus in seinem wahnwitzigen Welt- 
herrschaftsstreben heraufbeschworene Krieg 
wurde zur Realität, damit zugleich aber auch der 
Weg in eine beispiellose Katastrophe des deut- 
schen Eisenbahnwesens. 
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Bahntransport deut- 
scher Panzerverbände 
durch Siebenbürgen 
Aus: BERGSCHICKER: 
Deutsche Chronik 


Aktiv an den Aggressionen, an Raub und Massenmord beteiligt 


Genauso bedingungslos wie für die forcierte 
Aufrüstung zog die faschistische Reichsregie- 
rung das Eisenbahnwesen auch für ihre verbre- 
cherische Aggressionspolitik im zweiten Welt- 
krieg heran. In allen ihren Plänen zur Erobe- 
rung, Unterdrückung und Ausplünderung frem- 
der Staaten war den Eisenbahnen eine maßgebli- 
che Rolle zugedacht. Ihre direkte Mitwirkung an 
den Überfällen auf fremde Staaten verlief dabei 
nach einem im wesentlichen einheitlichen 
Schema. Zunächst übernahm die Deutsche 
Reichsbahn in der Regel mit ihrer vollen Lei- 
stungsfähigkeit die riesigen Aufmarschtrans- 
porte. Deren Umfang wird u.a. daraus ersicht- 
lich, daß nach dem damaligen Stand der 
Waffentechnik und Ausrüstung für eine Infante- 
riedivision etwa 70, für eine Panzerdivision etwa 
go bis 100 Züge erforderlich waren. SS-Divisio- 
nen, deren Personalbestand und Ausrüstung die 
normaler Truppenverbände übertraf, benötigten 
sogar bis zu 120 Züge. Als durchschnittliche 


Marschgeschwindigkeit, einschließlich der Be- 
triebs-- und Verpflegungsaufenthalte, galten 
90 km/h, d.h. etwa 700 km täglich. 

In gewissem Umfang wurden Aufmarschtrans- 
porte bereits 1998 vor der Annexion Österreichs 
und Teilen der Tschechoslowakei gefahren, in 
größerem Ausmaß jedoch erstmalig zur Vorbe- 
reitung des Überfalls auf Polen. Im Juli und ver- 
stärkt im August ıg39 gab es umfangreiche 
Truppen- und Kriegsmaterialtransporte, angeb- 
lich für Herbstübungen in Ostpreußen, für eine 
riesige Truppenschau anläßlich der 25-Jahrfeier 
der Schlacht von Tannenberg, für »Schanzarbei- 
ten« an der deutsch-polnischen Grenze und für 
die Konzentration schneller Eingreifreserven so- 
wie gepanzerter und motorisierter Truppenteile 
im mitteldeutschen Raum. In aller Eile wurden 
dafür in Mecklenburg-Pommern, Schlesien und 
Ostpreußen ein Teil der Strecken in Richtung 
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Grenze sowie Umschlagseinrichtungen verbes- 
sert. Insgesamt fuhren beim Aufmarsch gegen 
Polen sowie bei den relativ geringfügigen Trup- 
penbewegungen in Richtung Westgrenze etwa 
4000 Züge mit 55000 Wagen über eine durch- 
schnittliche Entfernung von 200 km. Diese Lei- 
stung lag wesentlich höher als zu Beginn des er- 
sten Weltkriegs. 

Für den Überfall auf Frankreich, Belgien, die 
Niederlande und Luxemburg erübrigte sich ein 
Aufmarsch im herkömmlichen Sinn, da nach der 
Okkupation Polens die meisten der vorgesehe- 
nen 136 Divisionen relativ langfristig herange- 
führt werden konnten. Ähnlich vollzog sich - 
unterstützt durch die Satellitenstaaten Hitler- 
deutschlands Ungarn und Rumänien - die Ver- 
legung der 31 deutschen und 28 italienischen Di- 
visionen für die Vorbereitung der Okkupation 
Jugoslawiens und Griechenlands im April 
1941. 

Dagegen übertrafen die Eisenbahntransporte 
zur Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjet- 
union alles Dagewesene. Selbst im Geschäftsbe- 
richt der Deutschen Reichsbahn für 1941 mußte 
man eingestehen: »Mit den Aufmarschleistun- 
gen für den Balkan und später für den Ostfeld- 
zug erreichte die Belastung ein Höchstmaß«. 
Bürgerliche Historiker sprechen sogar in Anleh- 
nung an eine ähnliche Bemerkung HırLers vom 
»größten Eisenbahnaufmarsch der Geschichte«. 
Schon die ersten Studien hatten dem faschisti- 
schen G£neralstab gezeigt, daß der Aufmarsch 
des Heeres längs der etwa 3000 km langen sowje- 
tischen Grenze zwischen Ostsee und Schwarzem 
Meer sowie die Bereitstellung der für eine derar- 
tige Aggression notwendigen Vorräte das ge- 
samte Transportwesen in einem außerordentli- 
chen Umfang in Anspruch nehmen würden. 
Dem war insbesondere das schwach ausgebaute 
und während der Okkupation außerdem be- 
trächtlich zerstörte polnische Eisenbahnwesen 
nicht gewachsen. Bereits Anfang Juli 1940 stellte 
deshalb der faschistische Generalstab erste 
Überlegungen zum raschen Ausbau dieses Net- 
zes an, und am g. August 1940 erteilte er mit dem 
Befehl »Ausbau Ost« entsprechende Aufträge. 
Die unter dem Stichwort »Otto-Programm« vor- 
gesehenen Vorhaben sollten bis zum 10. Mai 1941 
abgeschlossen sein. Sie konzentrierten sich be- 
sonders auf die erhöhte Durchlaßfähigkeit der 
Anschlußstrecken an die Aufmarschmagistralen 
im Reich im besetzten Polen sowie der Querver- 
bindungen zwischen ihnen, auf den Ausbau der 
Umspannbahnhöfe und Bahnbetriebswerke, die 
Erweiterung von Knoten- und Kreuzungsbahn- 
höfen, die Errichtung von Blockstellen und Mili- 
tärrampen sowie die Verbesserung des Signal- 
und Fernsprechwesens. Somit entstanden für 


den Aufmarsch insgesamt 6 Transportstrecken 
mit einer täglichen Höchstleistung von je 48 Zü- 
gen. Nachdem erste Truppenverschiebungen 
nach Osten bereits ab Herbst 1940 und verstärkt 
ab Mitte Februar 1941 stattgefunden hatten, 
wurde am 22. Mai 1941 der Höchstleistungsfahr- 
plan eingeführt. Insgesamt waren für den Auf- 
marsch gegen das erste sozialistische Land der 
Erde innerhalb von 5 Monaten Aufmarschzeit 
11784 reine Militärtransporte, unter Anrechnung 
der Aufmarschvorbereitungen sogar 33800 
Züge, über eine durchschnittliche Entfernung 
von 800 km zu fahren, um 153 Divisionen der fa- 
schistischen Wehrmacht an der sowjetischen 
Grenze zu konzentrieren. 

Genauso intensiv wie in die unmittelbare Vor- 
bereitung wurde die Deutsche Reichsbahn auch 
in die Aggressionen gegen fremde Länder einbe- 
zogen. Um die Verteidigung der überfallenen 


Völker zu schwächen, wurden sofort mit Beginn 
der Kampfhandlungen massierte Luftangriffe 
vor allem gegen die gegnerischen Luftstreitkräfte 
und das Eisenbahnwesen geführt. Damit sollten 
Aufmarsch, Nachschub und Versorgung der sich 
verteidigenden Armeen sowie Räumungstrans- 
porte aus den aufgegebenen Gebieten erschwert 
oder unterbunden werden. 


Jedoch auch die den Okkupanten Widerstand 
leistenden Streitkräfte der überfallenen Länder 
wußten, daß sie durch Vernichten von Eisen- 
bahnanlagen den Vormarsch der Aggressoren 
wenn schon nicht aufhalten, so doch hemmen 
konnten und zerstörten daher unter aktiver Mit- 
wirkung von Eisenbahnern viele Eisenbahnanla- 
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Kämpfe um einen 
Bahnhof im Gebiet von 
Smolensk 
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Erbitterter Widerstand 
der Roten Armee und 
der sowjetischen Eisen- 
bahner gegen die fa- 
schistischen Okkupan- 
ten — gesprengte 
Eisenbahnbrücke bei 


Tarnopol im Sommer 


1941 


Schnellstmögliche Wie- 
derinstandsetzung zer- 
störter Eisenbahnanla- 
gen im Interesse der 
faschistischen Okku- 
panten — Belastungs- 
probe einer Behelfs- 
brücke in der Nähe von 
Reims im Sommer 


1940 


Drangsalierung der Zi- 
vilbevölkerung in den 
überfallenen Län- 

dern - Razzia auf 
dem Bahnhof Krakau 
(heute Kraköw) 

Aus: PIEKALKIEWICZ: 
Die Deutsche Reichs- 
bahn im Zweiten Welt- 
krieg 
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gen. So blieb in Polen in einer Grenzzone von 
ıookm nicht eine Eisenbahnbrücke über die 
Wista und die anderen größeren und kleineren 
Flüsse wie Warta, Notee, Bzura, Pilica und Du- 
najec erhalten. Tunnel lagen zerstört, Schienen- 
und Weichenanlagen waren unbrauchbar, Stell- 
werke, Blockstellen und Wassertürme gesprengt. 
In Frankreich wurden von den zurückweichen- 
den Truppen 448 Eisenbahnbrücken, 27 Tunnel 
und 67 Straßenüberführungen, in Belgien 292 
Brücken, 10 Tunnel und 60 Überführungen zer- 
stört oder zumindest schwer beschädigt. In Jugo- 
slawien wurden wichtige Brücken über die Sava 
und Drava, Donau und Morava, in Griechen- 
land die Eisenbahnbrücke über den Kanal von 
Korinth vernichtet. Mit außerordentlichem Ein- 
satz befolgten auch Einheiten der Roten Armee 
und sowjetische Eisenbahner den in den ersten 
Kriegstagen erlassenen Aufruf der Sowjetregie- 
rung, in dem u. a. gefordert worden war: »Bei 
einem erzwungenen Rückzug von Truppenteilen 
der Roten Armee muß das gesamte rollende Ma- 
terial der Eisenbahnen fortgeschafft werden. 
Dem Feind darf keine einzige Lokomotive, kein 
einziger Wagen, kein Kilogramm Getreide und 
kein Liter Treibstoff überlassen werden.« Nur 
dann, wenn es der faschistischen Wehrmacht in 
den ersten Kriegsmonaten gelungen war, durch 
schnellen Vormarsch größere Verbände der Ro- 
ten Armee einzukesseln, fielen ihr auch Lokomo- 
tiven, Güter- und Personenwagen, Werkstätten- 
einrichtungen u. a. unzerstört in die Hände. 

Die faschistischen Okkupanten waren jedoch 
auf diese Eisenbahnanlagen angewiesen; denn 
selbst bei weitgehender Motorisierung galt un- 
verändert, daß Nachschub und operative Trup- 
penbewegungen nicht mehr gesichert waren, 
wenn die Front sich zu weit von den Endpunk- 
ten betriebsfähiger Eisenbahnlinien entfernte. In 
nicht wenigen Fällen war daher auch versucht 
worden, bestimmte besonders wichtige Eisen- 
bahnanlagen durch Luftlandetruppen unbeschä- 
digt in die Hände zu bekommen, so z.B. Eisen- 
bahnbrücken über die Flüsse und Kanäle der 
Niederlande und Belgiens. In der Regel jedoch 
folgten den vorrückenden Truppen Eisenbahn- 
pionierregimenter und besondere militärische 
Eisenbahneinheiten, wie z.B. Bau- und Betriebs- 
kolonnen, Stellwerks-, Fernsprech- und Wasser- 
stationskolonnen, sowie Zehntausende mit Bau- 
zügen, Bau- und Betriebskolonnen zwangsweise 
in die besetzten Gebiete »abgeordnete« Eisen- 
bahner, um eine schnelle Wiederaufiiahme der 
kriegswichtigen Transporte zu sichern. Einen 
Schwerpunkt bildete dabei in allen überfallenen 
Ländern der Wiederaufbau der Brücken. 

In der Sowjetunion erwuchsen den Okkupan- 
ten zusätzliche Schwierigkeiten daraus, daß das 
sowjetische Netz nicht die gewöhnliche europä- 
ische Normalspur aufwies. Das erforderte entwe- 
der ständiges Umladen der Güter oder das Um- 
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spuren der Strecken, weil den deutschen 
Truppen nur wenige Breitspur-Lokomotiven 
und -Wagen in die Hände fielen. Mit dem Fort- 
schreiten der Operationen mußten deshalb die 
wichtigsten Nachschubstrecken umgespurt wer- 
den, um Lokomotiven und Wagen aus Deutsch- 
land und den eroberten europäischen Staaten 
nachkommen lassen zu können. Dabei sollen bis 
Ende 1941 rd. 15000 km, während des gesamten 
zweiten Weltkriegs 28700 km Gleise umgespurt 
worden sein, wobei die Wiederingangsetzung 
von Weichen und die Veränderung des Gleisbo- 
genradius besondere Schwierigkeiten bereiteten. 
Für die Umspurung benötigtes Material wurde 
im Rahmen des sog. »Peter-Programms« zum 
größten Teil durch Abbau von Gleisanlagen in 
den besetzten Staaten Westeuropas, in der 
Tschechoslowakei und auch im Reichsgebiet ge- 
wonnen. Der Abgang jeder »Peter-Sendung« 
und ihr Lauf wurden aufs genaueste überwacht. 
Sogar die täglichen Betriebslagemeldungen ent- 
hielten Angaben über den Umfang der »Peter- 
Sendungen«, getrennt nach geschlossenen Zü- 
gen und Einzelwagen. 

Als im Herbst 1942 das von den faschistischen 
Okkupanten eroberte Gebiet seine größte Aus- 
dehnung erreichte, sich von der Küste des Atlan- 
tiks bis an die Wolga und ans Schwarze Meer er- 
streckte, hatte sich auch das von der Deutschen 
Reichsbahn direkt oder unter ihrer Aufsicht be- 
triebene Netz entsprechend ausgeweitet. Mit rd. 
161000 km war es im Vergleich zu den 54000km 
1936 nahezu auf das Dreifache angewachsen. 
Trotz aller Anstrengungen, trotz der Abordnung 
Hunderttäusender deutscher Eisenbahner in die 
eroberten Gebiete und der Zwangsverpflichtung 
von Millionen Eisenbahnern und anderen Ar- 
beitskräften der unterjochten Staaten, trotz har- 
ten Terrors und Versuchen, Kollaborateure für 
die Zusammenarbeit zu gewinnen, gelang es 
aber letztlich nicht, auf den Eisenbahnen der er- 
oberten Gebiete einen einigermaßen regelmäßi- 
gen Verkehr zu sichern. 

Die Deutsche Reichsbahn wirkte jedoch nicht 
nur an der Kriegsvorbereitung, den unmittelba- 
ren Aggressionen gegen andere Staaten und der 
Aufrechterhaltung des Okkupationsregimes mit 
operativen Truppen- und Nachschubtransporten 
aktiv mit. Sie war darüber hinaus mitbeteiligt an 
der sofort mit der Eroberung fremder Länder im 
Auftrag der aggressivsten und chauvinistischsten 
Teile der Finanzoligarchie einsetzenden brutalen 
Ausplünderung und schließlich an der Ver- 
schleppung und Ermordung großer Teile der Zi- 
vilbevölkerung. Meist rollten die ersten Beute- 
züge schon kurz nach Beginn der Okkupation 
nach Deutschland. So wurden aus Polen ab 
Herbst 1939 größere Mengen Lebensmittel weg- 
geschafft, aus Frankreich ab Mai 1940 riesige 
Mengen an Steinkohle, Erzen, Treibstoffen, 
Baustoffen, Werkzeugmaschinen und wiederum 


hauptsächlich Nahrungs-- und Genußmittel. 
Nach Angaben im Nürnberger Prozeß wurden 
allein aus Frankreich Rohstoffe für nahezu 80 
Mrd. Francs, Industrieeinrichtungen für 9,8 
Mrd. Francs und Lebensmittel für 126,7 Mrd. 
Francs geraubt. Selbst vor dem persönlichen 
Hab und Gut und den unermeßlichen Schätzen 
in den Museen, Sammlungen und Bibliotheken 
machte man nicht halt. Als z. B. Rosengerg, 
einer der Hauptinitiatoren der Plünderung öf- 
fentlichen und privaten Eigentums im Dezember 
1941 in Frankreich eine »Aktion Möbel« einlei- 
tete, in derem Verlauf jüdische Wohnungen aus- 
geraubt wurden, waren 26984 Güterwagen erfor- 
derlich, um das Diebesgut nach Deutschland zu 
schaffen. Aus der Sowjetunion ließ allein die 
»Zentralhandelsgesellschaft Ost für landwirt- 
schaftlichen Absatz und Bedarf«, eine der vier 
großen sog. »Ostgesellschaften«, über g,2 Mill. t 
Getreide, 3,2 Mill. t Kartoffeln, 2 Mill. t Rauh- 
futter, ı Mrd. Eier, 950 000 t Ölsaaten, 622 000 t 
Fleisch und Fleischwaren, 400000 t Zucker und 
208000t Butter wegschleppen. Für deren Ab- 
transport benötigte sie 1418000 Güterwagen und 
472 000 t Schiffsraum. Auf diese Weise sollte die 
»Durchhaltepolitik« Hitlerdeutschlands unter- 
stützt werden. Mit zynischer Offenheit äußerte 
Görinc dazu in einer Besprechung mit den 
Reichskommissaren und Vertretern der Militär- 
befehlshaber am 6. August 1942: »Wenn in die- 
sen Tagen der 3000. Zug aus dem Osten in 
Deutschland mit Lebensmitteln eingelaufen ist, 
so können Sie sich vorstellen, daß das, wenn 
dazu noch die ganze Wehrmacht im Osten aus 
diesem Gebiet versorgt worden ist, abgesehen 
von dem, was die Wehrmacht noch selbst ge- 
schlachtet hat, eine ungeheure Leistung gewesen 
ist. Man kann öffentlich nicht darüber sprechen, 
denn wenn man dem deutschen Volk heute sa- 
gen würde: Eben läuft der 3000. Zug aus dem 
Osten ein, würde die Gegenfrage lauten: Warum 
haben wir davon nichts gemerkt? Da müssen wir 
erst lang und breit erklären, daß weil diese 3000 
Züge gekommen sind, die ganze Lebenshaltung 
in Deutschland noch möglich ist.« 

Die Deutsche Reichsbahn war nicht nur 
durch die Transportleistungen an der Ausplün- 
derung fremder Völker beteiligt. Skrupellos 
nahm auch sie, was sie für ihren Betrieb 
brauchte, vor allem Lokomotiven und Wagen, 
aber auch Schienen, Schwellen und andere Bau- 
stoffe. 

Der scheußlichsten Verbrechen machte sich 
jedoch die Führung der Deutschen Reichsbahn 
schuldig, indem sie an der millionenfachen Ver- 
schleppung von Angehörigen fremder Völker als 
Zwangsarbeiter in die Arbeitshöllen Nazi- 
deutschlands sowie vom faschistischen Regime 
Verfolgter in die Massenvernichtungslager aktiv 
mitwirkte. Um welche Größenordnungen es sich 
dabei handelte, macht deutlich, daß noch im 


Mai 1944 7,1 Mill. ausländische Zivilarbeiter und 
Kriegsgefangene in der deutschen Wirtschaft, 
insbesondere in den Monopolen der direkten 
Kriegsproduktion und Großbetrieben der Land- 
wirtschaft, ausgebeutet wurden. Die Zahl der 
wirklich nach Deutschland Verschleppten war 
wahrscheinlich nahezu doppelt so groß, da in- 
folge ständiger Überforderung, Hunger und 
Krankheit viele der Opfer den Tod fanden und 
ständig Ersatz herangeschafft werden mußte. 
Deportiert wurden Menschen aus allen erober- 
ten Staaten, in besonders großem Maß jedoch 
aus der Sowjetunion, aus der allein nahezu 5 
Mill. Männer, Frauen und Kinder zur Zwangsar- 
beit nach Deutschland gebracht wurden. 1944 
verschleppten die Faschisten im Rahmen der 
sog. »Heuaktion« mehr als 40000 sowjetische 
Kinder im Alter zwischen 10 und 14 Jahren! Mo- 
natelang wurden Tag für Tag etwa 10000 Men- 
schen, das waren mindestens 6 bis 8 Züge, zur 
Sklavenarbeit abtransportiert. 

Nur mit Erschütterung sind selbst heute noch 
die Berichte über diese Transporte zu lesen, die 
unter strengster Bewachung stattfanden, um jede 
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Fluchtmöglichkeit auszuschließen. In einer Note 
der Sowjetregierung appellierte deren damaliger 
Außenminister, MoLoTow, am 11. Mai 1943 an die 
Weltöffentlichkeit: »Tag und Nacht rollen Züge 
mit Sklaven aus den eroberten Gebieten der 
Ukraine, Belorußlands und der RSFSR nach 
Deutschland. Die Menschen werden wie Vieh je- 
weils zu 60 bis 70 in die Waggons geladen. Zu 
Tode erschöpfte oder schwer erkrankte Men- 
schen werden aus den Wagen heraus auf die 
Dämme geworfen; auf diese Weise sind die 
Eisenbahnlinien nach dem Westen bedeckt mit 
den Körpern sowjetischer Menschen«. 

Mit gleicher Willfährigkeit und Bestialität er- 
füllten die Reichsbahn-Dienststellen sämtliche 
Aufträge für den Transport von Millionen un- 
schuldigen Opfern in die Massenvernichtungsla- 
ger, besonders im Zusammenhang mit der im Ja- 
nuar 1942 auf der berüchtigten »Wannsee-Kon- 
ferenz« beschlossenen sog. »Endlösung der 


Judenfrage«. Verkehrten dafür anfangs Sonder- 
züge, fanden die Transporte in die Todeslager 
bald fahrplanmäßig statt. Von der Beteiligung 
ranghöchster Beamter des Reichsverkehrsmini- 


steriums an der fahrplanmäßigen Organisation 
dieser Transporte zeugt ein Schreiben des dama- 
ligen Staatssekretärs vom 28. Juli 1942 an den 
Chef des persönlichen Stabes von HımmLer: 
»Seit dem 22.7. fährt täglich ein Zug mit 5000 
Juden von Warschau über Malkinia nach Tre- 
blinka, außerdem zweimal wöchentlich ein Zug 
mit 5000 Juden von Przemysl nach Belzec. Ge- 
dob steht in ständiger Fühlung mit dem Sicher- 
heitsdienst in Krakau«. Im Antwortschreiben 
hieß es in kaum überbietbarem Zynismus: »Im 
Namen des Reichsführers SS danke ich Ihnen 
vielmals für Ihren Brief. Mit besonderer Freude 
habe ich von Ihrer Mitteilung Kenntnis genom- 
men, daß nun schon seit zwei Wochen täglich 
ein Zug mit 5000 Angehörigen des auserwählten 
Volkes nach Treblinka fährt. Ich habe von mir 
aus mit den beteiligten Stellen Fühlung genom- 
men, so daß eine reibungslose Durchführung der 
gesamten Maßnahme gewährleistet scheint«. 

Die Naziverbrecher kämpften um jeden ein- 
zelnen dieser von Jahr zu Jahr rasch zunehmen- 
den Transporte. EicHmann drohte seinen Kom- 
plizen sogar mit Strafen, wenn die Pläne nicht 
exakt eingehalten wurden. Vor dem Internatio- 
nalen Militärgerichtshof in Nürnberg verlas die 
Anklage eine Aktennotiz über ein von ihm ge- 
führtes Telefongespräch, das ebenfalls die riesige 
Mitschuld der Verantwortlichen der Deutschen 
Reichsbahn aufzeigt: »Betrifft Abtransport von 
Juden nach Auschwitz. 1. Vermerk: Am 14.7.1942 
rief SS-Obersturmbannführer Dr. Eichmann, 
Berlin, an, und wollte wissen, warum der für den 
15.7.1942 vorgesehene Transportzug ausfiele. Ich 
habe geantwortet, daß ursprünglich auch in der 
Provinz Sternträger hätten verhaftet werden sol- 
len, daß aber auf Grund einer neuen Vereinba- 
rung mit der französischen Regierung nur staa- 
tenlose Juden verhaftet werden sollten. Der Zug 
am 15.7.1942 habe ausfallen müssen, weil nach 
den Angaben des SD-Kommandos Bordeaux in 
Bordeaux nur 150 staatenlose Juden vorhanden 
waren. Ein Ersatz an Juden für diesen Zug habe 
bei der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht mehr gefunden werden können. SS-Ober- 
sturmbannführer Eichmann wies darauf hin, daß 
es sich doch um eine Prestigeangelegenheit han- 
dele, man habe um die Züge mit dem Reichsver- 
kehrsministerium längere Besprechungen führen 
müssen, die zum Erfolg geführt hätten, und nun 
ließe Paris einen Zug ausfallen. So etwas sei bis- 
her noch nicht vorgekommen.« 

Für die Opfer bedeuteten diese Transporte in 
der Regel nichts anderes als den direkten Weg in 
den Tod. Mit welcher Brutalität diese Tötungs- 
maschinerie arbeitete, mußte der 1947 wegen sei- 
ner Mitschuld an den millionenfachen Morden 
in Auschwitz in der VR Polen hingerichtete ehe- 
malige Lagerkommandant Höss vor Gericht ein- 
gestehen: »So ... kamen nun im Frühjahr 1942 
die ersten Judentransporte aus Oberschlesien, 


die zu vernichten waren. Es mußte auch nachts 
weiter verbrannt werden, um die eintreffenden 
Transporte nicht abstoppen zu müssen. Das 
Fahrplanprogramm der einzelnen Aktionen, das 
in einer Fahrplankonferenz durch das Reichsver- 
kehrsministerium festgelegt worden war, mußte 
unbedingt eingehalten werden, um eine Verstop- 
fung und Verwirrung der betreffenden Bahnli- 
nien zu vermeiden«. 

Entsprechend brutal gingen die SS-Schergen 
bereits während der Transporte mit ihren Op- 
fern um. Stets wurden 60 bis 120 Menschen in 
einem Güterwagen zusammengepfercht. Sie 
standen so dicht gedrängt, daß sie weder die 
Möglichkeit zum Sitzen noch zum Hocken hat- 
ten. Sämtliche Türen waren verschlossen, meist 
sogar verriegelt. Die Notdurft mußte im Wagen 


verrichtet werden. Während der langen, oft 
mehrtägigen Fahrt erhielten sie in der Regel kei- 
nerlei Essen und Trinken. Selbst Mitarbeiterin- 
nen des Roten Kreuzes wurden vergebens um 
Wasser gebeten. 

Das grauenvolle Leiden und der entsetzliche 
Tod von Millionen Opfern bilden wohl das 
schwärzeste Kapitel der ısojährigen Geschichte 
der deutschen Eisenbahnen. Sie verdeutlichen 
die Perversion, zu der der faschistische deutsche 
Imperialismus mit seinem zügellosen Raub von 
natürlichen Ressourcen und der Verschleppung 
großer Bevölkerungsteile als Arbeitssklaven aus 
den überfallenen Staaten sowie der verbrecheri- 
schen Ausrottungspolitik gegenüber anderen 
Nationen und Rassen das Eisenbahnwesen 
brachte. 


Höchstleistungen für die Kriegswirtschaft 


Neben den riesigen Leistungen für Militärtrans- 
porte, auf die im Inland rd. 70%, in den besetz- 
ten Gebieten zeitweise bis zu 90% der gefahre- 
nen Züge entfielen, sowie bei der Plünderung 
der unterjochten Staaten und der Verschleppung 
großer Teile ihrer Zivilbevölkerung hatte die 
Deutsche Reichsbahn außerdem ständig wach- 
sende Anforderungen der Kriegswirtschaft zu er- 
füllen. Bis Mitte 1944 erhöhte sich die Kriegs- 
produktion im Vergleich zu 1940 auf nahezu das 
Dreifache. Auch die Zulieferindustrie, die Pro- 
duktion von Roh- und Treibstoffen, der Bau von 
Maschinen und Ausrüstungen wurden so ausge- 
dehnt, daß das Produktionsvolumen ingesamt 
den Vorkriegsstand um mindestens die Hälfte 
übertraf. Die landwirtschaftliche : Erzeugung 
konnte im wesentlichen auf dem Vorkriegsni- 
veau gehalten, zeitweilig sogar noch geringfügig 
erhöht werden. All dies mußte zwangsläufig die 
Nachfrage nach Gütertransportleistungen rasch 
steigern. Hinzu kam, daß das Abschnüren des 
faschistischen Deutschlands von den Übersee- 
märkten durch die mit Kriegsbeginn einsetzende 
Seeblockade und der daraus resultierende 
Zwang zur Orientierung auf neue Rohstoffquel- 
len häufig mehr und vor allem längere Trans- 
porte erforderlich machten. Im Ergebnis dessen 
wuchs auf dem Streckennetz der Deutschen 
Reichsbahn innerhalb der Grenzen von 1937 zwi- 
schen 1938 und 1942 der Güterverkehr nach Zug- 
kilometern um 52%, nach Achskilometern um 
65% und nach Nettotonnenkilometern sogar um 
735%; die mittlere Transportweite erhöhte sich 
im gleichen Zeitraum von 183 km auf 250 km. 
Insgesamt nahm im faschistischen Deutsch- 
land - die annektierten Gebiete wie Österreich 
und das Sudetenland mitgerechnet — der öffent- 
liche Güterverkehr und Dienstgutverkehr der 
Deutschen Reichsbahn wie folgt zu: 


Umfang des Güterverkehrs der Deutschen Reichs- 
bahn 


Jahr Beförderte Zug- Achs- 
Menge kilometer kilometer 
Mill. t Mill. Mrd. 

1938 547 347 24,4 

1939 564 377 28,0 

1940 619 448 34,6 

1941 656 499 39,2 

1942 644 489 38,0 

1943 675 518 40,1 

1944 625 470 35,6 


Die Deutsche Reichsbahn bewältigte während 
des Krieges stets etwa 70 bis 80% des gesamten 
Güterverkehrs. Ein ständig steigender Anteil 
dieser wachsenden Transportleistungen entfiel 
auf Kohletransporte für die eigene Kriegswirt- 
schaft, aber auch zur Versorgung der Verbünde- 
ten, besonders des faschistischen Italiens. Kohle 
wurde außerdem im Austausch für andere 
kriegswichtige Lieferungen an neutrale Staaten 
wie Schweden und die Schweiz geliefert. Von 212 
Mill. t im Jahr 1939 wuchs der Kohleverkehr der 
Deutschen Reichsbahn bis 1943 auf 292 Mill. an; 
der Kohleexport erhöhte sich im gleichen Zeit- 
raum von 27,7 Mill. t auf 49 Mill. t. Jeden Monat 
wurde aus den Bergbaurevieren mindestens 
ı Mill. t Steinkohle allein nach Italien befördert. 
Dafür‘waren täglich zwischen 45 und 50 Güter- 
züge und regelmäßig mindestens 8% des O-Wa- 
genparks erforderlich. 

Diese umfangreichen Transporte mußten be- 
wältigt werden, ohne daß die kalendertägliche 
Wagengestellung entsprechend erhöht wurde. 
Sie stagnierte oder sank sogar zeitweilig und 
wurde deshalb schon kurz nach Kriegsbeginn zu 
einem der empfindlichsten Engpässe für den ge- 
samten militärischen und zivilen Verkehr. 
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Wagengestellung der Deutschen Reichsbahn 


Jahr Gesamtzahl der Arbeitstägliche 
gestellten Wagen Wagengestellung 
Mill. 

1938 47,2 154 526 

1939 46,1 151 868 

1940 41,2 152747 

1941 47,1 153 679 

1942 45,3 147732 

1943 48,6 158 352 

1944 43,4 141 501 


Unter diesen Bedingungen wurden oftmals nur 
noch Wagen für kriegswichtige Transporte ge- 
stellt. Alle anderen Wirtschaftsbereiche mußten 
mit drastischen Kürzungen oder der völligen 
Annullierung ihrer Wagenbestellung rechnen. 
Vor allem aber versuchten die faschistischen 
Verwaltungsorgane, durch immer neue zwangs- 
wirtschaftliche Regulierungen der wachsenden 
Diskrepanz zwischen erhöhter Nachfrage nach 
Gütertransportleistungen und beschränktem 


Wagenpark gerecht zu werden. Erste diesbezüg- 
liche Eingriffe gab es bereits vor Kriegsbeginn. 


So hob eine am 21. August 1939 erlassene Verord- 
nung den in der Eisenbahnverkehrsordnung 
(EVO) festgelegten Grundsatz auf, daß alle von 
den Versendern »übergebenen Güter mit dem 
Transportmittel der Eisenbahn, und zwar auf 
der ein für allemal von der Eisenbahn vorgesehe- 
nen Beförderungsstrecke mit billigster Frachtab- 
rechnung« zu befördern sind. Ganz offensicht- 
lich verfolge man damit das Ziel, beim 
vorgesehenen Überfall auf Polen Transporte 
nach Ostpreußen auf andere Verkehrsmittel, 
z.B. Seeschiffe, zu verlagern. 

Derartige Eingriffe wurden während des Krie- 
ges in dem Maß drastischer, wie die Schwierig- 
keiten in der Betriebsführung zunahmen, Zug- 
verspätungen sich häuften, Züge kurzfristig 
ausfallen mußten und der Wagenmangel immer 
spürbarer wurde. Da die Leistungen für die 
Kriegsführung und die Kriegswirtschaft absolute 
Priorität hatten, mußten zwangsläufig die Rechte 
aller übrigen Verfrachter immer weiter be- 
schränkt werden. So schuf die »Verordnung zur 
Bekämpfung von Notständen im Verkehr« vom 
19. September 1939 die Möglichkeit, die Trans- 
porte zwangsweise auf andere Verkehrsmittel zu 
verlagern. Da besonders der Güterkraftverkehr 
wegen der umfangreichen Requirierung von 
Fahrzeugen für die faschistische Wehrmacht 
und des Mangels an Treibstoffen und Ersatztei- 
len unmittelbar nach Kriegsbeginn rasch zu- 
rückging und deshalb die bisher von ihm über- 
nommenen Transporte zu einem beträchtlichen 
Teil der Deutschen Reichsbahn übertragen wur- 
den, mußten bisherige Eisenbahntransporte ins- 
besondere auf die Binnen- und Küstenschiffahrt 
umgelenkt werden. Um diese Verlagerung zu be- 
schleunigen, hob die Deutsche Reichsbahn bis- 
her hemmende Tarifbestimmungen, besonders 
Mengenbestimmungen in Ausnahmetarifen, auf, 
verweigerte die Wagengestellung für Güter, die 
auch auf dem Wasserweg befördert werden 
konnten und bezog schließlich selbst ihre 
Dienstkohle mit Binnenschiffen, wenn die Lage 
des Empfängers es gestattete. Einige Entlastung 
brachte dabei die Verlagerung der umfangrei- 
chen Transporte aus Skandinavien importierter 
Eisenerze von Stettin (heute Szczecin) nach dem 
oberschlesischen Industrierevier sowie von Ex- 
portkohle in umgekehrter Richtung auf die Oder 
oder später, nach der Okkupation Jugoslawiens, 
der Erdöltransporte aus Rumänien nach 
Deutschland auf die Donau. Für letztere wurde 
eine größere Anzahl Tankkähne und Schlepp- 
dampfer von den mittel- und westdeutschen 
Wasserstraßen mit Culemeyer-Fahrzeugen über 
die Autobahn von Dresden nach Ingolstadt 
überführt. 

Andere Anordnungen des Reichsverkehrsmi- 
nisters hoben auch formal die generelle Beförde- 
rungspflicht der Eisenbahn auf, setzten die Lie- 
ferfristen der Eisenbahnverkehrsordnung außer 


Kraft und lockerten die Verpackungsvorschrif- 
ten. Vor allem aber sollten wirtschaftliche 
Zwangsmaßnahmen die Entladung der Güterwa- 
gen und damit den Wagenumlauf beschleuni- 
gen. So wurden schon kurz nach Kriegsbeginn 
das Wagenstandgeld in der Regel auf das Dreifa- 
che erhöht sowie Sonn- und Feiertage in die Be- 
rechnung der Abnahmefristen und des Wagen- 
standgelds einbezogen. Außerdem wurde festge 
legt, daß die Deutsche Reichsbahn in jedem Fall, 
auch ohne entsprechenden Antrag eines Emp- 
fängers, aber auf seine Kosten, die Güter entla- 
den und zufahren konnte. 

Diese Einschränkungen hatten zeitweilig ge- 
wisse Entlastungen für die Eisenbahn zur Folge. 
Allerdings erzwangen die Ausweitung der 
Kriegshandlungen und die immer stärker for- 
cierte Kriegsproduktion weitere Maßnahmen 
zwangswirtschaftlicher Regulierung. So ordnete 
das Reichsverkehrsministerium am 24. Juli 1940 
die Bildung besonderer Kohle- und Erztrans- 
portausschüsse bei den Generalbetriebsleitungen 
Ost und West an, die in Zusammenarbeit mit 
den Monopolvertretern der Grundstoffindustrie 
die geregelte Abfuhr aller Erz- und Kohlenmen- 
gen sichern sollten. Auch der unmittelbaren 
Kriegsindustrie wurde zugesagt, die Wagenan- 
forderungen für ihre immer zahlreicher werden- 
den Fertigungsprogramme vorrangig zu behan- 
deln. Etwa gleichzeitig wurden Maßnahmen 
eingeleitet, die zu verstärktem Raubbau an den 
Betriebsmitteln und verminderter Sicherheit im 
Verkehr führen mußten. So wurde u.a. verfügt, 
daß Reichsbahngüterwagen im innerdeutschen 
Verkehr bis zu ıt über die Tragfähigkeit hinaus 
belastet werden durften. Damit sich die Betriebe 
an diese Verfügung hielten, drangen die Wirt- 
schaftsorgane auf rasche Anpassung der Liefer- 
verträge an die neuen Gewichtsgrenzen. 

Als es 1942 nach den ersten großen und fol- 
genschweren Niederlagen der faschistischen Ar- 
meen an der sowjetisch-deutschen Front zu einer 
akuten Transportkrise kam und der Reichsver- 
kehrsminister erklären mußte, daß die Deutsche 
Reichsbahn »für den deutschen Raum nur so 
wenig Lokomotiven und Waggons zur Verfü- 
gung habe, daß sie nicht mehr die Verantwor- 
tung für die dringlichsten Transporte überneh- 
men könne«, wurde zu noch drastischeren 
Regelungen gegriffen. So hob eine Anordnung 
des Reichsverkehrsministers vom 3. Juni 1942 die 
bis dahin einheitlich für das gesamte Reichsge- 
biet gültigen Ladefristen auf. Sie wurden durch 
neue ersetzt, die — ausgehend von den örtlichen 
Betriebsverhältnissen, Güterzugfahrplänen und 
Bahnhofsbedienungspläinen - weitgehend ge- 
kürzt und möglichst einer Mindestfrist von 
6 Stunden auf Freiladegleisen, von 4 Stunden 
auf Privatanschlüssen und Lagerplätzen und 
8 Stunden an allen anderen Plätzen angenähert 
werden sollten. Zugleich wurde die durchge- 


hende Tag- und Nacht- sowie Sonn- und Feier- 
tag-Be- und Entladung gefordert und der Werk- 
tagsfahrplan für Güterzüge auch für Sonn- und 
Feiertage eingeführt. Industriebetriebe, die sonn- 
tags keine Wagen bestellten oder gestellte Wa- 
gen nicht entluden, obwohl sie dazu imstande 
waren, konnten für eine ganze Woche von jegli- 
cher Wagenzuteilung ausgeschlossen werden. 
Überdies konnte schon bei einer drohenden La- 
defristüberschreitung jeder Vorsteher einer Gü- 
terabfertigung bzw. in Zweifelsfällen der Vor- 
stand des Reichsbahnverkehrsamts eingreifen, 
die zwangsweise Ent- und Beladung der Wag- 
gons anordnen und dafür den fünffachen Betrag 
der Kosten berechnen. 

Ab Juli 1942 durften deutsche Güterwagen mit 
2t und ausländische Güterwagen je nach Bauart 
mit ıt über die Tragfähigkeit hinaus beladen 
werden. Angesichts des ohnehin schon schlech- 
ten Oberbauzustands und der ungenügenden 
technischen Unterhaltung der Fahrzeuge wurde 
damit der systematische Raubbau einschließlich 
der Gefahr schwerer Unfälle durch Heißläufer, 
Achsschenkelbrüche, Bremsschäden, Zugtren- 
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nungen und Schienenbrüche forciert. So war 
1943 im Vergleich zu 1938 die Zahl der Achs- 
schenkelbrüche auf das Dreifache, die Zahl der 
Heißläufer sogar auf mehr als das Zehnfache ge- 
stiegen. In der Niederschrift über eine Bespre- 
chung vom 21. September 1942 mit den Amtsvor- 
ständen der Rbd Halle hieß es: »Die ... Wagen 
fremder Länder hielten die hohe Geschwindig- 
keit und die 2t Überlast nicht aus. Starke Gleis- 
schäden seien die Folge solcher Unfälle. In den 
ersten Tagen dieses Monats seien 8 schwere Un- 
fälle durch Achsschenkelbrüche zu verzeichnen, 
bei denen bis zu 12 Wagen auf einem Haufen ge- 
legen hätten und Hunderte Meter Gleis zerstört 
worden seien.« 

Aber auch diese Maßnahmen, begleitet von 
rapide wachsenden Anforderungen an das Perso- 
nal und der ins maßlose gesteigerten Ausbeu- 
tung der vorrangig zum Be- und Entladen einge- 
setzten Kriegsgefangenen und Zwangsarbeiter, 
vermochten höchstens kurzfristig die Wagenge- 
stellung zu stabilisieren. Zwar wurde 1943 nach 
der Propagierung des »totalen Krieges« durch 
die faschistische Führung die höchste Wagenge- 
stellung aller Kriegsjahre überhaupt erreicht, 
doch spätestens Anfang 1944 setzte ein unauf- 
haltsamer Rückgang ein. 

Wie der Güterverkehr stieg bis zum letzten 
Kriegsjahr auch der Personenverkehr in 
Deutschland rasch an. Im Vergleich zu 1938 hat- 
ten 1944 einschließlich der okkupierten Gebiete, 
aber ohne den Wehrmachtsverkehr die Zahl der 
beförderten Personen um mehr als 80% und die 
Personenverkehrsleistungen um 90% zugenom- 
men. 


Personenverkehr der Deutschen Reichsbahn 


Jahr Zahl der beför- Personenverkehrs- 
derten Personen leistung 
Mill. Mrd. Pkm 

1938 2042 59,0 

1939 2212 61,9 

19490 2253 55,4 

1941 2655 69,4 

1942 3094 85,9 

1943 3539 107,3 

1944 3706 112,3 


Die Hauptursache für dieses besonders ab 1941 
zu beobachtende regelrechte Emporschnellen lag 
im Berufsverkehr, der durch die wachsenden Be- 
schäftigtenzahlen, erst recht aber durch die mas- 
senweisen Zwangsverpflichtungen und die 
kriegsmonopolistische Kontrolle des Arbeits- 
markts eine entsprechende Ausweitung erfuhr. 
Die forcierte Steigerung der Kriegsproduktion 
und die Einschränkungen in nichtkriegswichti- 
gen Bereichen der Wirtschaft führten dazu, daß 
viele Werktätige von ihren bisherigen, meist 
günstig zur Wohnstelle gelegenen Arbeitsplätzen 
zu anderen, ungünstiger gelegenen wechseln 
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mußten. Vor allem der Wochenendreiseverkehr 
auswärts Beschäftigter erreichte Ausmaße, die 
früher völlig unbekannt gewesen waren. Auch 
die Einschränkung des öffentlichen und privaten 
Kraftverkehrs als Folge der drastischen Kürzun- 
gen des Kraftstoffverbrauchs für nichtmilitäri- 
sche Zwecke ließ zusätzlichen Reiseverkehr bei 
der Eisenbahn entstehen. Schließlich veranlaß- 
ten längere Arbeitszeiten und steigende Arbeits- 
hetze in den Betrieben, wachsender Zeitaufwand 
zur Sicherung der Versorgung der Familien viele 
Werktätige, die bisher den Weg zur Arbeitsstätte 
zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurückgelegt hat- 
ten, vor allem aber die zahlreichen neu in den 
Produktionsprozeß eingegliederten Frauen, nach 
Möglichkeit die Eisenbahn zu benutzen. Beacht- 
lichen Umfang erreichten weiterhin der zumin- 
dest in den ersten Kriegsjahren mit zunehmen- 
der Zahl der Einberufungen steigende Urlauber- 
verkehr sowie Fahrten von Ehefrauen, Eltern 
und Kindern zu verwundeten oder erkrankten 
Soldaten in die Lazarette. In der Schlußphase 
des Krieges kamen infolge der massiven anglo- 
amerikanischen Bombenangriffe auf Großstädte 
die Fahrten Hunderttausender ausgebombter 
Werktätiger hinzu, die in näherer oder weiterer 
Entfernung ihrer bisherigen Wohnungen not- 
dürftig Unterschlupf gefunden hatten, aber wei- 
ter in ihren bisherigen Produktionsbetrieben be- 
schäftigt blieben. Auch zu den umfangreichen 
Schanzarbeiten, die die faschistische Führung 
beim Vorrücken der Streitkräfte der Antihitler- 
koalition auf deutsches Territorium in den ver- 
schiedensten Reichsgebieten anordnete, mußte 
die Deutsche Reichsbahn sehr viele Arbeits- 
kräfte über zum Teil beträchtliche Entfernungen 
befördern. So hatte allein die Rbd Oppeln 
(heute Opole) zwischen August 1944 und Januar 
1945 an jedem Wochenende etwa 100 Sonderzüge 
zur Beförderung von etwa 100000 Menschen zu 
Schanzarbeiten bereitzustellen. 

Diese rasch wachsenden Anforderungen über- 
stiegen die betrieblichen Möglichkeiten ganz 
entschieden. Die Zahl der im Personenverkehr 
gefahrenen Zugkilometer erreichte in keinem 
Kriegsjahr auch nur annähernd den Stand der 
Vorkriegszeit. Lediglich die Zahl der Achskilo- 
meter nahm geringfügig zu, da zur Einsparung 
von Lokomotiven und Personal weniger, in der 


Personenverkehrsleistungen der Deutschen Reichs- 
bahn 


Jahr Zugkilometer Achskilometer 


Mill. Mrd. 
1938 613 13,0 
1939 568 13,1 
1940 474 12,6 
1941 520 14,0 
1942 486 13,7 
1943 514 15,2 
1944 491 14,4 
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Regel aber längere Züge mit zugleich herabge- 
setzten Geschwindigkeiten und verlängerten 
Aufenthalts- und Anschlußzeiten verkehrten. 

Jahr für Jahr findet sich deshalb in den Ge- 
schäftsberichten der Deutschen Reichsbahn die 
stereotype Formel, daß die Zahl der beförderten 
Personen erheblich zugenommen habe, daß aber 
trotzdem der Fahrplan nochmals wesentlich ein- 
geschränkt worden sei. Selbst von den in den 
Kursbüchern angegebenen Zügen fiel meist 
schon kurz nach deren Publikation ein beachtli- 
cher Teil aus. Andere wurden willkürlich gestri- 
chen, weil die Mahnung der Deutschen Reichs- 
bahn, sie »nur zu Reisen mit triftigen Gründen 
zu benutzen, unbeachtet« blieb. Die zwangsläu- 
fige Folge waren seit Kriegsbeginn eine ständige 
Überfüllung der meisten Züge und rigorose Ein- 
schränkungen des Reisekomforts. 

Außerdem griffen die Reichsbahndienststellen 
zu überaus drastischen Maßnahmen, die erhebli- 
che Verschlechterungen für die auf die Eisen- 
bahn angewiesenen Werktätigen brachten. So 
wurde bereits Mitte Januar 1940 der größte Teil 
der von der Deutschen Reichsbahn und den Pri- 
vatbahnen gewährten Fahrpreisermäßigungen 
aufgehoben oder erheblich eingeschränkt. Bei- 
spielsweise entfielen Sonntagsrückfahrkarten, 
Urlauberkarten, Zehner- und feste Rundreise- 
karten und Fahrpreisermäßigungen für Gesell- 
schaftsfahrten. Arbeiterrückfahrkarten wurden 
statt bisher wöchentlich nur einmal monatlich 
ausgegeben. Um Reisende über kurze Strecken 
von Fernverkehrszügen abzuhalten, wurde 
gleichzeitig die Zahl der Zuschlagszonen für Eil- 
und Schnellzüge von 5 auf 3 reduziert. Der An- 
teil der zu ermäßigten Tarifen Reisenden, der 
19939 bei der Deutschen‘Reichsbahn noch fast 
72% betragen hatte, sank demzufolge im ersten 
Kriegsjahr auf 57% und bis 1943 weiter auf 44%. 
Ab Sommer 1942 durften Schlafwagen nur noch 
von Dienstreisenden benutzt werden. Für Reisen 
mit Fernzügen über 75km wurden Dringlich- 
keitsbescheinigungen gefordert, zu deren Aus- 
stellung allein Partei-, Staats- und Wirtschaftsor- 
gane berechtigt waren. 

Besonders strapaziös für die Reisenden waren 
stets der Verkehr vor und nach Feiertagen sgwie 
Reisen zu Beginn und zum Ende der Ferien. Da 
Verstärkungswagen, Vor- und Nachzüge nur in 
ganz wenigen Ausnahmen verkehrten, wurden 
das Gedränge an den Schaltern und auf den 
Bahnsteigen sowie die Fahrten in den bis aufs 
äußerste überfüllten Wagen zu einer wahren 
Qual. Schon ab 1940 durften im Festtagsverkehr 
besonders gefragte D- und Eilzüge nur mit Zu- 
lassungskarten benutzt werden. Jeder, der unbe- 
rechtigt mitfuhr, konnte von der Fahrt ausge- 
schlossen oder bestraft werden, weil er bahnpoli- 
zeiliche Anordnungen übertreten hatte. 

Die Presse des faschistischen Deutschlands 
unterstützte diese Maßnahmen mit ständig wie- 


derholten Appellen an die Bevölkerung, Reisen 
zu unterlassen, wie »Österappell an die Reisever- 
nunft«, »Pfingstausflüge ohne Eisenbahn«, »Un- 
nötige Reisen müssen unterbleiben«, »Keine 
Zugvermehrung für den Reiseverkehr«. Schließ- 
lich folgten unverhüllte Drohungen, wie die fol- 
gende »Warnung des Reichsverkehrsministers 
und des Reichspropagandaministers« aus dem 
Frühjahr 1942: »Die Deutsche Reichsbahn hat 
im Kriege für den militärischen und zivilen Be- 
darf Transporte in bisher noch nicht dagewese- 
nen Ausmaßen durchzuführen. Im Hinblick auf 
die Vordringlichkeit dieser Aufgabe muß der zi- 
vile Reiseverkehr auf ein Mindestmaß einge- 
schränkt werden. Das gilt vor allem für die nun 
anbrechende Frühlingszeit und die bevorstehen- 
den Ostertage. An die Bevölkerung ergeht hier- 
mit die kategorische Aufforderung, jede nicht 
notwendige oder ausreichend begründete Reise 
unter allen Umständen zu unterlassen. Reisende, 
die entgegen dieser Aufforderung die mit kriegs- 
wichtigen Transporten überlastete Reichsbahn 
zum Vergnügen benutzen, haben Strafe, bei 
schwereren Verstößen Überführung in ein Kon- 
zentrationslager zu gewärtigen.« 

Für den Weihnachtsverkehr 1943 wurde ein 
regelrechtes »Reisegenehmigungsverfahren« ein- 
geführt, das nur denjenigen eine Fahrt erlaubte, 
die infolge von Zwangsverpflichtung in der 
Kriegsindustrie oder Einsatz bei staatlichen und 
militärischen Dienststellen getrennt von ihren 
Familien leben mußten. Ab 18. Juni 1944 entfie- 
len an Sonntagen nahezu alle Tagesschnell- und 
Eilzüge, weil sie normalerweise schwächer be- 
setzt waren als an Werktagen. Wenig später wur- 
den sämtliche nicht direkt aus beruflichen oder 
dienstlichen Gründen erforderlichen Fahrten in 
Deutschland untersagt. Am 23. Januar 1945 
schließlich stellte die Deutsche Reichsbahn den 
gesamten öffentlichen Schnell- und Eilzugver- 
kehr ein; es verblieben nur noch wenige Dienst- 
D-Züge, für deren Benutzung allerdings eine Be- 
scheinigung der zuständigen Reichsbahndirek- 
tion erforderlich war. Die Unsicherheit auf den 
Schienenwegen, hervorgerufen durch Ausfälle 
von Zügen, durch die Zerstörung von Eisen- 
bahnanlagen und dureh Luftangriffe auf Züge, 
ließ jedoch ohnehin nur noch den Fahrten unter- 
nehmen, der dazu aus beruflichen oder persönli- 
chen Gründen gezwungen war. 
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Führerstand 
einer Lokomotive der 
Baureihe 52 
Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Kriegsgüterzuglokomo- 
tive der Baureihe 52 
vor der Fertigstellung 
(wahrscheinlich 
52001). Die r’E-h2- 
Lokomotive, eine 
Weiterentwicklung der 
Baureihe 50, konnte 
bei einer Achsmasse von 
Ist in der Ebene 
1200 mit einer Ge- 
schwindigkeit von 
65km/h befördern. 
Zwischen 1942 und 
1945 wurden rd. 6500 
dieser Lokomotiven ge- 
baut. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Kriegslokomotiven und Behelfsreisezugwagen 


Die betrieblichen Schwierigkeiten der Deut- 
schen Reichsbahn wären sicher noch entschie- 
den größer gewesen, wenn die faschistische Füh- 
rung - um gefährlichen Zuspitzungen entgegen- 
zuwirken — nicht ein umfangreiches Lokomotiv- 
und Wagenbauprogramm beschlossen hätte. So 
fiel 1941 die Entscheidung, innerhalb kürzester 
Frist neue leistungsfähige, in ihrer Konstruktion 
aber wesentlich einfachere, mit weniger Mate- 
rial- und Arbeitsaufwand herzustellende Kriegs- 
lokomotiven zu entwickeln. Der Reichsminister 
für Bewaffnung und Munition erhielt den Auf- 
trag, vor allem durch verstärkte Stahlzuteilungen 
zu sichern, daß innerhalb von zwei Jahren bis zu 
15000 Kriegslokomotiven gebaut werden konn- 
ten. Am 15. August 1942 wurde ein entsprechen- 
der Großauftrag an die zwangsweise zu einer 
»Gemeinschaft großdeutscher Lokfabriken« zu- 
sammengeschlossenen Werke vergeben, zu de- 
nen u.a. HEnscHEL, Borsıc, KrAauss-MArFEI und 
MBA, aber auch die tschechischen Skopa-Werke 
und die polnische Lokombotivfertigung in Chrza- 
nöw gehörten. 
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Konstruktive Unterlagen für die Kriegsloko- 
motiven entstanden auf der Basis der kurz zuvor 
erstmalig gebauten Lokomotivbaureihe 50. Die 
weiterentwickelte Kriegslokomotive der Baureihe 
52 war den Betriebsbedingungen im Krieg, der 
Verwendung von häufig minderwertigen Kohle- 
sorten und der notwendigerweise vereinfachten 
Fertigung wesentlich besser angepaßt. Sie sollte 
bei einer Achslast von 150 kN Züge von 1200 t in 
der Waagerechten mit 65km/h befördern. Als 
völlige Neuentwicklung entstand die noch 
schwerere und leistungsfähigere Baureihe 42, für 
deren Konstruktion auf Anraten der Eisenbahn- 
verwaltungen in den besetzten Ostgebieten die 
polnische Lokomotive Ty 37 als Vorbild diente. 
Insgesamt sollten bis Februar 1944 etwa 7000 Lo- 
komotiven der Baureihe 52 und 8000 Lokomboti- 
ven der Baureihe 42 fertiggestellt werden. Am 
12. September 1942 begann die erste Kriegsloko- 
motive 52001 eine Propagandafahrt durch 
Deutschland. Im Juni 1943 wurde das Ziel, mo- 
natlich mindestens 500 Maschinen herzustellen, 
erstmalig erreicht. Inzwischen hatten jedoch die 
schweren Niederlagen der faschistischen Ar- 
meen, besonders an der sowjetisch-deutschen 
Front, andere Prioritäten erfordert. Die Panzer- 
produktion hatte mit erheblichen Konsequenzen 
für die Materialversorgung des Lokomotivbaus 
absoluten Vorrang erhalten. Außerdem mußten 
die Lokomotivbaufirmen verstärkt die von den 
Fronten und den besetzten Gebieten zurückge- 
führten beschädigten Lokomotiven reparieren. 
Waren 1940 monatlich 650 Lokomotiven ausge- 
bessert worden, so stieg dieser Wert bis 1943 auf 
1650. Trotzdem wurden im Krieg über 12 000 
neue Dampflokomotiven ausgeliefert: 


Jahr Jahr 

1940 979 1943 4533 
1941 1393 1944 3063 
1942 2159 1945 111 


Mehr als die Hälfte aller Neubauten, etwa 6500, 
waren Lokomotiven der Baureihe 52, etwa 900 
der Baureihe 42. Lokomotiven der Baureihe 52, 
ursprünglich als reine Kriegslokomotive für eine 
nur beschränkte Lebensdauer entwickelt, wur- 
den wegen ihrer einfachen, dabei zweckmäßigen 
Konstruktion und ihrer Zuverlässigkeit im Be- 
trieb noch in der Nachkriegszeit gebaut und da- 
mit zur »außerhalb der USA meistgebauten Lok- 
reihe der Welt«. 

Nahezu gleichzeitig mit dem Lokomotivbau- 
programm wurde auch der Güterwagenpark in 
gewissen Grenzen erweitert. Durch Nutzung 
aller verfügbaren Kapazitäten — einschließlich 
der Waggonbaufirmen in den überfallenen Staa- 
ten — konnte die Deutsche Reichsbahn während 
des Krieges rd. 200000 neue Güterwagen be- 


schaffen. Davon entfielen auf die einzelnen 
Jahre: 

Jahr Jahr 

1940 24 546 1943 51969 
1941 43 074 1944 34 725 
1942 43119 


Ein beträchtlicher Teil, rd. 30000, waren Kessel- 
wagen für den Nachschub von Treibstoffen und 
Chemikalien. Als Neukonstruktion entstanden 
Tafelladewagen für spezielle Transporte der 
Wehrmacht und der Marine, darunter Flachwa- 
gen zum Transport schwerer Panzer mit 52t 
(SSy, SSys) und 82 t Tragfähigkeit (SSmys). Ein 
Sonderausschuß Eisenbahnwagen erhielt den 
Auftrag, auch im Güterwagenbau einfachere 
Konstruktionen anzuwenden und Material (vor 
allem Stahl) sowie Arbeitszeit einzusparen. 
Im Unterschied zum Bau von Güterwagen er- 
reichte der von Personenwagen in keinem 
Kriegsjahr den Umfang der Vorkriegszeit. So- 
weit überhaupt Neubauten entstanden, waren es 
einfachste Konstruktionen. Dazu gehörten in 
den letzten Kriegsjahren der zweiachsige Be- 
helfsreisezugwagen Mci (an sich ein großräumi- 
ger Gl-Güterwagen) und der vierachsige Behelfs- 


reisezugwagen Mc-4i, für den noch verwendbare 
Untergestelle ausgebrannter D-Zugwagen ge- 
nutzt wurden. 

Da diese Erweiterung des rollenden Materials 
nicht im entferntesten ausreichte, den ständig 
wachsenden Anforderungen zu entsprechen, 
zwangen die Faschisten die Eisenbahnen der 
überfallenen und unterjochten Länder, Lokomo- 
tiven und Wagen bereitzustellen und nutzten 
diese für ihre Kriegsführung und Kriegswirt- 
schaft. So mußten bereits im Herbst 1940 nach 
entsprechenden Regelungen der Waffenstill- 
standsabkommen die französische Staatsbahn- 
verwaltung 2000 Lokomotiven und 85000 Gü- 
terwagen, die belgische Staatsbahnverwaltung 
1000 Lokomotiven und 15000 Güterwagen an 
die Deutsche Reichsbahn abliefern. Im Frühjahr 
1942 hatte sich die Zahl der nach Deutschland 
abgezogenen belgischen und französischen Gü- 
terwagen auf 208.000 erhöht, und sie stieg noch 
weiter an. Mit anderen Staaten, wie z.B. den an- 
nektierten Gebieten der Tschechoslowakei und 
Polens, wurde nicht einmal solch eine scheinver- 
tragliche Regelung getroffen, sondern ihr rollen- 
des Material wurde bedingungslos in den Be- 
stand der Deutschen Reichsbahn einbezogen. 
Der folgende Überblick über das immer stärkere 


173 


Die Kriegsgüterzug- 
lokomotive 52 1850 vor 
dem Einsatz 


Die 50 377 und 

die 52 001 vor einem 
Güterzug 

Fotos: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Kriegslokomotive 

der Baureihe 42. Die 
rE-h2-Lokomotive, 
für deren Konstruktion 
die polnische Ty 37 als 
Vorbild gedient hatte, 
erbrachte eine etwa 

20 % höhere Leistung 
als die Baureihe 52. 
Bis Kriegsende wurden 
etwa 9goo dieser Loko- 
motiven gebaut. 

Foto: Verkehrsmuseum 
Dresden 


Auseinanderklaffen der Eigentums- und Be- 
triebsbestände der Deutschen Reichsbahn an 
Güterwagen weist deshalb nur einen Teil des tat- 
sächlich geraubten rollenden Materials aus wei- 
ten Teilen Europas nach Deutschland aus: 


Bestand an Güterwagen (in Stück) 


Jahr Eigentumsbestand Betriebsbestand 
1938 650 229 616477 
1939 660 546 674598 
1940 779641 886 534 
1941 824 185 1019953 
1942 885 908 1105 748 
1943 973 045 1208439 
1944 987 864 1309470 


Die mit zunehmender Dauer des Krieges immer 
ausweglosere Situation im Güter- und Personen- 
verkehr hinderte jedoch die führenden Faschi- 
sten nicht daran, geradezu phantastische Vorstel- 
lungen für künftige Verkehrslösungen im unter- 
jochten Europa zu entwickeln. So entstand ab 


Herbst 1941 das Projekt und ab Mai 1942 der 
Auftrag zur Planung einer Breitspurverbindung 
(3000 mm) zwischen dem Ruhrgebiet und der 
Ukraine mit Zweigverbindungen in Nord-Süd- 
Richtung, insbesondere zum Balkan. Auf dieser 
Breitspurbahn sollten Reisezüge mit 200 bis 
250km/h und Güterzüge mit 100 km/h verkeh- 
ren können. Die Achslast der Güterzuglokomboti- 
ven sollte 350 kN, die Masse eines D-Zugwagens 
bei 41 bzw. 54 m Länge bis zu 125 t betragen. Gü- 
terzugwagen sollten bei einer Wagenlänge von 
20m eine Nutzmasse von 120t bei 2 mal 2 
zweiachsigen Drehgestellen und von 200 t bei 2 
mal 2 dreiachsigen Drehgestellen haben. Trotz 
ernsthafter Einwände führender Experten der 
Deutschen Reichsbahn mußten diese von vorn- 
herein unrealen Projekte, die dem faschistischen 
Gigantismus geschuldet waren, weiter ausgear- 
beitet werden. Erst in der letzten Kriegsphase, 
im Ergebnis der katastrophalen militärischen 
Niederlagen an den Fronten, wurden auch sie 
aufgegeben. 


Partisanenschläge gegen Eisenbahnanlagen 


Wesentlichen Anteil an der gesetzmäßigen Nie- 
derlage des deutschen Faschismus im zweiten 
Weltkrieg insgesamt, besonders aber am unver- 
meidlichen Zusammenbruch des Transportwe- 
sens, hatte der aufopferungsvolle Kampf der Wi- 
derstandsbewegung in allen eroberten Gebieten. 
Große Teile der Bevölkerung der unterdrückten 
Länder kämpften gegen die verhaßten Okkupan- 
ten und versetzten ihnen einen Schlag nach dem 
anderen. Vor allem die Partisanenbewegung als 
entscheidende Form des Volkswiderstands er- 
reichte Ausmaße wie in keinem anderen Krieg 
zuvor. Im Mittelpunkt ihrer Aktionen standen 
neben Angriffen auf Mititäreinheiten, Nachrich- 
tenverbindungen und rüstungswirtschaftliche 
Einrichtungen stets die Eisenbahnanlagen. Was 
mit einfachen Sabotageakten, bewußtem Herbei- 
führen von Unfällen durch Verletzung von 
Dienstvorschriften begann, führte bald zur regel- 
recht organisierten »Schienenschlacht« von er- 
heblicher operativ-taktischer Bedeutung, an der 
nicht zuletzt die zur Arbeit für die faschistischen 
Eindringlinge gezwungenen einheimischen 
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Eisenbahner maßgeblichen Anteil hatten. Das 
Wort »Tags bei der Bahn und nachts Partisan« 
charakterisiert dieses Verhalten in guter Weise. 
Stets aufs neue wurden Gleise und Weichenanla- 
gen, Brücken und Stellwerke, Wasserstationen 
und Signalanlagen gesprengt oder auf andere 
Weise unbrauchbar gemacht, entgleisten Züge, 
die auf in die Bahnkörper eingebaute Minen 
oder auch nur auf gelockerten Schienen gefah- 
ren waren, explodierten Lokomotiven, deren 
Kohle Sprengstoff beigemischt war. Die im- 
mense Ausdehnung des Streckennetzes in den 
okkupierten Gebieten ermöglichte immer neue 
überraschende Anschläge, selbst wenn Bahn- 
hofsgebäude, Blockstellen, Weichenposten 
durch hohe Palisadenzäune verbarrikadiert, grö- 
ßere Objekte durch regelrechte Sperrzonen ab- 
geriegelt oder in Waldgebieten beiderseits der 
Strecken bis zu 200 m breite Schutzstreifen abge- 
holzt wurden. Auch solche Regelungen, wie die 
beträchtliche Verminderung der Fahrgeschwin- 
digkeit bei Tag auf maximal 40 km/h, bei Nacht 
auf 25km/h bzw. völlige nächtliche Betriebs- 


ruhe, das Mitführen leichter zweiachsiger Schutz- 
wagen vor den Loks und das Anbringen zusätz- 
licher Eisenbügel an diesen Spitzenschutzwagen, 
die Druck- und Stabminen auslösen sollten, si- 
cherten den Betrieb nur zeitweise. Das gleiche 
war der Fall beim Einstellen von bis zu vier 
Schutzwagen hinter den Loks bei Treibstoffzü- 
gen sowie das Fahren mehrerer Züge auf Sicht, 
nachdem die Strecke unmittelbar vorher abge- 
sucht worden war. Selbst grausame Exekutionen 
gefangener Partisanen, Geiselnahmen sowie die 
Räumung und Vernichtung ganzer Dörfer längs 
der Bahnstrecken vermochten den Widerstand 
nicht zu brechen, sie intensivierten ihn im Ge- 
genteil noch. Die zwangsläufige Folge waren er- 
hebliche Störungen der Nachschubversorgung 
und der operativen Truppenbewegung der fa- 
schistischen Armeen und darüber hinaus riesige 
Verluste an Lokomotiven und Wagen. 

Seine größte Ausdehnung und Intensität er- 
reichte die Partisanenbewegung in der Sowjet- 
union. Organisiert entsprechend einer Direktive 
des ZK der KPdSU und des Rates der Volks- 
kommissare vom 29. Juni 1941 und geführt von 
kühnen Kommandeuren wurde sie seit Beginn 
des Überfalls zu einer drohenden Gefahr für den 
Aggressor. Insgesamt schlossen sich im Verlauf 
des Großen Vaterländischen Krieges mehr als 
eine Million Sowjetbürger der Partisanenbewe- 
gung an, darunter in Belorußland 360 000, in der 
Ukraine 220000 und etwa 35,000 im Leningrader 
Gebiet. Bereits im Herbst 1941 setzten Spreng- 
stoffanschläge auf Eisenbahnanlagen und Nach- 
schubstraßen ein, wurden wichtige Verbindun- 
gen unterbrochen. 1200 bis 1600 Gleissprengun- 
gen in einer einzigen Nacht waren keine 
Seltenheit. Auf den Eisenbahnknoten weit hinter 
der Front stauten sich die Nachschubzüge mit 
Panzern, Munition und Waffen. Sie mußten ge- 
nauso wie die Reserven der Hitlerwehrmacht 
mitunter tagelang auf ihren Transport zur Front 
warten. Die Betriebsleistungen der Eisenbahn 
sanken, und wegen der ständig zunehmenden 
durchschnittlichen Wagenumlaufzeit mußte das 
rollende Material wesentlich vermehrt werden, 
in manchen Gegenden auf das Fünf- bis Sieben- 
fache. Auch der Verbrauch an Brennstoffen stieg 
schnell an. Bei den langen Wartezeiten auf den 
Strecken hinter den Sprengstellen wurden die 
Lokomotiven kalt, neue mußten herangefahren 
werden, um überhaupt weiterzukommen. Die 
dann bündelweise an den Fronten ankommen- 
den Züge verstopften die wichtigsten Zulauf- 
strecken und Bahnhöfe in Frontnähe. 

Das riesige Ausmaß der Störungen zwang das 
faschistische Oberkommando, immer mehr Si- 
cherungskräfte für die Verkehrwege und Nach- 
richtenverbindungen bereitzustellen, darunter 
sogar Frontverbände. Schon im Herbst 1942 wa- 
ren durch den Kampf der sowjetischen Partisa- 
nen mehr als 20 Infanteriedivisionen, 10 SS-Poli- 


zeidivisionen, 27 Polizei-Infanterieregimenter 
und zahlreiche Spezialeinheiten gebunden. Al- 
lein zur Bewachung der Bahnlinie Smolensk— 
Minsk wurde eine volle Infanteriedivision einge- 
setzt. Mitunter kam, wie z.B. auf dem wichtigen 
Streckenabschnitt Shlobin—Gomel, auf nur je 
5m Eisenbahnstrecke ein deutscher Soldat als 
Bewachung; und doch wurden die Gleisanlagen 
immer wieder unterbrochen, flogen Brücken in 
die Luft, gingen Transportzüge in Flammen 
auf. 

An keiner anderen Front des zweiten Welt- 
krieges wurden darüber hinaus Aktionen der 
Partisanen und Operationen der regulären Ar- 
meen so eng miteinander verknüpft, wie an der 
sowjetisch-deutschen. So hatte die Partisanenbe- 
wegung schon am Sieg in der Abwehrschlacht 
vor Moskau im Winter 1941 und danach an allen 
anderen Verteidigungs- und Angriffsoperationen 
der Roten Armee mit Schlägen gegen die wich- 
tigsten Zulaufstrecken wesentlichen Anteil; denn 
jeder Nachschub- und Truppentransport, der 
nicht sein Ziel erreichte, half die Front entlasten 
und minderte den Widerstand der faschistischen 
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Bügel an Schutzwagen 
vor der Lokomotive zur 
Auslösung von Minen 
im Gleisbett 

Aus: PIEKALKIEWICZ: 
Die Deutsche Reichs- 
bahn im Zweiten Welt- 
krieg 


Sow jelische Partisanen 
bereiten eine Schienen- 
sprengung vor. 

Aus: BERGSCHICKER: 


Deutsche Chronik 
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Nach Luftangriffen 
oder Aktionen der Par- 
tisanen wurden zer- 
störte Lokomotiven und 
Wagen aus den Glei- 
sen gekippt, um die 
Strecke wieder befahr- 


bar zu machen. 


Bei Luzk (UdSSR) 
auf Minen gelaufener 
Zug 

Aus: PıEkAaLkıewicz: 
Die Deutsche Reichs- 
bahn im Zweiten Welt- 
krieg 


Aggressoren. Zum Beispiel gelang es, die seit 
Frühjahr 1943 laufenden Vorbereitungen zur 
Schlacht im Kursker Bogen durch Sprengung 
operativ wichtiger Brücken über die Desna, die 
Besed, den Dnepr sowie zahlreicher Gleise stark 
zu behindern. Auch während der Schlacht unter- 
brachen die Partisanen die Nachschubverbin- 
duugen des Feindes immer wieder. Allein in der 
Nacht zum 4. August 1943 jagten belorussische 
und ukrainische Verbände die Schienenanlagen 
an 36000 Stellen in die Luft. Im August 1943 
sank durch ähnliche Operationen auf den wich- 
tigsten Zulaufstrecken der Eisenbahnverkehr um 
70 bis 80%; insgesamt verringerte er sich um 
etwa 40%. In Vorbereitung auf die Sommerof- 
fensive der Roten Armee im Jahr 1944, in deren 
Verlauf die faschistische Heeresgruppe Mitte 
zerschlagen wurde, sprengten Partisanenver- 
bände in der Nacht vom ıg. zum 20. Juni das 
Schienennetz an über 40000 Stellen und unter- 
brachen damit für eine gewisse Zeit sämtlichen 
Verkehr auf den wichtigen Zulaufstrecken 
Pinsk—Luninez, Borissow—Orscha und Molo- 
detschno— Polozk. 
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Auch in andereıı ost- und südosteuropäischen 
Staaten, vor allem in Polen, Jugoslawien und 
Griechenland, aber auch im mit den Faschisten 
verbündeten Rumänien führten Partisanen im- 
mer wieder Schläge gegen Eisenbahnanlagen. So 
sorgten polnische Widerstandskämpfer dafür, 
daß die durch ihre Heimat führenden Nach- 
schubstrecken zur sowjetisch-deutschen Front 
häufig unterbrochen wurden. Insgesamt führten 
polnische Partisanen weit mehr als 1000 Aktio- 
nen gegen Eisenbahnanlagen aus. In einer einzi- 
gen Eisenbahndienststelle der Rbd Posen (heute 
Poznan) z. B. gehörten über 400 polnische Ar- 
beitskräfte der Widerstandsbewegung an. Selbst 
schärfste Drohungen und drakonische Strafen 
gegen Eisenbahner konnten nicht verhindern, 
daß zeitweise besonders dringende Waffen- und 
Munitionstransporte von Kraftwagenkolonnen 
übernommen werden mußten. 

In Jugoslawien konzentrierten die mächtigen 
Partisanenverbände, denen Ende 1941 70000, ge- 
gen Ende des Krieges über 800 000 Kämpfer an- 
gehörten, ihre Aktionen gleichfalls auf Eisen- 
bahnanlagen. Schon im Sommer und Herbst 
1941 wurden wirkungsvolle Anschläge zum Bei- 
spiel auf die Hauptstrecke Zagreb—Belgrad— 
Ni5—Skopje— Thessalonike — Athen und andere 
Strecken ausgeführt. So machte im September 
1941 die Sprengung der Bralo-Brücke und zweier 
Viadukte die Hauptnachschubverbindung nach 
dem Balkan für längere Zeit unbenutzbar. Dra- 
konische Vergeltungsmaßnahmen der Faschi- 
sten, für jeden bei Partisanenangriffen getöteten 
deutschen Soldaten 50 bis 100 Geiseln zu er- 
schießen, verstärkten den Volkswiderstand. Ende 
1942 fanden nahezu täglich Anschläge auf Eisen- 
bahnanlagen statt, um die Wehrmachtstrans- 
porte, aber auch die für die deutsche Kriegswirt- 
schaft bedeutsamen Bauxitlieferungen aus Kroa- 
tien und die Erdöltransporte aus Rumänien zu 
verhindern. Einmal gelang es, in einer einzigen 
Nacht die Hauptstrecke Zagreb—Skopje an 80 
Stellen zu sprengen. Bis Kriegsende zerstörten 
jugoslawische Partisanen insgesamt 1684 km 
Eisenbahngleise, 830 Bahnstationen, 1077 Brük- 
ken, ıg18 Lokomotiven und 17759 Wagen. 

Die griechischen Partisanen konzentrierten 
ihre Aktionen gleichfalls auf die wichtige Nach- 
schublinie Thessalonike— Athen, die sie immer 
wieder mit gezielten Schlägen zum Teil für Mo- 
nate unterbrachen. So sprengten sie am 25. No- 
vember 1942 die wichtige Gorgopotamos-Brücke 
und im März 1943 einen der größten Tunnel die- 
ser Strecke. In Rumänien brachten Widerstands- 
kämpfer ab Frühjahr 1944 vor allem Haftminen 
an Öl- und Benzinwagen an, um die Treibstoff- 
versorgung des faschistischen Deutschlands zu 
stören. 

Auch in westeuropäischen Ländern, in Frank- 
reich, Belgien und den Niederlanden, richteten 
die Partisanen mit zunehmender Dauer des 


Krieges ihr Augeninerk auf die Störung der 
Eisenbahnverbindungen des Gegners. Was in 
Frankreich im November 1940 mit ersten Aktio- 
nen begann, in denen Kriegsgefangene aus 
Transportzügen befreit wurden, nahm auch hier 
bald den Charakter einer regelrechten »Schie- 
nenschlacht« an, an der sich die einheimischen 
Eisenbahner mit wagemutigen Aktionen maß- 
geblich beteiligten. Allein im Jahr 1943 fanden 
mehr als 2000 Aktionen gegen den Eisenbahn- 
verkehr statt. Ihren absoluten Höhepunkt er- 
reichte die Aktivität der französischen Resi- 
stance jedoch vor und während der Invasion der 
Alliierten. Durch kühne Operationen im Rah- 
men des sog. »Plan Vert« wurden sämtliche für 
den Nachschub nach Nordfrankreich wichtigen 
Eisenbahnstrecken immer wieder unterbrochen. 
Über 600 Zugentgleisungen und die Zerstörung 
von mindestens 1800 Lokomotiven und 6000 
Wagen belegen eindrucksvoll die Intensität des 
Widerstands. Der Chef des Transportwesens 
West mußte am 29. März 1944 in einem Schrei- 
ben an andere militärische Dienststellen warnen: 
»Bei einer Feindlandung muß nach hier vorlie- 
genden Unterlagen mit dem Ausfall der Eisen- 
bahntransporte in bisher ungeahntem Maße ge- 
rechnet werden. Die Störungen werden sich 
dabei keineswegs auf den Küstengürtel be- 
schränken, sondern wichtigste Gebiete weit im 
rückwärtigen Gebiet erfassen. Es kann damit 
also der Fall eintreten, daß die Versorgung der 
kämpfenden Truppe auf dem Schienenweg in 
entscheidender Stunde auf Tage völlig ausfällt«. 
Selbst der Einsatz von ı2 Divisionen der Hitler- 
wehrmacht vermochte die Nachschubwege nicht 
zu sichern. Hinzu kamen seit Anfang Mai 1944, 
vor allem aber nach Eröffnung der zweiten 
Front, immer häufiger aufflammende Streiks 
französischer Eisenbahner, die weitere Strecken 
stillegten. Am 10. August 1944 erhoben sich im 
Raum Paris die Eisenbahner, stürmten Militär- 
depots, unterbanden nahezu jeglichen Eisen- 
bahnverkehr und leisteten damit nicht nur einen 
wesentlichen Beitrag zur Befreiung der Haupt- 
stadt, sondern vereitelten mit dem Ausfall dieses 
wichtigen Verkehrsknotens zugleich sämtliche 
faschistischen Pläne zum Neuaufbau einer Ab- 
wehrfront. 

In Belgien und den Niederlanden setzte der 
Widerstand gegen die Okkupanten gleichfalls 
unmittelbar nach der Besetzung ein. Bereits in 
den Jahren 1940 bis 1942 organisierten belgische 
Patrioten 246 Aktionen gegen Eisenbahnanla- 
gen. Bei daraufhin einsetzender brutaler Geisel- 
nahme der Faschisten, die bekannte Wissen- 
schaftler, Künstler und Ärzte zur Mitfahrt in 
deutschen Militärzügen zwangen, fanden die 
Anschläge eben an anderen, nicht vermuteten 
Stellen statt. In den Niederlanden legte, ange- 
spornt durch das französische Beispiel, im Au- 
gust und September 1944 ein gewaltiger Streik 


der Eisenbahner das gesamte Netz in dem 
Augenblick still, als es die Faschisten für Trup- 
pen- und Nachschubtransporte gegen die vor- 
dringenden alliierten Truppen besonders benö- 
tigten. 

Alle diese Beispiele zeigen, daß der helden- 
hafte Kampf der Partisanen wesentlich zur Nie- 
derlage des faschistischen deutschen Imperialis- 
mus im zweiten Weltkrieg beitrug. 
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»Schienenwolf« zur 
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So sahen die Gleise 
aus, nachdem sie mit 
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Auswirkungen des 
Krieges: Zerstörungen 


in bisher nicht gekann- 


tem Ausmaß (Fotos 
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Aus: BERGSCHICKER: 
Deuische Chronik, 
PıekALkıewicz: Die 
Deutsche Reichsbahn 
im Zweiten Weltkrieg, 


Uns gehören die Schie- 


nenwege, 
Zentrale Bildstelle 
Deutsche Reichsbahn, 
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Jede dritte Bombe auf Verkehrseinrichtungen 


Als die Anlagen der Deutschen Reichsbahn ab 
Oktober 1944 zum Ziel sich fortwährend stei- 
gernder alliierter Luftangriffe wurden, beschleu- 
nigte sich der Zusammenbruch des Eisenbahn- 
verkehrs. Mit konzentrierten Bombenabwürfen 
zerstörten die alliierten Luftflotten Bahnhöfe 
und Werkstätten, Brücken und Überf ührungen, 
Lokomotivschuppen und Stellwerksanlagen, 
spürten Jagdbomber fahrende Züge auf und grif- 
fen sie an. Zwar waren auch vorher bei den al- 
liierten Terrorangriffen auf deutsche Städte ab 
und zu Bahnhöfe und andere Einrichtungen der 
Deutschen Reichsbahn getroffen worden; ihre 
Hauptstoßrichtung aber hatte zunächst der Zer- 
störung der Wohnbezirke der deutschen Städte 
gegolten. 

Dabei war den westlichen Alliierten die große 
strategische Bedeutung, die Angriffe auf das 
Eisenbahnwesen zur Störung der gegnerischen 
Kriegswirtschaft und Kriegsführung besitzen, 
durchaus bekannt. Schon 1935 hatte CHURCHILL 
in einem Schreiben an ein neugegründetes Ko- 
mitee für Luftfahrtforschung des britischen Em- 
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pire festgestellt: »Bei dem augenblicklichen 
Stand der Dinge müssen wir annehmen, daß im 
Falle eines Krieges die Alliierten — Großbritan- 
nien, Frankreich und Belgien - von Deutsch- 
land angegriffen werden ... In einem solchen 
Kriege dürfte die erste Aufgabe der anglo-fran- 
zösischen Luftwaffe die Zerstörung des Ver- 
kehrsnetzes des Gegners sein, seiner Eisenbah- 
nen, Autostraßen, Rheinbrücken, Viadukte und 
so weiter.« Im Sommer 1942 hatten die Oberbe- 
fehlshaber der amerikanischen und britischen 
Luftstreitkräfte, General ArnoLp und Luftmar- 
schall Harrıs, die Angriffsziele abgestimmt und 
dabei neben wichtigen Industrien, U-Boot-Stütz- 
punkten und Werften dem deutschen Transport- 
wesen die Priorität zugesprochen. Wenn den- 
noch die Bomberoffensive gegen das Eisenbahn- 
wesen erst einsetzte, als der faschistische 
Aggressor durch die Rote Armee bereits ent- 
scheidend geschlagen und seine endgültige Nie- 
derlage nur noch eine Frage der Zeit war, hatte 
das die gleiche Ursache wie die schon 1942 und 
auch 1943 zugesagte, aber immer wieder hinaus- 
gezögerte Eröffnung der zweiten Front im We- 
sten: die in der Politik der USA und Großbritan- 
niens zunächst starke Tendenz, die Hauptlast 
des Krieges der Sowjetunion aufzubürden. Als 
die Entscheidung für die Invasion in Westeu- 
ropa gefallen war, begannen ab März 1944 inten- 
sive Luftangriffe gegen die Eisenbahnanlagen 
Frankreichs, in derem Ergebnis - in Verbindung 
mit den gleichzeitigen Aktionen der 
Partisanen — der Eisenbahnverkehr in der Nor- 
mandie, der Bretagne und der Picardie auf weni- 
ger als ein Fünftel, im gesamten übrigen Land 
um mindestens die Hälfte zurückging. Alle di- 
rekten Eisenbahnverbindungen zu den vorgese- 
henen Landungsräumen wurden unbenutzbar. 
Ab Oktober 1944 setzten dann die ständig ge- 
steigerten Luftangriffe auf deutsche Eisenbahn- 
anlagen ein. Innerhalb der nur wenigen Monate 
bis Kriegsende warfen die alliierten Bomberge- 
schwader 32,1% aller überhaupt gegen deutsches 
Territorium im zweiten Weltkrieg eingesetzten 
Bomben auf Verkehrseinrichtungen, hauptsäch- 
lich auf die der Deutschen Reichsbahn. Konzen- 
trierten sich die anglo-amerikanischen Verbände 
zunächst auf Bahnhöfe und Werkstätten, Brük- 
ken und Überführungen in den westlichen Tei- 
len Deutschlands, so z.B. auf die Rheinbrücken, 
um die Versorgung der faschistischen Truppen 
und deren geordneten Rückzug über den Rhein 
zu erschweren, wurden bald auch wichtige Ver- 
kehrsknoten im Inneren Deutschlands systema- 
tisch zerschlagen. Von alliierten Jagdbombern 
angegriffene fahrende Züge, deren Lokomotiven 
getroffen und deren Wagen entweder ausge- 
brannt, zumindest aber schwer beschädigt wa- 


ren, blockierten immer häufiger die Strecken. In 
verschiedenen westlichen Reichsbahndirektions- 
bezirken konnte daher bald nur noch nachts ge- 
fahren werden. 

Dadurch entstanden zwangsläufig neue emp- 
findliche Störungen im Eisenbahnbetrieb. Die 
durchschnittliche kalendertägliche Wagengestel- 
lung, die bis Mitte 1944 noch annähernd genügt 
hatte, um wenigstens den dringendsten Trans- 
portbedarf zu befriedigen, sank von Monat zu 
Monat immer rascher. 


Tägliche Wagengestellung der Deutschen Reichsbahn 


1944 1945 

Juli 136 000 Januar 70.000 
August 133 000 Februar 39000 
September 121000 März 15000 


Oktober 112000 
November 106000 
Dezember 87000 


Außer akutem Lokomotiv- und Wagenmangel 
war dies hauptsächlich auf ein außerordentlich 
rasches Anwachsen der Umlaufzeit zurückzufüh- 
ren, die sich von zunächst durchschnittlich 6 auf 
schließlich 20 Tage erhöht hatte. Immer wieder 
mußten Züge umgeleitet werden bzw. erreichten 
sie überhaupt nicht ihr eigentliches Ziel. Auf 
den Bahnhöfen belegten mit Raub- oder sog. 
Räumungsgütern aus den bereits besetzten deut- 
schen Gebieten vollgestopfte Wagen die Gleise. 
Um sie zu entladen und die Güter einstweilen 
ordnungsgemäß zu lagern, mangelte es an Ar- 
beitskräften und erst recht an geeigneten Räum- 
lichkeiten. Die Zahl der im Rückstau befindli- 
chen Züge blieb unverändert hoch. 

Faschistische Durchhaltepolitiker versuchten, 
der Lage durch immer neue Zwangsmaßnahmen 
Herr zu werden. Eine Verkehrssperre jagte die 
andere. Sie alle brachten trotzdem nur kurzfri- 
stig eine gewisse Entlastung; denn kaum traten 
Lockerungen ein, führte der vermehrte Andrang 
infolge der zurückgestellten Transporte bald zu 
neuen Schwierigkeiten. 

Das Verkehrschaos erreichte seinen Höhe- 
punkt, als die anglo-amerikanischen Luftstreit- 
kräfte zur Vorbereitung der Rheinoffensive der 
westlichen Alliierten am 22. und 23. Februar 1945 
ihre lange geplante »Operation Clarion« aus- 
führten. Rund 9000 Flugzeuge zerschlugen 
durch konzentrierte Schläge gegen Eisenbahnan- 
lagen in den Räumen Berlin, Leipzig, Regens- 
burg, Stuttgart, Kassel, Hamburg und Ludwigs- 
lust sämtliche Verbindungen nach dem Westen 
und Süden Deutschlands. Nahezu alle wichtigen 
Verkehrsknoten waren entscheidend getroffen, 
unersetzbare Bestände an rollendem Material 
vernichtet, das Reparatursystem der Deutschen 
Reichsbahn weitgehend ausgeschaltet. Jeder ge- 
regelte Nachschub an die Fronten, jede kurzfri- 
stige operative Truppenverschiebung und der 
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zur Aufrechterhaltung der Kriegswirtschaft un- 
bedingt erforderliche Verkehr stießen auf größte 
Schwierigkeiten. 

Die faschistische Führung mobilisierte die 
letzten Reserven. Durch neue Zwangsverpflich- 
tungen wurde die Zahl der zur Schadensbeseiti- 
gung an Eisenbahnanlagen eingesetzten Arbeits- 
kräfte von bisher 140000 auf über 800000 
erhöht. Die feinmechanisch-optische und elek- 
trotechnische Industrie erhielt Befehl, die Pro- 
duktion von Nachrichtenanlagen für die Deut- 
sche Reichsbahn in kürzester Frist wesentlich zu 
steigern. Aber alle diese Maßnahmen bewirkten 
kaum noch etwas, zumal die Streitkräfte der 
Staaten der Antihitlerkoalition schon große 
Teile des Deutschen Reiches besetzt hielten und 
immer rascher vorrückten. Im März 1945 konnte 
die Deutsche Reichsbahn nur mehr ein Fünftel 
der normalen Wagengestellung erbringen; das 
reichte nicht einmal aus, die erforderlichen eige- 
nen Dienstkohlevorräte heranzuschaffen. Im 
Ruhrgebiet, dem Zentrum der Rüstungsproduk- 
tion, sank die tägliche Wagengestellung von 
noch 20000 im Februar auf 700 im März 194#. 
Das unausbleibliche Ergebnis konnte nur der 
vollkommene Zusammenbruch der Kriegswirt- 
schaft, einschließlich auch jeder einigermaßen 
geregelten Versorgung der Bevölkerung, sein. 

Den sicheren Untergang vor Augen, ordnete 
die Hitlerclique am 19. März 1945 schließlich die 
rigorose Zerstörung von Verkehrsanlagen analog 
zur schon beim Rückzug aus den besetzten Ter- 
ritorien befolgten sog. »Taktik der verbrannten 
Erde« an. Ein »Führerbefehl« forderte die 
»Schaffung einer Verkehrswüste im preisgegebe- 
nen Gebiet« durch nachhaltige Zerstörung von 
Brücken, Gleisen, Stellwerken, Betriebs- und 
Werkstatteinrichtungen, technischen Anlagen, 
der Rangierbahnhöfe und nicht zuletzt von rol- 
lendem Material. Opfer dieser »Taktik der ver- 
brannten Erde« wurde in den letzten Wochen 
des Krieges vor allem eine erhebliche Zahl grö- 
ßerer und kleinerer Brücken. Allein im Bereich 
der Rbd Dresden jagten die zurückflutenden 
Einheiten der Hitlerwehrmacht und SS-Forma- 
tionen 221 Brücken, 176 Eisenbahn- und 45 We- 
gebrücken, in die Luft. In Akten regelrechten 
Vandalismus setzten SS-Einheiten, um das ra- 
sche Vordringen der Roten Armee in den Kern 
Berlins zu erschweren, am 26. April den S-Bahn- 
tunnel unter dem Landwehrkanal und wenige 
Stunden vor der bedingungslosen Kapitulation 
den Tunnel der Nord-Südverbindung der S- 
Bahn am Bahnhof Friedrichstraße unter Wasser. 
In beiden Tunneln hatten viele Menschen ihre 
letzte Zuflucht während der Kämpfe gefunden; 
sie starben eines qualvollen Todes. 

Verwüstung und Schrecken, die der faschisti- 
sche deutsche Imperialismus weiten Teilen Eu- 


‚ropas gebracht hatte, waren nun zu ihrem Aus- 


gangspunkt zurückgekehrt. 
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Schwerer Anfang 


Der furchtbarste Krieg aller Zeiten war vorüber. 
Als am 8. Mai 1945 in Berlin-Karlshorst die be- 
dingungslose Kapitulation der faschistischen 
deutschen Wehrmacht unterzeichnet wurde, 
glich Deutschland einer Trümmerwüste. Un- 
übersehbar groß war der materielle Schaden, 
den der Krieg verursacht hatte. Noch schwerer 
wog, daß dieser von den deutschen Faschisten 
angezettelte Aggressionskrieg 50 Mill. Menschen 
das Leben gekostet hatte, darunter etwa 6 Mill. 
Deutschen. 

In den Großstädten hatte der Krieg 50% des 
Wohnraums zerstört. Es gab weder Wasser, noch 
Gas, noch Strom; selbst die notwendigsten Nah- 
rungsmittel fehlten. Das deutsche Volk war in 
der Entwicklung seiner materiellen und geistigen 
Kräfte weit zurückgeworfen worden. 

Das wirtschaftliche Leben ruhte für kurze Zeit 
nahezu vollständig. Vor allem die Arbeiter waren 
es, die die Notwendigkeit erkannten, die Trüm- 
mer zu beseitigen, Maschinen und Werkzeuge zu 
bergen und zu reparieren, um zunächst im be- 
scheidensten Rahmen wieder produzieren zu 
können. Unter Führung bewährter Antifaschi- 
sten trugen sie den Hauptteil zur Normalisie- 
rung des gesellschaftlichen Kreislaufs bei. 

Das traf auch auf die Eisenbahnen zu, die sich 
unmittelbar nach der Kapitulation in einem 
chaotischen Zustand von fast unvorstellbarem 
Ausmaß befanden. Schwerwiegend waren die 


Schäden an ihren ortsfesten Anlagen. Fast 
2000km Strecken (über 3000km Gleis), mehr 
als 2600 Haupt- und Vorsignale, annähernd 
3000 Weichen und über 1800 Stellwerke waren 
zerstört oder stark beschädigt und ließen selbst 
einen Betrieb auf Teilstrecken kaum zu. Die Si- 
tuation wurde durch die zerstörten Eisenbahn- 
brücken verschärft, von denen 970 unbenutzbar 
waren. 32,9km Stahlbrücken und 10,okm Brük- 
ken aus Stein, Beton oder Eisenbeton, die Flüsse, 
Straßen und Täler überspannt hatten, gab es 
nicht mehr. Unter ihnen befanden sich so wich- 
tige Bauwerke wie: 
— die Ziegelgrabenbrücke des Rügendamms (ein 
Überbau mit 52,0m Stützweite und der Klap- 
penteil waren völlig zerstört), 
- die Brücke über den Strelasund (zwei Über- 
bauten von je 54,0 m waren stark beschädigt), 
- die Brücke über den Peenestrom bei Karnin 
(zwei nebeneinanderliegende eingleisige Brük- 
ken mit je 327,80 m Länge waren völlig zerstört), 
- die Elbebrücke bei Wittenberge, die auch dem 
Straßenverkehr diente (ihre Trümmer sperrten 
zugleich die Wasserstraße für die Schiffahrt). 
Das Netz der Deutschen Reichsbahn zerfiel 
deshalb in viele kleine Teile; manche Gebiete, 
wie die Inseln Rügen und Usedom, waren von je- 
der Eisenbahnverbindung abgeschnitten. Im 
Raum Berlin konnten 317 Brücken nicht mehr 
benutzt werden, und im Bereich der Reichs- 


bahndirektion Dresden waren fast 200 Eisen- 
bahnbrücken zerstört. 

Außerdem funktionierten wichtige Anlagen 
des Sicherungs- und Fernmeldewesens nicht 
mehr, so daß auf fast allen Strecken der Deut- 
schen Reichsbahn die Signalabhängigkeit aufge- 
hoben war. Von den Stellwerks- und Blockanla- 
gen im Reichsbahndirektionsbezirk Berlin waren 
im Fernbahnnetz ein Viertel und bei der S-Bahn 
40% unbenutzbar. Die meisten Fahrleitungen 
der elektrifizierten Strecken waren unterbro- 
chen, die Masten umgestürzt, die Bahnstromver- 
sorgung nur noch in kümmerlichen Resten vor- 
handen. 

Viele Empfangsgebäude und über die Hälfte 
aller Bahnsteighallen waren zertrümmert. In den 
mittleren und großen Städten gab es kaum einen 
Bahnhof, der nicht zerstört worden war. Die 
wichtigen Berliner Bahnhöfe, der größte Kopf- 
bahnhof Europas, Leipzig Hauptbahnhof, die 
Empfangsgebäude in Dresden, Cottbus, Plauen 
und vielen anderen Städten lagen in Schutt und 
Asche. In den meisten Orten konnten die Gleis- 
anlagen nur über notdürftig geräumte Behelfs- 
wege zu Fuß erreicht werden. 

Durch den Krieg hatten die Reichsbahnaus- 
besserungswerke über 65 % ihrer Hauptwerkstät- 
ten eingebüßt. Wichtige Anlagen in den Bahn- 
betriebs- und Bahnbetriebswagenwerken stan- 
den nicht mehr zur Verfügung. 

Im gleichen Maß wie die ortsfesten Anlagen 
war auch das rollende Material unbrauchbar, 
zerstört oder durch jahrelange Überbeanspru- 
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chung so stark abgenutzt, daß die Zahl der ein- 
satzfähigen Fahrzeuge gering war. Von den 1945 
verfügbaren Triebfahrzeugen konnten nur 44 % 
eingesetzt werden. Größtenteils handelte es sich 
dabei um Dampflokomotiven; denn von den 
Elektrolokomotiven waren nur noch wenige vor- 
handen, die zudem meist Schäden aufwiesen. 
Darüber hinaus konnten im Rangierbetrieb eine 
größere Anzahl Dieselkleinlokomotiven der Lei- 
stungsgruppen I und II und etwa zo Dieselloko- 
motiven aus ehemaligen Wehrmachtsbeständen 
mit Motorleistungen von 145 bis 265, kW einge- 
setzt werden. Betriebsfähige Einheitstriebwagen 
standen überhaupt nicht mehr zur Verfügung; es 
war lediglich möglich, einige Splitterbauarten 
behelfsmäßig zu verwenden. 

Besonders fühlbar waren die Verluste an Wa- 
gen. Geht man davon aus, daß von dem verblie- 
benen Streckennetz rd. 35 % auf die damalige so- 
wjetische Besatzungszone entfielen, so betrug 
der Anteil an den vorhandenen Güterwagen nur 
19% und an Personenwagen 22% des frühe- 
ren Bestands. Erschwerend wirkte sich aus, 
daß von den Güterwagen nur 80 % und von den 
Personenwagen nur 41% betriebsfähig waren. 

Die Situation wurde zusätzlich dadurch er- 
schwert, daß infolge von Gleisschäden viele 
Fahrzeuge, in der Reichsbahndirektion Dresden 
z.B. 5000 Güterwagen, abgeschnitten vom Netz 
auf »toten« Gleisen standen. Ohne eine Instand- 
setzung der Gleise konnten sie nicht genutzt, 
nicht einmal der Reparatur zugeführt werden, 
obwohl sie dringend benötigt wurden. Schließ- 
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Nach dem Ende des 
faschistischen Raub- 
kriegs lagen viele Emp- 
fangsgebäude in Schutt 
und Asche: Dresden 
Hauptbahnhof und 
Leipzig Hauptbahnhof 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Eine Vielzahl zerstörter 
Brücken verhinderte 
den durchgehenden 
Eisenbahnverkehr 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


lich bildeten die fehlenden Bau- und Reparatur- 
kapazitäten zur behelfsmäßigen Instandsetzung 
ein wesentliches Hindernis. Maschinen und Ma- 
terial waren kaum noch vorhanden oder lagen 
unter Trümmern bzw. in zerstörten Hallen. 

Nicht weniger tiefgreifend gestalteten sich die 
personellen Probleme für die Deutsche Reichs- 
bahn. Sehr viele Eisenbahner hatten den faschi- 
stischen Krieg mit dem Leben bezahlen müssen. 
Groß war die Zahl derer, die kriegsversehrt oder 
erst nach längerer Gefangenschaft heimgekehrt 
waren. 

Nicht wenige Eisenbahner standen außerdem 
noch unter dem Einfluß der faschistischen Ideo- 
logie, glaubten nicht mehr an eine Zukunft in 
friedlicher Arbeit oder verzweifelten vor den 
übermäßigen Anstrengungen, die es kosten 
mußte, auf den Ruinen des Krieges die Grund- 
lage eines neuen Lebens aufzubauen. Fast das 
gesamte Leitungspersonal, das aus ehemaligen 
nazistischen Beamten bestand, mußte entspre- 
chend den Beschlüssen des Potsdamer Abkom- 
mens aus dem Dienst der Deutschen Reichs- 
bahn entfernt werden. 

Aber gerade die Wiederaufnahme des Eisen- 
bahnverkehrs bildete eine entscheidende Voraus- 
setzung für einen neuen Anfang. Ohne ein zu- 
mindest teilweise funktionierendes Eisenbahn- 
wesen war an eine Normalisierung des Lebens 
nicht zu denken. Die unbedingt erforderlichen 
Lebensmitteltransporte, die Beförderung not- 
wendigen Materials für den Wiederaufbau von 
Wohnungen und Industrieanlagen, der begin- 
nende Berufsverkehr und auch die Leistungen 
zur Erfüllung des Potsdamer Abkommens waren 
zum größten Teil durch die Eisenbahn zu bewäl- 
tigen. Deshalb mußten, trotz der erheblichen 
Zerstörungen, wirksam und kurzfristig Trans- 
portanlagen und -mittel wieder in Betrieb ge- 
nommen und genutzt werden. Die Eisenbahner 
standen vor der Aufgabe, diese wichtige Frage 
sehr schnell erfolgreich zu lösen. 

In den ersten Tagen nach Kriegsende konnte 
nur in eng begrenzten Gebieten mit dem Eisen- 
bahnverkehr begonnen werden. Zumeist han- 
delte es sich dabei um einen sog. Inselbetrieb auf 
erhaltenen oder instandgesetzten Streckenab- 
schnitten, die keine Verbindung zum übrigen 
Netz hatten. Die wenigen verkehrenden Züge be- 
durften einer besonderen Genehmigung der je- 
weils zuständigen sowjetischen Kommandanten, 
fuhren dann in der Regel auf Sicht und wurden 
von Außenstellen überwacht. Nicht selten endete 
die Fahrt an einem nicht zu überwindenden 
Hindernis, machte Umladungen erforderlich 
oder erzwang umfangreiche Räumungsarbeiten. 

Diesen ersten Fahrten gingen umfangreiche 
und anstrengende Arbeiten voraus: Das Bahnge- 
lände war von Trümmern und Resten zerstörter 
Wagen und Lokomotiven zu räumen, Bomben- 
trichter mußten beseitigt, die Gleisanlagen und 


Brücken instandgesetzt, Sicherungs- und Fern- 
meldeanlagen, Hochbauten, Reichsbahnausbes- 
serungs-, Bahnbetriebs- und Bahnbetriebswa- 
genwerke zumindest erst einmal behelfsmäßig 
wiederhergerichtet werden. Unter dem aufopfe- 
rungsvollen Einsatz der Eisenbahner und ande- 
rer Werktätiger, oft mit Hilfe schwerer Technik 
der sowjetischen Armee und unter Leitung so- 
wjetischer Pionieroffiziere, wurden diese kompli- 
zierten Aufgaben mit dem Ziel in Angriff ge- 
nommen, möglichst rasch den durchgehenden 
Eisenbahnbetrieb wieder aufnehmen zu können. 

Schon kurz nach Kriegsende hatten die Akti- 
visten der ersten Stunde unter Führung von An- 
tifaschisten und unterstützt von vielen patrio- 
tisch denkenden Eisenbahnern nach dem Motto 


»Aus zwei mach eins« und mit wahren Wundern 
an Improvisation und Einsatzfreude damit be- 
gonnen, die ersten Lokomotiven und Wagen 
wiederherzurichten. Am 28. Mai 1945 stellten die 
Werktätigen im Reichsbahnausbesserungswerk 
Dresden-Friedrichstadt 10 Güterwagen fertig, 
und am 25. Mai 1945 folgten im Bahnbetriebs- 
werk Berlin-Rummelsburg viele Werktätige dem 
Aufruf, Lokomotiven zu reparieren. Die Arbei- 
ten waren außerordentlich kompliziert. Material 
mußte mit kaum vorstellbarem Aufwand an 
schwerster manueller Arbeit aus den Trümmern 
geborgen werden, und die Betriebsstoffe waren 
nur unter größten Schwierigkeiten zu beschaf- 
fen. Trotzdem gelang es den Eisenbahnern, 
schrittweise soviel Lokomotiven, Güter- und Per- 
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Der Befehl Nr.8 der 
SMAD: Übergabe des 
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sonenwagen behelfsmäßig herzurichten, daß die 
ersten Züge gebildet werden konnten. Am ı1.Mai 
1945 fuhr zwischen Berlin und Dresden der erste 
Durchgangsgüterzug in der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands, nachdem Eisenbahntruppen 
der ı. Ukrainischen Front die Strecke notdürftig 
wiederhergestellt hatten. Im Mai verkehrten 
dann auch wieder Kohle- und Lebensmittelzüge 
zwischen Berlin und Frankfurt (Oder), Berlin 
und Angermünde sowie Berlin und Cottbus. 

Am gı. August 1945 ordnete der Befehl Nr. 36 
des Obersten Chefs der SMAD (Sowjetische Mi- 
litäradministration in Deutschland) eine Be- 


standsaufnahme des rollenden Materials in der 
sowjetischen Besatzungszone an. Sie ergab, daß 
sich bei der Deutschen Reichsbahn 

4.928 reparaturbedürftige Lokomotiven und 
32 927 nicht voll einsatzfähige Wagen 
befanden. Der Befehl wies außerdem den Präsi- 
denten der im August 1945 von der SMAD ge- 
gründeten Deutschen Zentralverwaltung für 
Verkehr an, die Instandsetzung der Lokomotiven 
und Wagen zu organisieren. Dieser Auftrag 
wurde in den folgenden Wochen und Monaten 
schrittweise im Rahmen der gegebenen Möglich- 
keiten erfüllt. 


Die Deutsche Reichsbahn in Volkes Hand 


Eine ganz besondere Bedeutung für die demo- 
kratische Umgestaltung des Eisenbahnwesens in 
der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
hatte der Befehl Nr.8 vom ı1. August 1945, der 
festlegte: »Ab ı. September 1945 ist der Eisen- 
bahnbetrieb in der sowjetischen Besatzungszone 
den deutschen Eisenbahnern zu übergeben.« 

Dieser Befehl verdeutlicht nicht nur das große 
Vertrauen, das die sowjetische Regierung den 
Eisenbahnern entgegenbrachte, sondern macht 
auch die Verantwortung klar, die nun von ihnen 
getragen werden mußte. Er legte die Leitung 
und die Betriebsführung des früheren staatsmo- 
nopolistischen Unternehmens Deutsche Reichs- 
bahn in der sowjetisch besetzten Zone in die 
Hände der deutschen Eisenbahner. Damit be- 
stand die reale Möglichkeit, die Eisenbahn voll 
in die Aufgaben des antifaschistisch-demokrati- 
schen Wiederaufbaus einzubeziehen. 

Unter die Bestimmungen des Befehls Nr. 8 
fielen alle staatseigenen Eisenbahnen mit 
13 591,67 km Streckenlänge sowie alles bewegliche 
und unbewegliche Vermögen der Deutschen 


Reichsbahn auf dem Territorium der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands und der Berliner 
Westsektoren. 

Darüber hinaus gab es in der sowjetisch be- 
setzten Zone noch nichtreichsbahneigene Bah- 
nen des öffentlichen Verkehrs, die Eigentum von 
Ländern, Kreisen oder öffentlich-rechtlichen 
Organisationen waren, mit einer Streckenlänge 
von 3328 km. Deren Anlagen befanden sich fast 
ausnahmslos in einem sehr schlechten techni- 
schen Zustand, und sie verfügten nach Kriegs- 
ende faktisch über keinen eigenen Wagenpark 
mehr, so daß die Deutsche Reichsbahn rollendes 
Material zur Verfügung stellen mußte. 

Mit dem Befehl Nr.8 war eine wichtige Forde- 
rung Lenins, der die Eisenbahn zu den »Kom- 
mandohöhen der Wirtschaft« zählte, erfüllt: Die 
Betriebsführung der Eisenbahn lag in den Hän- 
den des Volkes, und es wurden Voraussetzungen 
geschaffen, sie aus einer Stütze der Reaktion in 
ein Instrument des Fortschritts zu verwandeln. 

Zugleich vollzog sich damit eine entschei- 
dende Veränderung in der gesellschaftlichen 
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idergeber. 


Stellung der Eisenbahner: Das seit Jahrzehnten 
gezüchtete Beamtentum, würdelose Unterwürfig- 
keit und Karrierismus mußten bewußter, schöp- 
ferischer und verantwortungsvoller Mitarbeit 
weichen. Die Industriegewerkschaft Eisenbahn 
gab dazu in ihrer Richtlinie vom 5. September 
1945 »Zur Wahrnehmung der sozialen und wirt- 
schaftlichen Interessen der Eisenbahner und zur 
Unterstützung der Eisenbahn bei der Erfüllung 
der betrieblichen Aufgaben« eine wichtige 
Orientierung. 

Die bewußte und freiwillige Initiative, mit der 
in der Folgezeit auch bei der Deutschen Reichs- 
bahn nach dem Vorbild kommunistischer Sub- 
botniks unbezahlte Arbeitseinsätze stattfanden, 
kann als ein erstes Ergebnis im komplizierten 
Prozeß des Umdenkens angesehen werden. Da- 
bei konnten sich die Eisenbahner bei der Lösung 
der schweren Aufgaben immer auf die in prole- 
tarischer Solidarität selbstlos geleistete Hilfe der 
Sowjetunion stützen. Sie erstreckte sich auf alle 
Bereiche, reichte von der tätigen Mitarbeit bei 
der Beseitigung der Trümmer über die gemein- 
same Reparatur von Brücken bis zu Veränderun- 
gen der rechtlichen und organisatorischen 
Grundlagen des Eisenbahnbetriebs, die ange- 
sichts der völligen Unterordnung der Eisenbah- 
nen unter das faschistische Regime besonders 
dringend waren. 

Die großen Aufgaben beim wirtschaftlichen 
Wiederaufbau konnten nur mit straffer Organi- 
sation und durch zentrale Leitungen erfolgreich 
gelöst werden. Bereits im August 1945 wurden 
deshalb entsprechend dem Befehl Nr. ı7 der 
SMAD ı2 Zentralverwaltungen der Wirtschaft 
und anderer wichtiger gesellschaftlicher Berei- 
che gebildet. Zuständig für die Aufgaben im 
Transportwesen war die bereits erwähnte Deut- 
sche Zentralverwaltung für Verkehr. Ihr unter- 
stand die Hauptverwaltung der Deutschen 
Reichsbahn, die den gesamten Eisenbahnbetrieb 
leitete. 

Als Zwischenleitungsorgan behielt die Deut- 
sche Reichsbahn in der sowjetischen Besatzungs- 
zone die Reichsbahndirektionen bei. Zwei neue 
Direktionsbezirke — Greifswald und Cottbus — 
entstanden infolge der neuen Grenzen nach dem 
zweiten Weltkrieg. Die zweigspezifische Ämter- 
struktur wurde aufgelöst. Die Aufgaben der drei 
operativen Hauptdienstzweige Betriebs- und 
Verkehrsdienst, Wagenwirtschaft und Betriebs- 
maschinendienst wurden den 1946 gebildeten 
Einheitsämtern übertragen. 

Mit dieser Organisation der zentralen Leitung 
der Deutschen Reichsbahn wurden wichtige 
Voraussetzungen geschaffen, die Erfahrungen 
der Sowjetunion beim Aufbau und bei der Lei- 
tung eines sozialistischen Transportwesens er- 
folgreich anzuwenden und neue Methoden der 
Planung und Abrechnung der Leistungen einzu- 
führen. Die monatliche operative Gütertrans- 


portplanung und -abrechnung entsprechend 
dem SMAD-Befehl Nr. 138 vom g. November 
1945 entwickelte sich sehr schnell zu einem wirk- 
samen Instrument der Betriebsleitung. Schritt- 
weise ging die Deutsche Reichsbahn in der Fol- 
gezeit dazu über, alle wichtigen Transportmittel 
zu bilanzieren und ein System innerbetrieblicher 
Kennziffern zu schaffen, das half, die begrenzt 
vorhandenen Kapazitäten weitgehend auszunut- 
zen. Die Einführung planmäßiger Aufgabenstel- 
lung, Erfassung und Kontrolle war mehr als nur 
ein erprobtes Mittel, um hohe Ergebnisse zu er- 
reichen. Aus ihnen entstanden später erste For- 
men der zentralen Volkswirtschaftsplanung. Sie 
halfen, den engen Zusammenhang zwischen den 
Erfordernissen des weiteren Aufbaus, den Forde- 
rungen und Interessen der Gesellschaft, den Lei- 
stungen sowie den Verbesserungen in den Ar- 
beits- und Lebensbedingungen herzustellen. 

Die außerordentliche Bedeutung des Ver- 
kehrswesens und speziell der Eisenbahnen wurde 
von der Partei der Arbeiterklasse wiederholt her- 
vorgehoben. Bereits in den Richtlinien der KPD 
zur Wirtschaftspolitik vom 7. Januar 1946 wurde 
unter den wichtigsten Zielen des Neuaufbaus die 
Wiederherstellung des Transport- und Verkehrs- 
wesens an erster Stelle genannt. Die SED führte 
diese konsequente Politik fort. Der »Beschluß 
über die Grundsätze und Ziele der Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands« vom 
21. April 1946 nannte die »beschleunigte Wieder- 
herstellung des Transports und die Sicherheit 
des Verkehrs« eine der wichtigsten Maßnahmen 
beim Aufbau der neuen Ordnung. Unter Füh- 
rung der Partei der Arbeiterklasse sorgten ver- 
antwortungsbewußte Eisenbahner dafür, daß 
diese Ziele erreicht wurden. Gemeinsam mit der 
Industriegewerkschaft Eisenbahn organisierten 
sie nicht nur die aufopferungsvolle Aufbauar- 
beit, sondern begannen auch mit der Umerzie- 
hung der Eisenbahner zu verantwortungsbewußt 
handelnden Menschen. 
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Die Deutsche 
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Bereits 1946 waren die 
wichtigsten Brücken 
wieder befahrbar - die 
behelfsmäßig wiederher- 
gerichtete Elstertal- 
brücke 


Der Befehl Nr.234 der 
SMAD vom g. Oktober 
1947 sicherte unter an- 
derem den Eisenbah- 
nern täglıch ein mar- 
kenfreies Mittagessen. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Wesentliche Unterstützung fanden sie auch in 
diesem Bemühen durch die SMAD. Einen über- 
zeugenden Beweis dafür bietet der am g. Oktober 
1947 von der SMAD erlassene Befehl Nr. 234, der 
sog. Aufbaubefehl. Er hatte für die Eisenbahner 
und ihre Einstellung zur Arbeit eine besondere 
Bedeutung. Mit ihm wurden Anordnungen zur 
Arbeitsdisziplin, zum Arbeitsschutz — besonders 
für Jugendliche -, zur medizinischen Betreuung 
und zur Gleichberechtigung der Frauen getrof- 
fen. Auch die Anwendung erster Formen des 
Leistungslohns wurde vorgesehen. Besondere 
Wirkung erzielte dieser Befehl nicht zuletzt da- 
durch, daß er den Eisenbahnern täglich ein war- 
mes markenfreies Mittagessen brachte. 

Die Fortschritte in der antifaschistisch-demo- 
kratischen Neuordnung des gesellschaftlichen 
Lebens in der sowjetischen Besatzungszone er- 
forderten Veränderungen in den zentralen Lei- 
tungen. Mit der Gründung der Deutschen Wirt- 
schaftskommission für die sowjetische Besat- 


188 


zungszone (DWK) durch den Befehl Nr. 138 der 
SMAD vom 4. Juni 1947 wurde eine grundle- 
gende Strukturveränderung eingeleitet. Ihre 
Hauptaufgabe bestand zunächst darin, die Pläne 
und Maßnahmen der Zentralverwaltungen und 
Länderregierungen zu koordinieren. Aufgaben 
und Befugnisse der DWK wurden jedoch bald 
wesentlich erweitert. 1948 wurden die bisherigen 
ı2 Zentralverwaltungen in 17 Hauptverwaltungen 
umgebildet. Eine von ihnen, die Hauptverwal- 
tung für Verkehr, leitete das gesamte Verkehrs- 
wesen. Für die Deutsche Reichsbahn wurde eine 
Generaldirektion gebildet, die alle operativen 
Leitungsaufgaben des Eisenbahntransports über- 
nahm. 

Mit einer klaren verkehrspolitischen Orientie- 
rung durch die SED nahm die Generaldirektion 
der Deutschen Reichsbahn wichtige Grundsatz- 
aufgaben in Angriff. Dazu zählten beispielsweise 
die Kooperation zwischen Eisenbahn, Kraftver- 
kehr und Binnenschiffahrt, aber auch der ein- 
heitliche Betrieb aller Eisenbahnen des öffentli- 
chen Verkehrs. Von ihnen befanden sich nach 
der Enteignung der nichtreichsbahneigenen 
Bahnen 1948 98,6% in Volkseigentum. Sie arbei- 
teten jedoch mit beträchtlichen betrieblichen 
Schwierigkeiten noch unter eigenen Verwaltun- 
gen. Selbst erhebliche Tarifzuschläge von teil- 
weise bis zu 100% reichten nicht aus, die Be- 
triebskosten zu decken. 

1949 verfügte die Deutsche Wirtschaftskom- 
mission mit der »Anordnung betreffend Über- 
nahme des Betriebes von nichtreichsbahneige- 
nen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs« die 
Angliederung dieser insgesamt ımıo Bahnen an 
die Deutsche Reichsbahn und die Auflösung 
ihrer Verwaltungen. Damit entstand eine wich- 
tige Voraussetzung, alle Transportkapazitäten 
des öffentlichen Eisenbahnverkehrs planmäßig 
zu erfassen und zu nutzen. 


Normalisierung des Eisenbahnverkehrs 


Entsprechend der Bedeutung eines funktionsfä- 
higen Verkehrswesens für die Normalisierung 
des gesamten gesellschaftlichen Lebens machte 
der Neuaufbau des Eisenbahnbetriebs relativ 
rasche Fortschritte. Zum Ende des Jahres 1946 
konnten die wichtigsten Hauptstrecken der so- 
wjetisch besetzten Zone in Deutschland wieder 
durchgehend befahren werden. Ein Jahr später 
waren von den 970 zerstörten Brücken 782 zu- 
mindest behelfsmäßig wiederhergestellt, arbeite- 
ten die notwendigsten Sicherungsanlagen, und 
die Fernmeldeanlagen konnten zu über 80 % wie- 
der genutzt werden. 

Trotzdem war zu diesem Zeitpunkt die Lei- 
stungsfähigkeit des Streckennetzes nur sehr be- 
grenzt. Auf fast allen Strecken mußte mit ver- 
minderter Geschwindigkeit gefahren werden. 
Viele Behelfsbrücken ließen oft nur Schrittge- 
schwindigkeit zu, und ihre Tragfähigkeit war 
stark eingeschränkt. Der Wiederaufbau einiger 
Brücken erwies sich als besonders schwierig; 
denn schwere Brückenbautechnik und Material 
fehlten. In der Reichsbahndirektion Greifswald 
war beispielsweise die Eisenbahnverbindung zur 
Insel Rügen von besonderer Wichtigkeit, auch 
weil sie für den beabsichtigten Transitverkehr 
unerläßlich war. Im Vordergrund stand aller- 
dings zunächst die Versorgung der Inselbevölke- 
rung, die wegen der gleichfalls zerstörten Stra- 
ßenbrücke auf den Wasserweg angewiesen war. 
Schon im Winter 1945/46 war auf Befehl und 
mit umfangreicher Hilfe der Sowjetarmee die 
Straßenbrücke über den Strelasund wiederaufge- 
baut und in Betrieb genommen worden. Damit 
war die Transportlage zwar verbessert, das Pro- 
blem aber nicht grundsätzlich gelöst. Im Mai 
1947 begann deshalb unter Leitung eines sowjeti- 
schen Baustabs der Aufbau der Rügendamm- 
brücke für den Eisenbahnverkehr, und nach fünf 
Monaten gemeinsamer Arbeit fuhr am ı1. Okto- 
ber 1947 der erste Zug von Stralsund über die 
neuerrichtete Brücke zur Insel Rügen. 

Schon damals zeigte sich, daß im Ergebnis an- 
gestrengter Arbeit die größten Kriegsschäden 
schnell überwunden und schon nach verhältnis- 
mäßig kurzer Zeit die lebenswichtigen Güter 
transportiert werden konnten. 1946 hatten die 
Reichsbahndirektionen in der sowjetischen Be- 
satzungszone eine Zusammenstellung des Ko- 
stenaufwands und der Bauzeit vorgelegt, die 
nach ihrer Schätzung erforderlich sein würden, 
um erstens den Anforderungen des Jahres 1946 
entsprechen zu können und zweitens den Vor- 
kriegsstand wiederherzustellen. Die Ergebnisse 
zeigt die nebenstehende Tabelle. 

Obwohl diese Zusammenstellung ganz sicher 
unvollständig war — denn sie enthielt z.B. keine 
Angaben über zentrale Einrichtungen wie 


Reichsbahnausbesserungswerke und zerstörte 
oder verlorengegangene Fahrzeuge - beweist 
schon die veranschlagte Bauzeit, daß die Pro- 
bleme fast unlösbar zu sein schienen. Um so be- 
eindruckender waren die von den Eisenbahnern 
erreichten Ergebnisse. 

Die Herstellung durchgehender Verbindun- 
gen im gesamten Netz ermöglichte es, den Fahr- 
zeugpark besser einzusetzen. Im zunehmenden 
Maß wurde nun der stark verminderte und nur 
beschränkt einsetzbare Bestand an Lokomotiven, 
Güter- und Personenwagen zum begrenzenden 
Faktor für die notwendige Leistungssteigerung. 
Eine Erweiterung des betriebsfähigen Parkes war 
jedoch nur auf dem Weg von Reparaturen mög- 
lich; denn der Lokomotiv- und Waggonbau ge- 
hörten nach den Bestimmungen des Potsdamer 
Abkommens zu den Industriezweigen, die Be- 
schränkungen in der Produktion unterlagen. 
Über eine lange Zeit wurde darum die gesamte 
verfügbare Kapazität für Reparaturzwecke ge- 
bunden. Der Lokomotiv- und Wagenpark der 
Deutschen Reichsbahn konnte durch diese Si- 
tuation zunächst nicht grundlegend verändert 
werden, obwohl seine Struktur überholt war und 
beispielsweise bei den Lokomotiven ein Wirr- 
warr von fast 200 verschiedenen Bauarten eine 
Rekonstruktion des Gesamtparks dringend not- 
wendig gemacht hätte. 

1947 begann die Deutsche Reichsbahn mit 
Hilfe und Unterstützung der SMAD, zunächst 
die Zersplitterung des Lokomotivparks durch 
eine gattungsbereinigte Zuweisung zu den Di- 
rektionen zu mindern. Entsprechend territorialer 
und operativer Besonderheiten erhielten z.B. die 
Reichsbahndirektionen Halle, Cottbus und Ber- 
lin wegen der großen Aufgaben im Güterverkehr 
die Lokomotiven der Baureihe 52, während in 
Reichsbahndirektionen mit Steigungsstrecken 
die Baureihen 44 und 58 konzentriert wurden. In 


Aufwand für die Beseitigung von Kriegsschäden 
a zm— le ng 


Reichs- Aufwand zur Aufwand zur 
bahn- Wiederherstellung provisorischen 
direktion desursprünglichen Beseitigung 
Zustands der Schäden 
1000RM jahre 1000RM Jahre 
Berlin 607684 10 231748 5 
Cottbus 70423 10 24525 6 
Dresden 210 462 43 768 
Erfurt! 134674 10 61465 5 
Greifswald 39149 11986 
Halle 98340 8 60285 3 
Magdeburg 93 249 28 746 
Schwerin 67679 8 31140 5 
Summe 1321 660 493 663 


ı. ohne Fahrzeuge 
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5. Kapıten 
19451949 


Prinzip des toten 
Feuerbetts. 
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den Reichsbahnausbesserungswerken wurde so 
eine erste Spezialisierung möglich. 

Ein erhebliches Problem für die langfristige 
Stabilisierung des Eisenbahnverkehrs stellte die 
völlig veränderte Rohstoffsituation dar. In der 
sowjetischen Besatzungszone stand die für den 
Eisenbahnbetrieb notwendige Steinkohle nur im 
geringen Umfang zur Verfügung. Die Umstel- 
lung der Dampflokomotiven auf die Braunkoh- 
lenfeuerung war mit vielen, scheinbar unlösba- 
ren Fragen verbunden. Besonders erschwerend 
machte sich das bei der Braunkohle gegenüber 
der Steinkohle viel ungünstigere Verhältnis der 
eingesetzten Masse zur Energiegewinnung be- 
merkbar. Im Maßstab der Volkswirtschaft erfor- 
derte dies eine Steigerung der Kohleproduktion 
und der Transportleistungen. Für die Heizer auf 
den Lokomotiven wurde die körperlich schwere 
Arbeit noch härter und mühsamer; denn mit der 
Umstellung auf Braunkohle vervierfachte sich 
die Menge der zu verfeuernden Kohle je Lei- 
stungseinheit. Der Aktionsradius der Lokomoti- 
ven dagegen verringerte sich erheblich: 1946 be- 
trug die tägliche Laufleistung einer Güterzuglo- 
komotive nur noch ı50okm. Trotz reduzierter 
Buchfahrplanlasten kam es außerdem immer 
wieder zu erheblichen Störungen im Zugverkehr 
durch Dampfmangel und Fahrzeitüberschreitun- 
gen. Für das Lokpersonal bedeutete dies eine be- 
trächtliche Mehrbelastung. 

Im Ergebnis dieser Veränderungen mußte die 
Deutsche Reichsbahn nicht nur erhebliche Ein- 
schränkungen ihrer Kapazitäten, sondern auch 
bedeutende Aufwandssteigerungen hinnehmen. 
Wurden 1996 je ı Mill. Brtkm im Durchschnitt 
51,8t Steinkohle verfeuert, so waren es 1948 in 
der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
218,0t Braunkohle. Annähernd 35% der gesam- 
ten Brikettproduktion benötigte die Deutsche 
Reichsbahn, obwohl gerade Energie auch von al- 
len anderen Wirtschaftszweigen dringend ge- 
braucht wurde. 

Infolge der Mehrbelastung im Fahrdienst und 
in den Werkstätten trat außerdem bei der Deut- 
schen Reichsbahn ein zusätzlicher Bedarf von 
26000 Arbeitskräften auf. Während 1996 je 
ı Mill. Achskilometer im Durchschnitt des ehe- 
maligen Reichsgebiets 22,2 Arbeitskräfte benö- 
tigt wurden, waren es 1947 80. Die spezifischen 


Betriebskosten je Achskilometer stiegen gegen- 
über 1936 auf über 300 %. 

Zum ersten Mal in der bisherigen Entwick- 
lung stellte sich eine Eisenbahn in dieser Dimen- 
sion auf die Braunkohlenfeuerung um. Die 
Schwierigkeiten waren groß, schienen manchmal 
unüberwindbar. Ein Großteil der beschickten 
Kohle fiel, nur teilweise verbrannt, in die Asch- 
kästen, verschlackte das Gleisbett und verur- 
sachte Schwellenbrände. Zunehmender Funken- 
flug führte in steigendem Maß zu Bränden. Die 
kupfernen Feuerbuchsen wurden durch den ho- 
hen Schwefelgehalt der Braunkohle angegriffen 
und mußten durch stählerne ersetzt werden. 
Aber Material und Fertigungskapazitäten waren 
nur in unzureichendem Maß vorhanden. 

Mit einer Vielzahl von Initiativen, Ideen, kon- 
struktiven Änderungen und Verbesserungen 
paßten die Eisenbahner sich den neuen kompli- 
zierten Bedingungen an und lernten in ange- 
strengter Arbeit, die Technik der Braunkohlen- 
feuerung immer besser zu beherrschen. Das tote 
Feuerbett z.B., so einfach wie genial und zweck- 
mäßig - es handelte sich lediglich um die gleich- 
mäßige Belegung des Feuerrostes mit einer 
Schicht Schamotte oder Ziegelsteine — ermög- 
lichte es, auch minderwertige und wenig feuer- 
standfeste Braunkohle in Lokomotiven mit hö- 
herem Nutzen zu verfeuern. In zunehmendem 
Maß brachten Einsatzbereitschaft, Können, 
Schöpfertum und Verantwortungsbewußtsein 
des Lokomotivpersonals Fortschritte und wesent- 
liche Verbesserungen, so daß der spezifische 
Kohleverbrauch um fast 20% gesenkt werden 
konnte, die Laufleistungen stiegen und Störun- 
gen immer seltener wurden. 

Während sich die Betriebs- und Verkehrsei- 
senbahner mit großen Anstrengungen mühten, 
die wichtigsten Transportaufgaben zu lösen, 
setzten die Bahnunterhaltungsarbeiter all ihre 
Kraft dafür ein, weitere Kapazitäten im Netz zu 
erschließen. Es gelang ihnen, bis 1948 etwa 
965 km Strecken wieder für den Betrieb herzu- 
richten. Damit war mehr als die Hälfte der 
durch den Krieg zerstörten Strecken wieder be- 
fahrbar. Etwa 900 km Strecke konnte wegen Zer- 
störung noch nicht genutzt werden. 

Erhebliche Auswirkungen auf die Betriebsfüh- 
rung der Deutschen Reichsbahn hatte das weit- 
gehende Fehlen zweiter und weiterer Gleise. Wa- 
ren vor dem Krieg rd. 40% der Strecken zwei- 
und mehrgleisig gewesen, so lag der Anteil nach 
dem Krieg unter 10%. Die Reichsbahndirektio- 
nen waren davon allerdings unterschiedlich be- 
troffen: In Berlin verminderte sich der Anteil 
der zwei- und mehrgleisig betriebenen Strecken 
um 66,4 %, in Dresden um 92,0 %, in Magdeburg 
um 92,2% In den Reichsbahndirektionen 
Greifswald, Cottbus und Schwerin gab es 1948 
gar keine zweigleisigen Strecken mehr. Eine de- 
tailliertere Übersicht vermittelt die Tabelle. 


Streckenlänge im Jahr 1948 und ihre Nutzung (in km) 


Reichsbahn- Streckenlänge Hiervon waren Es wurden 1948 
direktion 1948 vor dem 31.12.1944 ein- zwei- nicht 
Haupt- Neben- ein- zwei- gleisig und mehr- betrieben 
bahn bahn gleisig und mehr- betrieben gleisig 
gleisig betrieben 
Berlin 1254,39 227,14 397,24 1.084,29 1034,56 364,44 82,50 
Cottbus 715,86 273,58 359,87 689,57 999,34 - 50,10 
Dresden 1285,08 1153,20 1502,02 936,26 2 262,30 119,58 56,40 
Erfurt 1093,72 1061,89 1379,54 776,07 1905,08 125,79 124,74 
Greifswald 669,66 533,79 758,10 445,35 966,49 - 237,96 
Halle 975,29 501,26 609,43 867,12 1055,19 370,46 50,90 
Magdeburg 1012,25 428,16 495,18 938,23 1014,78 82,82 35,83 
Schwerin 137,25 906,20 299,80 344,38 1378,53 = 265,65 
Summe 7804,23 5078,22 6801,18 6081,27 10915,25 1063,09 904,11 
12 882,45 12 882,45 12 882,45 


Die Ursachen für diese schwierige Situation la- 
gen zum einen in den ausgedehnten Zerstörun- 
gen durch anglo-amerikanische Bombenangriffe, 
direkte Kriegshandlungen und Sprengungen der 
SS- und Wehrmachtsverbände in den letzten 
Kriegswochen sowie zum anderen in den vom 
Potsdamer Abkommen festgelegten Wiedergut- 
machungsleistungen. Obwohl damit nur ein sehr 
geringer Teil des von den deutschen Faschisten 
in der Sowjetunion angerichteten Schadens aus- 
geglichen werden konnte, war die Leistungsfä- 
higkeit des Netzes erheblich vermindert. Er- 
schwerend wirkten der ungenügende Erhaltungs- 
zustand der Strecken und die begrenzten 
Instandhaltungskapazitäten. 

Bereits zu diesem Zeitpunkt machte es sich 
für die weitere Entwicklung des Eisenbahnwe- 
sens negativ bemerkbar, daß in den drei Westzo- 
nen die Beschlüsse des Potsdamer Abkommens, 
Deutschland als eine wirtschaftliche Einheit zu 
betrachten, immer weniger eingehalten wurden. 
Zum einen resultierte hieraus der Mangel an 
wichtigen Rohstoffen und Material, die in der 
sowjetischen Besatzungszone nicht ausreichend 
zur Verfügung standen, weil die Rohstoffvor- 
kommen und bestimmte Produktionsstätten - 
vor allem der Schwerindustrie — sich vorrangig 
in den Westzonen befanden. Zum anderen ergab 
sich aus der Standortverteilung der Produktiv- 
kräfte auf dem Territorium der späteren DDR 
eine wesentliche Änderung der traditionellen 
Verkehrsströme. 

Mit der Notwendigkeit, in der sowjetisch be- 
setzten Zone Deutschlands die eigene Rohstoff- 
basis zu nutzen und eine Schwerindustrie zu 
schaffen, verlor der Ost-West-Verlauf der 
Hauptverkehrsströme sehr schnell seine Bedeu- 
tung. Im zunehmenden Maß mußten die Güter 
in Nord-Süd-Richtung befördert werden. Infolge 
dieser Richtungsänderung ergaben sich erhebli- 
che Disproportionen zwischen den Anforderun- 
gen und den vorhandenen Kapazitäten, die un- 
ter den Bedingungen der einheitlichen Wirt- 
schaft des Deutschen Reiches entstanden waren. 


Diese Disproportionen waren nicht durch di- 
rekte Kriegsfolgen verursacht worden, sondern 
ergaben sich aus den veränderten Verkehrsbe- 
dingungen. Eine Lösung dieser Probleme war 
nicht durch die Wiederherstellung zerstörter An- 
lagen möglich, sondern bedingte neue Kapazitä- 
ten. Zum damaligen Zeitpunkt waren die Mög- 
lichkeiten dazu jedoch begrenzt. Absolute 
Priorität hatte die Beseitigung der direkten 
Kriegsfolgen. Darum mußte die Deutsche 
Reichsbahn mit den veränderten Anforderungen 
der Verkehrsströme vorerst durch verbesserte 
Organisation und erhöhten Aufwand fertig wer- 
den, mußte es einer späteren Etappe vorbehalten 
bleiben, schrittweise den neuen Bedingungen 
durch Anpassung der Netzgestaltung Rechnung 
zu tragen. 

Im Güterverkehr führte das zu erheblichen, 
besonders personellen Mehrbelastungen. So war 
der Rangierbetrieb vieler wichtiger Umstell- 
bahnhöfe dadurch gekennzeichnet, daß die Ran- 
gierarbeiten bedeutend zunahmen. Der Mangel 
an Rangiergleisen vermehrte die Wagenbewe- 
gungen erheblich. Diese Nachteile fielen beson- 
ders ins Gewicht, als durch den wirtschaftlichen 
Neuaufbau die Transportaufgaben sehr schnell 
anstiegen. Für ihre Bewältigung mußte die Deut- 
sche Reichsbahn überproportional steigende 
Leistungen erbringen. 

Erschwerend auf die Organisation des Eisen- 
bahnbetriebs wirkten sich auch die im Ergebnis 
des zweiten Weltkriegs entstandenen Grenzen 
aus. Für einige Gebiete an der Ostgrenze der 
heutigen DDR mußten neue Verkehrslösungen 
gefunden werden. Viel schwerwiegender aber wa- 
ren die Folgen, die aus der Spaltung Deutsch- 
lands durch die Westmächte resultierten. Sie 
spitzten sich besonders im Großraum Berlin zu, 
der von besonderer Bedeutung für die reibungs- 
lose Funktion des gesamten inländischen Eisen- 
bahngüter- und -personenverkehrs war. Die Pro- 
bleme im wichtigsten Eisenbahnknoten der 
Deutschen Reichsbahn waren zu einem Teil 
durch die Unzulänglichkeiten der Eisenbahner- 
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NORMALISIERUNG 
DES EISENBAHN- 
VERKEHRS 


5. Kapitel 
19451949 


Überfüllte Personen- 
züge — »Hamster- 
züge« — waren an der 
Tagesordnung. 

Fotos: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


schließung Berlins bedingt und schon im kapita- 
listischen Deutschland Gegenstand vielfältiger 
Planungen gewesen. Nach 1945 konzentrierte 
sich der Reiseverkehr der Hauptstadt auf fünf 
große Kopfbahnhöfe (Stettiner, Lehrter, Potsda- 
mer, Anhalter und Görlitzer Bahnhof); er bot so 
das Bild einer durch private Gesellschaften vor 
fast hundert Jahren isoliert voneinander vorge- 
nommenen Verkehrserschließung. 

Auch die Güter- und Rangierbahnhöfe waren 
infolge der Planung konkurrierender Privatun- 
ternehmen ohne Rücksicht auf die Funktion und 
Geschlossenheit des Netzes errichtet worden und 
immer wieder Ausgangspunkt erheblicher Stö- 
rungen im Eisenbahnverkehr, die sich auf die ge- 
samte Deutsche Reichsbahn ungünstig auswirk- 
ten. Der ebenfalls noch aus dem vorigen 
Jahrhundert stammende sog. Güterinnenring, 
der die vielen Berliner Güterverkehrsanlagen 
miteinander verband, entsprach mit seiner Li- 
nienführung durch dichtbebautes Stadtgebiet 
keineswegs den Anforderungen einer komplexen 
Verkehrslösung. 

Die bis zu den 4oer Jahren fertiggestellten Ab- 
schnitte einer Güterumgehungsbahn konnten 
keine wesentliche Entlastung bringen. Ihre 
Trasse wich von den Hauptverkehrsströmen ab, 
und die Gleise waren nicht für Hauptbahnbe- 
trieb ausgelegt. Da jedoch die meisten wesentli- 
chen Verkehrsverbindungen der sowjetischen 
Besatzungszone über Berlin verliefen, das auch 
zentrale politische, wirtschaftliche und geistig- 
kulturelle Bedeutung im Wiederaufbau hatte, 
mußte eine generelle Lösung der Berliner Ver- 
kehrsbedingungen angestrebt werden. Die 1948 
durch die Westmächte vollzogene Spaltung der 
Stadt und eine zunehmende Störpolitik ließen 
das Problem immer dringender werden. 

Angesichts der damaligen allgemeinen ökono- 
mischen Situation und der begrenzten Kapazitä- 
ten der Eisenbahn hatte beim Wiederaufbau ver- 
ständlicherweise der Güterverkehr den Vorrang, 
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während die Zahl der Reisezüge anfänglich stark 
vermindert und die Personenbeförderung auf 
den Berufsverkehr konzentriert worden war. Für 
den individuellen Reiseverkehr war in der ersten 
Nachkriegszeit ein besonderes Genehmigungs- 
verfahren eingeführt worden, mit dem er auf das 
unbedingt notwendige Maß beschränkt werden 
sollte. Es funktionierte allerdings nur unvoll- 
kommen, denn bald hatten es viele Menschen 
gelernt, die Lücken im Antragssystem zu nutzen, 
und die Zahl der Reisenden nahm schnell zu. 
Vor allem die Bewohner der Städte und Indu- 
striegebiete fuhren damals in ländliche Gebiete, 
um zusätzliche Lebensmittel einzutauschen, 
denn die allgemeine Versorgungslage war noch 
längst nicht zufriedenstellend. Zwei Güterwagen, 
so errechneten Verkehrsfachleute, hätten bei- 
spielsweise ausgereicht, um die Nahrungsmittel 
zu transportieren, die 1946 in einem ganzen Per- 
sonenzug, der eigentlich nur zu diesen Zwecken 
benutzt wurde, als »Handgepäck« befördert wur- 
den. 

Die abnorme Situation dieses schweren An- 
fangs wird deutlich, wenn man weiß, daß trotz 
der Genehmigungspflicht die Reisezüge derart 
überfüllt waren, daß Dienstreisende in die Lan- 
deshauptstädte (bis zur Bildung der staatlichen 
Bezirke 1952 basierte die territoriale Gliederung 
des Gebiets der DDR auf Ländern) - im Kampf 
um einen Platz in oder zumindest auf dem Zug 
vielleicht auch weniger geübt oder minder moti- 
viert — meist zurückblieben. Die Deutsche 
Reichsbahn führte deshalb ab 1947 sog. Ge- 
schäftsreisezüge ein, zu deren Benutzung nur 
eine neue Genehmigung und zusätzlich der 
Dienstausweis berechtigten. 

Schon im nächsten Jahr hatten sich jedoch 
auch im Reiseverkehr dank der Anstrengungen 
aller Eisenbahner die Verhältnisse so weit nor- 
malisiert, daß der neu entstehende Bedarf bei- 
spielsweise an FDGB-Ferienreisen befriedigt 
werden konnte. 


NORMALISIERUNG 
DES EiSENBAHN- 
VERKEHRS 


Die Eisenbahn — wichtige Stütze beim Neuaufbau 


Bis 1948 waren bei der Deutschen Reichsbahn 
die personellen und organisatorischen Voraus- 
setzungen geschaffen worden, den aus der Ent- 
wicklung der Wirtschaft resultierenden Trans- 
portanforderungen im wesentlichen gerecht zu 
werden. Es war nun besonders wichtig, alle 
Eisenbahner von der Notwendigkeit kontinuier- 
lich hoher Leistungen zu überzeugen. Die Trans- 
portkonferenzen der Jahre 1947/48 in Leipzig, 
Saßnitz und Schwarzburg hatten die Entwick- 
lung einer neuen Einstellung zur Arbeit maßgeb- 
lich gefördert. Sie trugen wesentlich zur Aktivie- 
rung der Beschäftigten des Transportwesens bei 
und bildeten den Ausgangspunkt für zahlreiche 
Initiativen. Schon auf diesen Konferenzen waren 
Transportprogramme als Teil der Aufgaben der 
gesamten Wirtschaft beraten und beschlossen 
worden. Zugleich wurden erste Schritte zur Auf- 
gabenteilung und Koordinierung zwischen den 
Verkehrszweigen getan. Die von den sowjeti- 
schen Eisenbahnern bereits in den ersten Jahren 
des Wiederaufbaus übernommenen Erfahrungen 
bei der Aufstellung, Bestätigung und Abrech- 
nung der Pläne wurden zielstrebig weiterentwik- 
kelt und ermöglichten es, die Deutsche Reichs- 
bahn in die 1948 begonnene zentrale Wirt- 
schaftsplanung einzubeziehen. Der in Zusam- 
menarbeit mit der Wirtschaft aufgestellte Trans- 
portplan half, die im Verkehrsplan enthaltenen 
volkswirtschaftlichen Aufgaben zu lösen. 

Im Jahr vor der Gründung des ersten deut- 
schen Arbeiter-und-Bauernstaats wurden die Er- 
folge bei der Umgestaltung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse deutlich sichtbar. Der volkseigene 
Sektor der Wirtschaft umfaßte 3843 Betriebe. Er 
erarbeitete gemeinsam mit den Betrieben der so- 
wjetischen Aktiengesellschaft zwei Drittel der in- 
dustriellen Bruttoproduktion und bildete damit 
die wichtigste wirtschaftliche Grundlage für die 


entstehende neue Gesellschaftsordnung. Von be- 
sonderer Bedeutung beim wirtschaftlichen Auf- 
bau war der verstärkte Einsatz der eigenen Roh- 
stoffe. So schnell wie möglich galt es, die großen 
Braunkohlevorkommen in den Räumen Halle/ 
Leipzig und Cottbus noch intensiver zu nutzen, 
obgleich bereits 1948 die Produktion bei Roh- 
braunkohle und Braunkohlenbriketts in diesen 
Gebieten über der des Jahres 1996 lag. 

Für die Deutsche Reichsbahn resultierten aus 
der volkswirtschaftlichen Grundorientierung auf 
die Braunkohle bedeutende Transportaufgaben 
mit einem ungünstigen Last-Leer-Laufverhält- 
nis. Ein großer Teil dieser Transporte entfiel auf 
die Eigenversorgung der Deutschen Reichsbahn 
mit Braunkohle. Diese höheren Anforderungen 
gingen einher mit größeren quantitativen und 
qualitativen Aufgaben im Personenverkehr. 

Von allen Verkehrszweigen war nur die Eisen- 
bahn in der Lage, die Hauptlast der ständig stei- 
genden Beförderungsaufgaben zu tragen. Hier- 
für gab es nicht nur kapazitive Gründe. Als volk- 
seigener Betrieb bot sie im Gegensatz zum 
Kraftverkehr und zur Binnenschiffahrt, die sich 
zu diesem Zeitpunkt noch überwiegend in priva- 
ter Hand befanden, die Gewähr einer zielstrebi- 
gen und planmäßigen Lösung der volkswirt- 
schaftlichen Aufgaben. Die Entwicklung des 
Güter- und Personenverkehrs war Ausdruck der 
verhältnismäßig raschen Instandsetzung der ma- 
teriell-technischen Basis der Eisenbahn und cha- 
rakterisierte deutlich die von den Eisenbahnern 
unter Führung der Partei der Arbeiterklasse mit 
Hilfe der sowjetischen Genossen vollbrachten 
Leistungen. 

Im Güterverkehr wurden bereits 1948 wieder 
13000 Wagen täglich beladen. Die Verteilung 
der Beladeleistung auf die 8 Direktionsbezirke, 
wie sie ein Bericht des Generaldirektors der 
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5. KAPITEL 
1945-1949 


Die Normalisierung 
des Eisenbahnverkehrs 
half, die Versorgung 
der Bevölkerung und 
den wirtschaftlichen 
Neuaufbau zu sichern. 
Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 


bahn 


Deutschen Reichsbahn in der Hauptverwaltung 
Verkehr der Deutschen Wirtschaftskommission 
für die sowjetische Besatzungszone ausweist, 


zeigt zugleich die neue Standortverteilung der 
Wirtschaft. 


Beladeleistung im Juli 1948 (in Wagen) 


Reichsbahndirektion Täglicher Beladeplan Ist 
Berlin 670 699 
Greifswald 600 628 
Schwerin 750 757 
Cottbus 1870 1812 
Magdeburg 1740 1940 
Halle 4400 4471 
Erfurt 1900 1 733 


Dresden 1700 1776 


Im Personenverkehr wurden 1948 im Monat 
durchschnittlich 77 Mill. Reisende befördert, wo- 
bei dem Berufsverkehr der absolute Vorrang ein- 
geräumt wurde. 

Die Eisenbahner erreichten die Leistungsstei- 
gerung vor allem durch eine verbesserte Nut- 
zung aller Arbeitsmittel; denn bedeutende Inve- 
stitionen standen der Eisenbahn nicht zur 
Verfügung, weildie Mittelder Volkswirtschaft vor- 
rangig auf den Aufbau der dringend benötigten 
Schwer- und Grundstoffindustrie zu konzentrie- 
ren waren. 

Die grundsätzliche Linie der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands beim wirtschaftli- 
chen Aufbau orientierte angesichts dieser Situa- 
tion auf die Schwerpunkte 
- Verbesserung des Wagenumlaufs, 
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- kontinuierliche Inanspruchnahme der Güter- 
wagen und Verbesserung ihrer Auslastung, 

- Vermeidung unwirtschaftlicher Transporte 
und Gegenläufe. 

Mit vielen Initiativen trugen die Eisenbahner 
dazu bei, diese Ziele zu erreichen. Dauerte es 
1946 noch fast 5 Tage, bis ein zur Beladung be- 
reitgestellter Güterwagen beladen, ans Ziel be- 
fördert, entladen und zur erneuten Beladung be- 
reitgestellt war, konnte dieser Wagenumlauf bis 
1949 um einen Tag verkürzt werden. Je 1000 Wa- 
gen war so eine tägliche Mehrbeladung von 
50 Wagen möglich. 1949 wurden außerdem mit 
jedem Güterzug fast 100ot mehr befördert als 
1946. Die durchschnittliche Auslastung eines 
Güterwagens stieg um 2,7t auf 120%, und rd. 
6000 Wagen wurden an jedem Tag mehr bela- 
den. 

Im Lokomotivbetriebsdienst fanden die Eisen- 
bahner gleichfalls neue Wege, um mit hohen 
Leistungen die Transportaufgaben zu erfüllen. 
Am 18. November 1948 fuhren Oberlokführer 
SCHIERENBECK und Lokheizer PFEiFFER den ersten 
Schwerlastzug Dg 6922 mit ı30 Achsen und 
1834 t aus dem Senftenberger Revier nach Lüb- 
benau. Bald folgten weitere Eisenbahner diesem 
Beispiel und übernahmen Züge mit Lasten, die 
weit über denen im Buchfahrplan lagen. Gegen- 
über bisher üblichen 1200t je Zug stieg die 
Höchstlast auf über 2o00t. Bereits im ersten 
Halbjahr 1949 wurden über #000 solcher 
Schwerlastzüge gefahren. Damit verringerte sich 
die Zahl der Lokomotiveinsätze um 2352, und 
über 7000 t Kohle wurden eingespart. 


Die EısenBAHn — 
WICHTIGE STÜTZE 
BEIM NEUAUFBAU 


So sah der Leipziger 
Hauptbahnhof zur Zeit 
der Frühjahrsmesse 
1948 aus. 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


Die Verbesserung der betrieblichen Arbeit der 
Eisenbahner ermöglichte bereits bis 1949 eine er- 
hebliche Steigerung der volkswirtschaftlichen 
Leistung der Deutschen Reichsbahn. Diese Tat- 
sache belegen die nebenstehenden Tabellen. 

Diese Zahlen beweisen sehr anschaulich, daß 
sich in den Jahren von 1945 bis 1949 die Deut- 
sche Reichsbahn der sowjetischen Besatzungs- 
zone in der Hand des Volkes zu einem zuverläs- 
sigen Verkehrszweig entwickelt hatte. In diesen 
vier Jahren wurden bei der Überwindung der di- 
rekten und indirekten Kriegsfolgen und mit der 
Normalisierung des Eisenbahnverkehrs Leistun- 
gen erbracht, die selbst die kühnsten Erwartun- 
gen übertrafen. 

Erste Erfolge zeigten sich auch im grenzüber- 
schreitenden Verkehr, der im Zusammenhang 
mit den sich belebenden Außenhandelsbezie- 
hungen die für eine arbeitsteilige Wirtschaft un- 
entbehrlichen Transporte übernehmen muß. Am 
1. August 1947 wurde zwischen den Eisenbahnen 
der ÜSR und der Deutschen Reichsbahn das er- 
ste Abkommen nach dem Krieg abgeschlossen, 
dem entsprechende Vereinbarungen mit der Pol- 
nischen Staatseisenbahn (PKP) folgten. Nach 
der Instandsetzung der Fähranlagen in Saßnitz 
begann außerdem am 10. März 1948 wieder der 
Fährbetrieb zwischen der Deutschen Reichsbahn 
und den Schwedischen Staatsbahnen (SJ); vor- 
erst mit den schwedischen Fährschiffen »Drott- 
ning Viktoria«, »Kong Gustav V« und »Starke«. 

Die Eisenbahner trugen mit ihren Leistungen 
zu einer erfolgreichen Entwicklung der gesamten 
Wirtschaft in der sowjetisch besetzten Zone 
Deutschlands bei und schufen wichtige Voraus- 
setzungen für eine weitere planmäßige Hebung 
des allgemeinen Lebensniveaus. Zwar waren 


noch nicht alle Kriegsschäden restlos überwun- 
den, aber der Eisenbahnverkehr funktionierte 
1949 wieder relativ reibungslos. 


Entwicklung des Güter- und Personenverkehrs der 
Deutschen Reichsbahn 


Jahr Güter-- Güter- Beför- Personen- 
trans- transport- derte beför- 
port- leistung Perso- derungs- 
menge Mill. nen leistung 
1000t  Brtkm Mill. Mill. Pkm 

1946 54916 7965 692 15.463 

1947 73 162 9591 736 16502 

1948 87817 11108 923 19 385 

1949 13989 881 17 343 
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Nutzung der Güterwagen (Normalspur) der Deut- 
schen Reichsbahn 


Umlaufzeit 


Jahr Tägliche Mittlere 
Beladung Auslastung 
Wagen Tage t 

1946 10808 4,9 13,9 

1947 11215 5,2 17,9 

1948 13681 4,6 17,5 

19499 16694 4,0 16,6 


Zugleistungen bei der Deutschen Reichsbahn 
(Nonnalspur) 


Jahr Bruttolast Nettolast Zugkilo- 
eines eines meter der 
Durchgangs- Durchgangs- Güterzüge 
güterzugs t güterzugs t 1000 km 

1946 748,3 349,7 32 196 
1947 784,5 396,1 33 292 
1948 778,2 390,2 39322 
1949 848,7 423,4 44590 
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Moderne Technik beim 
Ausbau und bei der 
Rekonstruktion des 
Streckennetzes 


Hauptaufgaben des Verkehrswesens 


Mit der Gründung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik verfügten die fortschrittlichen 
Kräfte unter Führung der Arbeiterklasse über 
das notwendige staatliche Instrument zum Auf- 
bau der Grundlagen des Sozialismus. 

Die volkswirtschaftlichen Ziele für den Be- 
ginn dieser Etappe waren bereits 1948 im Zwei- 
jahrplan für die Jahre 1949/50 festgelegt worden. 
Er hatte vorgesehen, bis Ende 1950 81% der In- 
dustrieproduktion von 1936 zu erreichen. Im 
Mittelpunkt der wirtschaftlichen Entwicklung 
stand der Aufbau einer leistungsfähigen Grund- 
stoff- und Schwerindustrie. Wichtige Produk- 
tionsstätten wie die Stahl- und Walzwerke Bran- 
denburg, Henningsdorf, Gröditz und Riesa, die 
Maxhütte Unterwellenborn, das Kupferwerk Il- 
senburg und das Stickstoffwerk Piesteritz wur- 
den wiederhergestellt und ausgebaut. Mit der Er- 
richtung der Kraftwerke Böhlen, Espenhain und 
Zschornewitz entstanden zusätzliche Kapazitä- 
ten für die Energieversorgung. Andere wichtige 
Betriebe wie die Volkswerft Stralsund, das Fisch- 
kombinat Saßnitz, die früheren Horchwerke 
Zwickau und die Traktorenwerke Brandenburg 
und Nordhausen wurden wiedererrichtet bzw. 
neu aufgebaut. Von besonderer Bedeutung für 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung der jun- 
gen Republik war ıgro die Aufnahme in den Rat 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe. 

Für das Transportwesen resultierten aus dieser 
volkswirtschaftlichen Entwicklung erhebliche 
Anforderungen. Für den Aufbau der Industrie- 
betriebe waren große Mengen an Baumaterial 
und Ausrüstungen zu befördern. Der Transport- 
bedarf für Material, Rohstoffe, Energieträger 
und die steigende Produktion erhöhte sich konti- 
nuierlich. Die industriellen Schwerpunkte des 
wirtschaftlichen Aufbaus wurden schnell zu Zen- 
tren, in denen viele Menschen Arbeit fanden. 
Damit wuchsen die Anforderungen an den Be- 
rufsverkehr. Als im Ergebnis vorbildlicher Akti- 
vitäten der Werktätigen die Ziele des Zweijahr- 
plans vorfristig erfüllt wurden, mußten auch die 
Transportleistungen kurzfristig erheblich über 
den vorgesehenen Plan hinaus gesteigert werden. 
Vor allem erhöhten sich dabei die Anforderun- 
gen an die Eisenbahn, da die übrigen Binnenver- 
kehrszweige, der Kraftverkehr und die Binnen- 
schiffahrt, weder von ihren Kapazitäten noch 
von ihrer Organisation und ihren Eigentumsver- 
hältnissen her über Voraussetzungen zur soforti- 
gen stärkeren Leistungssteigerung verfügten. 
Der weitaus größte Teil des raschen Anstiegs im 
Personen- und Güterverkehr konnte demzufolge 
nur von der Deutschen Reichsbahn erbracht 
werden. 

Für die erste Hälfte der soer Jahre legte im 
Juli 1950 der III. Parteitag der SED als Schwer- 


punkte des ersten Fünfjahrplans die Schaffung 
einer eigenen metallurgischen Basis und eines ei- 
genen Schwermaschinenbaus, neuer energiewirt- 
schaftlicher Ressourcen sowie den Aufbau der 
wichtigsten Exportindustrien fest. Es entstanden 
so wichtige sozialistische Großbetriebe wie das 
Eisenhüttenkombinat Ost im Raum Fürstenberg 
(Oder), die Eisenwerke Calbe-West, die Großko- 
kerei Lauchhammer, die schon in der Aufbau- 
phase und erst recht nach Aufnahme der Pro- 
duktion erhebliche Transportleistungen erfor- 
derten. Auch für die 24 wiederhergestellten und 
beträchtlich erweiterten bzw. völlig neu errichte- 
ten Schwerpunktbetriebe des Maschinenbaus, 
wie Bergmann-Borsig Berlin, Schwermaschinen- 
bau Wildau, Förderanlagenbau Lauchhammer, 
Kranbau Eberswalde, Dieselmotorenwerk Ro- 
stock, Transformatoren- und Röntgenwerk Dres- 
den und Großbetriebe des Werkzeugmaschinen- 
baues in Berlin und Karl-Marx-Stadt mußte der 
reibungslose Transport gesichert werden. 

Besonders komplizierte Aufgaben erwuchsen 
dabei immer dort, wo innerhalb kürzester Frist 
völlig neue Industriekomplexe und Ballungs- 
räume entstanden, die sehr schnell zu Schwer- 
punkten im Güter- und Personenverkehr wur- 
den. So begann’ im ersten Fünfjahrplan eine 
bedeutsame Wandlung der Industriezweigstruk- 
tur, die half, die schlimmsten aus der Spaltung 
Deutschlands resultierenden Disproportionen 
schrittweise zu überwinden und entschieden 
günstigere Voraussetzungen für eine planmäßig 
proportionale Entwicklung der Volkswirtschaft 
zu schaffen. 

Von Anfang an gingen die verkehrspolitischen 
Beschlüsse der Regierung der DDR dabei von 
der Notwendigkeit aus, die ständige Überein- 
stimmung zwischen dem raschen Wirtschafts- 
wachstum und der Leistungsentwicklung des 
Verkehrswesens zu sichern. Alle Kräfte im 
Transportwesen wurden in diesem Zusammen- 
hang darauf konzentriert, 

- die Anforderungen der Wirtschaft in hoher 
Qualität und Kontinuität zu befriedigen, 

— den Personenverkehr — mit dem Schwerpunkt 
Berufsverkehr — auszubauen und qualitativ zu 
verbessern und 

- eine hohe Effektivität des gesamten Trans- 
portwesens durch eine volkswirtschaftlich sinn- 
volle Aufgabenteilung zwischen den Verkehrs- 
zweigen zu sichern, unwirtschaftliche Transporte 
und Gegenläufe zu vermeiden, die Güterströme 
zu steuern und die Kapazitäten maximal zu nut- 
zen. 

Um die Werktätigen des Eisenbahnwesens für 
die bewußte Erfüllung dieser Aufgaben zu mobi- 
lisieren und sie zu befähigen, selbst unter kom- 
plizierten Bedingungen ihrer Verantwortung ge- 
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recht zu werden, beschloß das Zentralkomitee 
der SED am 22. Januar 1952, bei der Deutschen 
Reichsbahn besondere politische Organe zu 
schaffen. Nach dem Vorbild der Sowjetischen 
Eisenbahnen wurden in der damaligen General- 
direktion Deutsche Reichsbahn die Politische 
Verwaltung und in den Reichsbahndirektionen 
und Reichsbahnämtern die ihr unterstellten Po- 
litischen Abteilungen gebildet. Gegliedert nach 
der Struktur der Eisenbahn, die nicht von der 
staatlichen territorialen Einteilung, sondern vom 
Streckennetz und von der Lage der Eisenbahn- 
knotenpunkte sowie von anderen produktionsbe- 
dingten Eigenarten des Eisenbahnwesens be- 
stimmt wird, gewährleisteten die Politische 
Verwaltung und ihre Organe die konsequentere 
einheitliche Erfüllung der Parteibeschlüsse im 
gesamten weitverzweigten Eisenbahnnetz. 

Sie sicherten in intensiver politisch-ideologi- 
scher Überzeugungsarbeit außerdem die Lösung 
der rasch wachsenden Aufgaben im internatio- 
nalen Verkehr, die der jungen DDR aus ihrem 
Ex- und Import, besonders in die und aus den 
RGW-Staaten, erwuchsen. Welche Struktur- 
wandlungen hier eingetreten waren, belegen u.a. 
folgende Angaben. 

1936 war der Außenhandel des Territoriums 
der späteren DDR zu 80 % mit Ländern abgewik- 
kelt worden, die auch nach dem zweiten Welt- 
krieg zum imperialistischen Lager gehörten; jetzt 
entfielen drei Viertel des Außenhandelsumsatzes 
auf Länder der sich herausbildenden sozialisti- 
schen Staatengemeinschaft. Besonders rasch ent- 
wickelte sich der Handel mit der Sowjetunion. 
Langfristige Abkommen sicherten den wachsen- 
den Bedarf der DDR an Rohstoffen und Halbfa- 
brikaten und den Absatz der eigenen Erzeug- 
nisse. Nur die Eisenbahn bot die notwendigen 
Voraussetzungen, den weitaus größten Teil der 
Massentransporte im Landverkehr übernehmen 
zu können. Erste Kapazitätserweiterungen im 
Kraftverkehr mußten zunächst hauptsächlich 
auf den innerbetrieblichen Transport sowie den 
Güter- und Personenverkehr über kurze Entfer- 
nungen im Inland konzentriert werden. 

Im Ergebnis dieser Entwicklung blieb die Vor- 
rangstellung der Eisenbahn im Güterverkehr bis 
1955 bei starkem absolutem Wachstum der 
Transportmenge wie der Transportleistung weit- 
gehend unverändert erhalten. Im Personenver- 
kehr wuchs mit der Flächenerschließung durch 
den Kraftverkehr die Zahl der beförderten Per- 
sonen zwar kaum noch; die Personenbeförde- 
rungsleistung stieg aber infolge der zunehmen- 
den Benutzung der Eisenbahn für Reisen über 
weite Entfernungen. 

In der zweiten Hälfte der zoer und zu Beginn 
der 60er Jahre konzentrierte sich der weitere 
wirtschaftliche Aufbau vor allem auf die zügige 
Erweiterung der Brennstoff- und Energiewirt- 
schaft und der chemischen Industrie sowie die 
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Modernisierung des Maschinenbaus, der Metall- 
urgie und der feinmechanisch-optischen Indu- 
strie. Das auf Beschluß der 30. Tagung des ZK 
der SED von der Regierung der DDR im März 
1957 verkündete Kohle- und Energieprogramm 
bewirkte den Bau des größten Braunkohlenver- 
edlungswerks Europas »Schwarze Pumpe«, die 
Errichtung solcher Kraftwerkriesen wie Lübbe- 
nau und Vetschau sowie die Fertigstellung der 
Kraftwerke Vockerode, Trattendorf, Hagenwer- 
der/Berzdorf und Hirschfelde. Das im Novem- 
ber 1958 von der Zentralen Chemiekonferenz de: 
ZK der SED und der Staatlichen Plankommis- 
sion der DDR verabschiedete Chemieprogramm, 
mit dem in diesem traditionell stark entwickelten 
Zweig unserer Volkswirtschaft den Anforderun- 
gen aus der im Weltmaßstab einsetzenden wis- 
senschaftlich-technischen Revolution Rechnung 
getragen werden sollte, führte ab 1959 zum Bau 
des Petrolchemischen Kombinats Schwedt, des 
Kombinatsteils Leuna II, des Chemiefaserwerks 
Guben, der Gipsschwefelsäurefabrik Coswig so- 
wie zur Erweiterung des Elektrochemischen 
Kombinats Bitterfeld und der Chemiefaserwerke 
Premnitz und Schwarza. 

Sprunghaft steigende Außenhandelsumsätze 
spiegelten das gewachsene Leistungsvermögen 
der DDR-Wirtschaft und die zunehmende Ver- 
flechtung mit den Ländern des RGW wider. Das 
Volumen des gegenseitigen Warenaustauschs 
mit der Sowjetunion hatte sich ıg61 im Vergleich 
zu 1950 fast auf das Sechsfache erhöht. Die so- 
wjetischen Lieferungen deckten den wichtigsten 
Importbedarf der DDR bei Steinkohle, Eisenerz, 
Erdöl, Walzstahl und Baumwolle. Die DDR |ie- 
ferte vorwiegend Maschinen, Ausrüstungen und 
Geräte sowie Konsumgüter. 

Für das Transportwesen war bedeutungsvoll, 
daß sich mit der sozialistischen Industrialisie- 
rung die Territorialstruktur der DDR wesentlich 
veränderte. Es mußte außerdem für die erstar- 
kende Volkswirtschaft der DDR, vor allem für 
die rasch expandierende Industrie, ständig stei- 
gende Beförderungsleistungen in der Versor- 
gung mit Rohstoffen und Material, im Berufs- 
verkehr und beim Absatz der Erzeugnisse 
erbringen und zugleich ständig zunehmende An- 
forderungen an die erhöhte Transportqualität er- 
füllen. Mit dem wachsenden Lebensstandard der 
Werktätigen, dem steigenden Einkommen aller 
Bevölkerungsschichten vermehrten sich gleich- 
zeitig auch quantitativ wie qualitativ die Anfor- 
derungen an den Reiseverkehr. Dabei ermög- 
lichte der wirtschaftliche Fortschritt seit Mitte 
der 5oer Jahre nunmehr auch, die materiell-tech- 
nische Basis des volkseigenen Kraftverkehrs ver- 
stärkt auszubauen. Neben erhöhten Importen 
trug die DDR-Kraftfahrzeugindustrie selbst ent- 
scheidend dazu bei, den Fahrzeugpark zw ver- 
mehren und zu verjüngen und damit wesentliche 
Voraussetzungen für eine steigende Leistung 


und Effektivität zu schaffen. Der Kapazitätszu- 
wachs im volkseigenen Kraftverkehr und die 
Einführung sozialistischer Organisationsformen 
ermöglichten es, diesen Verkehrszweig verstärkt 
in die Arbeitsteilung einzubeziehen. Im Perso- 
nenverkehr wurde die Eisenbahn dadurch merk- 
lich entlastet, und im Güterverkehr bei der Flä- 
chenerschließung war der verstärkte Einsatz des 
Kraftverkehrs gleichfalls spürbar. 

Auch die Binnenschiffahrt trug zur positiven 


Gesamtbilanz bei, allerdings im geringeren Um- 1950 Vergleich 1961 Vergleich 
fang. Die technisch stark überalterte Flotte zu 1936' zu 1936! 
konnte damals erst in Anfängen modernisiert Mill.t % Mill.t % 
werden. Um das planmäßige Einbeziehen dieser Braunkohle 137 135,6 937 234,6 
Kapazitäten zu sichern, entstand 1957 der VEB Braunkohlen- 

Deutsche Binnenreederei. Ihm wurden 1958 die briketts 37,7 160,4 58 246,8 

Binnenhäfen und Binnenwerften unterstellt. Roheisen 0,337 167,7 2,03 1010,0 

Der entscheidende Verkehrszweig der Volks- Rohstahl 

wirtschaft der DDR aber blieb die Eisenbahn. in Blöcken 0,988 83,3 344 287,1 

Sie stellte als stark zentralisierter Wirtschafts- De no 100 0,330 1441 

zweig einen wesentlichen Faktor bei der weiteren Zeh 14 875 5,3 3312 

Entwicklung sozialistischer Produktionsverhält- - - - 

nisse und der zunehmenden Nutzung ökonomi- 1. auf dem vergleichbaren Territorium 

Entwicklung des Güter- und Reiseverkehrs (nur öffentlicher Binnenverkehr) 

Jahr _Gütertransport- Gütertransport- Beförderte Personenbeförderungs- 
menge leistung Personen leistung 
Insges. Deutsche Insges. Deutsche Insges. Deutsche Insges. Deutsche 

Reichsbahn Reichsbahn Reichsbahn Reichsbahn 
1000t 100: % Mill. Mill. % Mil. Mill. % Mill. Mill. % 
tkm tkm Pkm Pkm 

1950 182805 128504 70,3 17616 15064 85,5 1065 954 89,6 20483 18576 90,7 

1955 290000 207514 71,6 28867 25222 87,4 1352 1016 75,1 27405 22905 83,6 

1961 403652 248714 61,6 39793 34733 87,3 1552 830 53,5 29659 19540 65,9 

Anteile der Verkehrszweige am Güter- und Reiseverkehr in % (nur öffentlicher Binnenverkehr) 

Jahr Gütertransport- Gütertransport- Beförderte Personenbeförde- 
menge leistung Personen rungsleistung 
Deutsche Kraft- Binnen- Deutsche Kraft- Binnen- Deutsche Kraft- Deutsche Kraft- 
Reichs- verkehr schiff- Reichs- verkehr schiff- Reichs- verkehr Reichs- verkehr 
bahn fahrt bahn fahrt bahn bahn 

1950 70,3 24,2 5,5 85,5 5,5 9,0 89,6 10,4 90,7 9,3 

1955 71,6 24,0 4,4 87,4 551 17,5 75,1 24,9 83,6 16,4 

1961 61,6 35,4 3,0 87,3 7,2 5,5 53,5 46,5 65,9 34,1 


scher Gesetze während der Übergangsperiode 
dar. Ihr großer Einfluß auf die Effektivität der 
Volkswirtschaft, ihr hoher Konzentrationsgrad 
und die enge Verflechtung mit allen Teilen des 
Reproduktionsprozesses machten die Deutsche 
Reichsbahn zu einem wichtigen politischen und 
ökonomischen Einflußfaktor. 


Produktion ausgewählter Erzeugnisse 1950 und 1961 
in der DDR 


Die Gestaltung des Streckennetzes 


Zu Beginn der soer Jahre waren bei der Deut- 
schen Reichsbahn sehr komplizierte Probleme 
zu lösen, denn trotz ihrer eindeutigen Vorrang- 
stellung im Verkehrswesen standen für eine Er- 
höhung der Transportkapazitäten nur sehr be- 
grenzte Mittel zur Verfügung. 

Die Schaffung der materiellen Grundlagen 
für den Aufbau des Sozialismus mit ihren wich- 
tigsten Aufgaben, der sozialistischen Industriali- 
sierung und der sozialistischen Umgestaltung 


der Landwirtschaft, erforderte gewaltige Investi- 
tionen und Anstrengungen. Die junge Republik 
mußte, gestützt auf die Hilfe der Sowjetunion, 
eine solche materiell-technische Basis herstellen, 
die eine im wesentlichen planmäßig proportio- 
nale Entwicklung ihrer Wirtschaft gewährlei- 
stete, ihre politische und ökonomische Unabhän- 
gigkeit sicherte und sie vor allem von den 
systematischen Störversuchen imperialistischer 
Länder frei machte. 
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Skizze des 
Berliner Außenringes 


Das wichstigste Bau- 
vorhaben der poer 
‚Jahre: der Berliner 
Außenring. Für den 
Bau von ı8okm 
Strecke mußten über 
10 Mill.m3 Erde be- 
wegt werden (Fotos 
S. 201/202). 
Eröffnung des 
Berliner Außenringes 
(S. 202 unten). 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Unter diesen Umständen mußte die Erweite- 
rung des Streckennetzes auf wenige, unbedingt 
notwendige Vorhaben begrenzt werden. Im ge- 
samten ersten Fünfjahrplan erhielt die Deutsche 
Reichsbahn nur 213000t Schienen, 531000 m3 
Holzschwellen und 5000 m3 Betonschwellen, die 
vor allem für die Instandhaltung benötigt wur- 
den. 

Am dringendsten geboten waren Veränderun- 
gen im Großraum Berlin, wo die Streckenfüh- 
rung und die Verkehrsverhältnisse den politi- 
schen Realitäten nicht mehr entsprachen. Hier 
war schnell eine grundlegende Lösung herbeizu- 
führen, die es ermöglichte, den DDR-Binnenver- 
kehr über die Berliner Westsektoren schrittweise 
zu verringern und die zunächst noch hohe Stör- 
empfindlichkeit des Berliner Eisenbahnknotens 
allmählich zu überwinden. Die zerstörten Kopf- 
bahnhöfe wie der Anhalter Bahnhof und der 
Nordbahnhof kamen für ein harmonisch gestal- 
tetes Netz ohnehin nicht mehr in Frage; denn ge- 
rade die Zersplitterung der Kapazitäten und die 
damit verbundenen zusätzlichen Belastungen 
sollten vermindert werden. So konnte z.B. durch 
die sinnvolle Erweiterung des S-Bahnnetzes 
(Verlängerung bis Falkensee, Staaken, Königs 
Wusterhausen) bis 1952 und die dadurch mögli- 
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che Reduzierung von Fern- und Vorortzügen der 
Binnenreiseverkehr im wesentlichen über Strek- 
ken und Bahnhöfe der Hauptstadt der DDR ge- 
leitet werden. Zu diesem Zeitpunkt wurden der 
Lehrter, der Görlitzer und der Anhalter Bahnhof 
sowie der Nordbahnhof bereits nicht mehr ge- 
nutzt. 

Wesentlich schwieriger war es, die Probleme 
des Güterverkehrs zu lösen. Die Hauptrichtung 
der Verkehrsströme verlief, der Struktur der 
DDR-Volkswirtschaft zufolge, in Süd-Nord- 
Richtung. Eine leistungsfähige Verbindung war 
lebenswichtig. Die Berliner Westsektoren konn- 
ten dafür nicht in Betracht kommen. Deshalb 
mußten große Teile früherer Verkehrsplanung 
für eine Güterumgehungsbahn verworfen und 
eine völlig neue Konzeption erarbeitet werden. 
Fest stand auch, daß die neu zu errichtenden 
Strecken, die als Berliner Außenring heute zu 
den wichtigsten Eisenbahnverbindungen der Re- 
publik zu rechnen sind, als Hauptbahn ausgelegt 
werden und in ihren Trassierungsparametern 
modernen Anforderungen entsprechen mußten. 
Für ı60km/h gebaut und in der Regel mit Bo- 
genradien über 2000m ausgestattet, wurden 
diese Strecken von vornherein für eine flüssige 
Betriebsführung bei hoher Belegung errichtet. 


Am 1.November 1950 begannen mit dem Bau 
des Teilabschnitts Grünau - Ludwigsfelde die 
Arbeiten am Berliner Außenring. Die Baueisen- 
bahner mußten mit sehr schwierigen Bedingun- 
gen fertig werden, denn für die Planung und 
Vorbereitung stand nur sehr wenig Zeit zur Ver- 
fügung. Aber gerade bei diesen komplizierten 
Aufgaben bewiesen sich die Kraft und das 
Schöpfertum der Menschen unter den veränder- 
ten gesellschaftlichen Bedingungen. Eine Viel- 
zahl völlig neuer Arbeitsmethoden und Techno- 
logien wurde in sehr kurzer Zeit eingeführt. Sie 
vereinfachten, beschleunigten und verbilligten 
den Bauablauf. In vielen Fällen wurde die Reali- 
sierung des damals größten Investitionsvorha- 
bens der Deutschen Reichsbahn durch sie erst 
möglich. Einige der Technologien wurden für 
den Streckenneubau richtungsweisend, so die so- 
fortige Befahrbarkeit verfestigter Dammkörper 
und die Dammschüttung mit Hilfe normalspuri- 
ger Güterwagen. Auch für die durchgängige 
dreischichtige Nutzung der schweren Erdbau- 
technik, die Organisation der politisch-ideologi- 
schen Arbeit und die kulturelle und soziale Be- 
treuung von zeitweise über 5000 Eisenbahnern 
wurden wertvolle Erfahrungen gesammelt. 

Für den Berliner Außenring mußten ein- 
schließlich der Anschlußbögen 180 km Strecke 
neu gebaut, etwa 100 Bauwerke errichtet und die 
Sicherungsanlagen modernisiert werden. Über 
10 Mill. m3 Erde wurden versetzt. Allein für den 
nur ı5km langen Abschnitt Saarmund— Golm 
durch die Hügel- und Seenlandschaft bei Pots- 
dam mußten ı5 Brücken neu gebaut werden. Mit 
der Fertigstellung der Abschnitte, die die Strek- 
ken Karow—Wuhlheide—Grünau und Gensha- 
gener Heide—Michendorf miteinander verban- 
den, wurde ein weiteres wichtiges Teilziel 
erreicht. 

Als ausgesprochene Pionierleistung der Eisen- 
bahner gilt die Dammschüttung durch den Tem- 
pliner See im Abschnitt Saarmund— Golm. Teil- 
weise mußte bis zu 5om unter dem Wasserspie- 
gel gebaut werden. Über 2/, Mill. m} Erde 
wurden bewegt, und erst die Anwendung eines 
völlig neuartigen hydromechanischen Spülver- 
fahrens ermöglichte eine so entscheidende spezi- 
fische Kostensenkung, daß die zuverlässigste 
und betrieblich günstigste Trassenführung ge- 
wählt werden konnte. Der Damm durch den 
Templiner See wurde damals als das in seiner 
Art schwierigste Eisenbahnbauvorhaben in 
Europa gerühmt. 

1956 schloß die Verbindung Saarmund— Pots- 
dam—Golm den Berliner Außenring. Damit 
hatte die Deutsche Reichsbahn ein zentrales 
Problem der Netzgestaltung in der DDR erfolg- 
reich gelöst. 

Gleichzeitig mit den Bauarbeiten am Außen- 
ring waren Maßnahmen zur Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit der Berliner Rangierbahnhöfe 


eingeleitet worden. Ein großer Teil des Güterver- 
kehrs lief jetzt über Wuhlheide, Wustermark 
und Seddin. Für den Transit sowie den Export- 
und Importverkehr wurden wesentliche Verbes- 
serungen wirksam. Besonders für die lebenswich- 
tigen Verbindungen über die VR Polen in die 
UdSSR gab es nun bessere Bedingungen. 

Der Bau des Berliner Außenrings war eine 
grundlegende Voraussetzung für die Störfreiheit 
der Republik gegenüber vielfältigen, von West- 
berlin ausgehenden Provokationen. Als am 
13. August ıg6ı die Staatsgrenze der DDR zu 
Westberlin gesichert wurde, bewährte er sich 
ebenfalls. Vor allem aber bot er eine ausgezeich- 
nete Grundlage, das Eisenbahnnetz für den 
Großraum Berlin auch weiterhin rationell und 
modern zu gestalten. Nachdem zu Beginn der 
60er Jahre auch die Streckenabschnitte Wuster- 
mark—Golm und Birkenwerder— Wustermark 
des Berliner Außenrings durch zweite Gleise 
komplettiert wurden, entsprach er bezüglich der 
Durchlaßfähigkeit hohen Anforderungen. 

Ähnlich wichtig für die materiell-technische 
Basis der sich herausbildenden sozialistischen 
Volkswirtschaft waren leistungsfähige Eisen- 
bahnverbindungen zu den Braunkohletage- 
bauen. Im Raum Halle/Leipzig genügten Teil- 
maßnahmen, weil ein dichtes Eisenbahnnetz 
vorhanden war, das nur in seiner Streckenfüh- 
rung mitunter erheblich verändert werden 
mußte, wie z.B. bei der Geiseltalbahn zwischen 
Merseburg und Mücheln oder zwischen Bitter- 
feld und Delitzsch. Für den Anschluß der im 
Cottbus/Senftenberger Revier neu aufgeschlos- 
senen Tagebaue und so wichtiger Großbetriebe 
wie Schwarze Pumpe, Lauchhammer, Tratten- 
dorf, Lübbenau, Boxberg und Vetschau war eine 
weitreichende Umgestaltung des Eisenbahnnet- 
zes unter Berücksichtigung langfristig optimaler 
Lösungen anzustreben. Nicht immer ist dieses 
Ziel ganz erreicht worden. Die schnelle, oftmals 
überraschende Änderung der Abbaubedingun- 
gen ließ einige Lösungen bald veralten. Dennoch 
lösten die Eisenbahner die außerordentlich an- 
spruchsvollen Aufgaben des massenintensiven 
Braunkohletransports erfolgreich. Gerade für 
Transporte dieses bedeutendsten unter allen uns 
zur Verfügung stehenden Energieträgern hat 
sich die Eisenbahn als ideales Transportmittel 
erwiesen. 

Neben dem konzentrierten Einsatz der verfüg- 
baren Mittel zur Verbesserung des Netzes im 
Raum Berlin und dem Bau neuer Eisenbahnver- 
bindungen für den Braunkohletransport trug die 
Deutsche Reichsbahn dem ständig zunehmen- 
den Nord-Süd-Verkehr durch die Verdichtung 
des Netzes in den Nordbezirken Rechnung. Ne- 
benstrecken zwischen Güstrow und Belzig über 
Karow—Neustadt(Dosse) und Brandenburg, 
von Fürstenberg(Havel) über Eberswalde nach 
Frankfurt(Öder) und zwischen Prenzlau und Lö- 


wenberg(Mark) wurden für den Durchgangsver- 
kehr hergerichtet und so die traditionellen, jetzt 
eingleisigen Hauptstrecken in nord-südlicher 
Richtung entlastet. 

Sehr dicht belegte und volkswirtschaftlich 
wichtige Streckenabschnitte wurden zweigleisig 
ausgebaut, so vor allem die Hauptstrecken Leip- 
zig—Halle(Saale)—Magdeburg, Berlin— Wit- 
tenberg, Frankfurt(Oder)—Guben und Zwik- 
kau— Johanngeorgenstadt. 

Dank der Überlassung von Ausrüstungen für 
den elektrischen Zugbetrieb begann mit sowjeti- 
scher Hilfe ab 1952 im Raum Halle/Leipzig— 
Dessau—Roßlau die Wiederaufnahme der elek- 
trischen Zugförderung. Ausschlaggebend dafür 
waren die überaus starke Streckenbelastung in 
diesem hochindustrialisierten Gebiet, die Nähe 
des wiedererrichteten Bahnkraftwerks Mulden- 
stein und der anfangs einzigen Reparaturbasis 


für Elektrolokomotiven im Reichsbahnausbesse- 
rungswerk Dessau. 

Am 1. September 1955 wurde die elektrifizierte 
Strecke Halle(Saale)— Köthen für den Verkehr 
freigegeben. Nach Übergabe der elektrisch 
betriebenen Strecken Köthen-Magdeburg 
(20. Dezember 1956), Roßlau-Bitterfeld-Leip- 
zig und Halle(Saale)-Leipzig (1958), war die 
Verbindung zwischen den Industriezentren 
Halle/Leipzig und Magdeburg geschlossen. 

Eine umfassendere Streckenelcktrifizierung 
stand zunächst nicht zur Diskussion, da volks- 
wirtschaftlich wichtigere Vorhaben in jenen 
Jahren die Wirtschaftskraft der DDR voll in An- 
spruch nahmen. Außerdem verfügten weder der 
im Aufbau befindliche Schwermaschinen- und 
Anlagenbau noch die Elektroindustrie über aus- 
reichende materielle und personelle Voraus- 
setzungen für die dafür erforderliche Produktion. 
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DiE GESTALTUNG 
DES 
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Für den Berliner Au- 
‚Benring wurden etwa 
100 Bauwerke errich- 
tet: hier die Brücke 
über den Templiner 


See. 


Zuden wiedererrichteten 
Brücken im Netz der 
Deutschen Reichsbahn 
gehörte auch die Elster- 
talbrücke. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


6. KarıteL 
1949-1961 


Die Empfangsgebäude 
wichtiger Bahnhöfe 
wurden wiederaufge- 


baut — Leipzig Haupt- 


bahnhof 

Fotos: Deutsche Foto- 
thek Dresden, Zentrale 
Bildstelle Deutsche 
Reichsbahn 


Entwicklung des Streckennetzes der Deutschen 
Reichsbahn (in km) 

1950 1960 
Betriebene Streckenlänge 15 946 16 138 
Normalspur 14.037 14819 
Schmalspur 1909 1319 
Hauptbahn 7279 1348 
Nebenbahn 8667 8790 
Eingleisige Strecken 14781 14312 
Zweigleisige Strecken 1056 1691 
Dreigleisige Strecken 31 19 
Viergleisige Strecken 70 116 
Elektrifiziert 325' 585? 


1. Nur das elektrifizierte S-Bahnnetz Berlins 
2. Davon 347km S-Bahn 


Die Belastung des Netzes erhöhte sich in diesem 
Jahrzehnt jedoch weitaus rascher als seine Kapa- 
zität. Dies zeigt besonders deutlich die Entwick- 
lung der jährlich je Kilometer Betriebslänge er- 
brachten Transportleistung, also der dynami- 
schen Transportdichte. Sie wuchs angesichts des 
rasch steigenden volkswirtschaftlichen Trans- 
portbedarfs von 3,3 Mill. Brtkm 1950 auf 
5,5 Mill. Brtkm 1955 und 6,1 Mill. Brtkm 1060, 
also auf fast 185 %. 

Besondere Erschwernisse ergaben sich aus 
dem noch sehr niedrigen Anteil zwei- und mehr- 
gleisiger Strecken. Trotz klug durchdachten kon- 
zentrierten und effektiven Einsatzes der begrenz- 
ten Investitionsmittel und zahlloser Initiativen 


der Eisenbahner machten sich ınit der ständig 
zunehmenden Streckenbelegung Mängel im 
Oberbauzustand wichtiger Strecken leistungs- 
hemmend bemerkbar. Erneuerung und Instand- 
haltung blieben, hauptsächlich bedingt durch 
Arbeitskräftemangel und noch sehr begrenzte 
Möglichkeiten der Mechanisierung dieser Arbei- 
ten, immer mehr hinter den hohen Anforderun- 
gen zurück. Zunehmend behinderten Fahrzeit- 
verlängerungen den Zugbetrieb und schränkten 
somit die Durchlaßfähigkeit der Strecken ein. 
Da sich dadurch auch die Ausbleibezeiten ver- 
längerten, verringerten sich die Lokomotivlei- 
stungen, und die Arbeitsbedingungen des Fahr- 
personals verschlechterten sich. 

Infolge der überdurchschnittlichen Strecken- 
belastung führten Wartezeiten vor den Bahnhö- 
fen und eine zögernde Zugauflösung und -bil- 
dung zu erheblichen Störungen des gesamten 
Güterverkehrs. Schrittweise wurden deshalb zu- 
mindest die wichtigsten Rangierbahnhöfe mit 


neuer Technik, Rangierfunkanlageı, Laufziel- 
bremsen, Gleisbremsen und Ablaufspeicherstell- 
werken ausgerüstet. Eine durchgängige Moder- 
nisierung war damals noch nicht möglich. 

Von vornherein mit modernen Sicherungsan- 
lagen ausgestattet wurde der Berliner Außenring. 
Auf der Strecke Berlin—Dresden—Schöna, 
über die der Transitverkehr aus nordeuropä- 
ischen Ländern in den Südosten Europas und 
wichtige Außenhandelsverbindungen der DDR 
verlaufen, wurden im Abschnitt Neuhof—Do- 
berlug-Kirchhain Gleisbildstellwerke eingesetzt. 
Mit großen Anstrengungen gelang es, auch auf 
anderen Strecken viele provisorische Sicherungs- 
anlagen der ersten Nachkriegsjahre abzulösen, 
sicherungstechnisch bedingte Einschränkungen 
aufzuheben und die Störanfälligkeit der Siche- 
rungsanlagen durchgängig zu vermindern. Das 
gesamte Fernsprechnetz konnte etappenweise 
überholt und immer besser der veränderten Lei- 
tungsstruktur angepaßt werden. 


Die Dampflokomotive — wichtigstes Triebfahrzeug 


Selbst die begrenzte Kapazität ihres Strecken- 
netzes konnte die Deutsche Reichsbahn 1949 
nicht immer voll nutzen; denn für die Bespan- 
nung der Züge standen nicht genügend Trieb- 
fahrzeuge zur Verfügung. Der Mangel an geeig- 
neten, einsatzbereiten und leistungsstarken Lo- 
komotiven wurde sehr schnell zum entscheiden- 
den Engpaß bei der weiteren Steigerung der 
Beförderungsleistung. 

Dabei konnte die Deutsche Reichsbahn zu- 
nächst davon ausgehen, daß auf ihren Strecken 
die Dampflokomotive schon immer das bevor- 
zugte Triebfahrzeug gewesen war und deshalb 
ihr Einsatz noch für einige Zeit eine nicht nur 
notwendige, sondern auch technisch-technolo- 
gisch durchaus zweckmäßige Variante darstellte. 
Zudem ließen sich Dampfloks mit den in der 
DDR vorhandenen Anlagen, Materialien und 
Erfahrungen noch am leichtesten und schnell- 
sten reparieren. Deshalb verursachte die immer 
noch beträchtliche Zersplitterung des Parks in 
156 Baureihen (1949) sehr große Schwierigkeiten, 
obwohl seit 1946 wesentliche Fortschritte bei der 
Verminderung der Typenvielfalt erreicht worden 
waren. Vor allen Dingen aber wirkte sich der 
überdurchschnittlich hohe Anteil schadhafter 
Lokomotiven, der auf Kriegsfolgen zurückzufüh- 
ren war, unangenehm aus. 1950 standen dem Be- 
trieb durchschnittlich nur rd. 2500 Loks zur 
Verfügung, das waren etwa 45% des Gesamt- 
parks. Allerdings bildete gerade dieser umfang- 
reiche Schadpark eine wichtige Materialquelle, 
um die Zahl der einsatzbereiten Lokomotiven zu 
erhöhen. 

Die Deutsche Reichsbahn setzte daher ihre 
gesamte Reparaturkapazität dafür ein, den ver- 


fügbaren Betriebspark durch die beschleunigte 
Reparatur des Altschadparks, also der zwar vor- 
handenen, aber nicht einsatzfähigen Lokomoti- 
ven, zu erhöhen. Durch diesen Rückgriff auf zu 
reparierende Schadbestände mußte notwendiger- 
weise das Durchschnittsalter des Lokparks weiter 
steigen. So waren in der ersten Hälfte der 50er 
Jahre über 60% der Lokomotiven älter als 
95 Jahre. Dadurch nahm die Schadanfälligkeit 
zu, Störungen im Zugbetrieb häuften sich, und 
der Instandhaltungsaufwand stieg überdurch- 
schnittlich an. So verursachte die Hauptuntersu- 
chung einer Personenzuglokomotive der Bau- 
reihe 38 im 35. Einsatzjahr fast 3,5mal soviel Ko- 
sten wie nach 25 Betriebsjahren. Entscheidende 
Kapazitätseinschränkungen ergaben sich aber 
nach wie vor durch die fast ausschließliche 
Braunkohlefeuerung, obwohl das Lokpersonal es 
immer besser gelernt hatte, die komplizierte 
Feuerungstechnik zu beherrschen. Hatte die 
durchschnittliche tägliche Laufleistung einer 
Güterzuglokomotive im ersten Nachkriegsjahr 
150km betragen, wurden 1950 immerhin 200 km, 
im Reisezugdienst 250 km zurückgelegt. 

Ein Beschluß des ZK der SED war die Grund- 
lage dafür, ab 1953 den Reichsbahnausbesse- 
rungswerken jeweils bestimmte Lokomotivgat- 
tungen zuzuweisen. Daraufhin ging die Deut- 
sche Reichsbahn folgerichtig den nächsten 
Schritt, um mit einer rigorosen Verminderung 
der Baureihen die Reparaturkapazitäten besser 
für eine Gesundung des Lokparks zu nutzen, 
störanfällige Lokomotivtypen auszusondern und 
alle Kräfte und Mittel auf die am besten geeig- 
neten Lokomotivgattungen zu konzentrieren. 
Die Reparaturleistungen wurden spezialisiert, 
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6. KArıTEL 
1949-1961 


Die erste Kohlenstaub- 
lokomotive der Deut- 


schen Reichsbahn 


Die Kohlenstaubloko- 
motive 03 1087 auf 
dem Berliner Ostbahn- 
hof. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


zunehmend die Vorteile industrieller Instandhal- 
tung genutzt und erhebliche qualitative Fort- 
schritte erreicht. Von ıg5ı bis 1958 stiegen bei- 
spielsweise die Leistungen der Werktätigen in 
den Reichsbahnausbesserungswerken auf 163 %. 
Trotz des hohen Durchschnittsalters der Loko- 
motiven wurde der Betriebsablauf auf diese 
Weise im wesentlichen störungsfrei. 

Um die Nachteile der Braunkohlefeuerung für 
die Arbeitsbedingungen des Lokpersonals zu 
vermindern und die Energie besser auszunutzen, 
mußten zugleich neue Wege bei der Dampflok- 
konstruktion beschritten werden. Angesichts der 
starken Inanspruchnahme von Transportkapazi- 
täten für den eigenen Feuerungsbedarf, des nur 
geringen Nutzkoeffizenten der verfeuerten 
Braunkohle und der überaus harten körperli- 
chen Arbeit der Heizer war die Suche nach 
neuen, besseren Lösungen dringend geboten. Da 
jedoch volkswirtschaftliche Voraussetzungen 
einer umfangreicheren Ablösung kohlegefeuer- 
ter Dampfloks erst in Ansätzen bestanden, ent- 
schloß sich die Deutsche Reichsbahn, die Ent- 
wicklung leistungsfähiger Kohlenstaubloks zu 
forcieren. 

Der Ende der 4oer Jahre einsetzende Umbau 
von Rostlokomotiven auf Kohlenstaubfeuerung 
erwies sich für die Deutsche Reichsbahn aus 
mehreren Gründen als ein zweckmäßiger Weg. 
Fast alle Güterzuglokomotiven mußten damals 
noch überwiegend mit Rohbraunkohle betrieben 
werden, da die Braunkohlenbriketts vorrangig 
dem Reisezugdienst vorbehalten blieben. Unter 
diesen Bedingungen begrenzte nicht mehr die 
Belastbarkeit der Kesselheizfläche die Leistung 
der Lokomotiven, sondern die Physis des Hei- 
zers. Unter der Leitung des Konstrukteurs Hans 
WeEnDLER konnten alle Hindernisse überwunden 
werden. Mit einer Vielzahl völlig neuer techni- 
scher Lösungen wurde die kohlenstaubgefeuerte 
Lokomotive in sehr kurzer Zeit zur Serienreife 
geführt. Neu im System WENDLER war vor allen 
Dingen das Verfahren der Zuführung des Koh- 


lenstaubs. Während AEG und Sruc bei ihren 
früher erwähnten Konstruktionen sich einer me- 
chanischen Förderung bedient hatten, wurde der 
Kohlenstaub nun pneumatisch zugeführt, wobei 
ausschließlich die Förderluft für die Verbren- 
nung genutzt wurde. 

1950 testete die Fahrzeugversuchsanstalt Halle 
die erste im Reichsbahnausbesserungswerk Sten- 
dal umgebaute Lokomotive der Baureihe 58. Die 
Versuche verliefen erst befriedigend, als Schorn- 
stein und Blasrohr verengt und der traditionelle 
Bunker in Kammern unterteilt wurde. 

Bis 1957 rüstete die Deutsche Reichsbahn 
130 Schnellzug- und schwere Güterzugloks 
hauptsächlich der Baureihen 17, 44, 52 und 58 
auf Kohlenstaubfeuerung um. Obwohl von der 
Not diktiert, verkörperten sie eine technisch sehr 
interessante Weiterentwicklung im Lokomotiv- 
bau, mit wesentlichen, für die damalige wirt- 
schaftliche Lage entscheidenden Vorzügen. Die 
schwere Arbeit der Heizer wurde erleichtert, die 
Braunkohle um fast 25% besser ausgenutzt, und 
nun konnte auch verhältnismäßig minderwerti- 
ger Brennstoff verfeuert werden. Diesen Vortei- 
len standen allerdings hohe Aufwendungen in 
Gestalt der Mahlanlagen sowie komplizierte 
Transport- und Lagerprozesse des Feuerungs- 
guts einschränkend gegenüber. Ökonomisch ef- 
fektiv konnten Kohlenstaubloks vor allem im 
Umfeld der Braunkohlenindustrie eingesetzt 
werden. Mit der Erschließung neuer Möglichkei- 
ten der auch international sich abzeichnenden 
Tendenzen bei der Traktionsumstellung wurde 
die Kohlenstaublok nicht weiter verfolgt. Dessen 
ungeachtet war ihr Einsatz ein nützlicher und 
notwendiger Schritt bei der Lösung der Trak- 
tionsprobleme der Deutschen Reichsbahn. 

Ab 1954 ermöglichte die wachsende Wirt- 
schaftskraft der DDR einen weiteren Schritt bei 
der Leistungssteigerung und qualitativen Ver- 
besserung des Triebfahrzeugparks. Im VEB Lo- 
komotivbau »Karl Marx« Babelsberg wurde der 
Neubau moderner Dampflokomotiven aufge- 
nommen. Besonders bedeutsam war die Ausliefe- 
rung der speziell für die Verfeuerung von Braun- 
kohle konstruierten und für den Einsatz im 
mittelschweren Güterzugdienst vorgesehenen 
Lokomotiven der Baureihe 50*° sowie der Perso- 
nenzugtenderloks der BR 65 für industrielle 
Ballungsräume. Darüber hinaus produzierte der 
VEB »Karl Marx« für die Deutsche Reichsbahn 
Lokomotiven d:r Baureihen 83’ und gg. Die Per- 
sonenzuglok der Baureihe 29”, ebenfalls beson- 
ders für Braunkohlenfeuerung ausgelegt, wies 
Leistungsparameter auf, die annähernd denen 
der Schnellzuglok der Baureihe 03 entspra- 
chen - eine ingenieurtechnische Meisterleistung 
der Lokomotivbauer der DDR. 

Mit dem Bau von Lokomotiven, in denen 
Braunkohle vorteilhaft verfeuert werden konnte, 
gelang es, den Triebfahrzeugpark den Erschwer- 


nissen anzupassen, die aus der verfügbaren 
Energiebasis resultierten. Gegen Ende des Jahres 
1960 verließ die Lok 504088 als letzte neuerbaute 
Dampflok das Werk in Babelsberg. Die Werktä- 
tigen der Schienenfahrzeugindustrie hatten mit 
360 modernen Dampflokomotiven erheblich 
dazu beigetragen, die Zugförderungskapazität 
entsprechend den volkswirtschaftlichen Anfor- 
derungen und Potenzen zu erweitern. 

Neben dem Neubau von Dampflokomotiven 
hatten seit 1958 mehrere Reichsbahnausbesse- 
rungswerke begonnen, zusätzlich zu den planmä- 
ßigen Instandhaltungsarbeiten die Rekonstruk- 
tion von Dampfloks bestimmter Baureihen, von 
denen noch eine verhältnismäßig große Stück- 
zahl vorhanden war, aufzunehmen. Ziel dieser 
Rekonstruktion, die vom Aufwand her zwischen 
einer Generalreparatur und einem Neubau lag, 
bildete die längerfristige Erhaltung bestimmter, 
für das Zugförderprogramm bis zur Ablösung 
durch neue Traktionsarten noch benötigter 
Dampflokbaureihen. Bis 1962 hatte das Reichs- 
bahnausbesserungswerk Meiningen 85 Lokomo- 
tiven der Baureihe 39° rekonstruiert, sie u.a. 
mit neuen Hochleistungskesseln ausgestattet 
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Die Schnellzuglokomo- 
tie 17 1119 mit Koh- 
lenstaubfeuerung Sy- 
stem WENDLER und 
einem Kondenstender 


der Baureihe 52 


Die Kohlenstaubloko- 
motive 07 1001 wurde 
1950 von den franzö- 
sischen Staatsbahnen 
übernommen und im 
Reichsbahnausbesse- 
rungswerk Stendal auf 
Kohlenstaubbetrieb um- 
gestellt. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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Von der Baureihe 65 
wurden insgesamt 

88 Lokomotiven ge- 
baut, die vor allem für 
schwere Züge des Be- 
rufsverkehrs eingesetzt 
wurden. 


Die Baureihe 50% war 
aus der Baureihe 50 
weiterentwickelt wor- 
den. Sie wurde vor al- 
lem in den Nordbezir- 
ken der DDR einge- 
setzt. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


und als Baureihe 22 an die Deutsche Reichsbahn 
übergeben. 56 Maschinen der Baureihe 58° 
wurden im Reichsbahnausbesserungswerk Zwik- 
kau umgebaut und unter der Baureihenbezeich- 
nung 583° von der Deutschen Reichsbahn vor al- 
lem im Raum Gera, Glauchau, Werdau und 
Riesa eingesetzt. 

Im Ergebnis dieser Maßnahmen veränderte 
sich bis zum Beginn der 6oer Jahre der Trieb- 
fahrzeugpark tendenziell wie folgt: Der Gesamt- 
bestand an Lokomotiven verminderte sich; denn 
viele nicht mehr reparaturwürdige Lokomotiven 
wurden ausgesondert. Hinsichtlich der Zusam- 
mensetzung und Struktur des Parks konnten we- 
sentliche Verbesserungen erreicht werden. Die 


Zahl der Dampflokbaureihen war von 156 auf 86 
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vermindert worden und der Anteil neuer, rekon- 
struierter, speziell für die Verfeuerung von 
Braunkohle geeigneter Lokomotiven um fast 600 
angewachsen. Infolge dieser qualitativen Verbes- 
serung hatte sich die Zahl der Lokeinsatzstun- 
den von 15000 nach dem Krieg bis 1960 auf über 
20000, d.h. um rd. ein Drittel erhöht. 

Für die Wiederaufnahme des elektrischen 
Zugbetriebs im Raum Halle/Leipzig— Magde- 
burg—Dessau wurden zunächst überwiegend 
Loks der Baureihen E 04, E 44, und E 94 einge- 
setzt. Ende der 5zoer, Anfang der 60er Jahre be- 
gann der volkseigene Schienenfahrzeugbau mit 
der Produktion neuer Diesel- und Elektroloko- 
motiven, die aus dem perspektivischen Zugför- 
derungsprogramm abgeleitet wurden. 


Die 112454 mit einem 
Wendezug auf der 
Vi, > Strecke Fröttstädt- 
N er 23 Friedrichroda. 
ET, ul Das mit Fahrdraht 
6 a: überspannte Gleis im 
j * 5 Vordergrund gehört zur 
N Thüringerwaldbahn. 
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Im Personenzugverkehr 
eingesetzt: 

die Baureihe ro. Die 
110 213 hier auf dem 

Bahnhof Füterbog. 


Foto: Steckel 


Mit den dieselelektr- Ein mit einer Diesel- 
schen Lokomotiven der lokomotive der Baureihe 
Baureihe V 200 (jetzt 132 bespannter Güter- 
Baureihe 120) begann zug verläßt den Blan- 
in den Jahren kenheimer Tunnel. 
1966/67 der Import 

sowjetischer Großdiesel- 


lokomotiven. 


Fotos: Kirsche, Steckel 


Fotos: 

Rossserc: Geschichte 
der Eisenbahn, 

Steckel 


- Blick ın den Führer- 


stand des » Fliegenden 
Hamburger«, der in 
den goer Fahren die 
287 km lange Strecke 
Berlin- Hamburg mit 
einer Reisegeschwindig- 
keit von 125,6 km/h 
zurücklegte. 


Der Schnelltriebwagen 
182 009 im August 
1981 auf dem Bahnhof 
JFüterbog. Dieser als 
Bauart Köln bezeich- 
nete Triebzug verkehrte 
bei der Deutschen 
Reichsbahn als »Nep- 
tun« und als »Vindo- 
bona«. 


NE 


ki 


0 


Der sogenannte Leicht- 
triebwagen bedient Ne- 
benbahnstrecken — hier 
172 720 und 172 120 

auf dem Bahnhof Alt- 


ruppin. 
Schnelltriebzug der 


Baureihe 175 im Berli- 
ner Ostbahnhof 


Fotos: Steckel, Kirsche 
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Die Baureihe 250 wird 
seit 1974 an die Deut- 
sche Reichsbahn gelie- 
fert; im Hintergrund 
eine Lokomotive der 
Baureihe 211. 


Die 212001 während 
der Erprobung im 
Jahr 1982 


Fotos: Kirsche 


Der Oberleitungsrevi- 
sionstriebwagen 

188 200 der Deutschen 
Reichsbahn 


Foto: Steckel 
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Probefahrt der neuen 
S-Bahn-Baureihe 270 
im Dezember 1980 


Die Berliner S-Bahn 
befördert täglıch nahezu 
700.000 Reisende. 

Die dichteste Zugfolge 
besteht auf der seit 1882 
in Betrieb befindlichen 
Stadtbahnstrecke. 


Die Fahrzeuge der 
Baureihe 280 waren 
die Prototypen für neue 
S-Bahnzüge in den Be- 
zirksstädten, hier auf 
dem Bahnhof Wurzen. 


Fotos: Steckel, Kirsche (2) 


280007:5 © 


rs 


AU EEEEEE:SENZ. 


ri, 


u. 


Acht-Wagen- 
Maschinen-Kühlzug in 
Schwerin-Görries im 
Februar 1983 


Ein Kesselwagenzug in 
Riesa 


Fotos: Steckel 
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Schwerguttransport: 
Auf einem 32achsigen 
Tiefladewagen wird ein 
etwa 500 £ schwerer 
Generatorständer befor- 
dert. 


Werkhalle im Reichs- 
bahnausbesserungswerk 


Engelsdorf bei Leipzig 


Fotos: Kirsche 
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Für Sonderfahrten 
wurden diese beiden 
Personenwagen (linke 
Seite und rechts oben) 
wiederhergerichtet. 


|) BE ‚Neue Reisezugwagen 
Y | aus Halberstadt und 
Rn -<zen Bautzen: ein 2.-Klasse- 
Wagen mit Mittelgang 
und ein 1./2.-Klasse- 
Wagen mit Seitengang 


Fotos: Steckel 


Drehscheibe des Tran- 
sıtverkehrs: der Ran- 
gierbahnhof Seddin 
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Elektrodynamische 
Gleisbremsen im Gü- 
terbahnhof Halle 
(Saale) 


Fotos: Kirsche 
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Die Fährverbindung 
Warnemünde - Gedser 
ist die kürzeste Verbin- 
dung zwischen Skandi- 
navien und Ost- bzw. 
Südeuropa. Hier das 
Eisenbahnfährschiff 
Kong Frederik IX. der 
Dänischen Staatsbah- 
nen beim Einlaufen in 
Warnemünde. 


Getreideumschlag vom 


Schiff auf die Bahn im 
Rostocker Überseehafen 


Fotos: Kirsche 


Messetrubel im Leipzi- 
ger Hauptbahnhof, 
dem größten Kopfbahn- 
hof Europas 


Foto: Kirsche 
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DıE 
DAMPFLOKOMOTIVE 
— WICHTIGSTES 
TRIEBFAHRZEUG 


Die Baureihe 83 löste 
die Baureihe 86 sowie 
verschiedene Lokomoti- 
ven nichtreichsbahneige- 
ner Eisenbahnen ab. 
Sie verkehrte vorrangig 
auf Nebenbahnen und 
beförderte in der Ebene 
1.0008 mit 6okm/h. 


Mit der Baureihe 23'° 
lieferte der VEB Loko- 
motivbau »Karl 
Marx« Babelsberg eine 
Personenzuglokomotive, 
die die Leistungen der 
Baureihe 38 übertraf 
und sich auch im 
Schnellzugdienst be- 
währte. Insgesamt wur- 
den 113 Maschinen 
dieser Baureihe gebaut. 


Die Baureihe 22 wurde 
im Reichsbahnausbesse- 
rungswerk Meiningen 
aus der Baureihe 39°” 
rekonstruiert. Sie wur- 
de im schweren Perso- 
nen-Schnellzugdienst 
eingesetzt. Die meisten 
Lokomotiven wurden 
1968 ausgemustert. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


6. KarırEL 
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Doppelstockgliederzug 
mit einer Lokomotive 
der Baureihe 23'°, die 
speziell für Braunkoh- 
lenfeuerung ausgelegt 
war. 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Instandsetzung und Ausbau des Wagenparks 


Der rasche Aufschwung der Volkswirtschaft, der 
daraus resultierende hohe Transportbedarf und 
beträchtlich steigende Berufsverkehr sowie die 
mit wachsendem Lebensstandard zunehmenden 
Reisebedürfnisse der Werktätigen stellten hö- 
here Anforderungen an den Wagenpark der 
Deutschen Reichsbahn. Auch in dieser Hinsicht 
reichten die vorhandenen Kapazitäten zunächst 
häufig nicht. Die DDR verfügte zwar über eine 
leistungsstarke Schienenfahrzeugindustrie, die 
aber zu großen Teilen für volkswirtschaftlich 
notwendige Exporte herangezogen werden 
mußte und dabei Anfang der 6oer Jahre sogar 
den ersten Platz unter allen Schienenfahrzeugex- 
porteuren der Welt erlangte. 

Bei ihren Lieferungen für den Personenver- 
kehr der Deutschen Reichsbahn wurde dem Be- 
rufsverkehr Vorrang eingeräumt, dessen rei- 
bungsloser Ablauf für die Wirtschaft von großer 
Bedeutung war. Die Forderungen an neue Wa- 
gen wurden deshalb vor allen Dingen von der 
Notwendigkeit diktiert, das Beförderungsange- 
bot mit wenig veränderter Zugzahl maximal zu 
erhöhen. Die vom VEB Waggonbau Görlitz ge- 
bauten und seit 1952 in großen Stückzahlen ge- 
lieferten vierteiligen Doppelstockzüge entspra- 
chen diesem Ziel nahezu ideal. Sie hatten ein 
großes Platzangebot, wobei die Züge kurz waren 
und damit keine Probleme mit den Bahnsteig- 
längen auftraten. Die Türen und Übergänge wa- 
ren so dimensioniert, daß schnelles Ein- und 
Aussteigen und somit geringe Aufenthaltszeiten 
auch bei großem Andrang möglich waren. Mit 


ran 


ei 


ame 
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320kg war die Sitzplatzinasse sehr niedrig und 
der Energieaufwand je beförderte Person äu- 
Berst günstig. 

Bis 1955 wurden 66 Doppelstockzüge in 
Dienst gestellt. Die Beförderungskapazität eines 
Zuges verdoppelte sich durch ihren Einsatz. Ihre 
besondere Eignung für die konzentrierte Perso- 
nenbeförderung machte die Doppelstockzüge im 
Berufsverkehr bald unentbehrlich. So verkehren 
seitdem im Berufsverkehr des Raumes Halle/ 
Leuna vor allem Doppelstockzüge. 

Bis 1957 wurden in gemeinsamer Arbeit der 
Deutschen Reichsbahn und der volkseigenen 
Waggonbauindustrie die vierteiligen Doppel- 
stockeinheiten zu fünfteiligen Doppelstockglie- 
derzügen weiterentwickelt, die unter Anwendung 
des Gelenkzugprinzips noch eine wesentlich bes- 
sere Ausnutzung der Doppelstockbauweise und 
damit eine weitere Zunahme des Sitzplatzange- 
bots ermöglichten. Durch konsequente Leicht- 
bauweise konnte die Sitzplatzmasse auf 202 kg 
gesenkt werden. In einer Einheit, die aus 2 je 
ı04m langen Halbzügen besteht, fanden 


Vergleich zwischen einem Doppelstockgliederzug und 
einem Zug aus einstöckigen Reisezugwagen 


Doppelstock- Zug aus 7 Reise- 
gliederzug zugwagen 
DGB 12 B 4 ge 
Länge 104,3 m 171,50 m 
Dienstmasse 143 t 266 t 
Sitzplätze 614 560 
Sitzplatzmasse 202 kg 475 kg 


1228 Reisende einen Sitzplatz. Material, Beför- 
derungsenergie und Kapazitäten wurden damit 
optimal genutzt. 

Bei der Produktion von Doppelstockeinheiten 
wurden an die Fertigungsqualität besonders 
hohe Forderungen gestellt. Trotz ausgeprägter 
Leichtbauweise mußte ein Höchstmaß an Si- 
cherheit gewährleistet werden. Außerdem war 
die Gefahr von Unterwegsstörungen soweit wie 
möglich auszuschließen, da sich aus Doppel- 
stockgliederzügen einzelne Wagen nur mit er- 
heblichem Zeitaufwand aussetzen lassen. Auch 
diese Aufgabe haben die Werktätigen des Wag- 
gonbaus vorbildlich gelöst. 

Ein erster wichtiger Schritt zur Qualitätsver- 
besserung im schnellen Mittelstreckenverkehr 
wurde ab Mitte der zoer Jahre mit der Beschaf- 
fung von rd. 200 vierachsigen Durchgangsreise- 
zugwagen in geschweißter Stahlausführung ge- 
tan. Parallel zur Neuanschaffung verbesserte die 
Deutsche Reichsbahn durch die Beheimatung 
der Reisezugwagen die Bedingungen für deren 
Erhaltung. Vor allem aber machte sie eigene Ka- 
pazitäten frei, um die noch in größerem Umfang 
vorhandenen zwei- und dreiachsigen hölzernen 
Lenkachswagen ehemaliger Länderbauarten 
nach einer völlig neuen Technologie, zum gro- 
ßen Teil unter Einsatz regenerierter Abteile, zu 
rekonstruieren. 

Ab ı955 begannen zunächst in den Reichs- 
bahnausbesserungswerken Halberstadt und Ber- 
lin-Schöneweide, später ausschließlich in Hal- 
berstadt, die Arbeiten an diesem Rekonstruk- 
tionsprogramm. Dabei wurden sämtliche einbe- 
zogenen Wagentypen mit Untergestellen einheit- 
licher Länge und stählernen Wagenkästen 


ausgestattet und in vielen weiteren Baugruppen 
vereinheitlichtt und standardisiert. Dadurch 
konnte die Typenvielfalt eingeschränkt werden. 
Die Modernisierung der Innenausstattung 
brachte im Nah- und Mittelstreckenverkehr eine 
Erhöhung des Reisekomforts. Bis 1964 wurden 
auf diese Weise 3200 Reisezugwagen rekon- 
struiert. Infolge dieser Maßnahmen konnten 
ı960 im Vergleich zu 1950 im Durchschnitt täg- 
lich etwa 4000 Reisezugwagen mehr eingesetzt 
werden. 

Erschwerend wirkte sich für den Personenver- 
kehr aus, daß die Deutsche Reichsbahn noch er- 
hebliche Aufgaben in der Flächenerschließung 
bewältigen mußte, denn vor allem abseits der 
Hauptstrecken hatten sich die Verkehrsbedin- 
gungen kaum verbessert. Durch die ab 195g ein- 
setzende Lieferung zweiachsiger Leichtdiesel- 
triebwagen (VT 2.09) mit Beiwagen, der sog. 
Schienenbusse für den Nebenbahn- und Zubrin- 
gerdienst, konnten die Verkehrsbedingungen zu 
vielen kleineren Orten, aber auch Anschlußfahr- 
ten auf Hauptstrecken zu größeren Verkehrskno- 
tenpunkten verbessert werden. Vor allem jedoch 
konnte der auf Nebenbahnstrecken besonders 
unwirtschaftliche Dampfbetrieb abgelöst werden. 


Entwicklung des Reisezugwagenparks 


1956 1960 
Reisezugwagenpark insges. 12 143 12661 
Betriebspark 11 952 12622 


Nicht weniger kompliziert als im Reiseverkehr 
war die Situation zu Beginn der soer Jahre im 
Güterverkehr. Einen Schwerpunkt bildete dabei 
der in der Qualität und Quantität durch den 
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Doppelstockzüge eignen 
sich besonders für den 
Berufsverkehr. 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


6. KArıteL 
1949-1961 


In den 5oer Jahren 
gelangten zunehmend 
Spezialwagen zum 
Einsatz: Kühlwagen, 
Plattenwagen, Tiefla- 
dewagen. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


zweiten Weltkrieg besonders schwer betroffene 
Güterwagenpark. Ohne eine grundlegende Um- 
gestaltung der Erhaltungswirtschaft war gar 
nicht daran zu denken, den mangelhaften Zu- 
stand des zunächst in fast 100 unterschiedliche 
Bauarten zersplitterten Güterwagenparks grund- 
legend zu verbessern. Die Deutsche Reichsbahn 
entschloß sich darum, auch die Güterwagen in 
relativ wenigen, spezialisierten Reichsbahnaus- 
besserungswerken zu beheimaten. Mit der Bil- 
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dung von fünf Hauptgattungen, der konsequen- 
ten Einschränkung der Vielzahl unterschiedli- 
cher Wagentypen und der zweckmäßigen Stan- 
dardisierung wurde der erste wichtige Schritt 
getan, um die Güterwagen effektiver erhalten zu 
können. Jedes Ausbesserungswerk konnte sich 
nun auf die Erhaltung von nur noch sechs bis 
sieben Bauarten einer Gattung konzentrieren. 
Damit wurden nicht nur eine ökonomische La- 
gerhaltung der Ersatzteile und die schrittweise 
Einführung industriemäßiger Instandhaltung, 
sondern auch eine gründlichere Ursachenfor- 
schung des Verschleißverhaltens wichtiger Bau- 
gruppen, eine gezielte Schadensauswertung und 
eine wissenschaftlich fundierte‘ Entwicklungsar- 
beit möglich. 

Die wirtschaftliche Fließbandinstandhaltung 
großer Serien wurde durch ein System der Stell- 
tagzuführung aller Güterwagen gewährleistet. 
Den besonderen Problemen eines überalterten 
und infolge der jahrelangen Überbeanspruchung 
sehr schadanfälligen Güterwagenparks trug die 
Deutsche Reichsbahn durch die Verkürzung der 
Instandhaltungsfristen Rechnung. Der erhöhte, 
aber planmäßige Arbeitsaufwand wurde durch 
eine merkliche Verminderung der Schadquote 
schon bald mehr als aufgewogen. 

Indem die Deutsche Reichsbahn diese aus der 
Hauptuntersuchung kommenden Güterwagen 
zunächst dem Reservebestand zuführte, konnte 
sie zumindest immer auf eine gewisse Reserve 
von tauglichen Wagen besonders für die höhe- 
ren Anforderungen im grenzüberschreitenden 
Verkehr zurückgreifen und die vorher häufig 
notwendigen, sehr aufwendigen Aussortierungen 
ungeeigneter Wagen weitgehend vermeiden. 

Die zielstrebige Reorganisation der Erhal- 
tungswirtschaft führte bald zu guten Ergebnis- 
sen. Der Erhaltungszustand des Güterwagen- 
parks verbesserte sich merklich und machte es 
schrittweise möglich, statt eines zunächst ajährli- 
chen Erhaltungsrhythmus für eine Hauptunter- 
suchung mit jährlich einer Zuführung zum Aus- 
besserungswerk einen 8- bis ızjährlichen Zyklus 


mit 2- bis gjährlichen Zuführungen zum Ausbes- 
serungswerk einzuführen. 

Durch zunehmende Mechanisierung und Au- 
tomatisierung verbesserten sich in den Reichs- 
bahnausbesserungswerken die Arbeitsbedingun- 
gen, und die Produktivität wurde erhöht. 1958 
reparierten die Ausbesserungswerke fast 60% 
mehr Wagen als ıgsı. Die optimale Abstimmung 
der technologischen Prozesse des Eisenbahnbe- 
triebs und seines hohen Güterwagenbedarfs mit 
der Erhaltungswirtschaft verdeutlicht den kom- 
plexen Charakter der Zentralisation und Ratio- 
nalisierung. So gelang es langfristig, nicht nur 
wichtige Voraussetzungen für die zukünftige Ge- 
staltung der Erhaltungswirtschaft zu schaffen 
und den einsatzfähigen Güterwagenpark zu sta- 
bilisieren, sondern einige Ausbesserungswerke 
konnten sogar neue Aufgaben im Verkehrswesen 
übernehmen, andere der volkseigenen Industrie 
übergeben werden. Beispielsweise entstand aus 
dem Reichsbahnausbesserungswerk in Rostock 
das für die aufstrebende Werftindustrie der 
DDR notwendige Schiffsdieselmotorenwerk und 
in Gotha ein Betrieb der Landmaschinenindu- 
strie. In Jena wurde die materiell-technische Ba- 
sis des VEB Carl Zeiss durch die Übergabe des 
Reichsbahnausbesserungswerks erweitert. 

Gleichlaufend mit den Maßnahmen zur quali- 
tativen und strukturellen Gesundung des Güter- 
wagenparks wurde es immer dringender, die 
Zahl der einsatzfähigen Wagen zu erhöhen. 1950 
standen im täglichen Durchschnitt 81780 
zweiachsige Wagen zur Verfügung. Das konnte 
selbst bei der Nutzung aller operativen Möglich- 
keiten nicht genügen, um den steigenden Anfor- 
derungen zu entsprechen. 


In den Jahren 1951 bis ı956 wuchs der durch- 


schnittliche arbeitende Wagenpark der Deut- 
schen Reichsbahn auf etwa 125,000 Wagen an. 
Neue vier- und mehrachsige Güterwagen wur- 
den entwickelt und in den Park eingestellt. In 
zunehmendem Maß gelangten auch Spezialwa- 
gen, z.B. Kühlwagen, zum Einsatz. Umfangrei- 
che Rekonstruktionsarbeiten trugen dazu bei, 
den Wagenpark zu modernisieren. 


Entwicklung des Güterwagenparks 


1956 1960 

Stück DA! Stück DA! 
Güterwagen- 
park insges. 146212 159139 148886 167410 
Gedeckte 
Wagen 42496 44470 46238 49225 
Offene 
Wagen 64294 66415 64605 69902 
Plattform- 
wagen 23944 30929 22845 29914 
Arbeitender 
Güterwagen- 
park 130 589 142410 


ı. Doppelachsen 


Die Vergrößerung des arbeitenden Güterwagen- 
parks war nur in sorgfältiger Abstimmung mit 
der Erhöhung der Streckendurchlaßfähigkeit 
und dem Leistungsvermögen der Bahnhöfe mög- 
lich. Auch die Kapazität des Triebfahrzeugparks 
und der Be- und Entladeanlagen mußte beachtet 
werden. Eine Verzögerung des Wagenumlaufs 
infolge schleppender Betriebsführung galt es un- 
bedingt zu vermeiden. Es kam also darauf an, 
durch eine optimale Nutzung und gute operative 
Arbeit den Zuwachs an Güterwagen auf ein Mi- 
nimum zu begrenzen. 


Neue Formen der Betriebsleitung — das Dispatchersystem 


In den Jahren nach 1949 konnte die Deutsche 
Reichsbahn bei der Entwicklung wichtiger Ka- 
pazitäten zunächst nicht immer die Dynamik der 
gesamten Volkswirtschaft erreichen. Beim Netz- 
ausbau, bei der Erhöhung der Durchlaßfähigkeit 
der Strecken und der Leistungsfähigkeit der 
Bahnhöfe wurden zwar wesentliche Fortschritte 
erzielt, insgesamt aber wurde der veränderten 
Struktur der Verkehrsströme und dem sprung- 
haften Anstieg der Transportmenge noch nicht 
voll Rechnung getragen. Nicht für alle Teile 
ihrer materiell-technischen Basis konnte die 
Deutsche Reichsbahn die einfache Reproduk- 
tion schon durchgängig sichern. Der einzige 
Weg, trotzdem die wachsenden Aufgaben zu er- 
füllen, war die intensivere Nutzung der vorhan- 
denen Anlagen und Transportmittel. Dieses 
außerordentlich schwierige Vorhaben erforderte 
optimale Bedingungen für den Einsatz aller Ka- 
pazitäten. Als offensichtliches Hemmnis erwie- 


sen sich dabei vor allem die vielfach geteilten 
Verantwortungsbereiche und die zersplitterte Be- 
triebsleitung. Während der Betriebsdienst über 
Zugleitungen (Betrieb) den Zugfahrdienst orga- 
nisierte, lag die Zuweisung der Wagen in den 
Händen der Verkehrsleitungen und Wagenver- 
teilungsstellen, und der Lokdienst regelte den 
Einsatz der Triebfahrzeuge wiederum über eine 
eigene Zugleitung (Lokdienst). Da jeder dieser 
Dienste besonders auf seinen Betriebsablauf 
achtete und viele Entscheidungen unabhängig 
voneinander gefällt wurden, blieb dieses System 
der Zug- und Verkehrsleitung zu unbeweglich. 
Die operativen Entscheidungen wurden er- 
schwert, oft wurde mehr registriert als geleitet, 
und die nur begrenzt zur Verfügung stehenden 
Kapazitäten wurden nicht optimal genutzt. Auch 
die Vorteile des wieder vergrößerten, den Anfor- 
derungen bereits besser angepaßten und auch 
qualitativ weiterentwickelten Güterwagenparks 
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wurden durch ungünstige Last-Leerlauf-Bezie- 
hungen und verhältnismäßig hohe Wagenauf- 
enthaltszeiten eingeschränkt. 

1953 faßte das ZK der SED Beschlüsse zur 
grundlegenden Verbesserung der Leitungstätig- 
keit im Eisenbahnwesen. Sie sahen vor, bei der 
Deutschen Reichsbahn die wirtschaftliche Rech- 
nungsführung umfassend anzuwenden und zur 
einheitlichen operativen Leitung den Dispat- 
cherdienst einzuführen. Damit wurden sowjeti- 
sche Erfahrungen auf die Bedingungen der 
Deutschen Reichsbahn übertragen. Umfangrei- 
che ideologische, technologische und organisato- 
rische Vorbereitungen mußten kurzfristig getrof- 
fen und erhebliche technisch-materielle Voraus- 
setzungen geschaffen werden, ehe am Tag des 


Die Einführung des 
Dispatchersystems und 
des Vierbrigadeplans 
waren wichtige Maß- 
nahmen zur Steigerung 
der Leistungsfähigkeit. 
Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Eisenbahners 1954, zunächst im Reichsbahnamt 
Erfurt, das Dispatchersystem bei der Deutschen 
Reichsbahn eingeführt werden konnte. Die 
Größe dieser Aufgaben wird deutlich, wenn man 
bedenkt, daß über 12000 Eisenbahner sich für 
den neuen verantwortungsvollen Einsatz in den 
150 Dispatcherzentralen und etwa 2500 Strek- 
kendispatcherstellen qualifizieren mußten. Ihre 
Weisungsbefugnis reichte über lange, durchge- 
hende und wirtschaftlich-organisch zusammen- 
hängende Streckenabschnitte und wichtige Kno- 
ten. Dazu wurden, soweit erforderlich, auch 
Änderungen der territorialen Zuordnung von 
Strecken zu einzelnen Amtsbezirken vorgenom- 
men. 

Mit der Einführung des Dispatcherdienstes 
wurde die Betriebsleitung der Deutschen Reichs- 
bahn den sozialistischen Reproduktionsbedin- 
gungen angepaßt. Bei voller persönlicher Verant- 
wortung und auf der Basis bewußter Disziplin 
galt die einheitliche Kommandogewalt in allen 
operativen Dienstzweigen. Zugbildung, Zug- 
überwachung und der Einsatz des Wagen- und 
Lokparks konnten nun komplex geleitet und 
überwacht werden. Zum wichtigsten Arbeitsin- 
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strument im Dispatcherdienst wurde der Techni- 
sche Plan. Mit seiner Hilfe gelang es immer bes- 
ser, den Betriebsablauf vorausschauend optimal 
zu gestalten, ihn in seinen Voraussetzungen und 
Ergebnissen zu analysieren und zu kontrollieren 
sowie in Problemsituationen die notwendigen 
Maßnahmen schnell, sicher und rechtzeitig zu 
ergreifen. Die tägliche Planerfüllung konnte nun 
besser kontrolliert und gesichert werden. Der 
Dispatcherdienst sorgte auf den damals noch 
überwiegend eingleisigen Strecken, bei oft nicht 
ausreichender Aufnahmefähigkeit vieler Bahn- 
höfe und nur begrenzten Triebfahrzeug- und 
Wagenparks für eine auch international aner- 
kannte Steigerung der Transportleistung. 
Schließlich war besonders bedeutsam, daß bei 
der Deutschen Reichsbahn nun ein Leitungsin- 
strument bestand, das genügend operative Be- 
weglichkeit schuf, um bei ständig wachsenden 
Transportaufgaben den volkswirtschaftlichen 
Schwerpunkten gerecht werden zu können. 

Infolge der Einführung des einheitlichen Ar- 
beitszeitbeginns ab ı April ı955 als Vorausset- 
zung für die nachfolgende schrittweise Anwen- 
dung des Vierbrigadesystems wurde die Wirk- 
samkeit des Dispatchersystems weiter erhöht. 
War es bis dahin den Dienststellen überlassen, 
den Dienstbeginn nach den jeweils spezifischen 
Erfordernissen festzusetzen, was zu stark variie- 
renden Ablösezeiten und zum vielfachen Einsatz 
sog. Springer führte, gab es nunmehr verbindli- 
che Schichtwechsel (wochentags 6,00 14,00 und 
22,00 Uhr; sonntags 10,00 und 22,00 Uhr). Der 
Vierbrigadeplan faßte zunächst die im stationä- 
ren operativen Dienst tätigen Eisenbahner zu 
vier festen, komplexen Brigaden zusammen. Er 
sicherte die Kontinuität und Stabilität in der Be- 
setzung der Dienstposten, die arbeitstägliche 
Aufschlüsselung der Aufgaben aus dem Trans- 
portplan auf die Kollektive und die bessere Be- 
wertung ihrer Leistung. Der dadurch reale Ver- 
gleich der Brigaden untereinander eröffnete 
Möglichkeiten, das sozialistische Gemeinschafts- 
leben in den Brigaden zu entfalten und garan- 
tierte durch die größere Regelmäßigkeit des Ar- 
beitsablaufs (u. a. freie Wochenenden in jeder 
zweiten Woche) beträchtliche Verbesserungen 
der Arbeits- und Lebensbedingungen. 

1958 wurde begonnen, den Vierbrigadeplan 
auch beim Zugbegleit- und beim Lokpersonal 
einzuführen. Er hat sich als Regeldienstplan un- 
ter den komplizierten Bedingungen durchgehen- 
den Dienstes so bewährt, daß er später zum Vor- 
bild für viele andere zur mehrschichtigen Arbeit 
übergehenden Betriebe wurde. 


Neue Wege in Ausbildung und Qualifizierung 


Unter den vielfältigen Problemen, die aus der 
konsequenten Orientierung des Eisenbahnwe- 
sens auf die Erfordernisse des sozialistischen 
Aufbaus erwuchsen, kam der Kadersituation be- 
sondere Bedeutung zu. Ohne entsprechende 
fachliche und politische Qualifikation und Er- 
fahrung, hohe Einsatzbereitschaft und geradezu 
selbstverständliche Disziplin war die Leistungs- 
steigerung in einem solch komplizierten, weitver- 
zweigten Organismus wie der Deutschen Reichs- 
bahn, dem größten volkseigenen Betrieb der 
DDR, nicht denkbar. Die Entwicklung und Ein- 
führung der zahlreichen neuen Technologien, 
Verfahren, Planungs- und Leitungsmethoden, 
mit denen die Deutsche Reichsbahn oft Neuland 
beschritt, aber auch die Übernahme sowjetischer 
Erfahrungen machten völlig neue Wege in der 
Aus- und Weiterbildung erforderlich. So wurden 
im Dispatcherdienst Fähigkeiten wie Entschei- 
dungsfreude, Übersicht, Dispositionsfähigkeit, 
Durchsetzungsvermögen gebraucht und Kennt- 
nisse gefordert, die über jedes enge Ressortwis- 
sen hinausgingen und sich nicht im Selbstlauf 
entwickeln konnten. Die Baueisenbahner erlern- 
ten den Gleisbau unter völlig neuen Bedingun- 
gen; in der Strecken- und in der Fahrzeugunter- 
haltung wurden in größerem Umfang indu- 
strielle Methoden angewendet. Bei der Fahr- 
und Feuerungstechnik mußten die Lokführer 
und -heizer mit der Umstellung auf Braunkohle- 
feuerung komplizierte Bedingungen meistern. 

Das »Gesetz über die Teilnahme der Jugend 
am Aufbau der DDR und die Förderung in 
Schule und Beruf, bei Sport und Erholung« vom 
8. Februar 1950 wurde auch für die Deutsche 
Reichsbahn Grundlage zur Neugestaltung der 
Berufsausbildung und damit Beginn einer plan- 
mäßigen umfassenden Qualifizierung von Nach- 
wuchskräften. Die noch im Kapitalismus ent- 
standene, auf dem bürgerlichen Bildungs- und 
Beamtenprivileg basierende Laufbahn-Ausbil- 
dung entsprach nicht mehr den neuen Verhält- 
nissen. Die sich wandelnden Arbeits- und Be- 
triebsbedingungen erforderten gebieterisch neue 
Ausbildungsvorschriften und besonders auch 
eine Änderung hinsichtlich des bisher staatlich 
nicht als Ausbildungsberuf anerkannten Berufs 
des Eisenbahners. Neue Berufsbilder entstanden. 
Zuerst wurde der Facharbeiterberuf Betriebs- 
und Verkehrseisenbahner in das Ausbildungs- 
programm eingeführt; ihm folgte der Gleisbauer. 
Umfangreiche finanzielle und materielle Mittel 
wurden für die Ausbildung zur Verfügung ge- 
stellt. Schon 1960 verfügte die Deutsche Reichs- 
bahn über 47 Betriebsberufsschulen und eine 
Vielzahl von Internaten. 

Neben der Nachwuchsausbildung war es in 
dieser Zeit besonders wichtig, die bei der Eisen- 


bahn tätigen Frauen mit verantwortlichen Auf- 
gaben zu betrauen. Im Interesse der verfassungs- 
rechtlich garantierten Gleichberechtigung der 
Frau mußten umfangreiche materielle Voraus- 
setzungen geschaffen, Arbeitsplätze entspre- 
chend gestaltet, aber auch noch viele Vorbehalte 
überwunden werden. Frauen war oftmals nur 
eine Tätigkeit im Fahrkartenverkauf, als Schaff- 
ner oder als Dienstfrau zugestanden worden. 

In der Heranbildung einer den neuen Aufga- 
ben gewachsenen Intelligenz wurden gleichfalls 
völlig neue Wege beschritten. In den ersten Jah- 
ren nach dem Krieg genügte hierfür die fachspe- 
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In modernen Bildungs- 
einrichtungen werden 
wissenschaftliche Nach- 
wuchskräfte für das 
Eisenbahnwesen ausge- 
bildet: Ingenieurschule 
für Verkehrstechnik 
»Erwin Kramer« Dres- 
den, Hochschule für Ver- 
kehrswesen »Friedrich 
List« Dresden, In- 
genieurschule für 
Transportbetriebstech- 
nik Gotha (Seite 232). 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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zifische A- und B-Ausbildung von bewußten 
und begabten jungen Eisenbahnern für den 
mittleren und höheren Dienst. Aber bald wurde 
es nötig, diese Form durch eine Hoch- und Fach- 
schulausbildung zu ersetzen. Im Jahre 1951 wur- 
den die Ingenieurschule für Eisenbahnwesen in 
Dresden und 1955 die Ingenieurschule für Eisen- 
bahnbetriebs- und Verkehrstechnik in Erfurt, 
die später ihren Sitz in Gotha erhielt, gegründet. 
Die Ingenieurschule in Dresden begann, Inge- 
nieure in den Fachrichtungen Eisenbahnmaschi- 
nentechnik und Eisenbahnstarkstromtechnik 
auszubilden. In Gotha erwarben, erstmals in der 
Geschichte des deutschen Eisenbahnwesens, 
Fachleute des Betriebs- und Verkehrsdienstes 
die Ingenieurqualifikation. 

Von großer Bedeutung für die effektive Lei- 
tung des Verkehrswesens in Gegenwart und Zu- 
kunft war der Beschluß des Ministerrats zur 
Gründung der Hochschule für Verkehrswesen in 


Dresden im Jahr 1952. Damit öffnete wiederum 
erstmalig auf deutschem Boden eine derartige 
Spezialhochschule ihre Pforten. 

Rund 3 Jahre vorher war für die akademische 
Ausbildung im Verkehrswesen an der TH Dres- 
den eine Fakultät für Wirtschafts- und Verkehrs- 
wissenschaften entstanden, aus der ein Jahr spä- 
ter die Fakultät für Verkehrswissenschaften 
hervorging. Ihre Lehreinrichtungen und Studen- 
ten wurden — mit geringen Ausnahmen - in die 
Hochschule für Verkehrswesen aufgenommen. 

Parallel zur Nachwuchsausbildung qualifi- 
zierte die Deutsche Reichsbahn in einem um- 
fangreichen Programm für Erwachsene viele be- 
währte Eisenbahner für neue Tätigkeiten. Tech- 
nische Betriebsschulen in den Reichsbahnäm- 
tern und Reichsbahnausbesserungswerken ver- 
mittelten Eisenbahnern aller Dienstzweige hohe 
Kenntnisse und befähigten sie, ihre Aufgaben 
immer besser zu erfüllen. 


Tarifpolitik im Dienst der Arbeitsteilung — der neue Deutsche 


Eisenbahn-Gütertarif 


Seit Beginn des Wiederaufbaus des Eisenbahn- 
wesens waren seine rechtlichen und tariflichen 
Grundlagen kaum geändert worden, weil Be- 
schlüsse des Alliierten Kontrollrats die Beibehal- 
tung des Preisniveaus von 1936 gefordert hatten. 
Die gleichfalls vom Kontrollrat verfügte teil- 
weise Verdopplung der Fahrpreise im Personen- 
verkehr sowie die Abschaffung einiger einseitig 
die Industriemonopole und Junker begünstigen- 
den Ausnahmetarife waren die einzigen Ausnah- 
men gewesen. 
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Mit der fortschreitenden Umgestaltung der 
Volkswirtschaft der DDR und der schrittweisen 
Festigung der sozialistischen Produktionsverhält- 
nisse gerieten im Verlauf der zoer Jahre die Bin- 
nengüterverkehrstarife mit ihrer Bindung an das 
Preisniveau des Jahres 1936 jedoch in immer 
stärkeren Widerspruch zu den realen Bedingun- 
gen des Reproduktionsprozesses. Längst war 
dem in seinen Grundlinien noch aus der kapita- 
listischen Zeit stammenden Tarifsystem, beson- 
ders den aus dem dort herrschenden Konkur- 


renzkampf zwischen den Verkehrszweigen resul- 
tierenden Regelungen, jegliche Grundlage entzo- 
gen. Ein neues, den veränderten wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Erfordernissen entspre- 
chendes und zugleich wesentlich vereinfachtes, 
übersichtliches Tarifsystem mußte die sinnvolle 
Aufgabenteilung zwischen den Verkehrszweigen 
positiv beeinflussen. 

Ein bedeutender Schritt in diese Richtung war 
1958 die erste durchgreifende Tarifreform im 
Binnengüterverkehr der Deutschen Reichsbahn. 
Sie vereinfachte das komplizierte Tarifsystem 
grundlegend. So wurden die Güter bei dem 
neuen Deutschen Eisenbahn-Gütertarif (DEGT) 
in ı0 Tarifklassen eingeteilt, wobei die wertvollen 
Güter den höheren Tarifklassen zugeordnet wa- 

«ren. Die Wagenladungsfracht berechnete sich 
aus einem entfernungsabhängigen und einem 
entfernungsunabhängigen Teil, der Achsgebühr. 
Mit letzterem, einem völlig neuen, in dieser 
Form bisher unbekannten Tarifelement sollten 
die hohen Aufwendungen der Eisenbahn, die 
durch die Bereitstellung und Abholung der Wa- 
gen völlig unabhängig von Transportmenge und 
-entfernung entstehen, ausgeglichen werden. Im 
entfernungsabhängigen Teil der Wagenladungs- 
fracht waren sinkende Preise je Einheit des Ta- 
rifbildungsfaktors Entfernung mit steigender 
Transportweite festgelegt. Die degressive Entfer- 
nungsstaffel und die neuen Tarifklassen gestalte- 
ten den Eisenbahntransport von Massengütern 
über mittlere und weite Entfernungen für die 
Transportkunden besonders preisgünstig, was 
den angestrebten Zielen einer ökonomisch rich- 
tigen Aufgabenteilung und Kooperation zwi- 
schen den Verkehrszweigen entsprach. 

Mit der Einführung des neuen Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarifs wurden zugleich anstelle 
der bisherigen Gewichtsnormen für alle Güter 
Frachtberechnungsmindestgewichte festgelegt. 
Zusammen mit der Achsgebühr förderten sie das 
Interesse an größeren Partieeinheiten und damit 
an einer möglichst hohen Auslastung des Wa- 
genraumes. 

Völlig neu war gleichfalls, daß der Verkehrsta- 
rif eine finanzielle Vergütung für Leistungen der 
Verlader zugunsten einer flüssigen und verein- 
fachten Betriebsführung bei der Deutschen 
Reichsbahn enthielt. Bei der Auflieferung sog. 
geschlossener Züge und Wagengruppen, die für 
einen Empfänger bestimmt waren, erhielt der 
Versender einen Teil der Fracht zurück. Diese 
Rückvergütung sollte Anreize schaffen, Rangier- 
arbeiten entweder generell zu vermeiden oder 
von den oft überlasteten, noch kaum moderni- 
sierten Rangierbahnhöfen in die Anschlußbahn 
zu verlegen und den Wagenumlauf weiter zu be- 
schleunigen. 

Gleichzeitig mit der Tarifreform im Eisen- 
bahnwesen wurden die Transportpreise für die 
Binnenschiffahrt wesentlich ermäßigt, um einen 


Anreiz für die Verlegung von Massenguttrans- 
porten von der Schiene auf die Wasserstraße zu 
schaffen. Statt bisher nur um 5% niedrigerer 
Binnenschiffahrts- als Eisenbahntarife konnten 
die neu festgesetzten Transportpreise der Bin- 
nenschiffahrt bei gleicher Entfernung bis zu 
30 % unter denen der Eisenbahn liegen. Bei kom- 
biniertem Bahn-/Schiffsverkehr wurde der we- 
sentlich niedrigere Binnenschiffahrtstarif sogar 
der gesamten Wegstrecke zugrunde gelegt. 

Obwohl die Deutsche Reichsbahn mit dem 
neuen Gütertarif bei der rationelleren Nutzung 
der Ladekapazitäten und bei der Aufgabentei- 
lung im Güterverkehr beträchtliche Wirkungen 
erzielte, waren die Transportpreise bei gleich- 
bleibendem Tarifniveau nicht kostendeckend. 
Für die längerfristige Tarifpolitik stand die Lö- 
sung dieser Aufgabe durch eine entsprechende 
Preisreform noch bevor. Hingegen wurde mit 
der grundlegenden Vereinfachung des Tarifs die 
angestrebte Übersichtlichkeit erreicht. 

Im Gegensatz zu den Tarifänderungen im Gü- 
terverkehr blieben die Beförderungspreise im 
Personenverkehr unverändert niedrig. Eine Viel- 
zahl von Fahrpreisermäßigungen im Berufs-, 
Schüler-, Ausflugs- und Ferienverkehr, für Zeit- 
karten und aus vielen anderen Gründen, wie 
Sonntagsrückfahrkarten, Fahrkarten zu kulturel- 
len und sportlichen Veranstaltungen, ergänzten 
den relativ niedrigen Normaltarif und vermin- 
derten die Fahrpreise z.B. im Berufsverkehr um 
teilweise bis zu 95%. Ausgangs der soer Jahre 
wurden stets etwa drei Viertel aller Reisenden zu 
ermäßigten Preisen befördert. 
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TARIFPOLITIK IM 
DiENST DER 
ARBEITSTEILUNG 


Mit großem Einsatz 
rangen die Eisenbahner 
aller Dienstzweige um 
höchste Leistungen 
(siehe auch Fotos auf 
den Seiten 234/235). 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


6. KapıteL 
1949-1961 


Die Eisenbahner ringen um hohe Leistungen 


Der entscheidende Faktor aller Erfolge der 
Eisenbahner bei der Bewältigung der mit dem 
Aufbau der Grundlagen des Sozialismus einset- 
zenden höheren Anforderungen wurde die 
schrittweise sich herausbildende neue Einstel- 
lung zur Arbeit. Mobilisiert von der Partei der 
Arbeiterklasse, ihren Grundorganisationen und 
politischen Organen begannen immer mehr 
Eisenbahner, darüber nachzudenken und zu er- 
proben, wie durch neue, fortschrittlichere Ver- 
fahren und Arbeitsmethoden der eigene Beitrag 
zum Aufbau der neuen Gesellschaft erhöht, das 
erforderliche Leistungswachstum erreicht und 
die ständig steigenden Transportaufgaben mit 
möglichst geringem Aufwand erfüllt werden 
konnten. Schritt für Schritt mußten dabei zu- 
gleich auch alte, überlebte Anschauungen und 
Gewohnheiten, Vorurteile gegenüber Neuerun- 
gen, wie sie sich unter anderem aus noch nicht 
völlig beseitigter nationalistischer Überheblich- 
keit bei "Übernahme sowjetischer Erfahrungen 
zeigten, überwunden werden. Nicht zuletzt 
hieß es, gegen Gleichgültigkeit, Kapitulieren vor 
Schwierigkeiten und direkte gegnerische Ein- 
flüsse unter den Bedingungen verschärften Klas- 
senkampfes in jener Zeit des kalten Krieges vor- 
zugehen. 

Ohne entsprechende Fortschritte in der sozia- 
listischen Erziehung der Werktätigen wären je- 
doch die vielen komplizierten Anforderungen je- 
ner Jahre gerade im Eisenbahnwesen kaum zu 
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bewältigen gewesen. Im Grund ging es darum, 
eine doppelte Aufgabe zu lösen. Zum einen 
mußte durch konzentrierten Einsatz der außeror- 
dentlich begrenzten finanziellen und materiellen 
Mittel ein Höchstmaß an Kapazitätszuwachs er- 
reicht und das Verkehrsnetz und die Transport- 
mittel den steigenden und oft völlig veränderten 
Verkehrsrichtungen und -schwerpunkten mög- 
lichst optimal angepaßt werden. Aber das allein 
genügte nicht. Da die Beförderungskapazitäten 
keineswegs parallel zu den im Ergebnis wirt- 
schaftlichen Aufstiegs rasch wachsenden Anfor- 
derungen ausgeweitet werden konnten, mußten 
zum anderen die Eisenbahner vor allem lernen, 
die vorhandenen Fahrzeuge und Anlagen bis zu 
deren Leistungsgrenzen zu nutzen und die Ef- 
fektivität des Güter- und Personenverkehrs 
schnell zu erhöhen. Das Transportwesen, als 
Bindeglied und Vollender der Produktion, stand 
unter den Bedingungen einer unzureichenden 
Basisstruktur vor einer großen Bewährung. Nur 
mit einer Leistungssteigerung, die alle bisherigen 
Maßstäbe übertraf, konnten die neuen Aufgaben 
erfüllt und der ungestörte Verlauf der erweiter- 
ten Reproduktion in der gesamten Volkswirt- 
schaft gesichert werden. 

Höchste Rangordnung kam hierbei der Ver- 
sorgung der traditionellen und der neu entste- 
henden industriellen Zentren mit Transport- 
raum zu, so den Braunkohlerevieren in den 
Räumen Halle/Leipzig und Cottbus, den thürin- 
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gischen Kaligruben usw. Welche Leistungen hier 
zu erbringen waren, zeigt die Tatsache, daß be- 
reits Mitte der soer Jahre z. B. jeden Tag fast 
12000 Doppelachsen in den Reichsbahndirek- 
tionsbezirken Halle und Cottbus für Braunkohle 
bereitgestellt, beladen und abgefahren werden 
mußten. 

Die Eisenbahner bewältigten diese Arbeiten 
mit immer höherem Effekt. So hatte z. B. ange- 
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sichts der Notwendigkeit zur verstärkten Nut- 
zung der Triebfahrzeuge und Wagen das im Gü- 
terverkehr von der Deutschen Reichsbahn vor 
dem Krieg praktizierte Prinzip, Züge möglichst 
häufig, zwar mit geringen Lasten, aber hoher Ge- 
schwindigkeit zu fahren, keine reale Basis mehr. 
Genauso wie es darauf ankam, jeden Güterwa- 
gen möglichst bis an die Grenze seiner Tragfä- 
higkeit auszulasten, so mußten auch die Zugla- 
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Die Kunstschätze der 
Dresdner Gemäldegale- 
rie kehren zurück: Ent: 
ladung aus sowjetischen 
Spezialwagen. 

Foto: Deutsche Foto- 
thek Dresden 


sten dicht an die durch Strecke und Lokgattung 
gesetzte Höchstgrenze herangeführt werden. 
Diesem Ziel dienten zahlreiche Initiativen und 
Wettbewerbe, mit denen das Lokpersonal ge- 
meinsam mit den Eisenbahnern der Bahnhöfe 
die Zuglasten und Fahrleistungen der Lokomboti- 
ven steigerte. 

So erreichten, als in Auswertung von sowjeti- 
schen Erfahrungen im März ıgro erste Lang- 
läufe im Güterzugdienst stattfanden, die dabei 
eingesetzten Lokomotiven eine durchschnittliche 
tägliche Laufleistung von 477km. Das leitete zu- 
nächst den Durchbruch zur sog. 500er Bewegung 
ein, die als Ziel stellte, die tägliche Loklauflei- 
stung im Durchgangsgüterzugdienst durch Ver- 
kürzung der Stillstandszeiten in den Bahnbe- 
triebswerken und an Wendepunkten auf 500 km 
zu steigern. Schon bald stellte sich jedoch her- 
aus, daß noch entschieden größere Erfolge er- 
zielt werden konnten, wenn neben der zunächst 
ausschließlichen Orientierung auf die Loklauf- 
leistung auch zugleich auf vermehrte Zuglasten 
geachtet wurde. Schon auf der 2. Verkehrskonfe- 
renz ıg5ı in Halle(Saale) wurde die Forderung 
gestellt, die sooer Bewegung mit dem Fahren 
von Schwerlastzügen zu verbinden und dadurch 
eine tägliche Lokleistung von 500000 Brtkm zu 
erreichen. Dieser Aufruf zur 500 000er Bewegung 
fand rasch Widerhall. Bereits im März 1951 
schlossen sich 40 Lokbrigaden und ı2 Zugbil- 
dungsbahnhöfe an. Damit wurden in diese vom 
Lokpersonal ausgelösten Initiative auch Zug- 
schaffner, Zugführer, Wagenmeister, Fahrdienst- 
leiter, Rangierer, Ladeschaffner, Zugabfertiger 


usw. einbezogen. Natürlich traten dabei zu- 
nächst auch Konflikte auf, z.B. dann, wenn Be- 
triebsegoismus und Ressortdenken in einigen 
Zugbildungsbahnhöfen zeitweilig zur Zurückhal- 
tung von Frachten für die vorrangige Bildung 
von Schwerlastzügen führte. Auch die häufig ge- 
äußerten Befürchtungen, daß für Schwerlastzüge 
solche Ausnahmebedingungen zu schaffen wä- 
ren, wie z. B. ungehinderte freie Fahrt, daß da- 
durch Behinderungen des übrigen Zugverkehrs 
unvermeidbar würden bzw. daß sich Schwerlast- 
züge wegen Überlastung der Lokomotiven un- 
günstig auf die durchschnittliche Leistung des 
Triebfahrzeugparks auswirken mußten, wurden 
bald widerlegt. Als Züge mit 2000t und mehr 
ohne Sonderstatus verkehrten, hatten die Aktivi- 
sten der Schwerlastbewegung den entscheiden- 
den Durchbruch bewirkt. 

Für den Nahgüterverkehr, dessen Leistungen 
als Frachtenzubringer und -verteiler gleichfalls 
eine wesentliche Steigerung erfahren mußten, 
riefen Eisenbahner die 250er Bewegung, die An- 
hebung der täglichen Loklaufleistung auf 
250 km ins Leben. 

Beide Bewegungen bewirkten, nachdem sie 
von der Ausnahme zur Regel geworden waren, 
eine Verdoppelung der täglichen Laufleistung 
des Lokomotivparks. Sie halfen darüber hinaus, 
die oftmals kritische Personalsituation im Fahr- 
dienst zu entspannen und beträchtliche Einspa- 
rungen an Kohle und Schmierstoffen zu errei- 
chen. Durch verbesserte wirtschaftliche Ausla- 
stung der Lokomotiven, stärkere Berücksichti- 
gung des Kohleverbrauchs unter den jeweils 


spezifischen Einsatzbedingungen und zweckmä- 
ßigere Methoden der Fahr- und Feuertechnik 
konnte der spezifische Kohleverbrauch je Lei- 
stungseinheit zwischen 1945 und 1959 um 51% re- 
duziert werden. Absolut bedeutete das eine Ein- 
sparung von etwa g Mill. t Braunkohlenbriketts, 
d.h. eine ganz erhebliche Entlastung unseres da- 
mals ohnehin häufig aufs äußerste angespannten 
Energiehaushalts. 

Darüber hinaus konnten durch eine gleich- 
falls bereits zu Beginn der zoer Jahre eingeführte 
Lokpflegemethode, der sich schon Ende 1952 
über 80 % aller Lokbrigaden angeschlossen hat- 
ten, die Störanfälligkeit der Triebfahrzeuge er- 
heblich gesenkt sowie die Zuverlässigkeit und 
Pünktlichkeit des Eisenbahnbetriebs erhöht wer- 
den. Dem gleichen Ziel diente in den Bahnbe- 
triebswerken die 1g51 einsetzende Übernahme so- 
wjetischer Methoden der Arbeitsorganisation. 
Ausgehend von der Festlegung sog. Planausbes- 
serungstage konnten das Vorurteil von der 
Nichtplanbarkeit des Reparaturbetriebs über- 
wunden und beträchtliche Produktivitätssteige- 
rungen, z. B. durch Verkürzung der Reparatur- 
zeiten, erzielt werden. Auch bei der Zusammen- 
arbeit der Eisenbahner mit den Werktätigen der 
verladenden Wirtschaft wurden Fortschritte bei 
der höchstmöglichen Auslastung des Transport- 
raumes erreicht. Allerdings konnte trotz umfang- 
reicher Beschaffungsprogramme, trotz Überlas- 
sung einer großen Zahl zweiachsiger Güterwa- 
gen aus den Beständen der Sowjetischen 


Eisenbahnen an die Deutsche Reichsbahn be- 
sonders in Spitzenzeiten der Transportbedarf 


der verladenden Wirtschaft nicht immer voll be- 
friedigt werden. Um den Erfordernissen des 
volkswirtschaftlichen Reproduktionsprozesses 
noch besser entsprechen zu können, mußten wei- 
tere Möglichkeiten geschaffen werden. 

Wichtige Rechtsgrundlagen schufen dafür 
1950 die beiden Verordnungen über die monatli- 
che Transportplanung und vor allem über die 
Be- und Entladung von Transportraum der 
Deutschen Reichsbahn. Die darin erstmalig fest- 
gelegte Verpflichtung zur Be- und Entladung 
rund um die Uhr an sämtlichen Wochentagen 
und die Einführung von Gewichtsnormen für 
die Ausnutzung der Güterwagen förderten deren 
effektiven Einsatz. Innerhalb kurzer Zeit stellten 
sich sowohl die Eisenbahner als auch die verla- 
dende Wirtschaft auf diese neuen, 1952 und 1954 
präzisierten Rechtsordnungen ein. Die Deutsche 
Reichsbahn ging gleichzeitig zunehmend dazu 
über, Verfügung, Zuführung und Versendung 
der Wagen zentral zu steuern und exakt zu über- 
wachen. Ziel zahlreicher Initiativen und Wettbe- 
werbe, so besonders des Wettbewerbs um die 
»Grüne Strecke«, waren die Einhaltung von 
»Pünktlichkeit im Zugbetrieb« sowie die Verkür- 
zung der Wagenaufenthaltszeiten auf den Um- 
stellbahnhöfen und in den Zusatzanlagen. Im 
Vergleich zu 1950 stieg infolge dieser Maßnah- 
men bis ı960 die Zahl der durchschnittlich täg- 
lich beladenen Wagen um mehr als drei Viertel, 
die durchschnittliche Umlaufzeit eines Güterwa- 
gens sank dagegen von 4,12 auf 3,57 Tage. Da 
erst seit 1955 auch die Kesselwagen, die wegen 
ihres relativ begrenzten Einsatzes verhältnismä- 
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Die 500000er Bewe- 
gung entwickelte sich 
zu einer Masseninitia- 
tive. 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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Big lange Umlaufzeiten hatten, in die Gesamtbi- 
lanz einbezogen wurden, ist die Umlaufverkür- 
zung für die übrigen Wagen sogar noch etwas 
höher zu veranschlagen, als es die nachstehenden 
Zahlen zeigen. 


Nutzung des Wagenraums (Normalspur) der Deut- 
schen Reichsbahn 


Jahr Durch- Durchschnitt- Mittlere 
schnittliche liche Umlauf- Auslastung 
tägliche zeit eines eines 
Beladung Güterwagens Güterwagens 
Wagen Tage t 

1950 19663 4,12 16,6 

1955 32788 3,53 15,4 

1960 34730! 3,57 16,2 

1.1959 


Bei einem durchschnittlich arbeitenden Park 
von 160000 Wagen bedeutete das, daß täglich 
über 6000 Wagen mehr zur Beladung bereitge- 
stellt und entsprechend der mittleren Auslastung 
fast 100000 t Güter mehr versandt werden konn- 
ten. Trotzdem verlief die Entwicklung noch 
längst nicht konfliktlos, weil die Transportanfor- 
derungen der Wirtschaft schneller wuchsen als 
die Transportkapazitäten. Besonders im Herbst- 
verkehr mit dem starken Anfall landwirtschaftli- 
chen Transportguts innerhalb weniger Wochen 
mußten bei der Bereitstellung von Wagenraum 
Prioritäten festgelegt und auch konsequent ein- 
gehalten werden. Erhebliche Schwierigkeiten be- 
reiteten desgleichen häufig die unzureichenden 
Bestände an Spezialwagen. 

Die Eisenbahner aller Dienstzweige nahmen 
diese »Herausforderung« mit vielfältigen Initia- 
tiven an. Von deren Umfang zeugen allein für 
den Zeitraum ıg5ı bis 195g nahezu 171000 Neue- 
rervorschläge und Erfindungen. Partei und Re- 
gierung unterstützten diesen Prozeß, der zu- 
gleich die Heranbildung neuer sozialistischer 
Eisenbahnerpersönlichkeiten widerspiegelte. So 
beschloß die Regierung der DDR auf Vorschlag 
der SED bereits am g. Oktober 1950 die »Verord- 
nung zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
der Deutschen Reichsbahn und der Lage der 
Eisenbahner in der Deutschen Demokratischen 
Republik«. Sie sah für langjährige Dienste 
Treueprämien und zusätzliche Belohnung ab 
mindestens zweijähriger ununterbrochener Be- 
schäftigungszeit vor. Außerdem wurde der je- 
weils zweite Sonntag des Monats Juni zum »Tag 
des Eisenbahners« bestimmt, an dem an die be- 
sten Eisenbahner der Ehrentitel »Verdienter 
Eisenbahner der Deutschen Demokratischen Re- 
publik« verliehen wird. Am 18. Oktober 1956 er- 
ließ der Ministerrat der DDR die »Verordnung 
über die Pflichten und Rechte der Eisenbahner 
in der Deutschen Demokratischen Republik«. 
Sie enthielt neben grundsätzlichen Forderungen 
nach Disziplin und Einsatzbereitschaft in allen 
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Dienststellen eindeutige Regelungen zur Atte- 
stierung und Verleihung von Diensträngen ent- 
sprechend der Qualifikation sowie zur zusätzli- 
chen Altersversorgung. Außerdem legte sie fest, 
besonders vorbildliche Leistungen mit der »Ver- 
dienstmedaille der Deutschen Reichsbahn« an- 
zuerkennen. 

Als zu Beginn der 60er Jahre in der DDR im 
Ergebnis beachtlicher Erfolge beim Aufbau 
einer leistungsfähigen Industrie und der soziali- 
stischen Umgestaltung der Landwirtschaft we- 
sentliche Aufgaben der Übergangsperiode vom 
Kapitalismus zum Sozialismus gelöst waren, 
konnte auch das Eisenbahnwesen auf einen be- 
achtlichen Anteil an diesem grundlegenden 
Wandel zurückblicken. Hatte die Deutsche 
Reichsbahn 1950 erst 128,5 Mill. t Güter beför- 
dert, so waren es ıg6ı mit 248,7 Mill. t nahezu 
doppelt so viel. Noch rascher hatte sich die Gü- 
tertransportleistung von 15,06 Mrd. Ttkm! im 
Jahr 1950 auf 32,86 Mrd. Ttkm im Jahr ıg61 er- 
höht, weil sich die Eisenbahn mit der zunehmen- 
den Flächenerschließung durch den Kraftver- 
kehr verstärkt auf Transporte von Massengütern 
über mittlere und weitere Entfernungen konzen- 
trieren konnte. 

In der Personenbeförderung war eine absolute 
Zunahme noch bis in die Jahre 1956/57 sowohl 
hinsichtlich der Menge der beförderten Perso- 
nen als auch der Personenbeförderungsleistung 
zu verzeichnen, während in den Jahren danach 
das steigende Leistungsangebot hauptsächlich 
den Berufs- und Reiseverkehr durch Verdichten 
der Zugfolge, vermehrtes Platzangebot usw. zu- 
gute kam. Die Zugförderungsleistung hatte sich 
im gleichen Zeitraum mehr als verdoppelt, wie 
aus der folgenden Übersicht zur Entwicklung 
der jährlichen betrieblichen Leistungen hervor- 
geht. 


Entwicklung der jährlichen betrieblichen Leistung 


Jahr Güterverkehr Reiseverkehr Insgesamt 


Mill. Brtkm Mill. Brtkm Mill. Brtkm 
1950 33586 14316 47902 
1955 58826 23 812 82638 
1961 79301 25378 104 679 


Der Dampflokpark, mit dem diese Leistung er- 
reicht worden war, hatte sich dagegen nur um 
etwa ein Drittel erhöht. 

Eine so außergewöhnliche Leistungssteige- 
rung machte selbstverständlich auch Engpässe 
sichtbar. Bei der Deutschen Reichsbahn betraf 
das vor allem die Durchlaßfähigkeit ihrer Strek- 
ken, aber auch die Leistungsfähigkeit der oft ka- 
pazitiv unzureichenden Bahnhofsanlagen. Viele 
Hauptstrecken, besonders die eingleisigen, wa- 
ren bis an die Grenze ihrer theoretischen Durch- 
laßfähigkeit belastet, und in Spitzenzeiten muß- 


1. Tariftonnenkilometer 


ten Entlastungsstrecken benutzt und Umwege 
gefahren werden. Im Güterverkehr lag im Ver- 
lauf der soer Jahre die betrieblich ausgewiesene 
Leistung mitunter bis zu 15% höher als die den 
Verkehrskunden in Rechnung gestellte. 1961 wur- 
den je 1000 Ttkm 1143 Betriebsnettotonnenkilo- 
meter aufgewendet. Bereits Mitte der soer Jahre 
erreichte die Deutsche Reichsbahn hinsichtlich 
der Verkehrsbelastung ihres Hauptnetzes euro- 
päische Spitzenwerte. 

Im Vergleich zur Deutschen Bundesbahn der 
BRD wies die Deutsche Reichsbahn damit für 
ihre Strecken eine etwa 20% höhere Verkehrs- 
dichte auf. 

Nicht wenige Fachleute glaubten damals, daß 
die Deutsche Reichsbahn mit einer Jahreslei- 
stung von 5,8 Mill. Brtkm und 12800 Zugkilome- 


Leistungen je Kilometer durchgehendes Haupigleis 
im Jahr 1955 


DR SNCF PKP CSD 


Bruttotonnenkilorneter 5,8 4,7 5,1 7,0 


(Mill.) 


Zugkilometer (Tausend) 12,8 9,3 86 13,5 


ter je Kilometer Hauptgleis bereits die Grenze 
der Leistungsfähigkeit des Netzes erreicht hatte. 
Tatsächlich sicherten die Eisenbahner mit ihren 
Initiativen, daß die Zahl der täglich verkehren- 
den Züge sich in den Jahren zwischen 1955 und 
1961 von 13580 auf 15840 erhöhte und bei zu- 
gleich größeren Laufweiten der Züge die Menge 
der zurückgelegten Zugkilometer noch rascher 
anwuchs. 


Internationale Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen 


Die Deutsche Reichsbahn mußte neben der Be- 
friedigung binnenländischer Verkehrsbedürf- 
nisse in zunehmendem Umfang Aufgaben des 
internationalen Verkehrs, bei der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr, übernehmen. Vor allen Dingen ging 
es darum, gute Voraussetzungen für die mit dem 
wirtschaftlichen Aufschwung verbundenen, 
rasch anwachsenden Außenhandelstransporte zu 
schaffen. Auch der seit Mitte der soer Jahre wie- 
der schneller steigende internationale Reisever- 
kehr war zu bewältigen. Schließlich war die 
DDR ein wichtiges Transitland im europäischen 
Eisenbahnverkehr. 

Besondere Bedingungen entstanden für den 
internationalen Eisenbahnverkehr durch den 
Handelskrieg, den die imperialistischen Länder 
gegen die sich bildende sozialistische Staatenge- 
meinschaft führten. Er reichte von Diskriminie- 
rungen bis zu Embargo und Blockade. Ange- 
sichts dessen waren stabile Verkehrsbeziehungen 
zwischen den RGW-Staaten besonders wichtig. 
Die traditionellen Eisenbahnverbindungen wa- 
ren dafür zu wenig ausgebildet, zumal große 
Teile von ihnen im Verlauf des zweiten Welt- 
kriegs zerstört worden waren und erst schritt- 
weise wiederaufgebaut werden konnten. 

Erhebliche Probleme ergaben sich weiterhin 
aus dem unterschiedlichen wirtschaftlichen Ent- 
wicklungsstand der RGW-Mitgliedsländer, der 
sich vor allem in der teilweise noch geringen in- 
dustriellen Entwicklung zeigte. Trotzdem mußte 
seit dem Beginn der Zusammenarbeit auf den 
Einsatz hocheffektiver und standardisierter 
Transportmittel sowie eine durchgängig einheit- 
liche Technologie orientiert werden, weil das den 
Interessen aller Teilnehmerländer entsprach. 
Die geographische Lage der sozialistischen Län- 
der und die Gutartenstruktur ihres Handels prä- 
destinierten den Schienenverkehr für die Lösung 
der rasch wachsenden Aufgaben. 


Die internationale Zusammenarbeit im Eisen- 
bahnwesen der RGW-Länder entwickelte sich 
unter diesen Umständen schnell und erfolgreich, 
in neuen Formen und nach fortschrittlichen 
Prinzipien. In vielen Fällen wurde sogar die Inte- 
gration im Verkehrswesen zum Ausgangspunkt 
für weitere Entwicklungen, weil erst leistungsfä- 
hige Verkehrsverbindungen zahlreiche andere 
Formen der Zusammenarbeit, besonders in der 
Produktion, ermöglichten. 

In der ersten Etappe der Zusammenarbeit 
wurde es zunächst erforderlich, in Verträgen die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der Vertrags- 
partner verbindlich zu fixieren. Im Dezember 
1950 schlossen deshalb in Warschau die soziali- 
stischen Länder Europas unter Beteiligung der 
DDR internationale Abkommen über den Eisen- 
bahngüter- und -personenverkehr (MGS und 
MPS) ab, die im November ıgpı ratifiziert wur- 
den. Zur gleichen Zeit vereinbarten die Eisen- 
bahnen der beteiligten Staaten den Einheitli- 
chen Transittarif (ETT') für den Güterverkehr 
und verpflichteten sich zur Anwendung der 
»Vorschriften über die Benutzung von Wagen 
im internationalen Personen- und Eisenbahn- 
Güterverkehr« (PPW). 1953 traten auch die so- 
zialistischen Länder Asiens den MGS- und 
MPS-Abkommen bei, deren Geltungsbereich 
sich dadurch außerordentlich erweiterte und die 
seit ı. Januar 1954 die Bezeichnung »Abkommen 
über den internationalen Eisenbahngüterver- 
kehr« (SMGS) und »Abkommen über den inter- 
nationalen Eisenbahnpersonenverkehr« (SMPS) 
führen. 

Mit diesen Abkommen war eine einheitliche 
rechtliche Grundlage für den grenzüberschrei- 
tenden Verkehr zwischen den beteiligten Län- 
dern geschaffen worden. Auf ihrer Basis entwik- 
kelte sich die Zusammenarbeit zunächst in 
kommerziellen, später auch in technischen Fra- 
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gen und Problemen der wissenschaftlichen For- 
schung, Projektierung und Konstruktion so gut, 
daß der Nutzen und die Notwendigkeit eines be- 
sonderen zwischenstaatlichen Organs für die 
weitere, noch engere Verflechtung allgemein an- 
erkannt wurden. 1956 beschloß deshalb die in 
Sofia tagende ı. Konferenz der Verkehrsminister 
der sozialistischen Länder die Bildung einer zwi- 
schenstaatlichen Organisation für die Eisenbah- 
nen der beteiligten Staaten, die ein Jahr später in 
Peking offiziell als »Organisation für die Zusam- 
menarbeit der Eisenbahnen« (OSShD) gegrün- 
det wurde. Als deren oberstes Organ fungierte 
die Konferenz der Verkehrsminister, zwischen 
deren jährlichen gemeinsamen Beratungen die 
Arbeit vom Komitee für Eisenbahnverkehr als 
ausführendem Organ mit ständigen Fachkom- 
missionen und Sachverständigenkommissionen 
geleitet wurde. Bereits am ı. September 1957 
nahm die OSShD in Warschau, dem Sitz des 
Komitees, ihre Arbeit auf. 

Mit der OSShD, in der Bahnen mit einer 
Streckenlänge von über 250000km mit sehr un- 
terschiedlichen Bedingungen, vor allem hinsicht- 
lich der Spurweiten und der technischen Nor- 
men, erfaßt waren, hatten sich die sozialistischen 
Länder ein wirksames Instrument geschaffen, 
um die vielfältigen und komplizierten Probleme 
der Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen erfolg- 
reich zu lösen. Als übergreifendes Ziel wurde die 
rasche Entwicklung des internationalen Eisen- 
bahnverkehrs zwischen den Mitgliedsländern 
und die Zusammenarbeit auf wissenschaftlich- 
technischem Gebiet formuliert. Vor allem oblag 
der OSShD die Leitung aller Maßnahmen, die 
aus der Anwendung und Weiterentwicklung des 
SMGS- und des SMPS-Abkommen resultierten. 
Auch die Vervollkommnung der Transportpla- 
nung, die Arbeit der Grenzbahnhöfe und die Er- 
arbeitung gemeinsamer internationaler Tarife 
fielen in ihr Aufgabengebiet. Des weiteren ge- 
hörten zu ihren Aufgaben die Entwicklung wich- 
tiger Transportkapazitäten und -anlagen, wie die 
Rekonstruktion und der Ausbau von internatio- 
nalen Magistralen, der Abschluß von Vereinba- 
rungen zur Oberbaubelastung, zu den Licht- 
raumprofilen und den Fahrzeugbegrenzungen, 
aber auch Fragen des Sicherungs- und Signalwe- 
sens. Schließlich vertrat die OSShD die Interes- 
sen aller sozialistischer Länder bei der Zusam- 
menarbeit mit anderen internationalen Eisen- 
bahnorganisationen. Sie verfügte schon bald 
über große Autorität und konnte dadurch auch 
zahlreiche nationale Interessen einzelner Mit- 
gliedsbahnen wirksamer vertreten. 

Für praktische Fortschritte bei der Integration 
der Eisenbahnen der sozialistischen Länder ge- 
wann die Arbeit der ständigen Fachkommissio- 
nen der OSShD rasch an Bedeutung. In kompli- 
zierter und oft auch langwieriger Detailarbeit 
mußte auf fast allen Gebieten, besonders aber 
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bei den im grenzüberschreitenden Verkehr ein- 
gesetzten Transportmitteln die Anpassung der 
technischen und technologischen Parameter vor- 
angetrieben werden. Diese Aufgabe war ange- 
sichts der historisch gewachsenen, oft auch na- 
tional-lokal geprägten und stark differenzierten 
Technik der Eisenbahnanlagen nicht einfach. 
Die traditionellen Verkehrsverbindungen, die in 
der Regel stärker in Richtung von und nach 
Westeuropa als zwischen den sozialistischen 
Staaten ausgelegt waren, mußten zu einem orga- 
nischen Netz verbunden werden, wobei abseh- 
bare zukünftige Entwicklungen der Verkehrs- 
ströme vorausschauend berücksichtigt wurden. 

Als eines der zahlreichen Beispiele für die er- 
folgreiche Arbeit der OSShD kann die ab ı. Ja- 
nuar Ig58 verbindliche Einführung vereinheit- 
lichter Lichtraumprofile und Fahrzeugbegren- 
zungen in den Grundmaßen der sowjetischen 
Profile ı-SM und ı-WM gelten. Das ermöglichte, 
einheitliche Fahrzeuge mit größerem Quer- 
schnitt, also auch größerem Laderaum, grenz- 
überschreitend einzusetzen und mit einer glei- 
chen Zahl von Wagen mehr Güter zu transpor- 
tieren. Der jeweilige Zusatz ı-SM/DR oder 
ı-SM/CSD modifizierte lediglich die Anwen- 
dungsvorschriften unter den spezifischen Bedin- 
gungen der jeweiligen Eisenbahnverwaltung, 
ohne die Grundmaße zu berühren. Die Arbeit 
zur Einführung gemeinsamer Vorschriften über 
die Lichtraumprofile wurde in der Kommis- 
sion VI (Lichtraumprofile und Wagen) unter 
Vorsitz der DDR geleistet und verdeutlichte die 
enge Wechselwirkung zwischen technisch-orga- 
nisatorischen Vereinbarungen und der Effektivi- 
tät im internationalen Transportwesen. Sie bil- 
dete — wie die Vereinheitlichung zahlreicher 
weiterer wichtiger Bauteile von Triebfahrzeugen 
und Wagen - eine ganz entscheidende Voraus- 
setzung für die künftige Standardisierung im 
Eisenbahnfahrzeugbau. 

Der große Vorzug der OSShD bestand im Ge- 
gensatz zu Eisenbahnorganisationen kapitalisti- 
scher Länder, die sich aufgrund sehr unter- 
schiedlicher Interessen oft nur mit eng begrenz- 
ten Spezialfragen beschäftigten, darin, daß alle 
Probleme des Eisenbahnverkehrs von Anfang an 
komplex erörtert und in die Arbeit einbezogen 
wurden. 

Ab 1957 verstärkte sich die internationale Zu- 
sammenarbeit im Verkehrswesen auch im Rat 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe durch die Bil- 
dung zunächst einer besonderen Arbeitsgruppe, 
ab 1958 der Ständigen Kommission für Trans- 
port. Unter den fünf dieser Ständigen Kommis- 
sion angehörenden Sektionen befand sich auch 
eine für Eisenbahnverkehr, zu deren Aufgaben 
neben der Festlegung gemeinsamer Entwick- 
lungsvorhaben vor allem die Abstimmung der 
jährlichen und längerfristigen Transportpläne 
gehörte. 


Die Deutsche Reichsbahn arbeitete traditio- 
nell auch in anderen internationalen Eisenbahn- 


organisationen mit. Im Internationalen Eisen- 
bahnverband (UIC), deren geschäftsführendes 
Komitee und Generalsekretariat in Paris ihren 
Sitz haben, konnte die Deutsche Reichsbahn be- 
reits 1954 ihre gleichberechtigte Mitgliedschaft 
erlangen. Bereits vorher war diese nichtstaatli- 
che, an Statusfragen nicht gebundene Organisa- 
tion realistisch stets von zwei deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen - »Deutschland-DR« und 
»Deutschland-DB« - ausgegangen. Im Jahr 1959 
wurde die erfolgreiche Mitarbeit der Deutschen 
Reichsbahn dadurch anerkannt, daß einer ihrer 
Vertreter zu einem der 8 Vizepräsidenten des 
UIC bestimmt wurde. Ein Jahr später übernahm 
ein Vertreter der Deutschen Reichsbahn die Prä- 
sidentschaft im Ausschuß VII (Bahnanlagen) des 
UIC. 

Darüber hinaus beteiligte sich die Deutsche 
Reichsbahn seit Ausgang der 4oer Jahre an zahl- 
reichen weiteren internationalen Übereinkom- 
men und Organen, wie 
- dem Internationalen 
(RIV), 

- dem Internationalen Reisezug- und Gepäck- 
wagenverband (RIC), 

- der Europäischen Reisezugfahrplan- und Wa- 
genbereitstellungskonferenz (CEH), 

- der Europäischen Güterzugfahrplankonferenz 
(LIM), 

- dem Internationalen Verband der Medizini- 
schen Dienste der Eisenbahnen (UIMC). 


Güterwagenverband 


Die internationale Arbeit der Deutschen 
Reichsbahn förderte den Aufschwung des Aus- 
fuhr-, Einfuhr- und Transitverkehrs. In ständig 
wachsendem Maß wurden Kapazitäten für inter- 
nationale Aufgaben in Anspruch genommen. Be- 
sonders stark erhöhten sich die Anforderungen 
an die Leistungsfähigkeit der Grenzbahnhöfe, 
die schrittweise modernisiert wurden. Vor allem 
aber galt es, Schnelligkeit, Sicherheit und Zuver- 
lässigkeit im Transitverkehr wesentlich zu erhö- 
hen; denn die langen Durchlaufzeiten bei Beför- 
derung mit normalen Güterzügen des Binnen- 
verkehrs entsprachen nicht mehr den internatio- 
nalen Anforderungen. Zur Verbesserung des 
Transitverkehrs wurde deshalb ab 1958 ein be- 
sonderes Netz von Transit-Eilgüterzügen, das 
täglich mit einer größeren Zahl von Zügen die 
Grenzbahnhöfe verband, eingerichtet. Der 
gleichzeitige Ausbau des Bahnhofs Seddin Süd 
als zentraler Umstellknoten für dieses Transit- 
netz trug der Bedeutung des internationalen Gü- 
terdurchgangsverkehrs Rechnung und vermin- 
derte die Beförderungszeiten von Transitfrach- 
ten im Netz der Deutschen Reichsbahn erheb- 
lich. 1961 wurde eine zentrale Transitleitstelle zur 
Überwachung sämtlicher Transitläufe gebildet. 
Über betriebliche Aufgaben hinaus bewährte sie 
sich bald auch im kommerziellen Bereich. 

Die geographisch günstige Lage der DDR, die 
Qualitätsverbesserungen im Transitverkehr und 
die niedrigen Durchfuhrtarife trugen wesentlich 
zur raschen Steigerung des Transitverkehrs so- 
wohl von Westeuropa nach der VR Polen und 
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INTERNATIONALE 
ZUSAMMENARBEIT IM 
EıSENBAHNWESEN 


Steigende Leistungen 
im internationalen Ver- 
kehr mit Skandinawen 
erforderten die Erweite- 
rung der Fähranlagen 
in Saßnitz (1958/59). 
Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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Das erste Eisenbahn- 
fährschiff der DDR - 
»Saßnitz« 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


nıonmn., 


der UdSSR als auch zwischen den skandinavi- 
schen Ländern und dem Süden und Südosten 
Europas bei. Der Trajektverkehr über die Ostsee 
auf den traditionellen Routen Saßnitz— Trelle- 
borg und Warnemünde—Gedser, der nach sei- 
ner Wiederaufnahme in den Jahren 1947/48 auch 
im größten Teil der soer Jahre zunächst noch 
ausschließlich mit älteren schwedischen und dä- 
nischen Fährschiffen betrieben wurde, stieg in 
raschem Tempo an. Schon 1955 lag die Beförde- 
rungsleistung auf der sog. Königsroute Saß- 
nitz—Trelleborg über den höchsten Vorkriegs- 
werten, und innerhalb des nachfolgenden Jahr- 
fünfts verdoppelte sie sich erneut. 

Diese Entwicklung veranlaßte die Deutsche 
Reichsbahn, 1958/59 den Fährbahnhof in Saß- 
nitz bedeutend auszubauen und zu modernisie- 
ren. Die gewachsene Kapazität der Fähranlagen 
und die ständig steigende Nachfrage führten zu 
einem Übereinkommen zwischen den Schwedi- 
schen Staatsbahnen und der Deutschen Reichs- 
bahn, in den Folgejahren auf dieser Route neue 
Großfähren einzusetzen. So stellten die Schwedi- 
schen Staatsbahnen im Sommer 1958 die Groß- 
fähre »Trelleborg« in Dienst. Am 6. Juli 1959, an- 
läßlich des sojährigen Bestehens der Königs- 
route, lief das erste Eisenbahnfährschiff der 
DDR, die »Saßnitz«, zu seiner Jungfernfahrt 
aus. Damit beteiligte sich die Deutsche Reichs- 
bahn aktiv am Trajektverkehr zwischen Trelle- 
borg und Saßnitz. 

Die auf einer DDR-Werft gebaute Großfähre 


»Saßnitz« war seinerzeit eine der modernsten, 
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komfortabelsten und leistungsfähigsten Groß- 
fähren in Europa (Länge: 137,5 m, Breite: 18,8 m, 
Wasserverdrängung: 7000t, Maschinenleistung: 
7060kW, Fassungsvermögen: 36 Güterwagen 
oder 14 Schnellzugwagen, 40 Personenkraftwa- 
gen und 1000 Reisende). Bei einer Geschwindig- 
keit von ıgkn legte sie die 107 km lange Trajekt- 
strecke in 3 Stunden 40 min zurück. Ihr Einsatz 
trug dazu bei, die Fährverbindung über Saßnitz 
noch attraktiver zu machen. 1960 wurden auf ihr 
annähernd goo00 Güterwagen, 7700 Kraftfahr- 
zeuge und 244 000 Personen befördert. 

Die Trajektleistung auf beiden traditionellen 
Routen nahm im Verlauf der soer Jahre folgen- 
den Aufschwung: 


Jahr  Saßnitz—Trelleborg Warnemünde—Gedser 
1000t 1000 Pers. 1000t 16000 Pers. 

1950 138 - 77 4 

1955 426 - 

1960 861 244 147 32 


Die Fortschritte im Fährverkehr wiederum er- 
langten Bedeutung dafür, daß die Deutsche 
Reichsbahn im Jahr ıg61 die ersten TEEM-Züge 
(Trans-Europ-Express-Marchandises), besonders 
schnell fahrende Züge des internationalen Gü- 
terverkehrs, über ihr Streckennetz führen 
konnte. 

Damit waren endgültig alle von imperialisti- 
schen Kreisen unternommenen Versuche, im 
Fähr- und Transitverkehr die DDR möglichst zu 
umgehen, gescheitert. 


7. KAPITEL IgHI-IGER wre” 


Der Beitrag 
der Deutschen Reichsbahn 


zur erfolgreichen Entwicklung 
des Sozialismus 
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Die Baureihe 211/242 
erreicht im Personen- 
zug- und Schnellzug- 
dienst 120 km/h, 

im Güterzugdienst 
100km/h. 
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Mit der wachsenden 
Wirtschaftskraft der 
DDR stiegen die An- 
forderungen an das 
Verkehrswesen: Werk- 
bahn im neuerrichteten 


Petrolchemischen Kom- 


binat Schwedt, Hafen 


Rostock, Braunkohlen- 


werk Welzow, Kali- 
werk Zielıtz. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Die Aufgaben des Transportwesens 


Mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsver- 
hältnisse und der Sicherung der Staatsgrenze wa- 
ren in der DDR günstigere Voraussetzungen ge- 
schaffen worden, um die sozialistische Gesell- 
schaftsordnung zielstrebig zu entwickeln. Das 
gestiegene Niveau der Produktion ermöglichte 
zugleich in den Beziehungen zwischen den sozia- 
listischen Bruderländern eine neue, höhere Stufe 
der Zusammenarbeit. 

Besondere Bedeutung für die weitere Entwick- 
lung der sozialistischen Gesellschaft in der DDR 
gewann der am 12. Juni 1964 in Moskau unter- 
zeichnete Vertrag über Freundschaft, Zusam- 
menarbeit und gegenseitigen Beistand. Das um- 
fangreiche ökonomische und wissenschaftliche 
Potential der Sowjetunion eröffnete der gesell- 
schaftlichen Entwicklung neue Wege und Mög- 
lichkeiten. Die Gewährleistung der für die DDR 
unerläßlichen Rohstoffimporte und zugleich der 
sichere Absatz ihrer Produktion gestalteten sich 


zu wichtigen Faktoren für die Kontinuität und 
Proportionalität der sozialistischen Planwirt- 
schaft. Das auf der Grundlage des Freund- 
schaftsvertrags am 9. Dezember ıg6r, abgeschlos- 
sene Handelsabkommen für die Jahre 1966 bis 
1970 verdeutlichte den Umfang der ökonomi- 
schen Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten. 
So sah das Abkommen die Lieferung von 
36,1 Mill. t Erdöl, 12,2 Mill. t Walzstahl, 6,4 Mill. 
t Eisenerz, 39,0 Mill. t Kohle und 6,4 Mill. m? 
Schnittholz an die DDR vor. Zugleich wurde die 
Sowjetunion der wichtigste Abnehmer des 
DDR-Maschinenbaus. 

Die umfassende Zusammenarbeit im RGW 
ermöglichte außerdem eine schnelle wirtschaftli- 
che Entwicklung aller beteiligten Länder. Dabei 
stellte der ständig steigende Außenhandel hö- 
here und neue Anforderungen in Umfang und 
Struktur an das Transportwesen. Gleiche Wir- 
kungen verursachte der verstärkte Aufbau von 
Betrieben der chemischen Industrie, des Maschi- 
nenbaus für die Plast- und Erdölverarbeitung, 
der elektronischen Industrie und der feinmecha- 
nischen Industrie. Er führte in den 6oer Jahren 
nicht nur zu erheblichen Produktionssteigerun- 
gen, sondern auch zu bedeutenden Standortver- 
änderungen der Industrie. 1966 nahmen bei- 
spielsweise das Erdölverarbeitungswerk Schwedt 
in der zweiten Ausbaustufe und Leuna II die 
Produktion auf. Das erste Atomkraftwerk der 
DDR in Rheinsberg lieferte ab 1966 Strom. 
Wichtigen Kapazitätszuwachs gab es außerdem 
in der Produktion von Halbleiterelementen, Da- 
tenverarbeitungsanlagen sowie Geräten der 
BMSR-Technik. Der Bau des modernen Kalt- 
walzwerkes in Eisenhüttenstadt wurde forciert. 

Damit gelang es, den volkswirtschaftlichen 
Reproduktionsprozeß den veränderten ökonomi- 
schen Bedingungen anzupassen. Es wurde auch 
möglich, bedeutende Vorhaben im Städte- und 
Wohnungsbau, wie den weiteren Aufbau der 
Stadtzentren in Berlin, Leipzig, Dresden und 
Karl-Marx-Stadt und die Errichtung neuer 
Wohnstädte, z.B. Halle-Neustadt und Rostock- 
Lütten Klein in den Plan aufzunehmen. 

Die aus dieser Entwicklung resultierenden 
charakteristischen Anforderungen an das Trans- 
portwesen waren geprägt durch einen erhöhten 
Beförderungsbedarf im internationalen Verkehr 
und im Inland, insbesondere durch wesentliche 
Steigerungsraten des Versands von Mineralölen, 
Baustoffen, Zement, hochwertigen Industrieer- 
zeugnissen und landwirtschaftlichen Produkten. 
Zunehmende Bedürfnisse mußten weiterhin im 
Reiseverkehr befriedigt werden. Für die neuen 
Industrieschwerpunkte war der Berufsverkehr zu 
sichern. 

Der Schwerpunkt der sozialistischen Verkehrs- 


politik lag ab ıg61 eindeutig auf einer sinnvollen, 
zweckmäßigen Zusammenarbeit aller Verkehrs- 
zweige. Sie entsprach damit der grundsätzlichen 
Orientierung des VI. Parteitags der SED (1965), 
einzelne Bereiche der Gesellschaft entsprechend 
den Erfordernissen des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus zu gestalten. Wesentliches Krite- 
rium der Arbeitsteilung im Transportwesen war 
die Effektivität sowohl der einzelnen Verkehrs- 
zweige als auch des Transportwesens insgesamt, 
wobei letztere den Vorrang hatte. Diesem ver- 
kehrspolitischen Grundsatz folgend, wurden die 
Transportanforderungen auf die Verkehrszweige 
aufgeteilt. Wichtige Aufgaben übernahmen da- 
bei die schon in den 5oer Jahren entstandenen 
und ständig weiterentwickelten Transportaus- 
schüsse. Außerdem wurde die Verantwortlichkeit 
der staatlichen Organe bei der Planung und 
Leitung des Transports mit volkswirtschaftlich 
hohem Niveau wesentlich erweitert. 

Eine besondere Bedeutung kam dem Verhält- 
nis zwischen dem Schienen- und dem Straßen- 
verkehr zu. Die Deutsche Reichsbahn konnte 
zur damaligen Zeit einen Teil ihrer Transporte 
dem Kraftverkehr übertragen und wurde damit 
in die Lage versetzt, ihre Kapazitäten konzen- 
trierter einzusetzen. Generell fungierte die Deut- 
sche Reichsbahn jedoch weiterhin als wichtigster 
Verkehrszweig. Die meisten Massentransporte, 
die Beförderung schwerer Güter, der Güterver- 
kehr über weite und mittlere Entfernungen so- 
wie der größere Teil des Berufs- und Fernreise- 
verkehrs waren von ihr zu bewältigen. 

Die Auswirkungen dieser grundsätzlichen 
Aufgaben für die Deutsche Reichsbahn kamen 
besonders deutlich in der Entwicklung und Ver- 
änderung der Gutartenstruktur zum Ausdruck. 


Gütertransportmenge der Deutschen Reichsbahn 
nach ausgewählten Gutarten 


Gutart Gütertransport- Prozentualer 
menge Anteil an der 
1960 1970 Gesamttrans- 

portmenge 

1000t 1000t 1960 1970 

Kohle, Koks 90799 85793 43,4 37,9 

Erdöl, Erdöl- 

erzeugnisse 6619 15599 3,2 6,9 

Zement 3774 5642 1,8 2,5 

Übrige Bau- 

materialien 28572 35656 13,7 15,7 

Düngemittel 9156 9732 4,4 4,3 

Übrige 

chemische 

Erzeugnisse 5861 6912 2,8 3,1 

Metalle 11313 14460 5,4 6,4 


Die vorstehenden Zahlen belegen, daß die volks- 
wirtschaftliche Entwicklung mit ihren strukturel- 
len Schwerpunkten Chemie- und Wohnungs- 
bauprogramm die Anforderungen an die Eisen- 
bahn in zunehmendem Maß beeinflußte. Dabei 


mußten außerdem z. B. für flüssige Brenn- und 
Treibstoffe oder Zement spezielle Kapazitäten 
bereitgestellt werden, und es entstanden neue 
Schwerpunktrelationen, wie von Schwedt (Oder) 
nach Halle (Saale) oder Lützkendorf. 

Der VIII. Parteitag der SED im Juni 1971 lei- 
tete mit seinen Beschlüssen einen neuen Ab- 
schnitt in der gesellschaftlichen Entwicklung der 
DDR ein. Schon die 14. Tagung des Zentralko- 
mitees hatte Maßnahmen beschlossen, mit de- 
nen die Übergangsperiode im weitesten Sinne 
durch die vollständige Herstellung sozialistischer 
Produktionsverhältnisse erfolgreich abgeschlos- 
sen wurde. Damit bestanden alle wesentlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft und für die be- 
wußte Anwendung der ökonomischen Gesetze 
des Sozialismus. Die Hauptkennziffern der 


Volkswirtschaft in der Direktive des VIII. Partei- 
tags spiegelten konkret die Einheit von Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik, die Dialektik zwischen 
Ziel und Weg sowie zwischen Produktion und 
Konsumtion wider. Bei der sich ständig erwei- 
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ternden Arbeitsteilung und Spezialisierung hatte 
das Gesetz der planmäßigen proportionalen Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft einen besonders 
hohen Stellenwert. Von entscheidender Bedeu- 
tung für die politische, ökonomische und soziale 
Entwicklung der DDR war auch die notwendige 
Umstellung der vorrangig extensiv erweiterten 
auf überwiegend intensiv erweiterte Reproduk- 
tion. Dabei kam es besonders darauf an, die le- 
bendige Arbeit mit den modernsten Produk- 
tionsmitteln zu verbinden. Das erforderte, in der 
Verteilung der materiellen und subjektiven Pro- 
duktivkräfte günstige Bedingungen zu schaffen. 
Bei Standortbestimmungen war diesem Anliegen 
unbedingt Rechnung zu tragen. 

Alle Beschlüsse des VIII. Parteitags zur effekti- 
veren Gestaltung des Reproduktionsprozesses 
waren darauf gerichtet, die wirtschaftlichen Er- 
folge in vollem Umfang für die Bürger der DDR 
nutzbar zu machen. Der Bau von 500000 Woh- 
nungen, die Erhöhung des Warenfonds, die Stei- 
gerung der Nettogeldeinnahmen und wesentli- 
che weitere Verbesserungen der sozialen, ge- 
sundheitlichen und kulturellen Betreuung sowie 
eine bedeutende Entwicklung des Erholungswe- 
sens dienten diesem Ziel. 

Das Verkehrswesen nahm aufgrund seiner 
vielfältigen Verflechtungen mit allen Bereichen 
der Gesellschaft bei der weiteren sozialistischen 
Entwicklung der DDR eine besondere Stellung 
ein. Seine künftige Arbeit mußte den anspruchs- 
vollen volkswirtschaftlichen Zielen entsprechen. 
Die Verkehrspolitik wurde deshalb vorrangig 
von der Notwendigkeit bestimmt, komplexe so- 
ziale, wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen 
im Maßstab des gesamten Landes und für grö- 
ßere Zeiträume umfassend zu planen und zu ent- 
wickeln; denn von der Leistungsfähigkeit des 
Verkehrswesens in Quantität und Qualität 
wurde die Erfüllung der Hauptaufgabe maßgeb- 
lich indirekt und direkt beeinflußt. 

Aus dem gestiegenen internationalen Ansehen 
der DDR, das unter anderem in der weltweiten 
diplomatischen Anerkennung seinen Ausdruck 
fand, und aus der immer engeren Verflechtung 
der RGW-Länder erwuchsen weiterhin für das 
Verkehrswesen umfangreiche und teilweise völlig 
neue Aufgaben beim Ausbau und bei der Ent- 
wicklung internationaler Verbindungen. 

Mit den Zielen der folgenden Beschlüsse von 
Partei und Regierung, besonders mit den Festle- 
gungen des X. Parteitags im April 1981, wurde die 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik erfolgreich und kontinuierlich 
weitergeführt. Alle Anstrengungen werden dar- 
auf gerichtet, die stabile und dynamische volks- 
wirtschaftliche Entwicklung auch unter den ver- 
änderten Reproduktionsbedingungen in den 
80er Jahren zu sichern und so die weitere Gestal- 
tung der entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft zielstrebig fortzusetzen. Dabei nimmt die 
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Intensivierung des volkswirtschaftlichen Repro- 
duktionsprozesses in allen seinen Phasen die do- 
minierende Stellung ein. Auf dem Weg der Ra- 
tionalisierung und der vorwiegend intensiv 
erweiterten Reproduktion sind die Aufgaben mit 
einer spürbaren Senkung des Produktionsver- 
brauchs und der Selbstkosten zu lösen. Die ver- 
änderten äußeren und inneren Reproduktions- 
bedingungen, wie die Preisentwicklung für 
Rohstoffe und Energieträger sowie die zuneh- 
menden Aufwendungen für die Entwicklung der 
einheimischen Rohstoffbasis verlangen ein 
schnelleres Wachstum der volkswirtschaftlichen 
Ergebnisse im Vergleich zum Produktionsver- 
brauch und zu den Investitionen und zugleich 
eine bedeutende Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität. Neben der erhöhten Ausnutzung des Ar- 
beitsvermögens und der Fonds bestimmen vor 
allem die strategischen Entwicklungsrichtungen 
von Wissenschaft und Technik, die Anwendung 
neuer Wirkprinzipien und effektiverer Techno- 
logien und Verfahren die qualitativen Verände- 
rungen in der Struktur der Volkswirtschaft und 
des Produktionsprofils. 

Tempo und Inhalt der Entwicklung der Volks- 
wirtschaft werden dabei maßgeblich von der 
schnellen und breiten Einbeziehung der Mikro- 
elektronik und Robotertechnik beeinflußt. Hohe 
Steigerungsraten beim produzierten Nationalein- 
kommen auf 128 bis 130%, vor allem durch die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, aber auch 
infolge einer spürbaren Senkung des Verbrauchs 
an Rohstoffen und Energieträgern, belegen das 
dynamische Wirtschaftswachstum der DDR. 
Der weitere Ausbau der materiell-technischen 
Basis ist insbesondere darauf gerichtet, jene Pro- 
duktionsrichtungen zu fördern, die den ökono- 
mischen und wissenschaftlich-technischen Erfor- 
dernissen auf längere Zeit entsprechen. 

Zur Sicherung der Energie- und Rohstoffbasis 
müssen bis 1985 die jährliche Rohbraunkohleför- 
derung 285 bis 290 Mill. t und die Brikettpro- 
duktion über 50 Mill. t betragen. Auch in der 
Baustoff- und chemischen Industrie wird die 
Produktion bedeutend gesteigert und beispiels- 
weise die jährliche Produktion von Karbid auf 
ı2s0okt und die von Plasten und Elasten auf 
1900 kt bis zum Ende des Fünfjahrplans erhöht. 

Das aus dem beachtlichen Wirtschaftswachs- 
tum resultierende höhere Nationaleinkommen 
wird vor allem für die Befriedigung der materiel- 
len und geistig-kulturellen Bedürfnisse des Vol- 
kes genutzt. So wird das Wohnungsbaupro- 
gramm als Kernstück der Sozialpolitik der Partei 
der Arbeiterklasse mit dem Neubau bzw. der 
Modernisierung von 930000 bis 950000 Woh- 
nungen zielstrebig fortgesetzt. Die Erholungs- 
möglichkeiten für die Werktätigen werden sich 
mit der Erweiterung der Kapazität auf 4,7 Mill. 
Urlaubsreisen in Einrichtungen der Gewerk- 
schaften und Betriebe weiter verbessern. 


Die politische, ökonomische und soziale Ent- 
wicklung der DDR stellte an das Verkehrswesen 
umfangreiche Anforderungen. Der X. Parteitag 
gab deshalb die Orientierung, weniger, über kür- 
zere Entfernungen und energiegünstiger zu 
transportieren. Das bedeutete beispielsweise, in 
Übereinstimmung mit internationalen Trends 
im Ergebnis der wissenschaftlich-technischen 
Revolution den spezifischen Transportaufwand 
zu senken und zugleich die Transportleistungen 
im begrenzten Rahmen anwachsen zu lassen. 
Die Erfüllung dieser Aufgaben erforderte eine 
wachsende Wirksamkeit von Wissenschaft und 
Technik, die Ausschöpfung aller technologi- 
schen Reserven und die konstruktive Mitarbeit 
aller Beschäftigten. Die Ergebnisse dieser An- 
strengungen zeigten sich schon in den Jahren 
von 1980 bis 1983. In dieser Zeitspanne konnte 
die Transportleistung durch Optimierung der 
Transport- und Lieferbeziehungen um 9,7 Mrd. 
tkm (=6%) absolut gesenkt werden. Allein 1983 
wurde der spezifische Transportaufwand im Bin- 
nengütertransport bei annähernd gleichen 
Transportleistungen um 4 bis 5% reduziert, im 
Jahr 1984 um weitere 9,5%. Hinter diesen nüch- 
ternen Zahlen steckt die Einsparung von 16% 
Dieselkraftstoff, 42% Vergaserkraftstoff und 
36% Heizöl. Dieser Minderverbrauch des öffent- 
lichen Verkehrswesens kam der gesamten Volks- 
wirtschaft zugute und begünstigte letztlich das 
Ansteigen der Produktion und des Nationalein- 
kommens. Damit beweisen auch diese Fakten er- 
neut die außerordentlich enge Verflechtung zwi- 


Eisenbahn und der Binnenschiffahrt auf 105,5 %, 
während sich die des energieaufwendigen Stra- 
ßenverkehrs um 32% verringerten. Aufgrund 
ihrer günstigen infrastrukturellen Voraussetzun- 
gen schuf besonders die Eisenbahn vielfältige 
Voraussetzungen, um Straßengütertransporte 
auf die Schiene zu verlagern. Zugleich waren die 
Eisenbahner um eine verbesserte Ausnutzung 
der Transportmittel, die Einführung technologi- 
scher und organisatorischer Maßnahmen, aber 
auch um die Modernisierung des Fahrzeugparks 
sowie erhöhte Leistungen der Infrastruktur be- 
müht. Die Deutsche Reichsbahn konnte deshalb 
den größten Teil der Verlagerungstransporte 
übernehmen. Immerhin handelte es sich dabei 
Anfang der 80er Jahre um jährlich etwa 7 bis 
8 Mill. t Güter. 

Trotz der außerordentlichen Bedeutung des 
Gütertransports durfte auch der Reiseverkehr 
nicht vernachlässigt werden. Hier stand die 
wachsende Qualität des Leistungsangebots im 
Vordergrund. Außerdem mußten neue Wohnge- 
biete für den Nah- und Berufsverkehr erschlos- 
sen und der steigende touristische Verkehr im 
nationalen und internationalen Rahmen bewäl- 
tigt werden. Die Deutsche Reichsbahn hatte 
auch an der Erfüllung dieser Aufgaben einen er- 
heblichen Anteil. Einen informativen Eindruck 
ihrer wachsenden Leistungsfähigkeit vermitteln 
die nachstehenden Tabellen. 


Anteil der Deutschen Reichsbahn an der Transportar- 
beit (in %) 


schen dem Verkehrswesen und den übrigen Prognose 
Bereichen der Volkswirtschaft. 1950 1970 1980 für 1990 
Diese Erfolge wurden wesentlich durch eine Transportmenge 61,6 57,6 63,0 65,2 
veränderte Arbeitsteilung zwischen den Ver- Transportleistung 87,1 82,9 82,5 86,2 
kehrszweigen bestimmt. Unter Berücksichtigung Personen 58,4 36,1 29,2 31,7 
energiegünstigerer Transporte stiegen deshalb Personenbeförde- 
von 1980 bis 1983 die Transportleistungen der Tungsleistung a ee 
Entwicklung des öffentlichen Binnenverkehrs der DDR und darunter der Deutschen Reichsbahn 
Jahr Gütertransport- Gütertransport- Beförderte Personenbeförderungs- 
menge leistung Personen leistung 
Insgesamt Deutsche Insgesamt Deutsche Insgesamt Deutsche Insgesamt Deutsche 
Reichsbahn Reichsbahn Reichsbahn Reichsbahn 
1000t 1000t Mill.tkm  Mill.tkm Mill. Mill. Mill.Pkm Mill. Pkm 
1961 403 652 248 714 39793 34 133 1552 830 26 659 19 540 
1970 456 577 262 901 50.068 41513 1733 626 33 965 17 666 
1980 494 766 311606 68 293 56 395 2.036 607 42875 23.142 
Arbeitsteilung im Transportwesen des öffentlichen Binnenverkehrs (Angaben in %) 
Jahr Gütertransport- Gütertransport- Beförderte Personenbeförderungs- 
menge leistung Personen leistung 
Deutsche Kraft- Binnen- Deutsche Kraft- Binnen- Deutsche Kraft- Binnen- Deutsche Kraft- Binnen- 
Reichs- ver- schiff- Reichs- ver- schiff- Reichs- ver- schiff- Reichs- ver- schiff- 
bahn kehr fahrt bahn kehr fahrt bahn kehr fahrt bahn kehr fahrt 
1970 57,6 39,4 3,0 82,9 12,4 4,7 36,1 639 - 52,0 48,0 - 
1980 63,0 33,7 3,3 82,5 14,3.22352 29,2 702 - 54,0 46,0 - 
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Die teilweise neu ge- 
baute Abfuhrstrecke 
Rostock- Waren 
(Müritz)-Neustrelitz- 
Berliner Außenringver- 
bindet den Übersee- 
hafen Rostock mit den 
südlichen Bezirken. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Ausbau und Rekonstruktion des Streckennetzes 


Anfang der 6oer Jahre stand die Schaffung eines 
einheitlichen sozialistischen Verkehrswesens auf 
der Tagesordnung. Die Verkehrskonferenz von 
1960 hatte gefordert, die Verkehrszweige schritt- 
weise zu einem komplexen Verkehrssystem zu 
formen, das sowohl den gesellschaftlichen Bedin- 
gungen als auch den Transportaufgaben ent- 
sprach. Um die Deutsche Reichsbahn für die da- 
mit im Zusammenhang stehenden umfangrei- 
chen Anforderungen vorzubereiten, wurden - 
zugleich im Interesse eines rationellen Trans- 
portgeschehens — wesentliche Kräfte und Mittel 
auf das Hauptbahnnetz konzentriert. Damit 
wurde von seiten der Infrastruktur jenen Strek- 
ken der absolute Vorrang eingeräumt, über die 
die Hauptgüterströme liefen und die für den Be- 
rufs- und Fernreiseverkehr die größte Bedeutung 
hatten. Besonders wichtig war es, den Zustand 
des Netzes zu verbessern, es den spezifischen 
Aufgaben der Wirtschaft anzupassen. Das wich- 


tigste Objekt beim Ausbau des Streckennetzes 
resultierte deshalb folgerichtig aus der langfristi- 
gen Verkehrskonzeption der DDR. Sie trug der 
wachsenden Bedeutung und dem steigenden Vo- 
lumen des Außenhandels mit dem Bau des Ro- 
stocker Überseehafens Rechnung. Die rasche 
und reibungslose Ab- und Anfuhr der Güter für 
diesen größten Hafen der DDR machten einen 
leistungsfähigen Binnenanschluß durch die 
Eisenbahn dringend erforderlich. Die günstigste 
Variante bestand darin, Rostock an den Berliner 
Außenring anzuschließen und so zugleich eine 
leistungsfähige Verkehrsverbindung vom Kü- 
stenbezirk über Berlin in die südlichen Indu- 
striebezirke zu schaffen. 

Für die sozialistischen Länder Südosteuropas 
bot der Umschlagplatz Rostock in Verbindung 
mit dem Eisenbahn-Transitverkehr gleicherma- 
ßen günstige Verkehrsverbindungen über See. 
Dabei konnte kein Zweifel darüber bestehen, 
daß die Neubaustrecke zum Überseehafen Ro- 
stock mit seinen modernen Hafenbahn- und La- 
deanlagen mit hohen Geschwindigkeiten befah- 
ren werden und eine große Durchlaßfähigkeit 
aufweisen mußte. Die Deutsche Reichsbahn 
wählte die Trasse Rostock— Laage—Waren 
(Müritz)— Neustrelitz über Birkenwerder zum 
Berliner Außenring als kostenmäßig und be- 
trieblich vorteilhafteste Variante. Allerdings wa- 
ren dabei die eingleisigen Bahnkörper zwischen 
Neustrelitz und Rostock über weite Strecken 
umzugestalten, teilweise sogar völlig neu zu er- 
richten, um die für eine Mindestgeschwindigkeit 
von ızokm/h erforderlichen Bogenhalbmesser 
anlegen zu können. Außerdem bereitete moori- 
ger Untergrund besonders im Mecklenburger 
Moränengürtel erhebliche Schwierigkeiten. Aber 
die betrieblichen Vorteile des kürzesten Weges 
und die Tatsache, daß von Neustrelitz bis Bir- 
kenwerder das vorhandene Planum günstige Be- 
dingungen für den Bau des zweiten Gleises bot, 
glichen diese Nachteile bei weitem aus. Der Um- 
fang der Arbeiten war trotzdem beachtlich: Ins- 
gesamt mußten von 1958 bis zur Fertigstellung 
der Eisenbahnmagistrale Rostock— Überseeha- 
fen—Berlin ı4 Mill. m3 Boden bewegt und 
77 Brücken errichtet werden. Zugleich wurden 
komplexe Verkehrslösungen wie in Waren (Mü- 
ritz) geschaffen, die neben den Bedürfnissen der 
Eisenbahn auch den Forderungen des örtlichen 
und überregionalen Straßenverkehrs Rechnung 
trugen. 

Am 20. September 1967 wurde mit der Inbe- 
triebnahme des Streckenabschnitts Laage— 
Scharstorf die Eisenbahnverbindung zwischen 
Rostock-Überseehafen und dem Berliner Außen- 
ring geschlossen. Die Eisenbahnverbindung zum 
Überseehafen und zu den modernen Hafen- 


bahn- und Ladeanlagen in Rostock ermöglichten 
den raschen und technologisch günstigen Um- 
schlag Schiff-Schiene. Sie erwies sich in den Fol- 
gejahren als wesentlicher Effektivitäts- und 
Wachstumsfaktor des Außenhandels der DDR 
über See. 

Zwischen Greifswald und Lubmin wurde mit 
einem weiteren Streckenbau von 26km der Be- 
rufsverkehr für den Bau und den Betrieb des 
Kernkraftwerkes Nord gesichert. Drei gekup- 
pelte Doppelstockgliederzüge können - mit 
Steuerwagen ausgerüstet — im Wendezugbetrieb 
maximal 2000 Werktätige schnell und bequem 
von und zu ihrer Arbeitsstelle befördern. 

Neben diesen Erweiterungsbauten war die 
Verbesserung des Zustands vieler Hauptstrecken 
besonders dringlich. Seit fast 30 Jahren waren 
viele dieser Strecken durch die faschistische Auf- 
rüstung und den Krieg sowie die erheblichen 
Probleme der Nachkriegsjahre nicht mehr konti- 
nuierlich unterhalten worden. Der Oberbau 
hatte im Lauf der Zeit beträchtlich gelitten. 
Schwellen und Schienen waren stark verschlis- 
sen. Der mangelhafte Streckenzustand mußte 
schnell und umfassend verbessert werden, sollte 
er nicht zu erheblichen Störungen führen. 

So eindeutig allerdings feststand, daß es sich 
hierbei um eine Maßnahme von zentralem Ein- 
fluß auf die Leistungsfähigkeit der Eisenbahn 
handelte, so deutlich war auch, daß sie nur mit 
einer grundlegend geänderten Erhaltungs- und 
Erneuerungstechnologie erfolgreich gelöst wer- 
den konnte. Der hohe Arbeitskräftebedarf der 
sozialistischen Volkswirtschaft, ein ständig stei- 
gendes Angebot an attraktiven Arbeitsplätzen 
und wachsende Ansprüche der Werktätigen an 
den Inhalt der Arbeit machten es zunehmend 
komplizierter, den Arbeitskräftebedarf für die 
körperlich schweren Arbeiten in der Gleisunter- 
haltung mit traditioneller Technologie zu dek- 
ken. Immer weniger konnte es auch im Interesse 
gesamtvolkswirtschaftlicher Entwicklung liegen, 
wertvolles Arbeitsvermögen auf uneffektiven Ar- 
beitsplätzen zu vergeuden. Schon ab Mitte der 
soer Jahre waren deshalb viele Arbeitsgänge 
durch den Einsatz von Gleisbaumaschinen me- 
chanisiert worden. Die in den Forschungs- und 
Entwicklungsstellen der Deutschen Reichsbahn 
mit Hilfe sowjetischer Erfahrungen speziell für 
den Bedarf der zentralen Oberbauerneuerung 
entwickelten Maschinen, Geräte und Technolo- 
gien, aber auch die hohe Leistungsfähigkeit der 
volkseigenen Industrie machten es möglich, zu 
industriellen Verfahren und einer durchgehen- 
den Mechanisierung im Gleisbau überzugehen. 

Die Deutsche Reichsbahn schuf die organisa- 
torischen und technologischen Voraussetzungen, 
um die steigenden Verkehrsanforderungen zu er- 
füllen und zugleich den Oberbau wichtiger 
Strecken abschnittsweise zu erneuern. Von An- 
fang an war klar, daß die herkömmlichen Me- 
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thoden des raschen manuellen »Flickens« zwi- 
schen zwei Zügen nicht mehr angewendet 
werden konnte. Mechanisierte Großtechnik 
kann nicht beliebig oft ein- und ausgesetzt wer- 
den. Ihre effektive Nutzung erforderte bei einem 
Höchstmaß an exakter technologischer Vorberei- 
tung lange Einsatzzeiten. Mit dem Verlegen in- 
dustriell vormontierter Gleisjoche und dem Ein- 
satz von vorgespannten Betonschwellen verfügte 
die Deutsche Reichsbahn über moderne tech- 
nisch-technologische Lösungen. Auch das lük- 
kenlos verschweißte Gleis trug zur Verbesserung 
der Qualität der Strecken bei. 

Infolge der zentralen Oberbauerneuerung 
konnten die zulässigen Geschwindigkeiten der 
Strecken und die Achs- und Meterlasten erhöht, 
das international vereinbarte Lichtraumprofil 
1-SM/DR generell eingeführt, die Störungsanfäl- 
ligkeit gemindert und zugleich mit der Verwen- 
dung hochwertigen Materials und effektiver Ver- 
fahren gute Voraussetzungen für eine künftige 
moderne Erhaltung und Unterhaltung geschaf- 
fen werden. 1965 brachte die Bildung der Reichs- 
bahnbaudirektion eine den neuen Bedingungen 
entsprechende Organisationsform, die durch 
eine Baubetriebsleitung sinnvoll ergänzt wurde. 
Dadurch gelang es, die Komplexität von Bau 
und Betrieb besser zu wahren. In wenigen Jahren 
erhöhte sich die jährliche Erneuerungsleistung 
auf gookm Streckenlänge, obwohl die Trans- 
portaufgaben wuchsen, die Anforderungen an 
die Qualität des Transports stiegen und die Bau- 
zeiten immer wieder durch vielfältige betriebli- 
che Maßnahmen, wie großräumige Umleitung, 
Verlagerung der Rangierarbeiten oder Schienen- 
ersatzverkehr garantiert werden mußten. 

Die große Leistung der Baueisenbahner der 
DDR wird vor allem dann deutlich, wenn man 
sich vor Augen hält, daß wesentliche Reserven 
nirgends vorhanden, viele Strecken bereits bis an 
die Grenze der theoretischen Belastbarkeit be- 
legt und die Kapazitäten wichtiger Rangierbahn- 


höfe stark in Anspruch genommen waren. Jede 
zeitweise Verlegung von betrieblichen Aufgaben 
mußte nicht nur den Aufwand für die Lösung 
der Transportaufgaben wesentlich erhöhen, son- 
dern vor allem die normalerweise schon sehr 
hohe Belastung der Ausweichstrecken und 
-bahnhöfe weiter steigern. Deshalb war es von 
großer Bedeutung, daß es den Baueisenbahnern 
gelang, den Tagewerksaufwand von 1955 bis 1972 
auf fast ein Drittel zu senken. So konnte trotz 
der sehr komplizierten betrieblichen Bedingun- 
gen der Nachholebedarf der Deutschen Reichs- 
bahn bei der Streckenunterhaltung zügig verrin- 
gert werden. 

Die Erfahrungen bei der zentralen Ober- 
bauerneuerung wurden für die Neugestaltung 
der planmäßigen Gleisunterhaltung genutzt. Mit 
komplexen Technologien, die zwischen Betriebs- 
anforderungen und Unterhaltungsbedarf abge- 
stimmt sind, sichert die Deutsche Reichsbahn 
seitdem die planmäßige maschinelle Durcharbei- 
tung des Hauptbahnnetzes in ganzen Strecken- 
abschnitten. 

Ein Teil des sehr verzweigten, in seiner Li- 
nienführung und seinen technischen Parametern 
völlig unzureichenden Nebenbahnnetzes konnte 
in die strategische Planung der Netzgestaltung 
nicht einbezogen werden und wurde — analog zu 
internationalen Erfahrungswerten -— geschlossen. 
Von 1960 bis 1975 verminderte sich deshalb die 
Streckenlänge der Nebenbahnen um fast 
20ookm, die der Schmalspurbahnen sank auf 
weniger als 25 %. Nebenbahnen, deren Strecken- 
führung den Verkehrsströmen entsprach, wur- 
den rekonstruiert und in die langfristige Netzge- 
staltung einbezogen. 

In den 60er Jahren entstand weiterhin die 
Notwendigkeit, die Kreuzungen mit Straßen zu 
reduzieren. Zum einen stellten sie mit dem zu- 
nehmenden Verkehr auf Straße und Schiene oft 
eine fühlbare Verkehrseinschränkung dar. Zum 
anderen erfordern niveaugleiche Kreuzungen 


einen großen personellen oder technischen Auf- 
wand, um auf beiden Verkehrswegen eine hohe 
Sicherheit zu gewährleisten. 1960 gab es im Nor- 
malspurnetz der Deutschen Reichsbahn 
19496 Wegübergänge, von denen über die Hälfte 
beschrankt waren, und 3000mal kreuzten sich 
Hauptbahnen und Fernverkehrsstraßen niveau- 
gleich. Um diese Situation zu verändern, gab es 
mehrere Möglichkeiten. Mit der Einführung der 
landwirtschaftlichen Großraumwirtschaft waren 
viele Wege und kleine Straßen überflüssig ge- 
worden. Weil die landwirtschaftlichen Betriebe 
immer mehr Technik einsetzten, die befestigte 
Straßen benötigte, ergab sich zwangsläufig eine 
Neuordnung des Wegenetzes, in dessen Ergebnis 
Wegübergänge zusammengelegt, andere aufge- 
hoben werden konnten. Infolge der Schließung 
von Nebenbahnen entfielen außerdem im glei- 
chen Zeitraum fast 12000 Wegübergänge. Für 
besonders stark belegte niveaugleiche Kreuzun- 
gen von Schiene und Straße wurde das Problem 
durch die wirksamste, allerdings auch teuerste 
Maßnahme, den Bau von Über- bzw. Unterfüh- 
rungen, gelöst. Viele andere niveaugleiche Kreu- 
zungen erhielten automatische Halbschranken- 
und Warnlichtanlagen, fernbediente Schranken 
oder Anrufschranken, so daß der Per$onalauf- 
wand drastisch vermindert und die Verkehrssi- 
cherheit zugleich erhöht werden konnte. 

Mit Streckenneubau, Netzbereinigung und 
zentraler Oberbauerneuerung paßte die Deut- 
sche Reichsbahn ihre Infrastruktur den verän- 
derten Bedingungen und steigenden Anforde- 
rungen der Volkswirtschaft an. Außerdem 
beschleunigte die Deutsche Reichsbahn den 
zweigleisigen Ausbau der wichtigsten Haupt- 
strecken und erhöhte so vor allen Dingen die 
Durchlaßfähigkeit im Nord-Südverkehr. Zwi- 
schen ıg60 und 1970 konnten 650 km, zwischen 
1970 und 1980 fast ı500 km Strecke zwei- oder 
mehrgleisig ausgebaut werden. Damit entstand 
eine wichtige Voraussetzung, um die Eisenbahn 
noch stärker als Intensivierungsfaktor im Rah- 
men des einheitlichen sozialistischen Verkehrs- 
wesens nutzen zu können. Der Gleisausbau wird 
auch in den doer Jahren fortgesetzt. 

Bis 1990 wird der Anteil mehrgleisiger Strek- 
ken im Netz der Deutschen Reichsbahn auf 56 % 
steigen. 

Die Durchlaßfähigkeit wichtiger Strecken der 
Deutschen Reichsbahn wurde auch durch den 
Einsatz moderner Sicherungstechnik weiter er- 
höht, vor allem durch automatische Strecken- 
blockanlagen. Die Umstellung vieler mechanisch 
gesteuerter Haupt- und Vorsignale auf Lichtsi- 
gnale verbesserte außerdem die Arbeitsbedin- 
gungen des Stellwerkspersonals und verminderte 
den Arbeitskräftebedarf von 1976 bis 1983 um 
über 4000 Beschäftigte. Bis 1983 wurden 52,1% 
der Hauptsignale und 73,1% der Vorsignale mo- 
dernisiert. 


Zur Verbesserung der Infrastruktur der Eisen- 
bahn zählte auch die Elektrifizierung. Allerdings 
konnte zunächst nur ein geringer Teil der am 
stärksten beanspruchten Strecken in das Elektri- 
fizierungsprogramm einbezogen werden. In den 
60er Jahren lag der Schwerpunkt im verkehrsrei- 
chen sog. sächsischen Dreieck. Hier, in einem 
wichtigen Zentrum der industriellen Produktion, 
war das Transportaufkommen besonders schnell 
gestiegen, und die Transportbedingungen gestal- 
teten sich außerordentlich kompliziert. Außer- 
dem verlaufen über Leipzig— Dresden und Leip- 
zig— Reichenbach wichtige Transitverbindun- 
gen. Auch der Berufs- und Reiseverkehr stellte 
in diesem industriellen Ballungsgebiet große An- 
forderungen. 

Als Voraussetzung für die Elektrifizierung des 
sächsischen Dreiecks mußten in umfangreichen 
Vorarbeiten die Profilfreiheit hergestellt, der 
Oberbauzustand grundlegend verbessert, der 
zweigleisige Ausbau beendet und die Bahn- 
stromenergiebasis geschaffen werden. Besonders 
schwierig waren die Arbeiten am 1877/78 gebau- 
ten ı800om langen Eisenbahntunnel Altenburg 
auf der Strecke Leipzig— Reichenbach, den eine 
10 bis 15m hohe Schicht überdeckte und der im 
zweiten Weltkrieg erheblich beschädigt worden 
war. Die vorgesehene Elektrifizierung hätte 
außerdem die Erweiterung des vorhandenen 


Entwicklung des Streckennetzes (in km) 


1970 1980 1982 
Betriebene Streckenlänge 14657 14248 14231 
Eingleisige Strecken 12200 10367 10190 
Zwei- und mehrgleisige 
Strecken 2457 3840 4041 
Normalspur 14098 13952 15936 
Schmalspur 559 296 295 
Hauptbahnen 17666 7621 17638 
Nebenbahnen 7291 6627 6593 
Elektrifiziert 1356 1695 1930 
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Moderne Lichtsignale 
Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Das elektrifizierte Strek- 


kennetz der Deutschen 
Reichsbahn im Fahr 


1970 


Lichtraumprofils erfordert. Nach umfangreichen 
Untersuchungen wurde deshalb 1956 mit dem 
Abtragen des Tunnels begonnen. Eine Vielzahl 
geotechnischer Sicherungsmaßnahmen, wie An- 
legen eines Hanggrabens und lotrechter Abfluß- 
rinnen, tiefer Längsdränagen sowie Querrigolen, 
aber auch Anpflanzungen boten die Gewähr für 
den erfolgreichen Abschluß dieses wichtigen 
Bauvorhabens im Jahr 1958. 

Bis zum 90.Juni 1970 führte die Deutsche 
Reichsbahn auf insgesamt 880okm Fernbahn- 
strecke die elektrische Zugförderung mit Ein- 
phasenwechselstrom 16%, Hz, 15 kV ein. Zwischen 
den Industriezentren der Bezirke Magdeburg, 
Halle (Saale), Leipzig, Dresden und Karl-Marx- 
Stadt war nun der durchgängige elektrische Zug- 
betrieb möglich. Die Kalkabfuhr aus den Wer- 
ken Rübeland (Harz) geschah seit Ende 1965 
über die 23,5 km lange elektrifizierte Rübeland- 
bahn (Blankenburg [Harz] —Rübeland—Kö- 
nigshütte), die mit 50 Hz, 25, kV betrieben wird. 

Mit der Elektrifizierung verbesserten sich die 
Standort- und Produktionsbedingungen in Indu- 
striegebieten. Außerdem konnte in einigen 
Großstädten ein elektrisch betriebener Stadt- 
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schnellbahnbetrieb aufgenommen werden. Im 
April 1967 verkehrten z.B. in Halle (Saale) die er- 
sten S-Bahnzüge, im Juli 1969 auch in Leipzig. 

Unter den veränderten Reproduktionsbedin- 
gungen der doer Jahre erwies sich die langfristige 
strategische Verkehrspolitik der DDR, den 
Eisenbahntransport als Rückgrat des Verkehrs- 
wesens zu betrachten, als Entscheidung von hi- 
storischer Bedeutung. Mit der geradezu explosi- 
ven Preisentwicklung, bei der sich innerhalb sehr 
kurzer Zeit z.B. der Preis für Erdöl vervielfachte, 
gewann der spezifische Energieverbrauch des 
Transportwesens einen entscheidenden Einfluß 
auf die volkswirtschaftlichen Produktions- und 
Zirkulationskosten. Um den spezifischen Pro- 
duktionsverbrauch zu senken, galt es vor allen 
Dingen, den energetisch günstigsten Verkehrs- 
zweig zu wählen und die Primärenergie maximal 
zu nutzen. 

Für die Masse aller Transporte ist die Eisen- 
bahn unter diesen Bedingungen eindeutig favo- 
risiert. Nur die Binnenschiffahrt kann noch billi- 
ger transportieren. Allerdings sind deren Trans- 
portmöglichkeiten durch die schiffbaren Wasser- 
straßen sowie die vorhandenen Häfen begrenzt. 


Das Transportwesen der DDR bot alle Mög- 
lichkeiten, der Herausforderung der doer Jahre 
erfolgreich zu begegnen. Mit dem Fünfjahrplan 
1981 bis 1985 wurde die Streckenelektrifizierung 
zum wichtigsten Rationalisierungsvorhaben bei 
der Eisenbahn. Die Leistungskraft der Volkswirt- 
schaft der DDR gestattet es, dieses weitgesteckte 
Ziel mit eigenen Kräften zu erreichen. In sehr 
kurzer Zeit wurden geeignete Bau- und Monta- 
getechnologien entwickelt und moderne Maschi- 
nen und Geräte eingesetzt. Fahrleitungsmaste 
werden z.B. mit Hilfe von Hubschraubern auf- 
gesetzt, nachdem vorher am Boden Ausleger und 
Isolatoren montiert worden sind. Auch Speise- 
und Verstärkungsleitungen werden durch Hub- 
schrauber verlegt. Nur 5min dauert es, einen 
Mast aufzustellen - vorher benötigten die Bau- 
kolonnen go min. Außerdem braucht das Nach- 
bargleis nicht gesperrt zu werden; denn auch bei 
der Streckenelektrifizierung setzt die Deutsche 
Reichsbahn den lange praktizierten Grundsatz 
»Fahren und Bauen« in die Tat um. In den er- 
sten 3 Jahren des laufenden Fünfjahrplans wur- 
den 377km elektrifiziert und 5 Umformwerke 
mit I50 MVA Leistung neu gebaut. Bis 1985 wird 
bei über 2500km elektrifizierter Strecke die 
Nord-Süd-Verbindung von Rostock über Neu- 
strelitz und den Berliner Außenring in die südli- 
chen Industriebezirke geschlossen sein. Fast ein 
Drittel der Transportleistungen der Eisenbahn 
werden dann mit elektrischen Triebfahrzeugen 
erbracht. 

Die Streckenelektrifizierung wird bis 1990 
noch weiter beschleunigt, so daß dann fast ein 
Viertel der Strecken der Deutschen Reichsbahn 
elektrisch betrieben werden und der Anteil der 
elektrischen Zugförderung 55% der Transport- 
leistung beträgt. Die DDR nutzt damit das 
Transportwesen als entscheidenden Intensivie- 
rungsfaktor; denn die steigende Kapazität der 
Eisenbahn ermöglicht die Verlagerung von 
Transporten von der Straße auf die Schiene. 
Außerdem sinkt der spezifische Energieaufwand 
mit steigendem Anteil der elektrischen Traktion, 
deren wesentliche energetische Basis die einhei- 
mische Braunkohle ist. 

Zur Verbesserung ihrer infrastrukturellen 
Voraussetzungen begann die Deutsche Reichs- 
bahn außerdem mit der komplexen Technisie- 
rung und umfassenden Rationalisierung der 
wichtigen Rangierbahnhöfe. Bei der Anpassung 
deren Kapazitäten an die Transportanforderun- 
gen mußten außerordentlich komplizierte Pro- 
bleme gelöst werden. 1962 verfügte die Deutsche 
Reichsbahn über fast 300 Rangierbahnhöfe. Nur 
13 von ihnen hatten allerdings einen Wagenaus- 
gang von über 2000 Wagen am Tag; über 250 
behandelten jedoch weniger als 1000 Wagen täg- 
lich. Infolge der Konzentration des Wagenla- 
dungs- und Stückgutverkehrs und der Schlie- 
ßung von Nebenbahnen entfielen auf vielen 
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kleinen Bahnhöfen weitgehend die Rangierarbei- 
ten. Vor allen Dingen die aufwendige und un- 
effektive Verteilung von Wagen durch Nahgüter- 
züge mit extrem langen Aufenthaltszeiten auf 
kleinen und kleinsten Bahnhöfen konnte rasch 
vermindert und schließlich ganz eingestellt wer- 
den. Trotzdem mußte die immer noch erhebli- 
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che Zersplitterung der Rangierarbeiten den Auf- 
wand und damit auch die Effektivität ungünstig 


beeinflussen. Der Umlauf der Güterwagen 
wurde durch lange Umstellzeiten erheblich ver- 
zögert, und viele Anstrengungen zur Verkürzung 
der Be- und Entladezeiten mußten wirkungslos 
bleiben, wenn die Bedienung der Ladestellen 


nicht gleichfalls verbessert werden konnte. Auch 
die Vermehrung des Güterwagenparks konnte 
nur dann in Beförderungsleistung umgesetzt 
werden, wenn die Bahnhöfe bei erhöhter Durch- 
laßfähigkeit der Strecken die Rangierarbeiten 
möglichst reibungslos bewältigten. Zwar half der 
verstärkte Einsatz von Dieselloks im Bahnhofs- 
dienst, die Arbeit zu beschleunigen, dennoch 
blieben noch viele Aufgaben zu lösen. Erhebli- 
che Schwierigkeiten der Deutschen Reichsbahn, 
für den Rangierdienst genügend Arbeitskräfte zu 
gewinnen, ließen das Problem immer dringlicher 
werden; denn selbst beim Einsatz aller verfügba- 
ren technischen Möglichkeiten gehört die Ran- 
gierarbeit zu den verantwortungsvollsten und da- 
bei körperlich sehr schweren Arbeitsaufgaben im 
Eisenbahndienst. 

Die Deutsche Reichsbahn stattete in den 70er 
Jahren schrittweise alle Rangierbahnhöfe mit 
moderner Funktechnik aus. Die bereits begon- 
nene Ausrüstung mit modernen Anlagen, wie 
Gleisbremsen und Ablaufspeicherstellwerken, 
wurde fortgesetzt. Der Einbau von Weichenhei- 
zungen war eine weitere wichtige Maßnahme. 

Die Entwicklung Seddins ist charakteristisch 
für die Veränderung an den Rangierbahnhöfen. 
Über den 1924 in Betrieb genommenen, südlich 
von Berlin gelegenen Rangierbahnhof verlaufen 
wichtige Transit-Verbindungen. Sie werden im 
Südteil des Bahnhofs rangierdienstlich behan- 
delt, während das Nordsystem Güterzügen des 
Binnenverkehrs vorbehalten ist. Bereits Ende der 
60er Jahre entsprach die technische Ausstattung 
mit ı5 elektromechanischen und mechanischen 
Stellwerken nicht mehr den Anforderungen. Es 
wurde immer schwieriger, den Personalbedarf zu 
decken, und die Leistungsfähigkeit des Rangier- 
bahnhofs Seddin reichte nicht mehr aus. 1975 be- 
gann die komplexe Rationalisierung. Seddin 
wurde mit einem Gleisbildstellwerk ausgerüstet 
und mit den Vorbahnhöfen durch eine Fern- 
steueranlage verbunden, die für die Bahnhöfe 
Michendorf und Beelitz-Heilstätten die Zuglei- 
tung mit übernahm. Zugmeldungen und Mittei- 
lungen über Zugbildung und -auflösung werden 
elektronisch übermittelt. Die Zugfahrten werden 
durch automatischen Streckenblock gesichert. 

In den Fahrdienstleiterbezirken und einem 
betrieblich zugeordneten Stellwerkbereich, die 
im Zentralstellwerk Sed zusammengefaßt sind, 
können insgesamt über 400 Zug- und fast 
600 Rangierfahrstraßen eingestellt werden. Zu- 
sätzliche Nahbedienungsbereiche erhöhen die 
operative Beweglichkeit im Rangierdienst. Drei 
Wegübergänge im Bereich des Zentralstellwerks 
wurden durch Halbschrankenanlagen gesichert. 
Moderne Funk- und Fernmeldeanlagen sorgen 
für eine schnelle und unmißverständliche Ver- 
ständigung zwischen stationären und mobilen 
Teilnehmern. 

Ähnlich wie bei der Komplexrationalisierung 


AUSBAU UND 
REKONSTRUKTION 
DES 
STRECKENNETZES 


Umfangreiche Rationa- 
lisierungsmaßnahmen 
erhöhten die Leistungs- 
fähigkeit wichtiger 
Rangierbahnhöfe: 
Zentralstellwerk auf 
dem Bahnhof Seddin; 
Rangierbahnhof Sed- 
din; Rangierbahnhof 
Dresden-Friedrich- 
stadt; Dreikraft- und 
Schraubenbremsen auf 
Rangierbahnhöfen. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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Neue moderne Emp- 
fangsgebäude: Berlin- 
Lichtenberg und 
Plauen oberer Bahnhof 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


des Bahnhofs Seddin, die 1980 abgeschlossen 
wurde, hat die Deutsche Reichsbahn andere 
wichtige Rangierbahnhöfe in Dresden-Fried- 
richstadt, Karl-Marx-Stadt-Hilbersdorf, Halle 
(Saale) und Magdeburg, aber auch viele andere 
verhältnismäßig kleine Bahnhöfe modernisiert. 

Bis 1980 gelang es, den Anteil der mechani- 
schen Stellwerke weiter zu vermindern, indem 
vor allem Gleisbildstellwerke in Betrieb genom- 
men wurden. Ihr Anteil machte zu diesem Zeit- 
punkt 1,7% aus. Diese Entwicklung wird sich 
fortsetzen. 

Neben den Rangierbahnhöfen war auch die 
Rekonstruktion der Personenbahnhöfe zu be- 
rücksichtigen. Den gestiegenen Anforderungen 
nach Komfort im Reiseverkehr entsprechen bei- 
spielsweise der umgebaute Bahnhof in Berlin- 
Lichtenberg und der Ausbau des Bahnofs Flug- 
hafen Schönefeld. Gegenwärtig sind neben einer 
komplexen Verkehrslösung Berlin mit dem An- 
schluß neu entstandener Wohngebiete und dem 
Ausbau des Berliner Ostbahnhofs zum repräsen- 
tativen Bahnhof der Hauptstadt z.B. in Magde- 
burg Erneuerungsarbeiten vorgesehen. 


Moderne Triebfahrzeuge lösen die Dampflokomotive ab 


Zu Beginn der 6ver Jahre wurde - wie schon er- 
wähnt — der weitaus größte Teil der Beförde- 
rungsleistung der Deutsche Reichsbahn noch 
mit Dampflokomotiven erbracht. Sie bildeten 
den Stamm des Triebfahrzeugparks. Dieselloko- 
motiven wurden vorrangig im Rangierdienst ein- 
gesetzt. Deshalb lag bei einem zahlenmäßigen 
Anteil der Diesellokomotiven von fast 20% am 
Gesamtpark im Jahr 1965 die mit ihnen bewältig- 
ten Zugförderarbeit nur bei 3%, 88,4% wurden 
mit Dampflokomotiven und 8,6% mit elektri- 
schen Lokomotiven erbracht. 

Der nach wie vor hohe Anteil der Dampftrak- 
tion führte trotz zahlreicher Verbesserungen zu 
einer ungünstigen Energiebilanz. Obwohl der 
spezifische Energieverbrauch je Million Brtkm 
erheblich gesenkt wurde (nämlich um 17,2 %), 
wuchs mit den steigenden Transportanforderun- 
gen der Energiebedarf der Deutschen Reichs- 
bahn beträchtlich. Für die Unterhaltung und In- 
standhaltung der Dampflokomotiven mußten 
bei ihrer hohen Belastung viele Kräfte und Mit- 
tel aufgewendet werden, und es bereitete der 
Eisenbahn immer größere Schwierigkeiten, den 
hohen Arbeitskräftebedarf beim Lokomotivper- 
sonal zu decken. 

Nach Unistellung des sächsischen Dreiecks 
auf elektrischen Zugbetrieb wurde die Strecken- 
elektrifizierung aufgrund volkswirtschaftlicher 
Entscheidungen nicht weitergeführt. Es wurde 
festgelegt, bei der Deutschen Reichsbahn die 
Dampftraktion vorerst vor allem durch die Die- 
seltraktion beschleunigt abzulösen. Für diese 
Entscheidung waren vor allem der damals noch 
niedrige Ölpreis auf dem Weltmarkt, die mögli- 
che rasche Umstellung und die große Freizügig- 
keit der Dieseltriebfahrzeuge im gesamten Netz 
ausschlaggebend. 

Bei der Traktionsumstellung konnte die 
Eisenbahn auf Produktionskapazitäten im VEB 
Lokomotivbau »Karl Marx« Babelsberg zurück- 
greifen, die neben der Dampflokproduktion vor- 
bereitet worden waren. Mit dem Einsatz von 
Diesellokomotiven der Baureihe V 180 (118) be- 
gann die Umstellung auf die Dieseltraktion. Ab 
1966 wurden aus der Sowjetunion Großdiesello- 
komotiven der Baureihe V 200 (120) importiert, 
denen ab 1970 2200-kW-Diesellokomotiven 
(Baureihen 190, 131, 132) folgten. Der VEB Loko- 
motivbau Elektrotechnische Werke »Hans Beim- 
ler« Hennigsdorf deckte den Bedarf der Deut- 
schen Reichsbahn an leichten Streckendiesello- 
komotiven, und zwar durch die Produktion von 
Lokomotiven der Baureihen V 100 (ro) und V 60 
(106). Die ab 1976 von der Sowjetunion geliefer- 
ten Diesellokomotiven der Baureihe 142 wiesen 
unter Beibehaltung der Grundkonzeption der 
Baureihe 132 eine auf 3000kW gesteigerte Lei- 


stung aus. Zusammen mit den von der Lokomo- 
tivfabrik »23. August« Bukarest gefertigten und 
ab 1978 importierten Diesellokomotiven der Bau- 
reihe ııg komplettierten sie den Bestand der 
Deutschen Reichsbahn. 

Innerhalb weniger Jahre bewältigte die Deut- 
sche Reichsbahn die Aufgabe, Tausende von 
Dampflokführern, Lokheizern und Beimännern 
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Die Lokomotiven der 
Baureihe 118 werden 
im Reisezug- und Gü- 
terzugdienst eingesetzt. 


Die Baureihe ı 19 wird 
entsprechend den Spe- 
zialisierungsvereinba- 
rungen des RGW ın 
der Lokomotivfabrik 
»23. August« Bukarest 
gebaut. 


Maschinen der Bau- 
reihe 120 waren die er- 
sten aus der Sowjet- 
union importierten 
Großdiesellokomotiven 
(ab 1966). 


Die Baureihe 132 wird 
ebenfalls aus der So- 
wjetunion importiert. 
Sie verfügt über eine 
elektrische Zugheizein- 
richtung. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


7. Kapırzı. 
1961-1985 


Die Baureihe 211/242 
erreicht im Personen- 
zug- und Schnellzug- 
dienst ızokm/h, im 
Güterzugdienst 
10okm/h. 


Die Baureihe 250 ist 
eine universell einsetz- 
bare Hochleistungsloko- 
motive mit einer 
Höchstgeschwindigkeit 
von 125 km/h. 


Die Baureihe 212/243 


hat Höchstgeschwindig- 


keiten von 140 bzw. 
120km/h. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


für das Führen der ınodernen Lokomotiven zu 
qualifizieren. Aufgrund von Erfahrungen, die 
mit elektrischen Lokomotiven und Leichttrieb- 
wagen gesammelt wurden, ging die Deutsche 
Reichsbahn auch bei Diesellokomotiven zur Ein- 
mannbesetzung über und erschloß auf diese 
Weise ganz konsequent einen wesentlichen Vor- 
teil dieser modernen Zugförderung. 
Gleichzeitig mit dem verstärkten Einsatz der 
Diesellokomotiven stellte die Deutsche Reichs- 
bahn die Technologie vieler Reichsbahnausbes- 


serungswerke, Bahnbetriebswerke und Lokein- 
satzstellen um. Dabei mußte nicht nur die 
entsprechende Unterhaltungskapazität geschaf- 
fen werden, vielmehr waren die teilweise sehr 
überalterten und für den Einsatz moderner 
Technik und Technologie kaum geeigneten An- 
lagen umfangreich zu rekonstruieren. Schritt- 
weise wurden die Voraussetzungen geschaffen, 
um immer mehr zur ökonomisch vorteilhaften 
industriemäßigen Erhaltung übergehen zu kön- 
nen. In den Reichsbahnausbesserungswerken 
»Hermann Matern« Cottbus, »Wilhelm Pieck« 
Karl-Marx-Stadt und »Ernst Thälmann« Halle 
(Saale) begann bereits vor 196» die Neuprofilie- 
rung für die Diesellokerhaltung. Dazu waren völ- 
lig neue Ausrüstungen zu beschaffen, neue Pro- 
duktionsanlagen zu errichten, andere zu verän- 
dern und zu modernisieren. 

Im Ergebnis dieser Anstrengungen konnte die 
Deutsche Reichsbahn bis 1975 die Zugförderung 
zugunsten der Diesellokomotiven ganz wesent- 
lich wandeln. Im Rangierdienst wurden keine 
Dampflokomotiven mehr eingesetzt. 

Das Ziel der weiteren Entwicklung ist, bis 1985 
den Anteil der elektrischen Traktion gegenüber 
1980 um 50% zu erhöhen und auf alle Reichs- 
bahndirektionen auszudehnen. 


Prozentualer Anteil der Traktionsarten 


Jahr Dampflok Elektrolok Diesellok 
1960 94,4 4,9 0,7 
1965 88,4 8,6 3,0 
1970 42,3 16,2 41,5 
1975 21,1 16,4 62,5 
1980 8,3 19,9 71,8 
1982 4,0 25,8 70,2 


Mit den wachsenden Zugförderleistungen 
durch moderne Triebfahrzeuge verbesserten sich 
viele betriebliche und ökonomische Kennziffern. 
Der Arbeitskräftebedarf konnte wesentlich ver- 
mindert werden, und der spezifische Energiever- 
brauch sank von 1965 bis 1975 von 1,26 k]J/Brtkm 
auf 0,41 k]J/Brtkm, also auf 33%. Vor allen Din- 
gen aber wurden die Arbeitsbedingungen des 
Triebfahrzeugpersonals ganz entscheidend ver- 
bessert. 

Auf ihren 16%-Hz-Strecken setzte die Deut- 
sche Reichsbahn zu Beginn der 6oer Jahre zu- 
nächst Elektrolokomotiven der Baureihen E 04, 
E 05, E 18, E 44, E 77 und E 94 ein. Ab ı962 
wurde zur Bewältigung der steigenden Leistun- 
gen vom VEB Lokomotivbau Elektrotechnische 
Werke »Hans Beimler« Hennigsdorf eine 
Bo’Bo’-Elektrolokomotive beschafft, die in zwei 
Ausführungen für den Reise- und Güterzug- 
dienst geliefert wurde (Baureihe E ı/E 42 bzw. 
211/242). Bis 1970 standen 188 dieser Lokomoti- 
ven zur Verfügung. Dadurch konnten überal- 
terte Baureihen gänzlich ausgemustert und der 
Elektrolokpark saniert werden. Im Einsatz ver- 
blieben vorerst die Lokomotiven der Baureihen 
E 04, E 18, E 44, E 94 (204, 218, 244, 254). Auf 
der Rübelandbahn von Blankenburg (Harz) 
nach Königshütte verkehrten Lokomotiven der 
Baureihe E 251. 

Mit der verstärkten Orientierung auf den 
elektrischen Zugbetrieb mußte der Elektrolok- 
park vor allen Dingen um hochleistungsfähige 
Triebfahrzeuge ergänzt werden, die sowohl im 
schweren Güterzugdienst als auch für die Beför- 
derung von Schnellzügen geeignet waren. Ab 
1977 lieferte der VEB Lokombotivbau Elektrotech- 


a: 


nische Werke »Hans Beimler« Hennigsdorf mit 
der Baureihe 250 ein anerkanntes Spitzenerzeug- 
nis an die Deutsche Reichsbahn. Bereits 1983 
wurden 230 dieser Lokomotiven eingesetzt. Sie 
sind universell verwendbar, mit einer Leistung 
von 5400 kW ausgestattet und erreichen eine 
Höchstgeschwindigkeit von 125 km/h. Lokomboti- 
ven der Baureihe 250 befördern einen 3000 
schweren Güterzug in der Ebene mit 95 km/h 
oder erreichen mit einem Schnellzug von 720t 
bei 15% Steigung 105 km/h. Sie verfügen über 
ein ausgezeichnetes Beschleunigungsvermögen 
und eine stufenlose Zugkraftregelung. Zusam- 
men mit dem Einsatz des elektropneumatisch ge- 
steuerten Achslastausgleichs kann die Zugkraft 
an der Reibungsgrenze bis go km/h ausgefahren 
werden. Die Lokomotiven der Baureihe 250 wur- 
den außerdem mit einer umfassenden leistungs- 
und informationselektronischen Ausrüstung ver- 
sehen. Zusammen mit der Baureihe 211/242 bil- 
den sie gegenwärtig den Stamm des Elektrolok- 
parks der Deutschen Reichsbahn. 

Weil in den folgenden Jahren die Strecken- 
elektrifizierung nach Norden vorangetrieben 
wird und Flachlandstrecken erfaßt, entschied 
sich die Deutsche Reichsbahn, den Triebfahr- 
zeugpark durch eine elektrische Lokomotive im 
mittleren Leistungsbereich zu komplettieren. 
Das Kombinat LEW Hennigsdorf entwickelte 
deshalb die Baureihe 212/243 und stellte sie auf 
der Frühjahrsmesse 1982 in Leipzig zum ersten 
Male vor. Wie auch die Baureihe 211/242 wird sie 
in zwei Ausführungen geliefert: für den Schnell- 
zugdienst (V,„.. = 140 km/h) als Baureihe 212 und 
für den Güterzugdienst (V „.. = 120 km/h) als Bau- 
reihe 243. 
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Moperne 
TRIEBFAHRZEUGE 
LÖSEN DIE 
DAMPFLOKOMOTIVE 
AB 


Drei Lokomotivgenera- 
tionen — noch Realı- 
tat, aber schon bald 
Geschichte 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


7. KArrreu 
1961-1985 


In der neuen Lokomotive werden wesentliche 
Baugruppen der Baureihe 250, die den tech- 
nisch-wissenschaftlichen Höchststand verkör- 
pern, verwendet. Auch das durch konsequenten 
Leichtbau erreichte Masse-Leistungsverhältnis 
von 22kg/kW entspricht dem internationalen 
Niveau. 

Die Elektrolokentwicklung wird in Überein- 
stimmung mit der weiteren Elektrifizierung fort- 
geführt. Gemeinsam mit der ÖSSR entwickelt 
die volkseigene Industrie der DDR seit 1982 die 
Zweisystemlok der Baureihe 230, die problemlos 
Strecken beider Stromsysteme befahren kann. 

Allgemein ist festzustellen, daß bei der Ent- 
wicklung des Triebfahrzeugparks der Deutschen 
Reichsbahn bis 1985 und darüber hinaus die 
elektrische Traktion dominiert. Nur ein sehr ge- 
ringer Teil der Beförderungsleistungen wird 
noch mit Dampflokomotiven erbracht werden. 
Neue kohlegefeuerte Dampflokomotiven werden 
nicht mehr in Dienst gestellt, aber ein Teil des 
vorhandenen Parks wird — zur Freude vieler 
Dampflokfreunde — wahrscheinlich noch län- 
gere Zeit für den Betrieb erhalten. 

Der konsequente Tranktionswandel sichert 
die kontinuierliche Verringerung des spezifi- 
schen Energieaufwands bei der Deutschen 


Reichsbahn und wird als bedeutender volkswirt- 
schaftlicher Intensivierungseffekt wirksam. Von 
Bedeutung ist außerdem, daß die elektrische 
Zugförderung besonders umweltfreundlich ist 
und die Nutzung einheimischer Rohstoffe er- 
möglicht. Ein bedeutender Intensivierungsfaktor 
ist auch die Möglichkeit, auf Elektroloks und im 
elektrischen Zugbetrieb die Mikroelektronik vor- 
teilhaft, beispielsweise bei der Signalübertragung 
und zur optimalen Energieausnutzung, anzuwen- 
den. 

Der Zwang zur effektivsten Energieausnut- 
zung und die vorrangige Orientierung auf die 
Elektrifizierung führten zu der Entscheidung, 
daß im Rangierdienst und im Kurzstreckenver- 
kehr zukünftig Dampfspeicherlokomotiven aus 
eigener Produktion zum Einsatz kommen. Der 
Diesellokpark wird nur noch mit Maschinen der 
Baureihe ııg ergänzt, die sich auch für den Be- 
trieb auf Nebenbahnen eignen. Die vorhande- 
nen Diesellokomotiven werden modernisiert. So 
wird die Baureihe 100 ein neues hydrodynami- 
sches Wendegetriebe erhalten, und bei der Bau- 
reihe ı06 wird die Kraftübertragung rekon- 
struiert. Für die Rangierarbeiten im neuen 
Fährbahnhof Mukran werden Lokomotiven der 
gleichen Baureihe mit Breitspur entwickelt. 


Weiterentwicklung der Reisezugwagen 


Zusammen mit den Veränderungen im Bestand 
der Triebfahrzeuge wurde auch die weitere Mo- 
dernisierung des Wagenparks in Angriff genom- 
men. Im Reiseverkehr hatte die Deutsche 
Reichsbahn bis 1960 vor allem im Berufsverkehr 
wesentliche Fortschritte verzeichnen können, 
vorrangig durch den Einsatz von Doppelstockzü- 
gen. Spürbare Verbesserungen im Fernreisever- 
kehr ergaben sich ab 1962 mit der Lieferung der 
Einheitsreisezugwagen vom Typ B/Y durch den 
VEB Waggonbau Bautzen an die Deutsche 
Reichsbahn. Dieser Wagen entsprach als Stahl- 
leichtbauwagen in seinen wichtigsten techni- 
schen Parametern internationalen Forderungen. 
Er wurde, vielfach modifiziert, auch als Speise-, 
Schlaf- und Liegewgen eingesetzt. 

Allerdings genügten die für das Inland nach 
wie vor begrenzten Lieferungen der von Export- 
aufträgen sehr stark in Anspruch genommenen 
Schienenfahrzeugindustrie der DDR allein 
nicht, um die Qualität des Reisezugwagenparks 
schnell zu verbessern. 

Die Überalterung und die noch immer vor- 
handene Typenvielfalt der Reisezugwagen 
hemmten das angestrebte höhere Niveau im Per- 
sonenverkehr, und der Reparaturaufwand war 
überproportional hoch. 

In Fortführung bisheriger Arbeiten begann als 
erste Maßnahme ab ıg61 im Reichsbahnausbes- 
serungswerk Delitzsch die Rekonstruktion vier- 
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achsiger Schnellzugwagen. Insgesanıt 450 dieser 
Wagen der Einheitsbauart wurden im Verlauf 
der folgenden Jahre modernisiert. Darüber hin- 
aus wurde die grundsätzliche Entscheidung ge- 
fällt, alle verfügbaren Kapazitäten der Reisezug- 
wageninstandhaltung für die generelle Erneue- 
rung des Parkes zu nutzen. Nachdem das 
Rekonstruktionsprogramm zwei- und dreiachsi- 
ger Wagen abgeschlossen war, begann das 
Reichsbahnausbesserungswerk Halberstadt 1964 
mit dem Neubau von Reisezugwagen. Damit 
wurde eine immer fühlbarer werdende Lücke im 
Reisezugwagenpark geschlossen. Mit rd. 3000 
neu produzierten Wagen konnten ein wesentli- 
cher Teil des Parks vereinheitlicht und zugleich 
über 30% der Reisezugwagen erneuert werden. 

Problematisch bei dieser Entwicklung war 
selbstverständlich, daß der laufenden Unterhal- 
tung und Reparatur erhebliche Kapazitäten ent- 
zogen werden mußten. Zwar verminderte die Sa- 
nierung des Gesamtparks den durchschnittli- 
chen Reparaturaufwand, aber trotzdem mußten 
auch auf diesem wichtigen Gebiet zusätzliche 
Maßnahmen die gesamte Instandhaltungsorga- 
nisation und -technologie grundsätzlich verbes- 
sern. Als Voraussetzung hierzu diente der Deut- 
schen Reichsbahn eine Typenbereinigung, der 
eine weitgehende Spezialisierung der Instandhal- 
tung mit entsprechender Beheimatung folgte. 
Trotzdem konnten in den 6oer Jahren noch 


nicht alle Probleme gelöst werden. 1971 war der 
Anteil der verfügbaren Reisezugwagen am arbei- 
tenden Wagenpark mit 85% (1960: 94%; 1965; 
91,5%) unbefriedigend. 


Entwicklung des Reisezugwagenparks 


1965 1975 1980 1982 
Reisezugwagen 9620 8383 8784 8737 
D-undEilzugwagen 1214 3785 5022 5498 
Personenzugwagen 7409 3482 2550 2078 
Doppelstockwagen 638 943 1044 1003 


Vor allem zu den Hauptreisezeiten, besonders in 
den Ferienmonaten und zu den Festtagen, erwie- 
sen sich die verfügbaren Kapazitäten, in erster 
Linie aber der Anteil moderner Fahrzeuge, als zu 
gering, um den steigenden Ansprüchen voll zu 
genügen. Nicht immer war es der Deutschen 
Reichsbahn möglich, den Wagenumlauf so zu 
gestalten, daß die Zeiten für Unterhaltung und 
Pflege zur Verfügung standen. Erst mit der Ka- 


pazitätserweiterung im Verlauf des Traktions- 
wechsels wurden auch in dieser Hinsicht günsti- 
gere Bedingungen geschaffen. 

Grundsätzlich hatte jedoch die durchschnittli- 
che Zuführung von jährlich etwa 380 neuen 
Schnellzugwagen moderner Bauarten in den Jah- 
ren Ig6o bis 1970 die Struktur und den allgemei- 
nen Zustand des Parks verbessert. Internationale 
Züge und repräsentative Inlandverbindungen 
wie der Städteschnellverkehr, in der Folge auch 
die meisten Fernreisezüge, wurden mit neuen, 
modernen Reisezugwagen ausgestattet. Ab 1970 
verminderte sich deshalb das Durchschnittsalter 
der Reisezugwagen wesentlich. Es sarık bis 1980 
um 20% und lag ı982 mit 18,8 Jahren fast 
10 Jahre unter dem Wert der 6oer Jahre. Bei der 
nur geringen Erhöhung des Gesamtparks um 6% 
nahm von 1970 bis 1980 vor allen Dingen die An- 
zahl der D- und Eilzugwagen beträchtlich zu. 
1980 verfügte die Deutsche Reichsbahn über 
viermal soviel Wagen für schnellfahrende Züge 
wie 1970. Gute Ergebnisse bei der Instandhal- 
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WEITERENTWICK- 
LUNG DER 
REISEZUGWAGEN 


Moderne und bequeme 
Reisezugwagen aus 
dem Reichsbahnausbes- 
serungswerk Halber- 
stadt erhöhen zuneh- 
mend den Reisekom- 
fort. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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7. KAPITEL 
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Den hier vorgestellten 
Wagen aus Halber- 
stadt gibt es in der 
I.-Klasse- Ausführung 
mit 10 Abteilen zu je 6 
verstellbaren Einzelsit- 
zen (Foto oben) 

und in der 

2.-Klasse- Ausführung 
mit ıı Abteilen zu je 6 
oder 8 Plätzen. 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


tung und Unterhaltung ließen außerdem den 
Reparaturanteil um über 50 % sinken. Der Anteil 
der Drehgestellwagen verdreifachte sich im glei- 
chen Zeitraum. Diese Entwicklung 'ermöglichte 
von ıg61 bis 1980 eine Steigerung der mittleren 
Platzzahl je Wagen um über 15% und zugleich 
eine ständige Verbesserung des Platzangebots 
besonders in schnellfahrenden Zügen des Fern- 
reiseverkehrs um 5 bis 10%. Trotzdem stieg die 
Ausnutzung der Sitzplätze bis 1980 an, weil die 
Verkehrsbedürfnisse, die von der Eisenbahn im 
Reiseverkehr über mittlere und weite Entfernun- 
gen befriedigt werden mußten, ebenfalls rasch 
zunahmen. Auch die qualitativen Ansprüche an 
den Fernreiseverkehr mit der Eisenbahn erhöh- 
ten sich. 


Entwicklung wichtiger Merkmale des Reisezug- 
wagenparks 

1970 1980 1982 
Durchschnittsalter der 
Reisezugwagen in Jahren 25,7 190 18,8 
Anteil der Drehgestellwagen 
am Gesamtbestand in % 284 723 77,7 
Mittlere Anzahl der Plätze 
je Wagen 55,1 62,3 64,2 


Die Erfüllung dieser Forderungen, die trotz der 
in Spitzenzeiten eingesetzten Entlastungszüge 
noch nicht vollständig befriedigt werden, steht 
im Mittelpunkt der weiteren Gestaltung des Rei- 
sezugwagenparks. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Eisenbahn auch verstärkt für den weit- 
räumigen Dienstreiseverkehr in Anspruch ge- 
nommen wird, was in Anbetracht der erhebli- 
chen Aufwendungen für Dienstreisen mit Pkws 
durchaus im volkswirtschaftlichen Interesse 
liegt. Aber selbstverständlich sind auch die An- 
sprüche aller anderen Reisenden gestiegen, und 
ihre Bedürfnisse nach wachsendem Reisekom- 
fort sind mit hoher Effektivität zu befriedigen. 
Die im Reichsbahnausbesserungswerk Halber- 
stadt seit 1978 gebauten vierachsigen Reisezug- 


wagen mit Drehgestellen der Bauart Görlitz V 
entsprechen diesen Forderungen. Sie sind uni- 
versell einsetzbar und gewährleisten bei teilweise 
sehr unterschiedlichem Einsatz im Fern- oder 
Nahverkehr trotzdem einen hohen Reisekomfort. 
Entsprechend der UIC-Empfehlung für Ein- 
heitsreisezugwagen konstruiert, können sie in 
Züge bis zu einer Höchstgeschwindigkeit von 
140 km/h eingestellt und ohne Einschränkung 
grenzüberschreitend eingesetzt werden. Die 
neuen Reisezugwagen aus Halberstadt — Gat- 
tungsbezeichnung Bmhe - bieten bequeme Sitz- 
plätze für 88 Reisende. Sie sind zugleich die Ba- 
sis für den Bau weiterer moderner Reisezugwa- 
gen (Ame; Bme), deren Innenaufteilung, Aus- 
stattung, Farbgebung und technische Parameter 
höchsten Ansprüchen genügen. 


Platzangebot und -nutzung im Reiseverkehr 


1970 1980 1982 
Platzangebot in Mill. 
Platzkilometer 21840 23180 24053 
Ausnutzung des Platz- 
angebots in % 63,5! 64,1 62,1 


I. 1975 


Anpassung des Güterwagenparks an die volkswirtschaftliche 


Entwicklung 


Quantitativ umfangreicher mußten die Arbeiten 
am Güterwagenpark sein. Bis 1960 war es der 
Deutschen Reichsbahn gelungen, den Erhal- 
tungsstand der vorhandenen Güterwagen erheb- 
lich zu verbessern. Es galt in der Folgezeit, den 
spürbaren Mangel an modernen und speziali- 
sierten Transportmitteln zu beheben. Dabei war 
zu berücksichtigen, daß die vorhandenen Kapa- 
zitäten des Netzes und der Triebfahrzeuge einer 
weiteren quantitativen Ausdehnung des Güter- 
wagenparks Grenzen setzten. Bereits in der zwei- 
ten Hälfte der soer Jahre wurde die tägliche Be- 
ladung langsamer gesteigert als der durch- 
schnittlich arbeitende Güterwagenpark. Aus der 
weiteren Beschaffung von Güterwagen war unter 
den damaligen Bedingungen kein wesentlicher 
Effekt zu erwarten. 

Dennoch stellten Veränderungen in der Tech- 
nologie der Industrie, kompliziertere Verflech- 
tungsbeziehungen zwischen den Betrieben sowie 
ihre zunehmende Spezialisierung und Koopera- 
tion neue und höhere Anforderungen an den 
Transport und ließen den Einfluß der Zirkula- 
tionssphäre wachsen. In zunehmendem Umfang 
erschlossen sich Möglichkeiten, im Verlauf der 
Konzentration der Güterbeförderung und mit 
fortschreitender Aufgabenteilung im sozialisti- 
schen Verkehrswesen Großraumwagen, Spezial- 
wagen und Fahrzeuge mit Selbstentladeeinrich- 
tungen einzusetzen. Die aus Streckenneubau 
und zentraler Oberbauerneuerung folgenden hö- 
heren Fahrgeschwindigkeit erforderten Verände- 
rungen der Güterwagen. Ständig steigende Au- 
ßenhandelstransporte, die überwiegend den 
Schienenweg benutzten, machten es außerdem 
notwendig, über eine wachsende Anzahl von 
Wagen zu verfügen, die im grenzüberschreiten- 
den Verkehr eingesetzt werden konnten. In 
Übereinstimmung mit den Verbesserungen im 
Netz konzentrierte sich in den 6oer Jahren die 
Deutsche Reichsbahn darauf, diesen Forderun- 
gen zu entsprechen, gleichzeitig das Durch- 
schnittsalter der Güterwagen und die Typenviel- 
falt zu vermindern und mit einer umfassenden 
Standardisierung den Wagenpark immer besser 
dem internationalen Niveau anzupassen. Dabei 
mußten z. B. Fahrgeschwindigkeiten von 
ıookm/h und mehr für Güterzüge angestrebt 
werden. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe war nicht ein- 
fach. Die Deutsche Reichsbahn beschaffte bei- 
spielsweise vorrangig mehrachsige Drehgestell- 
wagen mit Rollenachslagern und verbesserte auf 
diese Weise den Güterwagenpark wesentlich, 
was dazu beitrug, die Effektivität der Güterbe- 
förderung zu erhöhen. Unter anderem ergaben 
sich Vorteile im Rangierdienst und bei der Zug- 


förderung. Sie wirkten z.B. bei der Anfahrt von 
Schwerlastzügen, vermieden Störungen im Gü- 
terverkehr und verminderten die spezifischen 
Energiekosten. Darüber hinaus sank mit der 
Verwendung mehrachsiger Drehgestellwagen der 
Anteil der Eigenmasse im Vergleich zur Nutz- 
masse erheblich. 1970 war etwa ein Fünftel der 
Güterwagen der Deutschen Reichsbahn vier- 
und mehrachsig und mit Drehgestell versehen; 
zwei Drittel waren mit Rollenachslagern und 
30% mit modernen Knorr-Einheitsbremsen aus- 
gerüstet. 

Wie bei den Reisezugwagen setzte die Deut- 
sche Reichsbahn in zunehmendem Umfang ei- 
gene Kapazitäten für die Rekonstruktion und 
zum Neubau von Güterwagen ein. Die Eisenbah- 
ner in den Reichsbahnausbesserungswerken, den 
Unterhaltungs- und Bahnbetriebswagenwerken 
vollbrachten große Leistungen. Sie lösten die 
schwere Aufgabe, durch Neubau zur Verände- 
rung des Parks beizutragen. Als eine wesentliche 
Voraussetzung hierfür wurden industrielle Me- 
thoden in der Instandhaltung eingeführt. In der 
Schienenfahrzeugindustrie der DDR wurden 
außerdem neue Güterwagen konstruiert und ge- 
baut, die hohen Anforderungen entsprachen und 
dazu beitrugen, die Leistungsfähigkeit des Gü- 
terwagenparks beträchtlich zu erhöhen. 

Dessen Entwicklung bis 1970 war Ausdruck 
der Erhaltungs- und Beschaffungspolitik. In den 
herkömmlichen Wagengattungen (O-, G- und 
Pl-Wagen) nahm im Vergleich zu 1960 die Zahl 
der Wagen geringfügig ab, es erhöhten sich aber 
der Anteil mehrachsiger Wagen und auch deren 
Tragfähigkeit. Bei Behälterwagen war ein be- 
trächtlicher Zuwachs von über 10000 Doppel- 
achsen zu verzeichnen, so daß der Anteil am Ge- 
samtpark auf 6,5 % stieg. 


Entwicklung des Güterwagenparks bis 1970 


Bestand Veränderung 
1970 in im Vergleich 
Doppelachsen zu 1960 in % 
Güterwagen insges. 171153 105,8 
Darunter: 
G-Wagen einschl. 
K-Wagen 44889 91,2 
O-Wagen 69164 98,9 
Pl-Wagen 28 264 94,5 
Behälterwagen 28 835 153,0 


Die Vorzüge der sozialistischen ökonomischen 
Integration wurden ab 1964 durch die Bildung 
des Gemeinsamen Wagenparks (OPW) der Mit- 
gliedsstaaten des RGW auch für die Nutzung 
der Güterwagen wirksam. In der Höhe ihres Bei- 
stellungsanteils konnten von nun an alle OPW- 
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Wagen, gleichgültig welches Land sie in den Ge- 
meinsamen Wagenpark eingebracht hatte, von 
den beteiligten Eisenbahnen wie eigene Wagen 
behandelt werden. 

Die Bildung des OPW-Parks führte zu einer 
wesentlichen Verkürzung der Wagenaufenthalts- 
und Wagenumlaufzeiten und trug dazu bei, die 
Kapazitäten besser zu nutzen. Im Gründungs- 
jahr 1964 stellte die Deutsche Reichsbahn dem 
Gemeinsamen Wagenpark, der insgesamt aus 
92700 zwei- und vierachsigen Güterwagen be- 
stand, 13700 offene und 1200 gedeckte Wagen 
bei. Von Anfang an beteiligte sie sich aktiv an 
der Vervollkommnung der organisatorischen 
Voraussetzungen für seinen optimalen Einsatz. 
Bis 1984 vergrößerte sich der OPW-Park bei 
gleichzeitiger technischer Verbesserung auf 
180000 O-Wagen und 126000 G-Wagen. Die 
Verbesserung des technischen Niveaus kommt 
u.a. darin zum Ausdruck, daß alle OPW-Wagen 
mit Rollenachslagern ausgestattet und für eine 
Geschwindigkeit von ıookm/h zugelassen sind. 
Durch ständige Modernisierung und Standardi- 
sierung werden sie den internationalen Anforde- 
rungen immer besser angepaßt. 

Die Bildung des Gemeinsamen Wagenparks 
hatte eine Vielzahl technologischer und ökono- 
mischer Vorteile, die sich auf die Effektivität der 
Volkswirtschaft wie auch auf das Transportge- 
schehen der beteiligten Eisenbahnen günstig 
auswirkten, z.B.: 

— Verkürzung der Zirkulationszeit im volkswirt- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß durch Ver- 
minderung des Transportzeitanteils, 

- Reduzierung der Rangierarbeiten und da- 
durch Senkung der Wagen- und Ladegutbeschä- 
digungen, 

- Beschleunigung des Wagenumlaufs, 

- Verringerung der Leerläufe, 

— bessere Ausnutzung der Güterwagen, 

— Vereinfachung des Abrechnungsverfahrens, 

- Senkung der Transportkosten. 

Bis ıg80 war der Güterwagenpark der Deut- 
schen Reichsbahn an die Bedingungen eines mo- 
dernen Industrielandes mit beträchtlicher inter- 
nationaler Verflechtung angepaßt worden. Dazu 
zählte auch die Beschaffung der für die moderne 
Containertransporttechnologie erforderlichen 
Tragwagen. Von 1970 bis 1980 verzehnfachte sich 
die Zahl der Containertragwagen im Bestand der 
Deutschen Reichsbahn und lag 1982 bei etwa 
2,5%. 

Beim Neubau und bei der Rekonstruktion von 
Güterwagen wurden die internationalen Normen 
eingehalten. 1970 konnten fast 60% der Güterwa- 
gen der Deutschen Reichsbahn im grenzüber- 
schreitenden Verkehr eingesetzt werden, und bis 
1982 hatte sich dieser Anteil auf 88% erhöht. 
Durch Beschaffung, Rekonstruktion und Erhal- 
tung wurde vor allen Dingen die Qualität des 
Güterwagenparks kontinuierlich verbessert. Zu- 


gleich entwickelte die Deutsche Reichsbahn 
ihren Güterwagenpark konsequent als Mittel zur 
Intensivierung der Transportarbeit. Bis auf ge- 
ringfügige Ausnahmen waren ab 1980 alle Güter- 
wagen mit Rollenachslagern ausgestattet (98%), 
und der Anteil von Wagen mit modernen 
Bremsbauarten (KE-Bremse) stieg von 1970 bis 
1982 von 30% auf 72,5%. Ab 1970 senkte die 
Deutsche Reichsbahn spürbar das Durch- 
schnittsalter der Güterwagen. Es verringerte sich 
bis 1982 von 26,0 auf 16,8 Jahre. Gleichzeitig 
wurde der Anteil vier- und mehrachsiger Wagen 
mit Drehgestellen und hoher Tragfähigkeit ge- 
genüber 1970 um über 50% erhöht. Legt man die 
Nutzmasse des gesamten Wagenparks zugrunde, 
so wurde sie von 1970 bis 1975 um 8,9% und von 
1975 bis 1982 um 20,3% gesteigert; die Ladekapa- 
zität des Gesamtparks stieg demnach schneller 
als die Zahl der Güterwagen. Auf diese Weise 
wurden günstige Voraussetzungen geschaffen, 
steigende Transportleistungen mit verminderten 
Aufwand zu erbringen. 


Entwicklung wichtiger Merkmale des Güterwagen- 
parks 


1970 1980 1982 


Anteil mehrachsiger Wagen 


in % 20,1 28,0 29,3 
Anteil der Spezialwagen 

in % 204 33,1 32,9 
Anteil der Wagen in % 

- mit Rollenachslagern 62,9 979 98,2 
- mit RIV-Zeichen 56,2 85,0 87,8 
- mit KE-Bremse 29,9 68,3 72,5 


— die für Geschwindig- 

keiten von 100 km/h und 

mehr zugelassen sind 31,3 65,8 70,0 
- zum Containertransport' 0,3 2,6 2,5 
Durchschnittliche Trag- 
fähigkeit je Doppelachse 


intt/DA 23,8 26,2 26,5 
Durchschnittsalter in 
Jahren 26,0 17.2. 16,8 


1. Ab 1980 blieb die Zahl der Spezial- und Containertragwa- 
gen konstant, der geringfügig sinkende prozentuale Anteil re- 
sultiert aus dem Anwachsen des Gesamtwagenparks. 


Die Rationalisierung des Umschlags in den Wa- 
genladungsknoten und in den Anschlußbahnen 
förderte die Deutsche Reichsbahn durch den 
verstärkten Einsatz von Selbstentladewagen. Be- 
sonders für Transporte von Massengut boten sie 
eine seit langem erprobte günstige Lösung. 
Im Jahr 1980 wurden weitere langfristige Maß- 
nahmen festgelegt, um den Einsatz und die pro- 
portionale Entwicklung des Güterwagenparks 
der konsequenten Senkung des volkswirtschaft- 
lich notwendigen Transportaufwands unterzu- 
ordnen. Im Vordergrund steht die Steigerung 
der Effektivität der Transport-, Umschlag- und 
Lagerprozesse in der Volkswirtschaft. Der Güter- 


Schotterselbstentladewa- 
gen; zweiachsiger ge- 
deckter Wagen mit 
schwenkbarem Dach; 
Schwenkdachwagen für 
Getreide; offener vier- 
achsiger Wagen; Kes- 
selwagen neuer Bau- 
art; zweiachsiger ge- 
deckter Wagen; 
Stirnseite eines 

offenen Wagens. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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1961-1985 


Moderner Maschinen- 
kühlwagen; unten: 
Blick in das Innere des 
Wagens 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


wagenpark muß deshalb für Transportkunden 
und Eisenbahn gleichermaßen optimal gestaltet 
werden. So wird die Eisenbahn auch künftig ein 
bestimmtes Angebot von Spezialwagen für be- 
sondere Güter und Ladeprozesse vorhalten, wie 
Kessel- und Topfwagen für die Beförderung 
flüssiger oder unter Druck verflüssigter Güter, 
Kühlwagen, spezielle Autotransportwagen und 
Tiefladewagen zur Verladung außergewöhnli- 
cher Sendungen. 1982 betrug der Anteil der Spe- 
zialgüterwagen 32,2%. 

Zur Rationalisierung der Umschlagarbeiten 
werden Wagen mit öffnungsfähigem Dach, mit 
pneumatischer Gutförderung oder ausgestattet 
für Schwerkraftentladung zur Verfügung ge- 
stellt. Überall, wo Gutart und Gutmasse es 
volkswirtschaftlich rechtfertigen, werden Spezial- 
wagen vorgehalten, aber ihr Anteil am Park ist 
relativ eng zu begrenzen; denn Spezialgüterwa- 
gen müssen mit erheblichem Aufwand beschafft 
und unterhalten werden. 


Der Güterwagenpark der Deutschen Reichs- 
bahn wird deshalb in den kommenden Jahren 
vor allen Dingen so entwickelt, daß die Wagen 
disponibel eingesetzt und der Umlauf beschleu- 
nigt werden können. Den Stamm des Parks bil- 
den standardisierte, möglichst einheitliche Wa- 
gen, deren Nutzmasse, Laderaum und Ladeflä- 
che in einem optimalen Verhältnis zueinander 
und zur Eigenmasse des Wagens stehen. Sie sol- 
len freizügig einsetzbar und universell verfügbar 
sein. 

Gegenwärtig setzt die Deutsche Reichsbahn 
z. B. noch sechs verschiedene Bauarten zwei- 
achsiger offener Wagen ein, deren Ladelänge 
von 7,70 bis 8,80 m und deren Tragfähigkeit zwi- 
schen 21,0 und 29,0 t streuen. Ziel der weiteren 
Entwicklung ist ein standardisierter, 8,76 m lan- 
ger offener Wagen der Gattung Es, der mit 29,0 t 
beladen werden kann. Den Stamm des zukünfti- 
gen Parks bilden folgende Güterwagen: 


gedeckte offene Flachwagen 
Wagen Wagen 
Gbs Es, Eas Ks, Res Sas 


zweiachsig, zwei- und zwei-und sechsachsig, 


groß- vierachsig, vierachsig, Borde 
räumig, konventio- Borde und abklappbar 
konventio- nelle Rungen 

nelle Bauart abklappbar 

Bauart 


Konsequent wird außerdem der Weg weiterbe- 
schritten, die Leistungsfähigkeit des Parks vor al- 
lem durch die Erhöhung der Tragfähigkeit der 
Wagen zu steigern und den Anteil der Drehge- 
stellwagen erheblich zu vermehren. 


Neue Transporttechnologie — Container im Vormarsch 


In den 6oer Jahren kristallisierten sich die Hilfs- 
und Nebenprozesse der Produktion, wie innerbe- 
trieblicher Transport, Lagerarbeit u.a. und dar- 
über hinaus die gesamte Ortsveränderung im- 
mer mehr als erhebliche Reserven im Reproduk- 
tionsprozeß und als wichtiger Produktivitätsfak- 
tor heraus. 

Große Bedeutung für die Leistungsfähigkeit 
und Qualität des gesamten Transports hatte die 
Einführung des Containertransportsystems 
durch die Deutsche Reichsbahn. Spezialisierung 
und Arbeitsteilung im internationalen Rahmen 
sowie im zunehmenden Maß auch zwischen den 
RGW-Staaten erforderten nicht nur eine wach- 
sende Kooperation, sondern auch entsprechende 
komplexe Transporttechnologien. Die Nahtstel- 
len zwischen den Verkehrszweigen sowie dem öf- 
fentlichen Verkehr und dem Werkverkehr bilde- 
ten oftmals den Engpaß in diesem komplizierten 
Prozeß. In enger Zusammenarbeit aller am 
Transport Beteiligten wurde deshalb in den 6oer 
Jahren mit dem Aufbau von geschlossenen 
Transportketten begonnen. Eine wichtige Vor- 
aussetzung dafür bildete die Vereinheitlichung 
der Ladungen, Transportgefäße und Umschlag- 
mittel. Dabei wurden die Erfahrungen der Be- 
hälter- und Palettentechnologie genutzt. 

Die Konzentration des Güterumschlags bot 
günstige Voraussetzungen für die Einführung 
des Containertransports in der DDR, womit eine 
wichtige Form der durchgehenden mechanisier- 
ten Transportkette geschaffen wurde. Mit der 
Produktion von Großbehältern, dem Aufbau 
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von Containerbahnhöfen, der Beschaffung von 
Tragwagen sowie der Umschlageinrichtungen 
waren die Voraussetzungen für eine völlig neue 
Transporttechnologie gegeben. 1968 verkehrte 
der erste Containerzug von Dresden über Berlin 
nach Rostock. Bis 1971 wurden bei der Deut- 
schen Reichsbahn ı7 Containerumschlagplätze 
errichtet, die durch insgesamt 350 wöchentlich 
verkehrende schnellfahrende Containerzüge ver- 
bunden waren. Nun konnten die großen Vorteile 
des Containerverkehrs, die aus der Trennung 
von Fahrzeug und Transportgefäß resultierten, 
wie 

— die universelle Verwendung der Container als 
Verpackungs-, Lager-, Transport- und Um- 
schlageinheit, 

- der Fortfall zeitraubender, schwerer Um- 
schlagarbeit, 

- die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
durch die freizügige Verwendung standardisier- 
ter Container im See-, Eisenbahn- und Straßen- 
verkehr genutzt werden. 


Containerverkehr der Deutschen Reichsbahn 


Jahr Transpor-- Darunter Güter-- Güter- 
tierte Groß- transport- transport- 
Container container menge leistung 
insgesamt Mill. 

1000t Tarif-tkm 

1970 185524 98699 890,3 178,7 

1975 358253 290751 2035,5 423,4 

1980 486500 450151 2935,2 664,1 

1982 552489 5292077 3495,6 795,2 
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Revolutionäre Umwäl- 
zung im Transportpro- 
zeß - Containertechno- 
logie (siehe auch Foto 
S. 268) 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


7. KAPITEL 
1961-1985 


Immer mehr Güter 
werden in Behältern 
schnell und sicher 
transportiert. 

Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Für einen schnellen und effektiven Transport 
zwischen den RGW-Ländern, aber auch für den 
Handel mit anderen Ländern bot die rasche Ent- 
wicklung des Containerverkehrs gute Vorausset- 
zungen. Die im Jahre 1972 gebildete Transcontai- 
nerorganisation DDR-Cont wurde zu einem 
international anerkannten Partner. Sie ist seit 
ihrer Gründung Mitglied der 1967 entstandenen 
internationalen Gesellschaft Intercontainer mit 
Sitz in Basel. Im »Büro der gemeinsamen Nut- 
zung von Großcontainern im internationalen 
Verkehr« nimmt seitdem DDR-Cont maßgebli- 
chen Einfluß auf die freizügige Verwendung der 
Container und somit auf die effektive Gestal- 
tung unserer außenwirtschaftlichen Beziehun- 
gen. 

1974 wurde zwischen den RGW-Ländern ein 
Abkommen über die gemeinsame Nutzung der 
Container im internationalen Verkehr abge- 
schlossen. Im gleichen Jahr fuhr der erste ge- 
schlossene Containerzug von Berlin nach Mos- 
kau. Heute werden hochwertige Güter aus der 


268 


DDR in alle Hauptstädte und weitere wichtige 
Orte der RGW-Länder über ein ganzes System 
von Containerzugverbindungen transportiert. 
Auch über die Seehäfen, vor allem über Rostock, 
verbinden feste Containerlinien die DDR mit 
Riga, Helsinki, Kotka und den britischen Häfen 
London-Tilbury und Hull. 

Obwohl im Containerverkehr erhebliche Fort- 
schritte erreicht worden sind, zeigt ein Vergleich 
im Weltmaßstab, daß weiterhin große Anstren- 
gungen erforderlich sein werden, um die ver- 
kehrsgeographisch günstige Lage der DDR und 
die Möglichkeiten, die sich aus der weiteren Ar- 
beitsteilung und Spezialisierung zwischen den 
RGW-Ländern ergeben, voll zu nutzen. Das ist 
jedoch mit einer Ausweitung des Netzes an Con- 
tainerverbindungen und einer Erhöhung der Ka- 
pazitäten der Umschlagplätze durch Verbesse- 
rung der technischen Anlagen verbunden. Dabei 
wird der einmalige Aufwand durch die Vorteile 
für die gesamte Volkswirtschaft mehr als ausge- 
glichen. 


Die weitere Rationalisierung und Vervoll- 
kommnung der Zusammenarbeit zwischen den 
Verkehrszweigen und den Transportkunden sind 
eine wichtige Voraussetzung für den Aufbau 
durchgehender Transportketten. Nur auf diesem 
Weg können die Vorteile des Containertrans- 
ports voll wirksam werden. Mit dem weiteren 
Ausbau des Containertransportsystems verwirk- 
licht die Deutsche Reichsbahn eine wichtige 
Aufgabe des X. Parteitages der SED, indem sie 
den gesellschaftlich notwendigen Gütertransport 
mit höchster Effektivität sichert. Diese moderne 
Transporttechnologie ist geradezu prädestiniert, 
der zunehmenden Verflechtung von Produktion, 
Zirkulation und Transport im Reproduktions- 
prozeß zu entsprechen. 

Durch die bewußte Förderung gelang es, be- 
reits im Zeitraum 1981 bis ı983 den Großcontai- 
nertransport um 38% zu erhöhen und im grenz- 
überschreitenden Verkehr sogar eine Steigerung 
um 75% zu erreichen. Ausschlaggebend war da- 
für, daß die Eisenbahner gemeinsam mit der ver- 
ladenden Wirtschaft die Auslastung der Contai- 
ner um 2% erhöhten, ihre Umlaufzeit um 10% 
senkten und effektivere Technologien einführ- 
ten. Weitere Reserven können zur Zeit noch 
nicht vollständig genutzt werden; denn gegen- 
wärtig ist das Territorium der DDR erst zu 60% 
für den Containertransport erschlossen. 

Weitere Möglichkeiten zur Entwicklung der 
Transportketten bieten auch die Modernisierung 
der Flurfördertechnik und eine durchgängige 
Rationalisierung der Transport-, Umschlag- und 
Lagerprozesse. Gegenwärtig beträgt die in Palet- 
ten- und Kleincontainern beförderte Transport- 
menge ı,1 Mill t/a. Schwerpunkt der weiteren 
Entwicklung bleibt jedoch der Großcontainer- 
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transport. Bis 19go ist eine Verdoppelung. der in 
Großcontainern beförderten Transportmenge 
vorgesehen (1983: 4,0 Mill. t). Diese bedeutende 
Leistungssteigerung ist nur zu erreichen, indem 
die Leitung, Planung und Organisation des Con- 
tainer- und Palettentransports weiter verbessert, 
die Transportmittel besser ausgelastet und die 
Umschlag- und Transporttechnik ständig mo- 
dernisiertt und umfassend genutzt werden. 
Außerdem muß der Bestand an Containern und 
Paletten schrittweise erhöht, das Netz der Groß- 
containerumschlagplätze sinnvoll erweitert und 
ihr Einzugsgebiet erheblich ausgedehnt werden. 
So ist unter anderem vorgesehen, die Anzahl von 
Großcontainern (20’, 40’) bedeutend zu erhöhen, 
weitere Umschlagtechnik, wie Portal- und Mo- 
bilkrane, Großcontainerstapelwagen, Sattelzug- 
maschinen und Sattelauflieger zu beschaffen 
und den Bestand an Holz- und Metallpaletten 
bedeutend zu erhöhen. Wenn diese Ziele er- 
reicht werden, wird der Mechanisierungsgrad im 
Stückgutverkehr bis ıgg0 auf 75% ansteigen. 
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Mechanisierung im 
Stückgutverkehr er- 
leichtert und beschleu- 
nigt die Umschlagtech- 
nologie. 


Enge Zusammenarbeit 
aller Transportbeteilig- 
ten sichert die Ausla- 
stung der Kapazitäten. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


7. Karıteı. 
1961-1985 


Verkehrsrecht im Dienst hoher Effektivität 


Beim Übergang der Volkswirtschaft der DDR 
zur überwiegend intensiv erweiterten Reproduk- 
tion wurde es erforderlich, auch das Gütertrans- 
portrecht neu zu gestalten. Vor allem die realere 
Erfassung, Ermittlung und Planung des Trans- 
portbedarfs, die Optimierung der Transport- 
und Lieferbeziehungen, die volkswirtschaftlich 
günstigste Aufgabenteilung zwischen den Ver- 
kehrszweigen und die rationelle Gestaltung der 
Transporte in jedem Verkehrszweig standen im 
Mittelpunkt der Änderungen. Dabei wurde die 
seit Jahrzehnten bewährte Rechtssystematik bei- 
behalten. In der Gütertransportverordnung 
(GTVO), in Kraft seit 15. Februar 1982, setzte der 
Ministerrat der DDR die für den öffentlichen 
Gütertransport gültigen Normen fest. In den aus 
der GTVO abgeleiteten Durchführungsbestim- 
mungen wurden die Rechte und Pflichten aller 
am Transport Beteiligten verbindlich geregelt. 
Dem Zentralen Transportausschuß (ZTA) blieb 
in enger Zusammenarbeit mit dem Ministerium 
für Verkehrswesen die Aufgabe vorbehalten, die 
rechtlichen Bestimmungen rechtzeitig an die 
sich rasch verändernden Transportbedingungen 
und -technologien anzupassen und sie den 
Dienststellen und Betrieben des Verkehrswesens 
sowie Volkswirtschaftszweigen im Tarif- und 
Verkehrsanzeiger (TVA) bekanntzugeben. 

Von grundlegender Bedeutung war die dem 
Ministerium für Verkehrswesen übertragene 
Pflicht zur Bilanzierung und Deckung des volks- 
wirtschaftlich notwendigen Transportbedarfs. 
Auf diese Weise konnten alle Möglichkeiten der 
umfassenden Intensivierung genutzt werden. 
Festlegungen, die allen am Transport Beteiligten 
exakte Pflichten für die Verminderung der 
Transportanforderungen auferlegen und sie ver- 
anlassen, die Transportkapazitäten voll auszu- 
nutzen, verdeutlichen die Rationalisierung des 
Gütertransports als volkswirtschaftliche Aufgabe. 

Die Anpassung des gültigen Verkehrsrechts 
an die sich verändernden gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse war eine permanente Aufgabe seit den 
soer Jahren gewesen. Hatten in den ersten Nach- 
kriegsjahren entsprechend dem Potsdamer Ab- 
kommen das Handelsgesetzbuch und die Eisen- 
bahnverkehrsordnung die frachtrechtlichen 
Grundlagen des Binnenverkehrs gebildet, so ent- 
standen 1950 durch Verordnungen über die Be- 
und Entladung von Transportraum der Deut- 
schen Reichsbahn sowie die monatliche Trans- 
portplanung erste grundlegende Neuregelungen. 
Sie betrafen in erster Linie die Be- und Entlade- 
pflicht für alle Tage sowie alle Stunden des Ta- 
ges. Außerdem wurden Gewichtsnormen für die 
Ausnutzung der Güterwagen eingeführt. 1952 
und 1954 wurden sie den sich verändernden ge- 
sellschaftlichen Bedingungen angepaßt. 
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ıg6ı konnte die »Verordnung über die Pla- 
nung und Zusammenarbeit beim Gütertrans- 
port — Transportverordnung (TVO)« in Kraft 
treten, weil die rasche Entwicklung des sozialisti- 
schen Eigentums im Kraftverkehr und in der 
Binnenschiffahrt eine engere Kooperation der 
Verkehrszweige ermöglichte. Rund ein Jahrzehnt 
später, 1973, wurde die Transportverordnung den 
Forderungen des VIII. Parteitags nach übersicht- 
licheren und praxisverbundeneren rechtlichen 
Regelungen entsprechend verändert. In diesem 
Zusammenhang wurden die Rechte und Pflich- 
ten der Transportausschüsse und ihrer Arbeits- 
organe erheblich ausgedehnt. Sie wurden da- 
durch in die Lage versetzt, die materiell-techni- 
sche Basis des Verkehrswesens entsprechend den 
territorialen Besonderheiten zu entwickeln. 

Die Gütertransportverordnung von 1982 
führte die rechtliche Entwicklung weiter. Erst- 
malig konnte im Gütertransportrecht der DDR 
mit der GTVO die Transportpflicht für alle Bin- 
nenverkehrszweige verbindlich festgelegt wer- 
den. Sie verpflichtete auch den Kraftverkehr 
und die Binnenschiffahrt zur Übernahme von 
Transporten, wenn ein bilanzierter, volkswirt- 
schaftlich begründeter Bedarf besteht und die 
Beförderung mit dem vergleichsweise geringsten 
volkswirtschaftlichen Aufwand möglich ist. 
Diese Festlegung demonstriert überzeugend die 
Überlegenheit sozialistischer Produktionsver- 
hältnisse bei der Lösung aktueller verkehrspoliti- 
scher Aufgaben. 

Das neue Gütertransportrecht konnte auf 
einer Vielzahl positiver Erfahrungen bei der Zu- 
sammenarbeit von Verkehrszweigen und Trans- 
portkunden aufbauen. Die GTVO enthält u.a. 
die rechtliche Pflicht zum Abschluß eines Trans- 
portkoordinierungsvertrags, der — besonders für 
die entscheidenden Nahtstellen des Gütertrans- 
ports — dann abgeschlossen werden muß, wenn 
die Effektivität gesteigert werden kann. Auf der 
Grundlage dieser vorbereitenden, transport- 
sichernden und leistungsfördernden Festlegun- 
gen schließen Transportbetrieb und Transport- 
kunde gemäß GTVO spezielle zweiseitige Wirt- 
schaftsverträge wie den Fracht- oder den 
Umschlagsvertrag ab, in dem vom Leistungsum- 
fang bis zur materiellen Verantwortlichkeit alle 
anderen Rechte und Pflichten vereinbart wer- 
den. 

Von den rechtlichen Neuregelungen in der 
GTVO und den ergänzenden Bestimmungen 
werden alle dem Vertragsgesetz unterliegenden 
Transportkunden und neben der Deutschen 
Reichsbahn alle Transportbetriebe der Binnen- 
schiffahrt und des Kraftverkehrs, unabhängig 
von der Eigentumsform, erfaßt. Auch für inter- 
nationale Transportbedarfsträger, für die grund- 


sätzlich die internationalen Abkommen ange- 
wendet werden, wird in der GTVO ausdrücklich 
die Möglichkeit eingeräumt, die Anwendung 
ihrer Bestimmungen gegenseitig zu vereinbaren. 
Die »Anordnung über die Anwendung von 
Transportnormativen zur Verbesserung der Pla- 
nung, Abrechnung und Kontolle des Transport- 
aufwandes in den transportierenden Zweigen der 
Volkswirtschaft — Transportnormativanordnung 
vom Juni 1989« ergänzt die GTVO und stellt ein 
weiteres wirksames Instrument zur Senkung des 
Transport- und Energieaufwands dar. 

Im Zusammenhang mit der Weiterentwick- 
lung verkehrsrechtlicher Probleme mußte auch 
die Tarifgestaltung berücksichtigt werden. Sie 
hatte durch die Tarifreform von 1958 bereits 
wichtige Veränderungen erfahren. Allerdings 
war dadurch die Höhe der Transportpreise nicht 
beeinflußt worden. Erst die ab 1964 einsetzende 
Industriepreisreform führte dazu, daß die Trans- 
portpreise den tatsächlichen Kosten der Trans- 
portleistungen angeglichen werden konnten. Das 
Tarifniveau im Wagenladungsverkehr der Eisen- 
bahn stieg dadurch im Durchschnitt um 70%. 
Das sicherte nicht nur deren Rentabilität, son- 
dern auch die Mittel zu ihrer Reproduktion. 
Wichtig war bei dieser tarifpolitischen Maß- 
nahme, daß die Tariferhöhung sich in keiner 
Weise auf die Bevölkerung auswirkte. 

Auf der Grundlage der engeren Kooperation 
zwischen Schiene und Straße konnte 1967 ein 
neuer Tarif für den kombinierten Stückgutver- 
kehr entstehen. Mit ihm wurden Voraussetzun- 
gen des Haus-Haus-Verkehrs geschaffen. Im 
gleichen Jahr entstand ein einheitlicher Um- 
schlagtarif für den Wagenladungsverkehr und 
ein Jahr später eine vorläufige Preisregelung, die 
die Entwicklung des Containerverkehrs fördern 
sollte. 

Das seit 1967 im wesentlichen unveränderte 
Tarifniveau entsprach unter den veränderten 
Reproduktionsbedingungen der 80er Jahre nicht 
mehr den realen Bedingungen. Die Verminde- 
rung der Transportanforderungen wurde nur un- 
zureichend stimuliert, eine uneffektive Aufga- 
benteilung gefördert und die Kosten der 
verschiedenen Verkehrszweige nicht mehr ge- 
deckt. Vor allen Dingen wurde der tatsächliche 
Aufwand für den Transport des Kraftverkehrs 
über weite Entfernungen und den der Eisenbahn 
und der Binnenschiffahrt in den Transportprei- 
sen extrem verzerrt widergespiegelt. Es bestand 
kein genügender Anreiz, die energiegünstigste 
Beförderung zu wählen. Ab 1982 traten deshalb 
für den Binnengüterverkehr neue Tarife in 
Kraft. Sie sichern, daß die volkswirtschaftlich er- 
forderlichen Aufwendungen der Transportbe- 
triebe gedeckt werden und fördern die Verringe- 
rung der Transportanforderungen und die Wahl 
des volkswirtschaftlich vorteilhaftesten Verkehrs- 
zweigs. Grundsätzlich wird in den neuen Tarifen 


die Verlagerung von Transporten von der Straße 
auf die Schiene und von der Eisenbahn zur Bin- 
nenschiffahrt stimuliert. Innerhalb eines insge- 
samt steigenden Transportpreisniveaus wurde 
mit differenzierten Tarifänderungen erreicht, 
daß bei Benutzung der Binnenschiffahrt und der 
Eisenbahn dem Transportkunden erhebliche 
Frachtvorteile gegenüber dem Kraftverkehr ent- 
stehen. Für die Deutsche Reichsbahn passen die 
neuen Tarifbestimmungen die Transportpreise 
den veränderten technologischen Bedingungen 
und den erhöhten Kosten an. 

Grundsätzlich gilt: Je weiter, desto teurer! Der 
bisherige, degressiv verlaufende, mit wachsender 
Entfernung also sinkende Kilometerpreis je 
Masseeinheit, wurde in einen reinen Lineartarif 
umgewandelt. Er steigt proportional zur Entfer- 
nung und mit dem Wert der in vier Tarifklassen 
geordneten Güter. Zusätzlich stimuliert der neue 
»Tarif für Wagenladungen im Eisenbahnverkehr 
(TWG)« die Bildung von Ganzzügen, die Beför- 
derung von Massengütern sowie von Eisenbahn- 
anschluß zu Eisenbahnanschluß. Für die Bil- 
dung von geschlossenen Zügen wird dem 
Versender wiederum eine Vergütung gezahlt, die 
allerdings annähernd doppelt so hoch ist wie im 
vorher gültigen Tarif. 

Die aufwendigen Arbeiten der Eisenbahn am 
Anfang und am Ende eines Transports werden 
der Deutschen Reichsbahn durch Mindestfrach- 
ten, unabhängig von der Entfernung, vergütet. 
Die Festlegungen von Mengenklassen, die von 
der Art des Gutes abhängen und von 5 bis got 
gestaffelt sind, begünstigen die volle Auslastung 
der Güterwagen. 

Die Neugestaltung des Gütertransportrechts 
und die 1982 in Kraft getretenen Tarife für den 
Binnengüterverkehr markieren einen neuen Ab- 
schnitt in der Entwicklung des einheitlichen so- 
zialistischen Verkehrswesens. Er wurde 1984 
durch die Herausgabe der Personenbeförde- 
rungsverordnung (PBVO) und der Personenbe- 
förderungsanordnung Eisenbahn, gültig ab 
1. Juni 1984, abgerundet. Darin wird die effektive 
und bedarfsgerechte Personenbeförderung als 
ein wichtiger Faktor der stetigen Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebensniveaus in 
der DDR hervorgehoben. Der gesellschaftlich 
notwendige Beförderungsbedarf, besonders im 
Berufs- und Schülerverkehr, ist dabei in enger 
Koordinierung zwischen den Verkehrszweigen, 
in hoher Qualität und mit geringstem volkswirt- 
schaftlichem Aufwand zu befriedigen. Die 
PBVO regelt verbindlich die Beförderungs- 
pflicht für alle öffentlichen Verkehrsbetriebe des 
Personenbinnenverkehrs. 
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VERKEHRSRECHT IM 
DIENST HOHER 
EFFEKTIVITÄT 


7.KaprreL 
1961-1985 


Die Eisenbahner meistern die Intensivierung 


In den Jahren von ıg60 bis ı970 standen die 
Eisenbahner vor der komplizierten Aufgabe, 
steigende und veränderte Anforderungen der 
Volkswirtschaft kontinuierlich zu erfüllen und 
deshalb die zur Verfügung stehenden materiel- 
len und finanziellen Mittel so einzusetzen, daß 
eine rasche Leistungssteigerung möglich wurde. 
Durch Rationalisierung und neue, fortschrittli- 
che Technologien mußten entsprechende Vor- 
aussetzungen geschaffen werden, um mit einer 
verminderten Anzahl von Arbeitskräften höhere 
Leistungen vollbringen zu können. Die Einfüh- 
rung der Dieseltraktion bot hierfür günstige Be- 
dingungen. Obwohl die Streckendurchlaßfähig- 
keit und auch die Kapazität wichtiger Rangier- 
bahnhöfe erst später entscheidend erhöht wer- 
den konnten, gelang es den Eisenbahnern, die 
Vorteile der Traktionsumstellung konzentriert 
zu nutzen. 

Bis 1970 verminderte sich im Vergleich zu 1960 
die Zahl der Lokomotiven im Betriebspark um 
über 30%. Auch der Personalaufwand und die 
Kosten sanken. Hingegen nahm die Leistung im 
Güterzugdienst um 30% zu, und die Einsatzstun- 
den stiegen auf 101,3%. Die Einführung der 
neuen Traktionsart steigerte außerdem die 
durchschnittliche Laufleistung, weil z. B. die 
Stillstandszeiten von Dieselloks geringer sind als 
die der Dampfloks und diesellokbespannte Gü- 
terzüge schneller fahren. Aber auch in der 
Dampf- und Elektrotraktion wurden verbesserte 
Laufleistungen erzielt, die eindeutig aus der in- 
tensiveren Nutzung der Triebfahrzeuge resultier- 
ten, so daß 1970 z.B. jede Dampflok pro Einsatz- 
stunde über 1000 Brtkm mehr bewältigte als 
1960. Wiederum ein Jahrzehnt später, 1980, wur- 
den mit jeder Lokomotive des durchschnittli- 
chen Betriebsparks fast 2,5 Mill. Brtkm mehr ge- 
leistet als 1970. Dabei wirkte sich vor allen 
Dingen die hohe Effektivität der Diesel- und 
Elektroloks positiv aus. 

Von 1975 bis 1980 stieg besonders die Zugför- 
derleistung mit Diesellokomotiven wesentlich 
schneller als die Zahl der eingesetzten Maschi- 
nen. Sie lag 1980 bei jeder eingesetzten Diesellok 
um fast 2 Mill. Brtkm höher als 5 Jahre vorher. 
Ab 1980 verschob sich dagegen der Schwerpunkt 
der Entwicklung von der Diesel- zur elektrischen 
Traktion; denn mit der Vergrößerung des elek- 
trifizierten Streckennetzes konnten nun auch 
Elektroloks verstärkt und immer effektiver ein- 
gesetzt werden. In nur zwei Jahren, von 1980 bis 
1982, stieg die elektrische Zugförderung um ins- 
gesamt fast 7000 Mill. Brtkm und die Leistung 
jeder eingesetzten Lokomotive um über 15%. 

Die Traktionsumstellung trug dazu bei, den 
Energieverbrauch bei der Deutschen Reichs- 
bahn und damit zugleich im Transportwesen un- 
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serer Republik wesentlich zu senken. Entfielen 
1960 drei Viertel aller im gesamten Verkehrswe- 
sen (Eisenbahn, See- und Binnenschiffahrt, Stra- 
ßen- und Lufttransport) genutzten Energie auf 
die Deutsche Reichsbahn und hiervon 70% auf 
die Zugförderung, so gelang es bis 1970, den 
Eisenbahnanteil an der verbrauchten Transport- 
energie auf 50% zu senken. 1980 betrug er nur 
noch 20%. 

In den zwei Jahrzehnten von ıg6o bis 1980 er- 
reichten die Eisenbahner demnach eine so wir- 
kungsvolle Verminderung des spezifischen Ener- 
gieeinsatzes je Einheit Zugförderungsleistung, 
daß 1980 eine um zwei Drittel höhere Leistung 
mit der Hälfte des Energieaufwands erbracht 
werden konnte. Schon ab 1975, vor allem aber 
nach 1980, konnte außerdem der Anteil von Die- 
selkraftstoff für die Zugförderung der Deutschen 
Reichsbahn, der durch die konzentrierte Einfüh- 
rung der Dieseltraktion von 10% (1960) auf 31% 
(1975) angestiegen war, erfolgreich vermindert 
werden. Der verstärkte Einsatz von Elektroloko- 
motiven ermöglichte es statt dessen, das als Pri- 
märenergieträger immer teurer werdende impor- 
tierte Erdöl schrittweise durch die einheimische 
Braunkohle zu ersetzen. Dadurch wurde der 
Vorzug des Schienentransports, im Vergleich mit 
dem auf der Straße bedeutend energieeffektiver 
zu transportieren, spürbarer. 

Einen weiteren wesentlichen Schwerpunkt der 
Leistungssteigerung meisterten die Eisenbahner 
des Betriebs- und Verkehrsdienstes in enger Zu- 
sammenarbeit mit der verladenden Wirtschaft 
bei der Nutzung des Wagenraums. Zwar boten 
neu in den Park eingestellte Güterwagen mit 
ihren modernen Parametern und die Konzentra- 
tion des Güterverkehrs günstige Voraussetzun- 
gen, aber erst durch die Initiativen der Werktäti- 
gen konnten diese Kapazitäten für einen 
beträchtlichen Leistungsanstieg genutzt werden. 
In ı0 Jahren stieg die mittlere Auslastung je Wa- 
gen um fast 2,2t (13,6%). Dabei waren die kom- 
plizierten Wechselbeziehungen zwischen qualita- 
tiven und quantitativen Anforderungen zu 
beachten; denn mit der Beförderung in Spezial- 
wagen wurde beispielsweise ein hohes Niveau 
des Gütertransports gesichert, wegen ihrer be- 
schränkten Einsatzmöglichkeit verlängerte sich 
aber - wie schon erwähnt - nicht selten die Um- 
laufzeit. 

Die Steigerung der jährlichen Beförderungs- 
leistung, berechnet auf eine Doppelachse, ver- 
deutlicht, wie es gelang, den Güterwagenpark 
immer besser zu nutzen. I960 wurden mit einer 
Doppelachse im Jahr 252 000 Nettotonnenkilo- 
meter (Ntkm) erbracht. ı971 waren es mit 
324 000 Ntkm fast 30% mehr. Zu dieser Entwick- 
lung trug allerdings auch die Erhöhung der mitt- 


leren Versandweite der aufgelieferten Güter bei, 
die im gleichen Zeitraum um über 20 km (15%) 
zunahm. Die Vorteile sozialistischer Arbeitstei- 
lung im Verkehrswesen, die Übernahme der 
Transporte über mittlere und weite Entfernun- 
gen durch die Eisenbahn, wirkten sich sehr gün- 
stig auf die innerbetrieblichen Kennziffern aus, 
die ihrerseits eine bessere Nutzung von Trans- 
portkapazitäten widerspiegelten. 

Ein Vergleich der Versandweite (Tarifentfer- 
nung) mit der Transportweite (wirkliche Entfer- 
nung) zeigt jedoch, daß sich im Verlauf der 60er 
Jahre dieses Verhältnis verschlechterte. 1960 lag 
die Transportweite um etwa 6,5% über der kür- 
zesten Entfernung, 1970 aber um über 10%. In 
zunehmendem Maß mußten Umwege in Kauf 
genommen werden, da die Deutsche Reichsbahn 
wegen der sehr hohen Streckenbelegung nicht 
immer die kürzesten Wege wählen konnte. 

Gute Ergebnisse konnten bei der Auslastung 
der Güterzüge erreicht werden. Im Vergleich zu 
1960 erhöhte sich bis 1970 ihre Nettomasse um 
8,7%. Mit der Einführung der Meterzugbildung 
veränderte die Deutsche Reichsbahn das tradi- 
tionelle Verfahren, die Einhaltung der maxima- 
len Zuglänge an der Zahl der zugelassenen Ach- 
sen zu messen. Die Gründe hierfür lagen im 
zunehmenden Anteil vier- oder auch sechsachsi- 
ger Wagen; denn mit diesen Wagen wurden die 
Züge bei gleichbleibender Achsenzahl kürzer, 
und selbst bei solchen, die entsprechend dem 
Buchfahrplan voll — z.B. mit 120 Achsen — aus- 
gelastet waren, wurden die Gleislängen nicht 
mehr ausgeschöpft. Die Meterzugbildung anzu- 
wenden, hieß nun, die Züge unabhängig von der 
Wagenlänge so lang zu bilden, wie es die Bahn- 


hofsgleise zuließen. Die Vorzüge dieses Verfah- 
rens lagen darin, daß z. B. ein Zug, der mit 
120 Achsen im Buchfahrplan angegeben war und 
bei ausschließlich vierachsigen Wagen nur 
30 Wagen hätte befördern können, nun aus we- 
sentlich mehr Wagen gebildet wurde, und zwar 
bis zu einer Länge, die 60 zweiachsigen Wagen 
entsprach. 

Die intensive Nutzung aller vorhandenen Ka- 
pazitäten wird weiterhin durch das Verhältnis 
der jährlich gefahrenen Züge und der Transport- 
leistung belegt. So verminderte sich die Zahl der 
Züge von 1961 bis 1970 bei gestiegener T'ransport- 
leistung auf 91,6%. Auch die in diesem Zeitraum 
auf 102,1% gestiegenen Zugkilometer geben deut- 
lich Auskunft über den Weg, der zu einer Pro- 
duktivitätssteigerung führte. Im Gütertransport 
ist dieser Trend ganz besonders sichtbar. Bei 
einer Steigerung der Gütertransportleistung von 
über 20% verringerte sich die Zahl der gefahre- 
nen Züge um 11,3% mit einer Zunahme der Zug- 
kilometer um 7%. 

Bedeutende Möglichkeiten bei der Erfüllung 
der Transportaufgaben ergaben sich aus den 
wachsenden Potenzen des einheitlichen soziali- 
stischen Verkehrswesens. Eine volkswirtschaft- 
lich sinnvolle Aufgabenteilung zwischen den 
Verkehrszweigen ermöglichte es der Deutschen 
Reichsbahn, die Transportarbeit rationell zu ver- 
ändern. Durch die Konzentration des Wagen- 
ladungs- und Stückgutverkehrs konnten mo- 
derne Ladegeräte, Gabelstapler und Elektrokar- 
ren eingesetzt, die Palettierung eingeführt und 
Voraussetzungen geschaffen werden, um in 
einem langfristigen Entwicklungsprogramm 
auch die Technologie des Eisenbahntransports 


BıE EiISENBAHNER 
MEISTERN DIE 
INTENSIVIERUNG 


Die Arbeit der Eisen- 
bahner entscheidet 
maßgeblich über den 
Erfolg der Intensivie- 
rung (siehe auch Fotos 
S. 274) 

Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 
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der modernen Großladetechnik anzupassen. Bis 
1970 wurde das Stückgutaufkommen von 1500 
Abfertigungsstellen auf 186 Stückgutknoten- 
bahnhöfe konzentriert. Infolgedessen sank die 
Zahl der Umladungen je Tonne befördertes 
Stückgut, der Mechanisierungsgrad der Be-, 
Ent- und Umladearbeiten dagegen verdreifachte 
sich, und 1970 wurden etwa zwei Drittel allen 
Stückguts in speziellen Transportgefäßen und 
Ladeeinheiten befördert. Ganz besonders bedeu- 
tungsvoll war bei der Rationalisierung des Stück- 
gutverkehrs, daß die schwere manuelle Arbeit in 
den Ladehallen nun wesentlich erleichtert wer- 
den konnte. Ein Teil der freigewordenen Ar- 
beitskräfte konnte für andere Aufgaben einge- 
setzt werden. 

Noch stärker als im Stückgutverkehr wirkte 
wegen des wesentlich höheren Aufkommens die 
Konzentration im Wagenladungsverkehr. Bis 
1970 wurde die Zahl der Gütertarifbahnhöfe von 
2900 auf 1050 Wagenladungsknoten gesenkt. 
Dadurch konnten die Möglichkeiten moderner 
Technik im Güterumschlag auch hier konzen- 
triert genutzt werden. Die Höhe des Aufkom- 
mens erlaubte die Konstruktion und Inbetrieb- 
nahme spezifischer Ladeeinrichtungen z. B. für 
Schüttgutbe- und -entladung; vor allem aber er- 
möglichte sie die Installation großer, universell 
einsetzbarer Ladegeräte. Sie halfen, die Ladezei- 
ten zu verkürzen und für viele Werktätige bes- 
sere Arbeitsbedingungen zu schaffen. 

Im Ergebnis dieser Maßnahmen stieg die Ar- 
beitsproduktivität im Güterumschlag bis 1970 
um 60%, und der Mechanisierungsgrad verdop- 
pelte sich. Durch die Konzentration des Wagen- 
ladungs- und Stückgutverkehrs wurden gleich- 
zeitig die notwendigen Rangierarbeiten zur Be- 
dienung der Ladestellen vermindert und konzen- 
triert. Schrittweise konnte das Netz der Nahgü- 
terzüge, die auf jedem Bahnhof in langen 
Rangieraufenthalten die öffentlichen Ladestel- 
len bedienten, begrenzt werden. Die Belastung 
der Strecken sank, und die Ausbleibezeiten für 
das Personal und die Lokomotiven verkürzten 
sich. Waren auf kleinen Bahnhöfen die Aufent- 
haltszeiten der Wagen bisher von der Frequenz 
der Nahgüterzüge abhängig und deshalb sehr 
hoch gewesen, so konnten jetzt gezielte Maßnah- 
men auf den Knotenbahnhöfen zu ihrer Verkür- 
zung beitragen. Welche Effekte dabei entstan- 
den, zeigt die Tatsache, daß bis 1970 durch die 
Beschleunigung des Wagenumlaufs, der aus der 
Konzentration des Wagenladungsverkehrs resul- 
tierte, zusätzlicher Transportraum von täglich 
4500 Doppelachsen gewonnen wurde. 

So gelang es in den Jahren von 1970 bis 1982, 
trotz weiterer Zuführung von Spezialwagen, die 
durchschnittliche Umlaufzeit eines Güterwagens 
etwas zu senken, die mittlere Auslastung eines 
Güterwagens um 8,7% und die Nettomasse eines 
Güterzuges um 21,4% zu steigern. 


Nutzung des Wagenraumes 


Jahr Durchschnitt- Durchschnitt- Mittlere 
liche täg- liche Uinlauf- Auslastung 
liche Bela- zeit eines eines Güter- 
dung Güterwagens wagens 
Doppelachsen Tage t 

1961 36242 3,55 17,3% 

1970 39062 4,04 18,4 

1980 37 220 4,06 19,9 

1982 39984 3,99 20,0 

1. 1968 

Zugleistungen 

Jahr Bruttomasse eines Nettomasse eines 
Durchgangsgüter- Durchgangsgüter- 
zugest zugest 

1961 1003,0 514,5 

1970 1062,0 549,5 

1980 1158,3 609,4 

1982 1 209,6 632,4 


Das ständige Bemühen der Eisenbahner um die 
Erfüllung der volkswirtschaftlichen Transport- 
aufgaben, insbesondere durch die immer konse- 
quentere Ausnutzung aller vorhandenen Kapazi- 
täten, veranschaulicht die Entwicklung der 
durchschnittlichen Transportleistungen je Kilo- 
meter Betriebslänge im Jahr (dynamische Trans- 
portdichte): 


Jahr Jährliche dynamische Transportdichte 
Mill. Brtkm/km 

1950 3,3 

1960 6,1 

1970 8,2 

1980 11,1 


Der Wert von ıg8o stellt international eine Spit- 
zenleistung dar. 

Mit der gleichen Konsequenz setzten sich die 
Eisenbahner für eine Verbesserung des Reisever- 
kehrs ein. Dabei bestand die Aufgabe vor allem 
darin, den Berufsverkehr in hoher Qualität zu 
sichern, in den Großstädten und Ballungszen- 
tren die Bedingungen für den öffentlichen Per- 
sonennahverkehr zu entwickeln und im Fernrei- 
severkehr allen Reisenden eine angenehme und 
schnelle Beförderung zu gewährleisten. Bereits 
ıg60 wurde mit der Einführung des Städte- 
schnellverkehrs zwischen Berlin und den wich- 
tigsten Bezirksstädten dem wachsenden Bedarf 
im Fernreiseverkehr entsprochen. Auf vielen 
Strecken konnten zugleich die Fahrgeschwindig- 
keiten erhöht und damit die Reisedauer verkürzt 
werden. 

Für Bedürfnisse im Dienstreise-, Geschäfts- 
und weiträumigen Berufsverkehr mit der Haupt- 
stadt wurden die Städteexpreßzüge geschaffen. 
Der Fahrplan sieht morgens Schnellverbindun- 
gen von den Bezirksstädten nach Berlin und in 
den Nachmittagsstunden die Rückreisemöglich- 
keit vor. In wenigen Jahren haben sich die 
Städteexpreßzüge mit den inzwischen schon tra- 
ditionellen Namen wie z.B. »Elbflorenz« (Dres- 
den—Berlin— Dresden), »Petermännchen« 
(Schwerin—Berlin—Schwerin) oder »Stoltera« 
(Rostock—Berlin—Rostock) zu beliebten und 
viel genutzten Verbindungen entwickelt. 

Im Personennah- und Berufsverkehr, bei 
Schülerfahrkarten und für viele andere spezifi- 
sche Verkehrsbedürfnisse, aber auch im Normal- 
tarif befördert die Deutsche Reichsbahn zu sehr 
niedrigen Preisen, die ein wesentlicher Bestand- 
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Die Mikroelektronik 
bietet den Reisenden 
und den Eisenbahnern 
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Große Aufgaben be- 
wältigt die Deutsche 
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(Saale), Leipzig sowie 
zwischen Rostock und 
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teil der Sozialpolitik der DDR sind. ı983 z. B. 
wurden 3,6 Mrd. Mark aus dem Staatshaushalt 
bereitgestellt, um ein stabil niedriges Preisniveau 
im öffentlichen Personenverkehr zu sichern. 


Personenbeförderung (ohne Berliner S-Bahn) der 
Eisenbahn nach Tarifgruppen (%) 


Jahr Normal- Berufs- Verkehr zu 

tarif verkehr auf erinäßigten 
Zeitkarten Preisen 

1950 33,3 56,7 10,0 

1960 22,8 60,5 16,7 

1970 25,0 56,7 18,3 

1980 24,5 49,7 25,8 

1982 23,3 50,0 26,7 


Besondere Vorteile für die Reisenden bot ab 
ıg8o die Einführung der Mikrorechentechnik 
beim Verkauf von Fahrausweisen und im Reser- 
vierungsverfahren. Die Wartezeiten an den 
Schaltern wurden durch den Einsatz von Schal- 
terdruckern und zusätzlichen Dialogautomaten 
spürbar verringert. Auch als Informations- und 
Orientierungshilfe erwies sich der Einsatz der 
Mikroelektronik als Beitrag zur Verbesserung 
der Reisekultur. 

Die Deutsche Reichsbahn betreibt in sechs 
Bezirksstädten und in Berlin Stadtschnellbahnen 
auf insgesamt 45ıkm Strecke mit 266 Bahnhö- 
fen. Allein in Berlin befördert die S-Bahn täglich 
annähernd 700000 Fahrgäste. Auf einem Gleis- 
netz von ca. I80 km verkehren die Züge zwischen 
73 Bahnhöfen. Neue Wohngebiete, wie z.B. Mar- 
zahn, wurden durch den Anschluß an die S- 
Bahn besser erschlossen. Acht neue Bahnhöfe 
entstanden. Im Jahr 1984 ist das Netz um die 
Strecke nach Hohenschönhausen erweitert wor- 
den. Auch außerhalb des traditionellen S-Bahn- 
streckennetzes bietet die Streckenelektrifizierung 
im Knoten Berlin Verbesserungen im Nahver- 
kehr. Auf dem nördlichen Berliner Außenring 
zwischen Blankenburg und Schönfließ wird der 
S-Bahn- vom Fernbahnverkehr getrennt. Dar- 
über hinaus ist vorgesehen, bis 1987 mit einer 
komplexen Rekonstruktion die Verkehrsbedin- 
gungen im Großraum Berlin wesentlich zu ver- 
bessern. 

Im Fernreiseverkehr tragen die Streckenelek- 
trifizierung und der Einsatz neuer Reisezugwa- 
gen zur Erhöhung der Qualität bei. Täglich fährt 
die Deutsche Reichsbahn über 7000 Reisezüge. 
In den Hauptreisezeiten verbessern Sonderzüge 
das Verkehrsangebot. Zu besonderen Anlässen, 
wie Leipziger Messe und Großveranstaltungen, 
für die Kinderferienaktion und an Feiertagen 
setzt die Deutsche Reichsbahn im Lauf eines 
Jahres etwa 6000 Sonderzüge ein. In den ersten 
vier Tagen der Sommerschulferien z. B. beför- 
dert die Deutsche Reichsbahn eine Vielzahl von 
Kindern in 300 durchgehenden Sonderzügen in 
die Erholungsorte der Republik. 


Der Anschluß neuer 
Wohngebiete ist ein 
wichtiger Teil der Ver- 
kehrslösung Berlin. 
Diesem Ziel dient auch 
der neue S-Bahnzug 
der Baureihe 270. 
Fotos: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Die Leistungen der Eisenbahner sind um so 
höher zu bewerten, weil sie mit bedeutend weni- 
ger Arbeitskräften vollbracht wurden. Von 1960 
bis 1980 verminderte sich die Arbeitskräftezahl 
um annähernd 20%. Legt man als Bezugsbasis 
die jährlichen Bruttotonnenkilometer zugrunde, 
so bedeutete das eine Steigerung der Produktivi- 
tät der lebendigen Arbeit auf über 210%. In den 
8oer Jahren macht es die weitere Intensivierung 
des volkswirtschaftlich notwendigen Transports 
erforderlich, der Deutschen Reichsbahn für die 
erhöhten Aufgaben mehr Arbeitskräfte zur Ver- 
fügung zu stellen, um die Vorteile des Schienen- 
transports noch besser nutzen zu können. 

Mit einer Vielzahl technisch-organisatorischer 
Maßnahmen wird der Transportprozeß der 
Deutschen Reichsbahn langfristig rationalisiert 
und technologisch verbessert. In den Fahrdienst- 
vorschriften wurden wesentliche Änderungen 
wirksam, die z. B. das Fahren von Güterzügen 
ohne Zugpersonal, die Vereinfachung des Zug- 
meldeverfahrens oder die Einmannbesetzung 


von Triebfahrzeugen bei höchster Betriebs- 
sicherheit gewährleisten. Zur Rationalisierung 
des gesamten Güterverkehrs trug die Einführung 
des Richtpunktverfahrens bei; den Einsatz tech- 
nischer Großgeräte in der Gleisunterhaltung si- 
cherte die Veränderung der BAR-Vorschrift 
(BAR = Betriebliche Abweichung vom Regelbe- 
trieb). Andere wesentliche Veränderungen paß- 
ten z.B. die Wagen- und Triebfahrzeugnumerie- 
rung, die Zugnummern oder viele betriebliche 
Kennziffern den Forderungen moderner Re- 
chentechnik und internationalen Standards an. 

Die großen Leistungen der Deutschen Reichs- 
bahn wären nicht möglich gewesen ohne die viel- 
fältigen Initiativen, das Schöpfertum und den 
selbstlosen Einsatz der Eisenbahner. Unter Füh- 
rung der Partei der Arbeiterklasse lösten sie mit 
einer Vielzahl von Neuerervorschlägen und Mas- 
seninitiativen die sehr komplizierten Aufgaben. 
Mit dem sozialistischen Wettbewerb wurden die 
Eisenbahner in die Erfüllung der Planaufgapen 
umfassend einbezogen. 


Internationale Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen 


Das kontinuierliche und dynamische Wirt- 
schaftswachstum der RGW-Länder war mit 
einem sich ständig erhöhenden Außenhandel 
und dem Wachsen freundschaftlicher Beziehun- 
gen verbunden. Das Transportwesen spielte da- 
bei und bei der erfolgreichen Entwicklung der 
internationalen Arbeitsteilung eine entschei- 
dende Rolle. Seine Leistungsfähigkeit in Quanti- 
tät und Qualität bestimmte im zunehmenden 
Maß die Effektivität der Spezialisierung und Ko- 
operation. Welchen Umfang die internationalen 
Transportaufgaben zwischen den RGW-Län- 
dern im Verlauf der Jahre annahmen, wird deut- 
lich, wenn man die Wachstumsraten des Außen- 
handels betrachtet. Dessen rasche Entwicklung 
(von ıg60 bis 1982 annähernd um das ıofache) 
hatte zur Folge, daß sich seit Bestehen der Stän- 
digen Kommission für Transport die Güter- 
transportmenge auf 400% und die Zahl der be- 
förderten Personen auf 1000% erhöhte. Dabei 
leistet die Eisenbahn im Güterverkehr mit 47% 
den größten Anteil der Transportarbeit. 


Von 1981 bis 1985 setzt sich diese Tendenz fort. 
Gegenüber den Jahren 1976 bis 1980 sind in die- 
sem Zeitraum annähernd 18% mehr Güter zu be- 
fördern, und der Zuwachs im Eisenbahnverkehr 
wird sogar 21% betragen. Dabei ergibt sich eine 
deutliche Schwerpunktbildung hinsichtlich der 
Relationen; denn entsprechend dem Volumen 
des Warenaustauschs entfallen 80% aller Trans- 
porte zwischen der DDR und den RGW-Staaten 
auf den Ex- und Importverkehr mit der Sowjet- 
union. Auch im Reiseverkehr wählen bei länger- 
fristigen Aufenthalten 45% der Touristen aus 
der DDR die UdSSR als Reiseziel. Allerdings 
wird der daraus entstehende Beförderungsbedarf 
wegen der größeren Entfernungen vorrangig 
vom Luftverkehr abgedeckt. 

Im Komplexprogramm des RGW wurden im 
Abschnitt ı2 die Hauptrichtungen und perspek- 
tivischen Aufgaben des Verkehrswesens genannt. 
Danach war die Zusammenarbeit im Transport- 
wesen darauf gerichtet, den kontinuierlich wach- 
senden Bedarf im Güter- und Personenverkehr 
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Internationale Güter- 
zugverbindungen 


durch eine abgestimmte Entwicklung der Trans- 
portsysteme sowie deren technische und techno- 
logische Vervollkommnung zu befriedigen. So 
sah das langfristige Zielprogramm des RGW für 
die weitere Entwicklung der Transportverbin- 
dungen eine noch engere Zusammenarbeit auf 
folgenden Gebieten vor: 

- Entwicklung des Umfangs der Personen- und 
Güterbeförderung im internationalen Verkehr 
nach Verkehrsrelationen und -arten, 

— Hauptrichtungen der technischen Entwick- 
lung der Transportmittel und -ausrüstungen, 

- Rationalisierung der Transporttechnolo- 
gien, 

— Entwicklung eines leistungsfähigen internatio- 
nalen Verkehrsnetzes, 

-— Bedarf des Transportwesens an wichtigen 
technischen Mitteln, Material und Energie, 

- gemeinsame internationale Nutzung von 
Transportmitteln, 

- weitere Spezialisierung und Kooperation im 
Transportmittelbau. 

Besondere Bedeutung für die Leistungsfähig- 
keit und Effektivität des Transportwesens im in- 
ternationalen Verkehr hatte eine möglichst um- 
fangreiche Standardisierung. Die OSShD und 
die Ständige Kommission für Transport des 
RGW leisteten hierzu eine umfassende und er- 
folgreiche Arbeit. So wurde damit begonnen, die 
Vielfalt der verschiedenen Wagenarten zu redu- 
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zieren und sie weitgehend zu vereinheitlichen. 
Ein anschauliches Beispiel für den aus der Zu- 
sammenarbeit entspringenden Nutzen für alle 
Beteiligten stellt die Wagenumlaufbeschleuni- 
gung im internationalen Verkehr durch die be- 
reits erwähnte Bildung des Gemeinsamen Wa- 
genparks dar. 

Besonders der immer umfangreichere Waren- 
strom zwischen der Sowjetunion und der DDR 
erforderte ständig leistungsfähigere, schnellere 
und effektivere Verbindungen. Mit der Fährver- 
bindung Mukran—Klaipeda wird diesem Anlie- 
gen voll entsprochen. Die Inbetriebnahme dieses 
Großobjekts der internationalen Integration er- 
möglicht es, über einen Seeweg von 273sm in 
20 Stunden Handelsgüter im Direktverkehr zwi- 
schen beiden Ländern ohne einen besonderen 
seewärtigen Umschlag zu befördern. Die auf der 
Mathias-Thesen-Werft in Wismar gebauten 
Fährschiffe mit einer Tragfähigkeit von 11700 t, 
einer Länge von 185m, einer Breite von 26m 
und einem Tiefgang von 7 m werden in zwei Eta- 
gen mit je fünf Breitspurgleisen rd. 100 Güterwa- 
gen der Sowjetischen Eisenbahnen aufnehmen 
können. Nach der vollständigen Fertigstellung 
der Fähranlage werden sechs Schiffe (drei sowje- 
tiich ee und drei DDR-Schiffe) im 8-Stun- 


denrhythmus Mukran und Klaipeda anlaufen. 
So werden mehrere Millionen Tonnen Güter 
schnell, sicher, energiesparend und effektiv zwi- 


schen den beiden befreundeten Ländern beför- 
dert. 

Die Deutsche Reichsbahn erfüllt außerdem 
wichtige Aufgaben beim Transitverkehr. 1982 er- 
reichte sie mit über 10 Mill. t transportierter Gü- 
ter einen vorderen Rang in Europa. Neben be- 
günstigenden geographischen Faktoren haben 
vor allen Dingen die Konzentration auf interna- 
tionale Aufgaben und die ausgezeichnete Arbeit 
der Eisenbahner der DDR dieses Ergebnis mög- 
lich gemacht. Zielstrebig wurden die kapazitiven 
und technisch-organisatorischen Voraussetzun- 
gen für den Transitverkehr ausgebaut. Durch die 
DDR rollen z.B. täglich 24 TEEM-Züge, das ist 
ein Fünftel aller Züge des TEEM-Netzes; dazu 
90 speziell dem Transitverkehr vorbehaltene 
Durchgangseilgüterzüge. Über 21 Grenzbahn- 
höfe sind entsprechend dem LIM!-Verzeichnis 
etwa 80 Länderverbindungen für den Transitver- 
kehr über Strecken in der DDR vorgesehen. 
Auch an der Diskussion um einen gesamteuro- 
päischen Infrastrukturleitplan im Internationa- 
len Eisenbahnverband UIC hat die Deutsche 
Reichsbahn sich von Anfang an aktiv beteiligt 
und mit ihrer langfristigen Netzgestaltung und 
-modernisierung wichtige materielle Vorausset- 
zungen für das Achsenkreuz Ost—West und 
Nord—Süd geschaffen. Wenngleich dieser Plan 
im Kern eine Strukturaussage der westeuropä- 
ischen Eisenbahnen darstellt, war die Mitarbeit 


der sozialistischen Bahnverwaltungen im Inter- 
esse ihrer außenwirtschaftlichen Ziele dennoch 
von großer Wichtigkeit. 

Die Transitstrecken der Deutschen Reichs- 
bahn werden zunehmend nach neuen techni- 
schen Erkenntnissen ausgestattet und mit mo- 
dernen Triebfahrzeugen befahren, so daß sie 
kurze Beförderungszeiten ermöglichen. Als ein- 
zige europäische Staatsbahn bietet die Deutsche 
Reichsbahn mit der Tranisitleitstelle Seddin 
Transportkunden einen speziell auf internatio- 
nale Bedürfnisse gerichteten Kundendienst. 
Hierzu gehören z.B. die ständige Überwachung 
von Wagen mit leichtverderblichen Gütern oder 
mit Tieren während des Transitlaufs auf den 
Strecken der Deutschen Reichsbahn, die Tempe- 
raturkontrolle von Selbstkühlwagen oder Selbst- 
kühlcontainern oder die Vormeldung nach be- 
sonderem Auftrag bei allen Wagenladungen. 

Wesentliche Vorteile für die internationalen 
Transportkunden bietet auch das preisgünstige 
Tarifniveau beim Transitverkehr über Strecken 
der Deutschen Reichsbahn. Für die Beförderung 
von, oder nach Ländern, die am SMGS beteiligt 
sind, wird einheitlich der anerkannt niedrige 
ETT (Einheitlicher Transittarif) angewendet. 
Transporte zwischen Ländern, die nicht am 
SMGS beteiligt sind, werden nach dem DDR- 


ı. Europäische Güterzugfahrplankonferenzen 
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Wismar — Kalikippan- 


lage mit Roboter 
Foto: Zentrale Bild- 
stelle Deutsche Reichs- 
bahn 


Durchfuhrtarif behandelt, der für Wagenladun- 
gen und Stückgut gilt und auf der Grundlage 
von Empfehlungen des UIC ausgearbeitet 
wurde. Besonders für lange Transitverbindungen 
bietet der mit steigender Entfernung fallende 
Frachtsatz wesentliche Preisvergünstigungen. 
Vor allem für die Verbindung der skandinavi- 
schen Länder und vieler Nord- und Ostseehäfen 
mit Südeuropa sowie dem Nahen und Mittleren 
Osten hat der DDR-Durchfuhrtarif eine heraus- 
ragende Bedeutung. 

Die Entwicklung des Fährverkehrs nach 
Schweden und Dänemark bietet ein weiteres an- 
sprechendes Beispiel der international anerkannt 
guten Arbeit der Eisenbahner der DDR. Beide 
Fährrouten bewähren sich als wichtige Verbin- 
dungen zwischen den skandinavischen Ländern 
und Süd- und Südosteuropa. Leistungsfähigkeit 
und umfangreicher Service zeichnen sowohl 
Saßnitz—Trelleborg als auch Warnemünde— 
Gedser aus. Alle beteiligten Bahnverwaltungen 
dieser traditionellen Verbindungen sind bemüht, 
dem Transportkunden durch die Inbetrieb- 
nahme moderner und leistungsfähiger Fähr- 
schiffe, durch Verbesserungen in den Fährbahn- 


höfen und die Aufnahme neuer Transporttech- 
nologien ein vielseitiges Transportangebot zu 
unterbreiten. Zur Zeit verkehren auf beiden 
Routen im paritätischen Verhältnis Schiffe der 
beteiligten Bahnen. Zwischen Saßnitz und Trel- 
leborg sind es die Großfähren der Deutschen 
Reichsbahn »Rügen«, »Rostock« und »Saßnitz« 
und die der Schwedischen Staatsbahnen 
»Skane«, »Svealand« und »Götaland«, zwischen 
Warnemünde und Gedser die 1963 in Dienst ge- 
stellte »Warnemünde« der Deutschen Reichs- 
bahn und die »Kong Frederik IX« der Däni- 
schen Staatsbahnen. 

Der Segelplan (Fährplan) der 107km langen 
Fährverbindung zwischen Saßnitz und Trelle- 
borg garantiert für beide Fährbahnhöfe Abfahr- 
ten im 2-Stunden-Abstand. Diese hohe Abfuhr- 
frequenz wurde mit den Erweiterungen in 
Saßnitz, vor allem dem Bau des zweiten Fähr- 
betts, möglich. 

Auch auf der 48km langen Fährverbindung 
zwischen Warnemünde und Gedser schaffen vier 
Abfahrten in jeder Richtung günstige Vorausset- 
zungen für die Trajektierung. Die gestiegenen 
Kapazitäten der Fährschiffe kommen den Wün- 


Leistungsentwicklung der Fährrouten 


Jahr Saßnitz— Trelleborg 

Nettotonnen Beförderte 

(Wagenladungen) Personen 
1960 860 641 243 888 
1970 2093414 230 764 
1975 3149713 266 143 
1980 2925 408 278047 
1981 2925 408 273 062 
1982 2920 789 267315 


Warnemünde— Gedser 


Nettotonnen Beförderte 
(Wagenladungen) Personen 
147971 31712 
301708 131603 
303565 169 654 
218298 201 133 
211780 213 899 
193 009 206719 


schen der Kunden nach Beförderung von Wa- 
gengruppen sehr entgegen. Kurze Transportzei- 
ten, der Wegfall vieler Rangierarbeiten und der 
unmittelbare Anschluß an die TEEM-Züge ge- 
statten den Direktverkehr zwischen Absender 
und Empfänger. 

Mit der Aufnahme des Trailerverkehrs zwi- 
schen Saßnitz und Trelleborg im Jahr 1978 
wurde den vielfältigen und veränderten Trans- 
portbedürfnissen mit dieser effektiven modernen 
Technologie entsprochen, was in der ständig 
steigenden Anzahl der trajektierten Trailer zum 
Ausdruck kommt (1980: 9000 Trailer). 

Die vielfältigen Aktivitäten im grenzüber- 
schreitenden und Transitverkehr setzen die Mit- 
arbeit der Deutschen Reichsbahn in zwischen- 
staatlichen Organisationen voraus. Die Bedin- 
gungen dafür verbesserten sich mit der weltweiten 
diplomatischen Anerkennung und der Aufnahme 
der DDR in die UNO. 


Schon von Anfang an hatte die Deutsche 
Reichsbahn - wie erwähnt - im nichtstaatlichen 
Internationalen Eisenbahnverband (UIC) mitge- 
arbeitet. Seit 1959 stellte sie einen Vizepräsiden- 
ten, von 1960 bis 1975 und ab ıg81 den Präsiden- 
ten des Ausschusses VII (Bahnanlagen). 1977/78 
nahm die Deutsche Reichsbahn entsprechend 
den Statuten die zeitlich gebundene Präsident- 
schaft der UIC wahr. 

Auch bei den schon genannten weiteren Ab- 
kommen und Organisationen trägt die Deutsche 
Reichsbahn erfolgreich zur Gestaltung einer vor- 
teilhaften internationalen Zusammenarbeit bei. 

Im Forschungs- und Versuchsamt der UIC 
(ORE), in dem die Deutsche Reichsbahn seit 
1964 Mitglied ist, hat sie durch ihre aktive Mit- 
arbeit erfolgreich dafür gewirkt, die wissen- 
schaftlich-technische Zusammenarbeit zu för- 
dern und das internationale Entwicklungsniveau 
mitzubestimmen. 


Die Eisenbahn als Produktivitäts- und Wachstumsfaktor der 


Volkswirtschaft 
Die Strategie des X. Parteitags der SED mit der 


zentralen Forderung, für die weitere wirtschaft- 
liche Entwicklung vorrangig qualitative Wachs- 
tumsfaktoren zu nutzen und die Intensivierung 
im Maßstab der gesamten Volkswirtschaft we- 
sentlich zu beschleunigen, stellt auch das Ver- 
kehrswesen der DDR vor neue, höhere Aufga- 
ben. Alle Anstrengungen richten sich auf die 
Verminderung des Transportaufwands als einem 
wesentlichen Teil des Produktionsverbrauchs, 
der zur Herstellung des gesellschaftlichen Ge- 
samtprodukts verwendet werden muß. Etwa 17 
Mrd. Mark erfordert gegenwärtig der Binnengü- 
tertransport der DDR. Seine Senkung wirkt sich 
direkt als Steigerung des Nationaleinkommens 
aus. 

Vor allen Dingen kommt es darauf an, durch 
eine optimale Gestaltung der Lieferbeziehungen 
die Transportarbeit auf das volkswirtschaftlich 
notwendige Maß zu begrenzen. Bis 1980 stieg der 
Transportaufwand zwar geringer als die volks- 
wirtschaftliche Gesamtproduktion, aber trotz- 
dem absolut an. Eine solche Entwicklung ent- 
spricht nicht den Anforderungen der 8oer 
Jahre. 

Deshalb gilt es, die Transportleistung je Ein- 
heit gesellschaftliches Gesamtprodukt, die 1960 
bis 1978 im Durchschnitt jährlich um etwa 1% ge- 
senkt werden konnte, absolut zu reduzieren. 
Schon in Vorbereitung des X. Parteitags der 
SED verminderte sich 1979/80 die Transportlei- 
stung um 2%. Anfang der 8oer Jahre konnten die 
eingangs zu diesem Kapitel erwähnten Werte er- 
reicht werden. Eine wichtige Voraussetzung da- 
für bildete die gleichfalls schon erwähnte Trans- 
portoptimierung. Bereits bis zum Ende des 


gegenwärtigen Fünfjahrplans werden etwa 70% 
aller Transport- und Lieferbeziehungen, darun- 
ter so entscheidende Bereiche wie Kohle, Ener- 
gie, Bauwesen, Metallurgie, Erzbergbau, Kaliför- 
derung sowie die Land-, Forst- und Nahrungsgü- 
terwirtschaft mit Hilfe moderner Rechentechnik 
optimiert. Die dadurch mögliche Einsparung an 
Energie wird durch die weitere Entlastung des 
Straßenverkehrs und das verstärkte Einbeziehen 
der Binnenschiffahrt in die Transportaufgaben 
erhöht. 

Entsprechend dem Trend der entwickelten In- 
dustriestaaten werden auch in der Volkswirt- 
schaft der DDR die Transportaufgaben in den 
nächsten Jahren nicht wesentlich wachsen. 
Trotzdem wird die Deutsche Reichsbahn aus 
den genannten Gründen weiterhin steigende 
Leistungen erbringen müssen. Die Investitionen 
im Verkehrswesen der DDR werden deshalb im 
Fünfjahrplan ı981 bis 1985 entsprechend den 
volkswirtschaftlichen Prioritäten auf die Ver- 
kehrszweige verteilt. 70% erhalten die Eisenbahn 
und die Binnenschiffahrt. Die Deutsche Reichs- 
bahn konzentriert sich mit den ihr zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln besonders darauf, das 
Tempo der Streckenelektrifizierung weiter zu be- 
schleunigen. Außerdem setzt sie den mehrgleisi- 
gen Ausbau fort. 

Über 1985 hinaus ist die Erweiterung der elek- 
trischen Zugförderung unverändert die zentrale 
und wichtigste Rationalisierungsmaßnahme im 
Eisenbahntransport. In einem langfristigen Pro- 
gramm ist für alle wichtigen Hauptstrecken die 
Elektrifizierung vorgesehen. So sind weitere 
wichtige Nord-Südverbindungen von Berlin 
über Pasewalk—Stralsund nach Saßnitz und von 
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Rostock über Wismar—Schwerin nach Magde- 
burg geplant. Von Cottbus ausgehend, wird die 
Elektrifizierung bis Berlin und in südlicher 
Richtung über Falkenberg bis Leipzig, außer- 
dem zwischen Eilenburg und Delitzsch, fortge- 
setzt. 

Das Tempo der Elektrifizierung wird maßgeb- 
lich bestimmt durch die weitere Einführung ra- 
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tioneller Bau- und Montagetechnologien, ent- 
sprechender Mastgründungsverfahren und 
durch den Einsatz moderner Maschinen und 
Geräte. Dabei wird die Verwendung kupfer- 
sparender Fahrleitungskonstruktionen die hohen 
Materialkosten vermindern. Schrittweise geht 
die Deutsche Reichsbahn außerdem dazu über, 
mit Einfachfahrleitungen die Rangiergleise der 


Bahnhöfe sowie Nebenbahnen in das elektrifi- 
zierte Netz einzubeziehen. 

Neben der weiteren Streckenelektrifizierung 
und dem zweigleisigen Ausbau vergrößert sich in 
den kommenden Jahren der Anteil der Strecken, 
die mit 120 km/h befahren werden können. Par- 
allel hierzu werden die zulässigen Werte für die 
Achskraft und die Streckenkräfte im Haupt- 
bahnnetz der Deutschen Reichsbahn erhöht. 

Weitere Schritte zur technischen Vervoll- 
kommnung der Betriebsführung sind: 

- der Ausbau der punktförmigen Zugbeeinflus- 
sung, 

- der verstärkte Einsatz automatischer Strecken- 
blockeinrichtungen, 

- die verbesserte Kommunikation durch den 
Einsatz von Zugfunk, 

- die Inbetriebnahme einer rechnergestützten 
Dispatcherzentrale, 

- die Nutzung der Lichtleitertechnik. 

Bei der Entwicklung der Leistungsfähigkeit 
der Bahnhöfe müssen die Vorzüge der Konzen- 
tration umfassend erschlossen werden. Ausge- 
wählte Rangier- und Zugbildungsbahnhöfe wer- 
den weitgehend mechanisiert und teilautomati- 
siert. Dabei ist die Zahl der Zugangsstellen zum 
Netz so zu gestalten, daß alle Transporte ener- 
gieoptimal stattfinden und die Vorteile des 
Schienenverkehrs genutzt werden können. Be- 
sondere Bedeutung gewinnt hierbei der Bau von 
Anlagen für den elektrischen Rangierbetrieb. 

Die Entwicklung des Triebfahrzeugparks ist 
verständlicherweise ebenfalls von dem Vorrang 
der elektrischen Traktion gekennzeichnet. Die 
Kapazität des Wagenparks erhöht sich dagegen 
besonders durch die Steigerung seiner Tragfä- 
higkeit und Disponibilität. Dabei werden reichs- 
bahneigene Kapazitäten zunehmend genutzt. So 
bauen und rekonstruieren Reichsbahnausbesse- 
rungswerke Güter- und Reisezugwagen. Auch 
Großcontainer, moderne Rangiertechnik und 
neue Gleisbaugeräte werden in reichsbahneige- 
nen Werkstätten hergestellt. Damit erfüllen die 
Eisenbahner der DDR die Forderung des X. Par- 
teitags, den wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritt mit eigenen Rationalisierungskapazitäten 
zu beschleunigen. 90% des gesamten wissen- 
schaftlich-technischen Potentials werden darauf 
konzentriert, die Hauptrichtungen der Rationali- 
sierung zu verfolgen. 

Einen weiteren Schwerpunkt zur Nutzung vor- 
handener Kapazitäten, zur Einsparung von 
Energie und Material und zur Erhöhung der 
Produktivität der lebendigen Arbeit bildet die 
Mikroelektronik. Der Einsatz von Bordrechnern 
wird auf der Basis der Erfahrungen bei der Berli- 
ner S-Bahn schrittweise ausgedehnt. In den 
Reichsbahnausbesserungswerken kann die rech- 
nergestützte Produktionsvorbereitung und 
-steuerung die Leistung weiter erhöhen, während 
den Transportkunden mit der modernen Re- 


chentechnik ein schneller und universeller Infor- 
mationsdienst geboten wird. Auch die Abferti- 
gung läßt sich durch Kleinrechner bedeutend 
vereinfachen und beschleunigen. Bereits ab 1984 
werden z. B. in Erfurt Dialogrechenautomaten 
im Zugfertigstellungsdienst eingesetzt. Dabei 
gibt der Zugfertigsteller alle spezifischen Anga- 
ben der Güterwagen wie die Gesamtmasse, das 
Bremsgewicht, die Bremsart usw. über Funk in 
einen Zentralcomputer ein. Dieser errechnet die 
für den Bremszettel notwendigen Angaben und 
druckt die Unterlagen für den Lokführer aus. 
Der Computer stellt aber auch gleichzeitig die 
Verkehrsangaben des Zuges, z.B. die Zielbahn- 
höfe der Wagen, fest, ermöglicht so die Vormel- 
dung und überprüft unter anderem die Einhal- 
tung der Güterzugbildungsvorschriften. Auf 
diese Weise werden Fehlerquellen weitgehend 
ausgeschaltet, und der Arbeitsablauf wird be- 
schleunigt, da alle Schreibarbeiten am Zug ent- 
fallen. 

Generell wird die Grundrichtung der weiteren 
Entwicklung im Eisenbahnwesen maßgeblich 
durch die Dynamik der Produktivkräfte und 
ihrer Standortverteilung in der gesamten Volks- 
wirtschaft bestimmt. Dabei steht fest, daß die 
Eisenbahn auch zukünftig Hauptverkehrszweig 
bleibt und ihre Arbeit immer mehr zu einem 
entscheidenden Wachstumsfaktor bei der inten- 
siv erweiterten Reproduktion der gesamten 
Volkswirtschaft wird. Deshalb müssen alle Mög- 
lichkeiten des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts genutzt werden, um mit dem sparsam- 
sten Einsatz an Mitteln die Leistungsfähigkeit 
der Deutschen Reichsbahn zu erhöhen. 

Gemeinsam mit den Transportkunden gilt es 
außerdem, alle Kapazitäten konsequent und in- 
tensiv zu nutzen. Besonders die durchgehende 
Be- und Entladung an allen Tagen der Woche 
sowie die volle Ausnutzung der Tragfähigkeit 
der Wagen und ihres Laderaumes sind weiter zu 
verbessern. Aber auch Fahr- und Ladegemein- 
schaften sowie Knotentechnologien werden die 
Gesamteffektivität der Transport-, Umschlag- 
und Lagerprozesse erhöhen. 

Letztlich entscheiden die schöpferische Arbeit 
der Eisenbahner, ihr Wissen, Können und ihr 
Einsatz über die Erfolge, die unter Führung der 
Partei der Arbeiterklasse im Transportwesen er- 
reicht werden. Sie tragen dazu bei, die Haupt- 
aufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik weiterhin erfolgreich zu lösen und 
die entwickelte sozialistische Gesellschaft zu er- 
richten. 
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Schlußbemerkungen 


Seit 150 Jahren prägen die Eisenbahnen das Bild 
des deutschen Landverkehrs; seit 40 Jahren be- 
finden sie sich im Gebiet der Deutschen Demo- 
kratischen Republik in Volkeshand. Vieles 
konnte in diesem langen Zeitraum erreicht wer- 
den. Die leistungsstarken Eisenbahnen der Ge- 
genwart haben kaum noch Gemeinsamkeiten 
mit dem Betrieb der Anfangszeit und der ihnen 
folgenden Jahrzehnte. Nur museale Objekte und 
technische Denkmale veranschaulichen uns 
heute noch diese Zeit, ergänzt durch zahlreiche 
schriftliche Quellen. Aber kein anderer Ver- 
kehrszweig hat so umfassend und nachhaltig auf 
das gesamte gesellschaftliche, besonders das 
wirtschaftliche Leben gewirkt wie die Eisenbahn. 
Von keinem anderen gingen außerdem so deutli- 
che Einflüsse auf politische und militärische 
Entscheidungen aus. Und schließlich wurde kein 
anderer Verkehrszweig so intensiv durch die Pro- 
duktivkräfteentwicklung im weitesten Sinne des 
Wortes, durch den Krisenzyklus der kapitalisti- 
schen Wirtschaft, die ökonomischen Möglichkei- 
ten und Erfordernisse des Sozialismus berührt 
wie die Eisenbahn. Zwar deutete sich in den 
Jahren nach dem zweiten Weltkrieg ein weltwei- 
ter Trend zu Betonung des explosiv wachsenden 
Kraftverkehrs an. Doch sehr bald zeigte sich, 
daß die Eisenbahn nicht nur ihre bisherige Be- 
deutung nicht verlor, sondern im Gegenteil we- 
gen ihrer arteigenen Vorzüge besonders in den 
entwickelten Industriestaaten zusätzliche Aufga- 
ben übernehmen mußte. Neue Eisenbahnpro- 
jekte wurden überall dort in Angriff genommen, 
wo die bisherige Verkehrserschließung die öko- 
nomische Entwicklung behinderte. Einen beson- 
deren Markstein setzte hierbei der »Eisenbahn- 
bau des Jahrhunderts«, die in dem Jahrzehnt von 
1974 bis 1984 vollendete, unter extrem schwieri- 
gen Bedingungen entstandene 3100 km lange 
Baikal-Amur-Magistrale. Sie wird ein Gebiet 
von 1,5 Mill. km? immer intensiver erschließen 
und mit Sicherheit ökonomische Wirkungen ha- 
ben, die heute zwar abgesteckt werden können, 
aber in voller Tragweite erst in späteren Jahren 
abzurechnen sind. 

In der sozialistischen Deutschen Demokrati- 
schen Republik hat die Eisenbahn eine dominie- 
rende Stellung im einheitlichen Transportsy- 
stem, in dessen Rahmen sie mit der Binnen- und 
Seeschiffahrt, dem Kraftverkehr und dem Luft- 
verkehr kooperativ zusammenarbeitet. Der wei- 
tere Ausbau unseres einheitlichen sozialistischen 
Transportwesens geschieht auf dem Weg einer 
planmäßigen Arbeitsteilung zwischen den Ver- 
kehrszweigen und der Beachtung volkswirt- 
schaftlich günstiger Proportionen in der Struk- 
tur der Zweige des Gütertransports. Dabei 
werden alle Verkehrsprozesse so geleitet, daß der 
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wissenschaftlich-technische Fortschritt den Auf- 
wand an vergegenständlichter und lebendiger 
Arbeit vermindert, moderne Technologien bei 
wachsender Effektivität und Qualität fördert 
und letztlich zur Erhöhung des Nationaleinkom- 
mens beiträgt. 

Die notwendige Senkung des volkswirtschaft- 
lichen Transportaufwands und der beanspruch- 
ten Energie fordert dringlich neue Erkenntnisse 
der transportökonomischen Theorie und Praxis 
sowie langfristige Strategien. Die aktuellen Auf- 
gaben der vor uns liegenden Jahre bestehen 
außerdem in einer Veränderung der Struktur des 
Transports mit dem Ziel, die energetischen Vor- 
teile der Eisenbahn — und der Binnenschiff- 
fahrt — volkswirtschaftlich besser zu nutzen so- 
wie in einer rationellen Nutzung und Moderni- 
sierung der Grundfonds. Daraus resultieren 
notwendigerweise beachtlich steigende Anforde- 
rungen an alle Eisenbahner sowohl hinsichtlich 
ihrer beruflichen Qualifikation als auch hin- 
sichtlich einer hohen politischen und morali- 
schen Motivation. 

Die Hauptrichtungen der Intensivierung im 
Eisenbahnwesen lassen sich wie folgt zusammen- 
fassen: 


Senkung des spezifischen Energieverbrauchs 
durch rationelle Energieanwendung, besonders 
durch die weitere Streckenelektrifizierung und 
Energieträgersubstitution. Das schließt ein: 

— Einsatz von Zuglokomotiven mit Drehstrom- 
antriebstechnik und mikrorechnergesteuerten 
Stromwechselrichtern, 

- mikroelektronische Steuerung der Bahnener- 
gieversorgung, 

- rechnergestützte Einsatzdisposition 
Steuerung von Triebfahrzeugen, 

— Substitution flüssiger Energieträger durch 
Elektroenergie und technische Gase, 

— Senkung des Energieverbrauchs bei stationä- 
ren Prozessen einschließlich der Nutzung von 
Sekundärenergie. 


und 


Erhöhte und stabile Leistungsfähigkeit der mate- 
riell-technischen Basis der Deutschen Reichs- 
bahn. Das schließt ein: 

— erhöhte durchschnittliche Reisegeschwindig- 
keit, 

— Breitenwirksamkeit der Lichtleitertechnik, 

- Einsatz funktionserweiterter Bordmikrorech- 
nersysteme auf Triebfahrzeugen, 

— sprachgesteuerte Informationstechnik zur 
Fernsteuerung von Weichen, Transport- und 
Umschlagmitteln, 

— Breitenwirksamkeit der punktförmigen Zug- 
beeinflussung, 

- digitale Übertragungstechnik im Fernmelde- 
wesen. 


Reduzierung des Arbeitskräftebedarfs durch 
Einführung rationeller Verkehrstechnik und An- 
wendung moderner Technologien, vor allem in 
der Leitung des Zugbetriebs und des Gütertrans- 
portprozesses. Beispielhaft seien u. a. hierbei er- 
wähnt 

— rechnergestützte Dispatcherzentralen, 

- rechnergestützte Stellwerke, 

- Mustererkennung und Sensorführung für 
Lade- und Rangierprozesse, 

- Geldautomaten mit integriertem Fahrausweis- 
und Platzkartenverkauf. 


Rationalisierung der Instandhaltungsprozesse. 
Dazu gehören: 

- hochleistungsfähige Gleisbaumechanismen, 

— breites Anwenden der technischen Diagnostik, 


verbunden mit dem Übergang auf die komplexe 
Zuverlässigkeitsarbeit, 

— Einsatz von Industrierobotern zur Beschleuni- 
gung von Bau- und Reparaturprozessen, 

- Entwicklung unterhaltungsarmer, korrosions- 
armer und korrosionsschutzgerechter Konstruk- 
tionen. 

Verständlicherweise können diese knappen, 
stichwortartigen Angaben nur die Richtung der 
künftigen Entwicklung andeuten, die in jedem 
Fall ein komplexes Problem nicht allein der 
Eisenbahn bzw. des Transportwesens, sondern 
der Wirtschaft überhaupt darstellt. Sie zeigen je- 
doch, daß die Zukunft der Eisenbahnen eben 
erst begonnen hat und daß dieser Verkehrszweig 
seinen Platz auch im dritten Jahrtausend be- 
haupten wird. 
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